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Vorwort Gerichtshof

Vorwort

Das Jahr 2010 war fiir den Gerichtshof der Europdischen Union ein Jahr der Konsolidierung der mit
dem Vertrag von Lissabon eingefiihrten Reformen des Gerichtssystems der Union. Das Verfahren
zur Durchfiihrung der wichtigsten dieser Reformen, des Beitritts der Europaischen Union zur Eu-
ropdischen Menschenrechtskonvention, ist in diesem Jahr eingeleitet worden. Der Gerichtshof hat
die Entwicklung dieses Verfahrens aufmerksam verfolgt und wird dies auch weiterhin tun.

2010 wird auch wegen der besonderen Intensitat der Rechtsprechungstatigkeit des Organs in die
Annalen eingehen. Bei den drei den Gerichtshof bildenden Gerichten sind insgesamt 1 406 Rechts-
sachen anhdngig gemacht worden. Dies ist die hochste Zahl in der Geschichte des Organs und
belegt die stetige Zunahme der Rechtsstreitigkeiten vor den Unionsgerichten. Ferner ist auf die all-
gemeine Verkiirzung der Verfahrensdauer hinzuweisen, die insbesondere bei den Vorabentschei-
dungsverfahren ganz erheblich ist.

SchlieBllich sind im vergangenen Jahr insbesondere im Zuge der teilweisen Neubesetzung zwei
Mitglieder und der Kanzler des Gerichtshofs sowie vier Mitglieder des Gerichts ausgeschieden.
Hervorzuheben ist, dass die Ernennungen der neuen Mitglieder des Gerichtshofs und des Ge-
richts die ersten sind, die nach dem neuen, mit dem Vertrag von Lissabon eingefiihrten Verfahren
vorgenommen wurden, namlich nach einer Stellungnahme des in Art. 255 AEUV vorgesehenen
Ausschusses.

Der Leser findet in diesem Bericht eine vollstandige Darstellung der Entwicklung und der Tatigkeit
des Gerichtshofs im Jahr 2010. Wie jedes Jahr enthalt ein wesentlicher Teil des Jahresberichts knap-
pe, aber erschopfende Angaben zur eigentlichen Rechtsprechungstatigkeit des Gerichtshofs, des
Gerichts und des Gerichts fiir den offentlichen Dienst. Die Analyse der Rechtsprechungstatigkeit
im Jahr 2010 wird durch statistische Daten fiir die einzelnen Gerichte erganzt und illustriert.

V. Skouris
Prasident des Gerichtshofs
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Entwicklung und Tatigkeit Gerichtshof

A - Entwicklung und Tatigkeit des Gerichtshofs im Jahr 2010
Von Prdsident Vassilios Skouris

In diesem Teil des Jahresberichts wird die Tatigkeit des Gerichtshofs der Européischen Union im
Jahr 2010 zusammenfassend dargestellt. Erstens wird ein Uberblick tiber die Entwicklung des Or-
gans im vergangenen Jahr gegeben, wobei die den Gerichtshof betreffenden institutionellen Ver-
anderungen und die Entwicklungen in Bezug auf seine interne Organisation und seine Arbeitsme-
thoden im Vordergrund stehen. Zweitens enthalt er eine Analyse der Statistiken zur Entwicklung
der Arbeitsbelastung des Organs sowie zur durchschnittlichen Verfahrensdauer. Drittens werden
wie in jedem Jahr die wichtigsten Entwicklungen in der Rechtsprechung, gegliedert nach Sachge-
bieten, dargestellt.

1. Da der Vertrag von Lissabon den Beitritt der Europadischen Union zur Europdischen Konvention
zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) vorsieht, ist in diesem Jahr das ent-
sprechende Verfahren eingeleitet worden. In einem ersten Schritt wurde der Europaischen Kom-
mission ein Verhandlungsmandat erteilt, um die Verhandlungen mit dem Europarat zu fiihren. Der
Beitritt der Europaischen Union zur EMRK wird zweifellos Auswirkungen auf das Gerichtssystem
der Union insgesamt haben.

Der Gerichtshof hat deshalb die Entwicklung dieses Verfahrens aufmerksam verfolgt und hat in
dem Bestreben, an den Bemiihungen zur Verwirklichung des Beitrittsvorhabens, das recht kom-
plexe Rechtsfragen aufwirft, mitzuwirken, in einem am 5. Mai 2010 veréffentlichten Papier' erste
Uberlegungen zu einem speziellen Aspekt vorgelegt, der mit der Funktionsweise des Gerichtssys-
tems der Union zusammenhangt. In diesem Papier hat der Gerichtshof festgestellt, dass, um den
Subsidiaritatsgrundsatz zu wahren und zugleich das ordnungsgemaBe Funktionieren des Gerichts-
systems der Union sicherzustellen, Vorkehrungen getroffen werden miissen, die zu gewahrleisten
vermogen, dass der Gerichtshof in effektiver Weise mit der Frage der Giiltigkeit einer Unionshand-
lung befasst werden kann, bevor der Europdische Gerichtshof fiir Menschenrechte Uber die Verein-
barkeit dieser Handlung mit der EMRK entscheidet.

SchlieB3lich ist auch erwdhnenswert, dass die Verfahrensordnung des Gerichtshofs am 23. Marz
2010 gedndert worden ist (ABI. L 92, S. 12). Mit diesen Anderungen sollten die nach Inkrafttreten
des Vertrags von Lissabon erforderlichen Anpassungen vorgenommen werden.

2. Die Rechtsprechungsstatistiken des Gerichtshofs fur das Jahr 2010 zeigen generell eine erhohte
Produktivitdt und eine erhebliche Steigerung der Effizienz beziiglich der Verfahrensdauer. AuBer-
dem ist auf den aullerordentlichen Anstieg der Zahl der beim Gerichtshof anhdngig gemachten
Rechtssachen, insbesondere der ihm vorgelegten Vorabentscheidungsersuchen hinzuweisen.

Der Gerichtshof hat im Jahr 2010 522 Rechtssachen abgeschlossen (um verbundene Rechtssa-
chen bereinigte Zahl), was einen leichten Riickgang gegeniiber dem Vorjahr bedeutet (543 ab-
geschlossene Rechtssachen im Jahr 2009). In 370 dieser Rechtssachen wurden Urteile erlassen, in
152 Rechtssachen ergingen Beschlisse.

Im Jahr 2010 gingen beim Gerichtshof 631 neue Rechtssachen ein (unabhangig von Verbindun-
gen wegen Zusammenhangs), was einen sehr starken Anstieg gegeniiber dem Vorjahr (562 neue
Rechtssachen) und die hochste Zahl in der Geschichte des Gerichtshofs darstellt. Gleiches gilt fir

' http://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2010-05/convention_de_2010-05-21_12-10-16_11.pdf
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die Vorabentscheidungsersuchen. Die Zahl der in diesem Jahr vorgelegten Vorabentscheidungser-
suchen ist im zweiten Jahr hintereinander die hochste je erreichte Zahl und bedeutet gegentiber
dem Vorjahr eine Steigerung um 27,4 % (385 Rechtssachen im Jahr 2010 gegenuber 302 Rechtssa-
chen im Jahr 2009).

Was die Verfahrensdauer angeht, sind die statistischen Daten sehr positiv. So betrug die durch-
schnittliche Dauer der Vorabentscheidungsverfahren 16,1 Monate. Ein Vergleich ergibt, dass — tiber
den gesamten Zeitraum gesehen, flir den der Gerichtshof liber zuverlassige Daten verfiigt — die
durchschnittliche Dauer der Vorabentscheidungsverfahren im Jahr 2010 am niedrigsten war.
Bei Klagen und Rechtsmitteln lag die durchschnittliche Verfahrensdauer bei 16,7 Monaten und
14,3 Monaten (17,1 Monate und 15,4 Monate im Jahr 2009).

Die Verbesserung der Effizienz des Gerichtshofs bei der Behandlung der Rechtssachen beruht nicht
nur auf den in den letzten Jahren in Angriff genommenen Reformen seiner Arbeitsmethoden, son-
dern auch darauf, dass er zunehmend von den verschiedenen Verfahrensinstrumenten Gebrauch
macht, Gber die er zur Beschleunigung der Behandlung bestimmter Rechtssachen verfiigt (Eilvor-
lageverfahren, Entscheidung mit Vorrang, beschleunigtes Verfahren, vereinfachtes Verfahren und
Entscheidung ohne Schlussantrage des Generalanwalts).

Antrage auf Durchflihrung des Eilvorlageverfahrens wurden in sechs Rechtssachen gestellt, und
die zustandige Kammer hielt die Voraussetzungen des Art. 104b der Verfahrensordnung in fiinf von
ihnen fiir gegeben. Diese Rechtssachen wurden in durchschnittlich 2,1 Monaten abgeschlossen.

Antrage auf Durchfiihrung des beschleunigten Verfahrens wurden dieses Jahr in zwdlf Rechts-
sachen gestellt, doch lagen die in der Verfahrensordnung aufgestellten Voraussetzungen nur in
finf von ihnen vor. Nach einer 2004 entwickelten Praxis werden Antrage auf Durchfiihrung des
beschleunigten Verfahrens durch einen mit Griinden versehenen Beschluss des Prasidenten des
Gerichtshofs beschieden. 14 Rechtssachen wurden vorrangig behandelt.

Ferner hat der Gerichtshof regelméaBig vom vereinfachten Verfahren Gebrauch gemacht, das in
Art. 104 § 3 der Verfahrensordnung fiir die Beantwortung bestimmter zur Vorabentscheidung vor-
gelegter Fragen vorgesehen ist. Insgesamt wurden 24 Rechtssachen auf der Grundlage dieser Vor-
schrift durch Beschluss abgeschlossen.

SchlieBllich hat der Gerichtshof haufig von der durch Art. 20 der Satzung gebotenen Moglichkeit
Gebrauch gemacht, ohne Schlussantrage des Generalanwalts zu entscheiden, wenn eine Rechts-
sache keine neue Rechtsfrage aufwirft. Ungefdahr 50 % der Urteile sind 2010 ohne Schlussantrdage
ergangen (52 % im Jahr 2009).

Was die Verteilung der Rechtssachen auf die verschiedenen Spruchkorper des Gerichtshofs an-
geht, wurden von den 2010 durch Urteil oder durch Beschluss mit Rechtsprechungscharakter ab-
geschlossenen Rechtssachen etwa 14 % von der GroBen Kammer, 58 % von den Kammern mit flinf
Richtern und etwa 27 % von den Kammern mit drei Richtern erledigt. Im Vergleich zum Vorjahr ist
die von der GroBen Kammer erledigte Zahl von Rechtssachen erheblich gestiegen (8 % im Jahr
2009) und die Zahl der von den Kammern mit drei Richtern behandelten Rechtssachen merklich
gesunken (34 % im Jahr 2009).

Fir weitere, eingehendere Informationen (ber statistische Daten aus dem Gerichtsjahr 2010 wird
auf den die Rechtsprechungsstatistiken enthaltenden Teil dieses Berichts verwiesen.
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B - Rechtsprechung des Gerichtshofs im Jahr 2010

Dieser Teil des Jahresberichts bietet einen Uberblick tiber die Rechtsprechung im Jahr 2010.
Verfassungsrechtliche oder institutionelle Fragen

Im Jahr 2010 hat sich die Rechtsprechung zu den Grundrechten betrachtlich erweitert.

In der Rechtssache Volker und Markus Schecke (Urteil vom 9. November 2010, verbundene Rechts-
sachen C-92/09 und C-93/09) war der Gerichtshof um die Priifung der Gliltigkeit der Verordnungen
(EG) Nr. 1290/2005 und 259/2008', die die Finanzierung der Gemeinsamen Agrarpolitik regeln und
eine Veroffentlichung von Informationen Uiber die natiirlichen Personen vorschreiben, die Mittel
aus dem Europaischen Garantiefonds fir die Landwirtschaft (EGFL) oder dem Europdischen Land-
wirtschaftsfonds flr die Entwicklung des landlichen Raums (ELER) erhalten, ersucht worden und
hat erldutert, welche Erfordernisse sich aus dem Recht auf Schutz der personenbezogenen Da-
ten ergeben. Nach diesen Verordnungen sind diese Informationen insbesondere auf den Websites
der nationalen Behorden zu veréffentlichen. Zur Vereinbarkeit des in der Charta der Grundrechte
der Europdischen Union anerkannten Rechts auf den Schutz personenbezogener Daten mit der
Transparenzpflicht im Bereich der Europdischen Fonds befragt, hat der Gerichtshof ausgefihrt,
dass die Veroffentlichung von Daten mit den Namen der Mittelempfanger und den Betragen, die
sie erhalten haben, auf einer Internetseite wegen des freien Zugangs Dritter zu dieser Seite in das
Recht dieser Empfanger auf Achtung ihres Privatlebens im Allgemeinen und auf Schutz ihrer per-
sonenbezogenen Daten im Besonderen eingreift. Ein solcher Eingriff ist nur dann gerechtfertigt,
wenn er gesetzlich vorgesehen ist, den Wesensgehalt dieser Rechte achtet, nach dem Grundsatz
der Verhaltnismafigkeit erforderlich ist und den von der Union anerkannten dem Gemeinwohl
dienenden Zielsetzungen tatsachlich entspricht, wobei sich die Ausnahmen und Einschrankungen
dieser Rechte auf das absolut Notwendige beschrianken miissen. In diesem Zusammenhang hat
der Gerichtshof festgestellt, dass die Steuerzahler in einer demokratischen Gesellschaft zwar einen
Anspruch darauf haben, tiber die Verwendung der 6ffentlichen Gelder informiert zu werden, dass
der Rat und die Kommission gleichwohl verpflichtet waren, die verschiedenen beteiligten Interes-
sen ausgewogen zu gewichten, so dass sie vor Erlass der beanstandeten Bestimmungen priifen
mussten, ob die Veroffentlichung dieser Daten in jedem Mitgliedstaat auf einer Internetseite nicht
Uber das hinausging, was zur Erreichung der verfolgten berechtigten Ziele erforderlich war. Der
Gerichtshof hat daher bestimmte Vorschriften der Verordnung Nr. 1290/2005 und die Verordnung
Nr. 259/2008 insgesamt fiir ungltig erklart, ohne die Wirkungen der Veréffentlichung der Listen
von Empfangern von EGFL- und ELER-Mitteln in Frage zu stellen, die die nationalen Behorden in
der Zeit vor dem Tag der Verkiindung des Urteils vorgenommen haben.

Ebenfalls zu den Grundrechten erliel} der Gerichtshof am 22. Dezember 2010 ein weiteres wich-
tiges Urteil (Urteil DEB Deutsche Energiehandels- und Beratungsgesellschaft, C-279/09), das den
Grundsatz des effektiven gerichtlichen Rechtsschutzes betraf, wie er in Art. 47 der Charta der
Grundrechte der Europdischen Union verankert ist.

' Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 des Rates vom 21. Juni 2005 iber die Finanzierung der Gemeinsamen Agrarpo-
litik (ABI. L 209, S. 1) in der durch die Verordnung (EG) Nr. 1437/2007 des Rates vom 26. November 2007
(ABI.L322,S.1) gednderten Fassung und Verordnung (EG) Nr. 259/2008 der Kommission vom 18. Marz 2008 mit
Durchfiihrungsbestimmungen zur Verordnung Nr. 1290/2005 hinsichtlich der Veréffentlichung von Informatio-
nen Uber die Empfanger von Mitteln aus dem Europdischen Garantiefonds fiir die Landwirtschaft (EGFL) und
dem Europdischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des landlichen Raums (ELER) (ABI. L 76, S. 28).
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Im Ausgangsrechtsstreit stritten die deutsche Handelsgesellschaft DEB und der deutsche Staat
Uber einen von dieser Gesellschaft vor den deutschen Gerichten gestellten Antrag auf Bewilligung
von Prozesskostenhilfe. Die DEB wollte eine Staatshaftungsklage gegen den deutschen Staat erhe-
ben, um Ersatz des Schadens zu erlangen, der ihr durch die verspatete Umsetzung der Richtlinie
98/30/EG betreffend gemeinsame Vorschriften fiir den Erdgasbinnenmarkt? entstanden sein soll.
Die Prozesskostenhilfe wurde der DEB mit der Begriindung verweigert, dass die Voraussetzungen
nicht erfillt seien, unter denen diese Hilfe nach deutschem Recht juristischen Personen gewahrt
werden kdnne. Das mit der Klage gegen diese Versagung befasste Gericht legte dem Gerichtshof
die Frage zur Vorabentscheidung vor, ob der Grundsatz der Effektivitat des Unionsrechts im Zu-
sammenhang mit einem Verfahren zur Geltendmachung des unionsrechtlichen Staatshaftungs-
anspruchs einer nationalen Regelung entgegensteht, nach der die gerichtliche Geltendmachung
von der Zahlung eines Kostenvorschusses abhangig gemacht wird und einer juristischen Person,
die diesen Vorschuss nicht aufbringen kann, Prozesskostenhilfe nur unter sehr strengen Vorausset-
zungen gewahrt wird.

Der Gerichtshof hat entschieden, dass diese Frage unter Berlicksichtigung der Charta der Grund-
rechte der Europaischen Union zu beantworten ist, die seit dem Inkrafttreten des Vertrags von
Lissabon mit den Vertragen rechtlich gleichrangig ist. Der Gerichtshof hat auf Art. 47 der Charta
verwiesen, der ein Recht auf wirksamen Zugang zu den Gerichten fiir jede Person vorsieht, die
unionsrechtlich garantierte Rechte oder Freiheiten geltend machen will. Nach Abs. 3 dieses Arti-
kels wird ,Personen, die nicht {iber ausreichende Mittel verfligen, ... Prozesskostenhilfe bewilligt,
soweit diese Hilfe erforderlich ist, um den Zugang zu den Gerichten wirksam zu gewahrleisten”.
Der Gerichtshof hat zunachst ausgefiihrt, dass es nicht ausgeschlossen ist, dass sich juristische Per-
sonen auf den Grundsatz des effektiven gerichtlichen Rechtsschutzes berufen, wie er in Art. 47 der
Charta verankert ist, um die Befreiung von der Zahlung des Gerichtskostenvorschusses und/oder
der Gebiihren fiir den Beistand eines Rechtsanwalts zu erreichen. Im Licht der Rechtsprechung des
Europaischen Gerichtshofs fiir Menschenrechte zu Art. 6 der Europaischen Konvention zum Schutz
der Menschenrechte und Grundfreiheiten, in dem das Recht auf effektiven Zugang zu den Gerich-
ten verankert ist, hat der Gerichtshof sodann erlautert, dass der nationale Richter insoweit zu pri-
fen hat, ob die Voraussetzungen fiir die Gewahrung von Prozesskostenhilfe eine Beschrankung des
Rechts auf Zugang zu den Gerichten darstellen, die dieses Recht in seinem Wesensgehalt selbst
beeintrachtigen kénnen, ob sie einem legitimen Zweck dienen und ob die angewandten Mittel in
einem angemessenen Verhaltnis zum verfolgten Ziel stehen. Er hat ferner einzelne Elemente auf-
gefiihrt, die der nationale Richter bei seiner Wiirdigung berticksichtigen kann, indem er die in der
Rechtsprechung des Europdischen Gerichtshofs fiir Menschenrechte angefiihrten Gesichtspunkte
Ubernommen hat, wie z. B. die Bedeutung des Rechtsstreits, die Komplexitdt des geltenden Rechts
und des anwendbaren Verfahrens sowie, was insbesondere juristische Personen betrifft, die Gesell-
schaftsform, das Bestehen oder Fehlen von Gewinnerzielungsabsicht sowie die Finanzkraft ihrer
Gesellschafter oder Anteilseigner.

Wie die einzelstaatlichen Gerichte mit der Staatshaftung bei einem Verstol3 des Staates gegen sei-
ne gemeinschaftsrechtlichen Verpflichtungen umgehen missen, wirft nach wie vor Fragen auf.

In der Rechtssache Trasportes Urbanos y Servicios Generales (Urteil vom 26. Januar 2010, C-118/08)
befragte das vorlegende Gericht den Gerichtshof zur Anwendung einer Regelung, nach der eine
Staatshaftungsklage, die auf eine Verletzung des Unionsrechts durch ein nationales Gesetz ge-
stUtzt wird, nur Erfolg haben kann, wenn zuvor alle innerstaatlichen Rechtsbehelfe ausgeschopft
worden sind, wahrend eine solche Regelung nicht fiur eine Staatshaftungsklage gilt, die auf einen

2 Richtlinie 98/30/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 (ABI. L 204, S. 1).
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Verstol3 gegen die Verfassung gestitzt wird. Der Gerichtshof hat geantwortet, dass das Unions-
recht der Anwendung dieser Regelung entgegensteht, nachdem er darauf hingewiesen hatte, dass
die Mitgliedstaaten bei einem Versto3 gegen das Unionsrecht wegen dessen Vorrangs Schadens-
ersatz leisten missten. Unter Hinweis auf den Grundsatz der Aquivalenz hat er entschieden, dass
bei der Anwendung samtlicher fiir Rechtsbehelfe geltenden Vorschriften nicht danach unterschie-
den werden darf, ob ein Versto3 gegen Unionsrecht oder gegen internes Recht gerligt wird: Der
Gegenstand der beiden Staatshaftungsklagen ist gleichartig, da es um den Ersatz des vom Staat
verursachten Schadens geht. Im Hinblick auf den Aquivalenzgrundsatz kann nicht allein deshalb
ein Unterschied zwischen den beiden Klagen gemacht werden, weil unterschiedliche Gerichte fir
die Feststellung des RechtsverstoBes zusténdig sind.

In der Rechtssache Melki und Abdeli (Urteil vom 22. Juni 2010, C-188/10 und C-189/10) hatte der
Gerichtshof Gelegenheit, sich zur Vereinbarkeit des kirzlich in Frankreich eingefiihrten Verfahrens-
mechanismus einer ,vorrangigen Frage der VerfassungsmdBigkeit” mit dem Unionsrecht zu duf3ern.
Er hat in diesem Zusammenhang daran erinnert, dass zur Sicherstellung des Vorrangs des Uni-
onsrechts Voraussetzung fiir das Funktionieren des Systems der Zusammenarbeit zwischen ihm
und den nationalen Gerichten ist, dass es dem nationalen Gericht freisteht, in jedem Moment des
Verfahrens, den es flir geeignet hélt, und selbst nach Abschluss eines Zwischenverfahrens zur Kon-
trolle der Verfassungsmafigkeit dem Gerichtshof jede Frage zur Vorabentscheidung vorzulegen,
die es fiir erforderlich halt. Art. 267 des Vertrags liber die Arbeitsweise der Europaischen Union (im
Folgenden: AEUV) steht daher Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats, mit denen ein Zwischenver-
fahren zur Kontrolle der VerfassungsmaBigkeit nationaler Gesetze eingefiihrt wird, nicht entgegen,
soweit es den Uibrigen nationalen Gerichten freisteht,

- in jedem Moment des Verfahrens, den sie fiir geeignet halten, und selbst nach Abschluss eines
Zwischenverfahrens zur Kontrolle der VerfassungsmaRBigkeit den Gerichtshof zu befassen,

- jede MaBBnahme zu erlassen, die erforderlich ist, um den vorlaufigen gerichtlichen Schutz der
durch die Rechtsordnung der Union eingeraumten Rechte sicherzustellen, und

- nach Abschluss eines solchen Zwischenverfahrens die fragliche nationale gesetzliche Bestim-
mung unangewandt zu lassen, wenn sie sie als unionsrechtswidrig ansehen.

Zu der bereits mehrfach behandelten Frage, welche Folgen mit der Auslegung des Unionsrechts
verbunden sind, die der Gerichtshof im Rahmen von Vorabentscheidungsverfahren vornimmt, hat
dieser in der Rechtssache Albron Catering (Urteil vom 21. Oktober 2010, C-242/09) ausgefiihrt, dass
er in Auslibung seiner Befugnisse aus Art. 267 AEUV die fir die Betroffenen bestehende Mdglich-
keit, sich auf die Auslegung, die er einer Bestimmung gegeben hat, zu berufen, um in gutem Glau-
ben begriindete Rechtsverhaltnisse in Frage zu stellen, nur ganz ausnahmsweise aufgrund des
allgemeinen unionsrechtlichen Grundsatzes der Rechtssicherheit beschranken kann. Eine solche
Beschrankung ist nur dann zulassig, wenn zwei grundlegende Kriterien erfillt sind, namlich guter
Glaube der Betroffenen und die Gefahr schwerwiegender Stérungen. Da dem Gerichtshof nichts
vorgetragen wurde, was geeignet gewesen ware, eine Gefahr schwerwiegender Stérungen im Zu-
sammenhang mit einer grof3en Zahl von Rechtsstreitigkeiten darzutun, die aufgrund dieses Urteils,
mit dem die Richtlinie 2001/23/EG? ausgelegt wurde, gegen Unternehmen, die eine Ubertragung

®  Richtlinie 2001/23/EG des Rates vom 12. Mdrz 2001 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
tiber die Wahrung von Anspriichen der Arbeitnehmer beim Ubergang von Unternehmen, Betrieben oder Un-
ternehmens- oder Betriebsteilen (ABI. L 82, S. 16).
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im Sinne dieser Richtlinie vorgenommen haben, eingeleitet werden kénnten, waren die zeitlichen
Wirkungen des Urteils nicht zu beschranken.

Als Beitrag des Gerichtshofs zur Bestimmung der Wirkungen von Ubereinkommen, die die Union
mit Drittstaaten geschlossen hat, ist die Rechtssache Brita (Urteil vom 25. Februar 2010, C-386/08)
zu nennen, in der sich mehrere bedeutsame Fragen zur Auslegung internationaler Ubereinkom-
men, insbesondere des Assoziierungsabkommens EG-Israel*, gestellt haben.

Der Gerichtshof hat festgestellt, dass die Bestimmungen des Wiener Ubereinkommens tiber das
Recht der Vertrage® auf ein zwischen einem Staat und einer internationalen Organisation geschlos-
senes Abkommen wie das Assoziierungsabkommen EG-Israel anzuwenden sind, soweit diese
Bestimmungen eine Auspragung des allgemeinen Volkergewohnheitsrechts sind. Insbesondere
mussen die Bestimmungen des Assoziierungsabkommens, die seinen rdumlichen Geltungsbereich
festlegen, entsprechend dem Grundsatz pacta tertiis nex nocent nec prosunt ausgelegt werden. In
Anbetracht dieser Grundsatze hat der Gerichtshof entschieden, dass die Zollbehdrden des Einfuhr-
mitgliedstaats die Gewdhrung der in diesem Abkommen vorgesehenen Praferenzbehandlung fir
Waren aus dem Westjordanland verweigern durften. Aus einem anderen Assoziierungsabkommen,
dem Abkommen EG-PLO¢, ergibt sich namlich, dass nur die Zollbehérden des Westjordanlands
und des Gaza-Streifens befugt sind, eine Warenverkehrsbescheinigung auszustellen, wenn die
betreffenden Erzeugnisse als Ursprungserzeugnisse des Westjordanlands und des Gazastreifens
angesehen werden kdnnen. Eine Auslegung des Assoziierungsabkommens EG-Israel in dem Sin-
ne, dass die israelischen Behorden tiber Zollbefugnisse in Bezug auf Erzeugnisse mit Ursprung im
Westjordanland verfiigten, wiirde jedoch bedeuten, dass den paldstinensischen Zollbehérden die
Verpflichtung auferlegt wiirde, die Befugnisse, die ihnen durch das Abkommen EG-PLO Ubertra-
gen wurden, nicht auszuliben. Eine solche Auslegung, die zur Verpflichtung eines Dritten ohne
seine Zustimmung fihrt, stiinde daher im Gegensatz zu diesem allgemeinen vélkerrechtlichen
Grundsatz pacta tertiis nec nocent nec prosunt, der in Art. 34 des Wiener Ubereinkommens nieder-
gelegt ist.

Der Gerichtshof hat weiter ausgefiihrt, dass die Zollbehdrden des Einfuhrmitgliedstaats im Rah-
men des im Assoziierungsabkommen EG-Israel vorgesehenen Verfahrens nicht an den vorge-
legten Ursprungsnachweis und die Antwort der Zollbehérden des Ausfuhrstaats gebunden sind,
wenn diese Antwort keine ausreichenden Angaben enthalt, um den tatsachlichen Ursprung der
Waren feststellen zu kdnnen.

Wie in den Vorjahren war die Frage des Zugangs zu Dokumenten wieder Gegenstand von
Rechtsstreitigkeiten, von denen drei besondere Aufmerksamkeit verdienen. In der Rechts-
sache Kommission/Bavarian Lager (Urteil vom 29. Juni 2010, C-28/08 P) hat sich der Gerichts-

4 Europa-Mittelmeer-Abkommen zur Griindung einer Assoziation zwischen den Europdischen Gemeinschaften
und ihren Mitgliedstaaten einerseits und dem Staat Israel andererseits (ABI. 2000, L 147, S. 3), unterzeichnet am
20. November 1995 in Briissel.

5 Wiener Ubereinkommen (iber das Recht der Vertrige vom 23. Mai 1969 (United Nations International Treaties
Series, Bd. 1155, S.331).

¢ Europa-Mittelmeer-Interimsassoziationsabkommen tber Handel und Zusammenarbeit zwischen der Europdi-
schen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Paldstinensischen Befreiungsorganisation
(PLO) zugunsten der Paldstinensischen Behorde fiir das Westjordanland und den Gaza-Streifen andererseits
(ABI. 1997, L 187, S. 3), unterzeichnet am 24. Februar 1997 in Bruissel.
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hof mit dem Verhaltnis zwischen der Verordnung (EG) Nr. 1049/20017 und der Verordnung (EG)
Nr. 45/20018 beschaftigt.

Die Verordnung Nr. 1049/2001 legt als allgemeine Regel fest, dass Dokumente der Unionsorgane
der Offentlichkeit zugénglich sind, sieht aber u. a. dann Ausnahmen vor, wenn durch die Verbrei-
tung der Schutz der Privatsphéare oder der Integritat des Einzelnen gemaf3 den Rechtsvorschriften
der Union tiber den Schutz personenbezogener Daten beeintrachtigt wiirde. Nach Ansicht des Ge-
richtshofs werden die Bestimmungen der Verordnung Nr. 45/2001 in vollem Umfang anwendbar,
wenn ein nach der Verordnung Nr. 1049/2001 gestellter Antrag auf die Gewdhrung des Zugangs
zu Dokumenten gerichtet ist, die personenbezogene Daten enthalten. Indem das Gericht diese
Verweisung auf die Unionsvorschriften tiber den Schutz personenbezogener Daten nicht berlick-
sichtigt und die Anwendbarkeit der Ausnahme auf Falle begrenzt hat, in denen die Privatsphare
oder die Integritat des Einzelnen im Sinne von Art. 8 der Europdischen Konvention zum Schutz der
Menschenrechte und Grundfreiheiten und der Rechtsprechung des Europdischen Gerichtshofs fir
Menschenrechte verletzt worden ist, hat es eine spezielle einschrankende Auslegung der Verord-
nung Nr. 1049/2001 vorgenommen, die nicht dem Gleichgewicht gerecht wird, das der Unionsge-
setzgeber zwischen den beiden fraglichen Verordnungen herstellen wollte.

In der Sache hat der Gerichtshof festgestellt, dass die Kommission zu Recht entschieden hatte, dass
die Liste der Teilnehmer einer Sitzung im Rahmen eines Vertragsverletzungsverfahrens personen-
bezogene Daten enthalte, und dass sie sich mit ihrer Forderung gegentiiber dem den Zugang Be-
antragenden, hinsichtlich der Personen, deren ausdriickliches Einverstandnis fehlte, die Notwen-
digkeit der Ubermittlung dieser personenbezogenen Daten nachzuweisen, im Einklang mit Art. 8
Buchst. b der Verordnung Nr. 45/2001 befunden hatte.

Am selben Tag hat der Gerichtshof ein weiteres sehr wichtiges Urteil zum Akteneinsichtsrecht er-
lassen (Urteil vom 29. Juni 2010, Kommission/Technische Glaswerke limenau, C-139/07 P), in dem es
um das Verhaltnis zwischen der Verordnung Nr. 1049/2001 und der Verordnung (EG) Nr. 659/1999
Uber besondere Vorschriften fiir die Anwendung von Artikel 93 EG® ging. Der Gerichtshof hat ent-
schieden, dass es zur Rechtfertigung der Verweigerung des Zugangs zu einem Dokument, dessen
Verbreitung beantragt wurde, zwar grundsatzlich nicht geniigt, dass dieses Dokument in Zusam-
menhang mit einer in Art. 4 Abs. 2 der Verordnung Nr. 1049/2001 erwdhnten Tatigkeit steht. Das
betroffene Organ muss auch erldutern, inwiefern der Zugang zu diesem Dokument das Interesse,
das durch eine Ausnahme nach diesem Artikel geschiitzt wird, konkret und tatsachlich beeintrach-
tigen konnte. Der Gerichtshof hat aber insoweit klargestellt, dass es dem betroffenen Gemein-
schaftsorgan freisteht, sich hierbei auf allgemeine Vermutungen zu stiitzen, die fiir bestimmte Ka-
tegorien von Dokumenten gelten.

In Bezug auf Verfahren zur Kontrolle staatlicher Beihilfen kdnnen sich solche allgemeinen Vermu-
tungen aus der Verordnung Nr. 659/1999 und aus der Rechtsprechung zum Recht auf Einsicht
in die Dokumente der Verwaltungsakte der Kommission ergeben. Die Verordnung Nr. 659/1999
sieht kein Recht auf Zugang zu den Dokumenten der Verwaltungsakte der Kommission fir

7 Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 iber den Zugang
der Offentlichkeit zu Dokumenten des Europaischen Parlaments, des Rates und der Kommission (ABI. L 145,
S.43).

& Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz
naturlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der
Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr (ABI. 2001,L 8, S. 1).

®  Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates vom 22. Marz 1999 liber besondere Vorschriften fir die Anwendung
von Artikel 93 des EG-Vertrags (ABI. L 83,S.1).
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die Beteiligten mit Ausnahme des fiir die Gewahrung der Beihilfe verantwortlichen Mitgliedstaats
vor. Waren diese Beteiligten namlich in der Lage, auf der Grundlage der Verordnung Nr. 1049/2001
den Zugang zu den Dokumenten der Verwaltungsakte der Kommission zu erhalten, ware das Sys-
tem der Kontrolle staatlicher Beihilfen gefahrdet. Ferner ist zu beriicksichtigen, dass andere Be-
teiligte als der betroffene Mitgliedstaat in Verfahren zur Kontrolle staatlicher Beihilfen nicht tber
das Recht verfligen, die Dokumente der Verwaltungsakte der Kommission einzusehen, und daher
anzuerkennen, dass eine allgemeine Vermutung dafiir besteht, dass durch die Verbreitung der Do-
kumente der Verwaltungsakte grundsatzlich der Schutz des Zwecks von Untersuchungstatigkeiten
beeintrachtigt wiirde. Diese allgemeine Vermutung schlief3t nicht das Recht fiir die Beteiligten aus,
darzulegen, dass diese Vermutung fiir ein bestimmtes Dokument, um dessen Verbreitung ersucht
wird, nicht gilt oder dass gemaR Art. 4 Abs. 2 der Verordnung Nr. 1049/2001 ein Gberwiegendes
offentliches Interesse an der Verbreitung des betreffenden Dokuments besteht.

Um das Bestehen einer solchen Vermutung ging es auch in der Rechtssache Schweden/API und
Kommission (Urteil vom 21. September 2010, verbundene Rechtssachen C-514/07 P, C-528/07 P
und C-532/07 P), in der sich der Gerichtshof mit der Frage des Zugangs zu Schriftsatzen, die im
Rahmen von Gerichtsverfahren bei ihm eingereicht werden, beschéftigt hat. Diese weisen nach
Ansicht des Gerichtshofs ganz besondere Merkmale auf, da sie ihrem Wesen nach Teil der Recht-
sprechungstatigkeit des Gerichtshofs sind. Diese Schriftsatze werden namlich ausschlieBlich fir
das Gerichtsverfahren erstellt, dessen wesentlicher Bestandteil sie sind. Die Rechtsprechungstatig-
keit als solche ist aber vom Anwendungsbereich des in den Unionsrechtsvorschriften geregelten
Rechts auf Zugang zu Dokumenten ausgenommen. Der Schutz der Gerichtsverfahren ist insbe-
sondere darauf gerichtet, dass die Grundsatze der Waffengleichheit und der geordneten Rechts-
pflege gewahrt werden. Wenn der Inhalt der Schriftsatze des Organs Gegenstand einer 6ffentli-
chen Erorterung werden sollte, bestiinde die Gefahr, dass die an den Schriftsatzen gelbte Kritik
Uber ihre eigentliche rechtliche Bedeutung hinaus den von dem Organ vor den Unionsgerichten
vertretenen Standpunkt beeinflusst. Damit kdnnte das unerlassliche Gleichgewicht zwischen den
Parteien eines Rechtsstreits vor den Unionsgerichten — das dem Grundsatz der Waffengleichheit
zugrunde liegt — gestort werden, da nur das Organ, bei dem ein Antrag auf Zugang zu seinen
Dokumenten gestellt wird, nicht aber alle Verfahrensbeteiligten der Freigabepflicht unterlagen.
Dariiber hinaus lasst sich der Ausschluss der Rechtsprechungstatigkeit vom Geltungsbereich des
Rechts auf Zugang zu Dokumenten damit rechtfertigen, dass wahrend des gesamten Gerichts-
verfahrens sichergestellt sein muss, dass die Erérterungen zwischen den Parteien sowie die Be-
ratungen des Gerichts in aller Ruhe ablaufen. Eine Verbreitung der Schriftsdtze hatte zur Folge,
dass auf die Rechtsprechungstitigkeit — und sei es auch nur in der Wahrnehmung der Offentlich-
keit — Druck von auf3en ausgeiibt und die Ruhe der Erérterungen beeintrachtigt werden konnte.
Nach Auffassung des Gerichtshofs besteht daher eine allgemeine Vermutung dafiir, dass die Ver-
breitung der von einem Organ in einem Gerichtsverfahren eingereichten Schriftsatze den Schutz
dieses Verfahrens im Sinne des Art. 4 Abs. 2 zweiter Gedankenstrich der Verordnung Nr. 1049/2001
beeintrachtigt, solange dieses Verfahren anhangig ist, wobei eine solche allgemeine Vermutung
nicht das Recht des Beteiligten ausschlief3t, darzulegen, dass die Vermutung fiir ein bestimmtes
Dokument, um dessen Verbreitung ersucht wird, nicht gilt.

Sobald hingegen die Rechtsprechungstatigkeit des Gerichtshofs beendet ist, ist nicht mehr davon
auszugehen, dass sie durch die Verbreitung der Schriftsatze beeintrachtigt wird, so dass eine kon-
krete Priifung der angeforderten Dokumente erforderlich ist, um festzustellen, ob die Verbreitung
nach Art. 4 Abs. 2 zweiter Gedankenstrich der Verordnung Nr. 1049/2001 verweigert werden darf.
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Unionsblirgerschaft

In diesem sich standig weiterentwickelnden Bereich hat die Rechtssache Tsakouridis (Urteil vom
23. November 2010, C-145/09) vor dem Gerichtshof die heikle Problematik aufgeworfen, unter
welchen Voraussetzungen ein Unionsbiirger ausgewiesen werden darf, der Gber ein Recht auf
Daueraufenthalt nach Art. 28 der Richtlinie 2004/38/EG Uiber das Recht, sich frei zu bewegen und
aufzuhalten', verfiigt. Der Gerichtshof hat zunachst ausgefiihrt, dass eine Ausweisungsmafinah-
me auf eine individuelle Priifung der Lage des Betroffenen unter Berlicksichtigung von Kriterien
wie Alter, Gesundheitszustand, Mittelpunkt seiner personlichen, familidaren oder beruflichen Inter-
essen, Dauer der Abwesenheiten vom Aufnahmemitgliedstaat und Intensitat der Bindungen zum
Herkunftsstaat gestiitzt werden muss, wobei das entscheidende Kriterium fiir die Gewdhrung ei-
nes erh6hten Ausweisungsschutzes das eines Aufenthalts im Aufnahmemitgliedstaat in den zehn
Jahren vor der Ausweisungsmafl3inahme bleibt. Der Gerichtshof hat ferner hervorgehoben, dass
die AusweisungsmafBnahme nur dann mit,zwingenden Griinden der 6ffentlichen Sicherheit” oder
LSchwerwiegenden Griinden der 6ffentlichen Ordnung oder Sicherheit” im Sinne des Art. 28 der
Richtlinie 2004/38 gerechtfertigt werden kann, wenn eine solche MaBnahme angesichts der auf3er-
gewohnlichen Schwere der Bedrohung fiir den Schutz der Interessen, die mit ihr gewahrt werden
sollen, erforderlich ist, vorausgesetzt, dass dieses Ziel unter Beriicksichtigung der Aufenthaltsdauer
im Aufnahmemitgliedstaat des Unionsbiirgers nicht durch weniger strikte MaBnahmen erreicht
werden kann. SchlieB8lich hat der Gerichtshof auch darauf hingewiesen, dass die Bekampfung der
mit dem bandenmafligen Handel mit Betaubungsmitteln verbundenen Kriminalitat unter den
Ausdruck,zwingende Griinde der &ffentlichen Sicherheit” oder ,schwerwiegende Griinde der 6f-
fentlichen Ordnung oder Sicherheit” im Sinne des Art. 28 dieser Richtlinie fallen kann.

Hinsichtlich der mit der Unionsbirgerschaft verbundenen Rechte auf Freizligigkeit und freien Auf-
enthalt ist ferner die Rechtssache Bressol u. a. (Urteil vom 13. April 2010, C-73/08) anzufiihren, in
der sich der Gerichtshof mit der Vereinbarkeit einer nationalen Regelung, die die Zahl der Unions-
biirger begrenzt, die als Nichtansassige in medizinischen und paramedizinischen Studiengdngen
studieren, mit dem Unionsrecht beschaftigt hat. Der Gerichtshof hat zunachst bekréftigt, dass die
Art. 18 und 21 AEUV unabhdngig von einer etwaigen Anwendbarkeit von Art. 24 der Richtlinie
2004/38 auf manche der im Ausgangsverfahren in Rede stehenden Studierenden einer nationa-
len Regelung entgegenstehen, die die Zahl der nicht als in diesem Mitgliedstaat ansassig gelten-
den Studierenden begrenzt, die sich zum ersten Mal in einer Hochschuleinrichtung einschreiben
koénnen, da diese Regelung eine Ungleichbehandlung zwischen ansdssigen und nichtansdssigen
Studierenden und damit eine mittelbare Diskriminierung aus Griinden der Staatsangehorigkeit
bewirkt. Sodann hat er darauf hingewiesen, dass eine solche einschrankende Regelung nur dann
mit dem Ziel des Schutzes der 6ffentlichen Gesundheit gerechtfertigt werden kann, wenn die zu-
standigen Stellen die fragliche Regelung einer eingehenden dreistufigen Prifung unterziehen: Ist
dieses Ziel wirklich gefahrdet? Ist die Regelung geeignet, das Ziel zu erreichen? Ist die Regelung
im Hinblick auf das verfolgte Ziel verhaltnismafig? Diese Untersuchung muss auf objektiven, ein-
gehenden und auf Zahlenangaben gestiitzten Kriterien beruhen. SchlieBlich hat der Gerichtshof
ausgefiihrt, dass sich die zustandigen Stellen nicht auf Art. 13 des von der Generalversammlung
der Vereinten Nationen am 16. Dezember 1966 angenommenen Internationalen Paktes Gber wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte berufen konnen, wenn das vorlegende Gericht feststellt,
dass die im Ausgangsverfahren fragliche Regelung mit den Art. 18 und 21 AEUV unvereinbar ist.

1 Richtlinie 2004/38/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 tiber das Recht der Uni-
onsbirger und ihrer Familienangehdrigen, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und auf-
zuhalten, zur Anderung der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG,
68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG
(ABI. L 158, S. 77, berichtigt in ABI. 2004, L 229, S. 35, und in ABI. 2007, L 204, S. 28).
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In der Rechtssache Lassal (Urteil vom 7. Oktober 2010, C-162/09) galt die Aufmerksamkeit des Ge-
richtshofs Art. 16 der Richtlinie 2004/38. Das Vorabentscheidungsersuchen betraf die Frage, ob
fir den Erwerb des in Art. 16 der Richtlinie 2004/38 vorgesehenen Rechts auf Daueraufenthalt
eine ununterbrochene Aufenthaltszeit von flinf Jahren zu berlicksichtigen ist, die vor dem Um-
setzungsdatum fir diese Richtlinie, also dem 30. April 2006, im Einklang mit vor diesem Datum
geltenden Rechtsvorschriften der Union zuriickgelegt wurde, und ob, bejahendenfalls, voriiberge-
hende Abwesenheiten vor dem 30. April 2006 und nach einem ununterbrochenen rechtmafligen
Aufenthalt von fiinf Jahren die Erlangung des Daueraufenthaltsrechts im Sinne dieser Richtlinie
beriihren kdnnen. Der Gerichtshof hat den ersten Teil der Frage bejaht, indem er entschieden hat,
dass es zwar die Moglichkeit, nach finf Jahren das Aufenthaltsrecht zu erwerben, vor der Richtlinie
2004/38 in den Rechtsvorschriften der Union nicht gab, dass die Weigerung, diese ununterbroche-
ne Aufenthaltszeit zu berlcksichtigen, der Richtlinie jedoch jede praktische Wirksamkeit nehmen
und eine Situation schaffen wiirde, die mit dem ihr zugrunde liegenden Gedanken der Integrati-
on Uber die Dauer des Aufenthalts unvereinbar ware. Zweitens hat der Gerichtshof festgestellt,
dass Zweck und Ziel der Richtlinie 2004/38, d. h. die Erleichterung der Ausiibung des elementaren
Rechts, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten, die Férderung
des sozialen Zusammenhalts und die Verstarkung des Geflihls der Unionsbirgerschaft durch das
Recht auf Aufenthalt, ernsthaft gefahrdet wiirden, wenn dieses Aufenthaltsrecht Unionsbirgern,
die sich vor dem 30. April 2006 fiinf Jahre lang ununterbrochen rechtmafig im Hoheitsgebiet des
Aufnahmemitgliedstaats aufgehalten haben, nur deshalb verwehrt wiirde, weil spater, aber vor
dem genannten Datum, voriibergehende Abwesenheiten fiir eine Dauer von weniger als zwei auf-
einanderfolgenden Jahren dazwischen getreten sind.

Im Zusammenhang mit der Rechtsprechung zur Unionsbiirgerschaft ist schlie3lich die Rechtssa-
che Rottmann (Urteil vom 2. Mdrz 2010, C-135/08) zu nennen, in der sich der Gerichtshof zu den
Voraussetzungen fiir den Entzug der Staatsangehorigkeit eines Mitgliedstaats gedufBert hat, die
ein Unionsbirger durch seine erschlichene Einblirgerung erworben hatte. Nach Auffassung des
Gerichtshofs verstoB3t es nicht gegen Unionsrecht, insbesondere Art. 17 EG, wenn ein Mitglied-
staat einem Unionsbiirger seine durch Einblirgerung erlangte Staatsangehorigkeit wieder ent-
zieht, wenn diese durch Tauschung erschlichen wurde. Diese Entscheidung entspricht namlich
einem im Allgemeininteresse liegenden Grund, weil der Betrug das Staatsangehorigkeitsband
zwischen dem Mitgliedstaat und seinem Angehdrigen zerreif3t. Die Entscheidung, die Einbirge-
rung zuriickzunehmen, muss jedoch zwingend den Grundsatz der VerhaltnismaBigkeit wahren.
Hat der betrligerische Blirger, wie im vorliegenden Fall, wegen der Einbiirgerung seine urspriing-
liche Staatsangehorigkeit bereits verloren, sind die nationalen Gerichte verpflichtet, die Folgen
der Riicknahmeentscheidung fiir den Betroffenen und seine Familienangehdrigen zu priifen und
insbesondere zu untersuchen, ob der Verlust aller Rechte, die ein Unionsblirger geniel3t, gerecht-
fertigt ist im Verhaltnis zur Schwere des vom Betroffenen begangenen Verstol3es, zur Zeit, die
zwischen der Einbirgerungsentscheidung und der Riicknahmeentscheidung vergangen ist, und
zur Moglichkeit fiir den Betroffenen, seine urspriingliche Staatsangehorigkeit wiederzuerlangen.
Der Verlust der urspriinglichen Staatsangehorigkeit und der Verlust der durch die Einblrgerung
erlangten Staatsangehorigkeit sind daher auch dann nicht grundsatzlich unvereinbar mit dem
Unionsrecht, wenn die Entscheidung Uber den Entzug der Staatsangehdrigkeit zum Verlust der
Unionsburgerschaft fiihrt.

Freier Warenverkehr
In der Rechtssache Ker-Optika (Urteil vom 2. Dezember 2010, C-108/09) hat der Gerichtshof festge-
stellt, dass eine nationale Regelung, die den Vertrieb von Kontaktlinsen aus anderen Mitgliedstaa-

ten Uber das Internet und ihre Lieferung zum Verbraucher nach Hause verbietet, den Wirtschafts-
teilnehmern aus anderen Mitgliedstaaten eine besonders effiziente Modalitat fiir den Vertrieb
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dieser Waren vorenthalt und deren Zugang zum Markt des betroffenen Mitgliedstaats erheblich
behindert und damit eine Beschrankung des freien Warenverkehrs darstellt. Zwar kann ein Mit-
gliedstaat nach Auffassung des Gerichtshofs verlangen, dass Kontaktlinsen von Fachpersonal
ausgehandigt werden, das dem Kunden Informationen zum richtigen Gebrauch und zur richti-
gen Pflege der Kontaktlinsen sowie der mit ihrem Tragen verbundenen Risiken geben kann. Die
Aushandigung von Kontaktlinsen Optikergeschaften vorzubehalten, die die Dienste eines Optikers
anbieten, stellt die Erreichung des auf die Gewahrleistung des Schutzes der Gesundheit der Ver-
braucher gerichteten Ziels sicher. Der Gerichtshof weist aber darauf hin, dass diese Dienste auch
auBerhalb des Optikergeschifts von Augenarzten durchgefiihrt werden konnen. AuBerdem sind
diese Leistungen grundsétzlich nur bei der ersten Lieferung von Kontaktlinsen notwendig. Bei spa-
teren Lieferungen genligt es, dass der Kunde den Verkaufer auf den Kontaktlinsentyp, den er bei
der ersten Lieferung erhalten hat, hinweist und ihm eine etwaige, von einem Augenarzt festge-
stellte Veranderung seines Sehvermogens mitteilt. Der Gerichtshof hat daher entschieden, dass
das Ziel, den Schutz der Gesundheit der Kontaktlinsentrager zu gewahrleisten, durch MalBnahmen
erreicht werden kann, die weniger beschrankend sind als die sich aus der nationalen Regelung
ergebenden. Das Verbot des Verkaufs von Kontaktlinsen tber das Internet steht demnach nicht in
einem angemessenen Verhaltnis zum Ziel des Schutzes der 6ffentlichen Gesundheit und verstoRt
gegen die Vorschriften tiber den freien Warenverkehr.

Freiztigigkeit, freier Dienstleistungs- und Kapitalverkehr

Auch dieses Jahr hat das Gericht wieder zahlreiche Urteile zur Niederlassungsfreiheit, zum freien
Dienstleistungsverkehr und zum freien Kapitalverkehr sowie zur Arbeitnehmerfreiziigigkeit erlas-
sen. Im Interesse der Klarheit werden die ausgewahlten Urteile nach den betroffenen Freiheiten
und gegebenenfalls den Tatigkeitsbereichen gegliedert.

Auf dem Gebiet der Niederlassungsfreiheit sind die verbundenen Rechtssachen Blanco Pérez und
Chao Gémez (Urteil vom 1. Juni 2010, C-570/07 und C-571/07) anzufiihren, in denen es um eine
spanische Regelung ging, die die Er6ffnung neuer Apotheken in einer bestimmten Region von der
Erteilung einer vorherigen behordlichen Erlaubnis abhdangig macht. Die Gewdhrung einer solchen
Erlaubnis unterlag insbesondere Voraussetzungen, die an die Bevoélkerungsdichte und die Min-
destentfernung zwischen den Apotheken in der betroffenen Region ankniipften. Der Gerichtshof
hat entschieden, dass Art. 49 AEUV einer solchen Regelung grundsatzlich nicht entgegensteht.
Ein Mitgliedstaat kann namlich der Ansicht sein, dass in bestimmten Teilen seines Hoheitsgebiets
die Gefahr eines Apothekenmangels und folglich des Fehlens einer sicheren und qualitativ hoch-
wertigen Arzneimittelversorgung besteht. Folglich kann dieser Mitgliedstaat angesichts dieser Ge-
fahr eine Regelung erlassen, nach der fiir eine bestimmte Zahl von Einwohnern nur eine einzige
Apotheke errichtet werden kann, so dass die Apotheken gleichmaRig liber das nationale Hoheits-
gebiet verteilt werden. Der Gerichtshof hat jedoch festgestellt, dass Art. 49 AEUV einer solchen
Regelung entgegensteht, wenn sie verhindert, dass in jedem raumlichen Bezirk mit besonderen
demografischen Merkmalen eine hinreichende Zahl von Apotheken errichtet wird, die einen an-
gemessenen pharmazeutischen Dienst gewahrleisten kénnen, was das nationale Gericht zu prifen
hat. Der Gerichtshof hat weiter entschieden, dass Art. 49 AEUV in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 und
2 der Richtlinie 85/432 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften iber bestimm-
te pharmazeutische Tatigkeiten und Art. 45 Abs. 2 Buchst. e und g der Richtlinie 2005/36 Uiber die
Anerkennung von Berufsqualifikationen Kriterien fiir die Auswahl von Inhabern neuer Apotheken
in einer nationalen Regelung entgegensteht, nach denen erstens fiir auf die Berufsausiibung be-
zogene berufliche Verdienste, die in einem bestimmten Teil des nationalen Hoheitsgebiets erwor-
ben wurden, ein Aufschlag von 20 % gewahrt wird und zweitens, wenn die Anwendung des Ver-
dienstekatalogs zu Punktgleichheit fiihrt, die Zulassungen nach einer Rangfolge erteilt werden, die
den Apothekern, die ihre berufliche Tatigkeit in diesem Teil des Hoheitsgebiets ausgeiibt haben,
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Vorrang einraumt, da diese Kriterien naturgema@ leichter von inlandischen Apothekern erfiillt wer-
den kénnen.

Der Grundsatz der Niederlassungsfreiheit war auch Gegenstand mehrerer Urteile auf dem Gebiet
des Steuerrechts. Von diesen ist erstens die Rechtssache X Holding (Urteil vom 25. Februar 2010,
C-337/08) zu nennen, in der der Gerichtshof entschieden hat, dass die Art. 43 EG und 48 EG nicht
der Regelung eines Mitgliedstaats entgegenstehen, die es einer Muttergesellschaft erméglicht,
mit ihrer gebietsansassigen Tochtergesellschaft eine steuerliche Einheit zu bilden, die Bildung ei-
ner solchen steuerlichen Einheit mit einer gebietsfremden Tochtergesellschaft aber nicht zulasst,
weil deren Gewinne nicht den Steuervorschriften dieses Mitgliedstaats unterliegen. Eine solche
Steuerregelung ist durch das Erfordernis gerechtfertigt, die Aufteilung der Besteuerungsbefugnis
zwischen den Mitgliedstaaten zu wahren. Da die Muttergesellschaft namlich nach Belieben ent-
scheiden kann, eine steuerliche Einheit mit ihrer Tochtergesellschaft zu bilden, und es ihr eben-
so freisteht, diese Einheit von einem Jahr zum anderen aufzuldsen, liefe die Moglichkeit, eine ge-
bietsfremde Tochtergesellschaft in die steuerliche Einheit einzubeziehen, darauf hinaus, dass sie
die freie Wahl hatte, welches Steuersystem auf die Verluste ihrer Tochtergesellschaft anwendbar
ist und wo die Verluste berlicksichtigt werden. Aullerdem folgt aus dem Umstand, dass sich ein
Mitgliedstaat dafiir entscheidet, die vorlaufige Anrechnung von Verlusten einer auslandischen
Betriebsstatte am Hauptsitz des Unternehmens zuzulassen, nicht, dass diese Moglichkeit auch
den gebietsfremden Tochtergesellschaften einer gebietsansassigen Muttergesellschaft eroffnet
werden muss. Da sich Betriebsstatten in einem anderen Mitgliedstaat und gebietsfremde Toch-
tergesellschaften namlich im Hinblick auf die Aufteilung der Besteuerungsbefugnis nicht in einer
vergleichbaren Situation befinden, ist der Herkunftsmitgliedstaat nicht verpflichtet, gebietsfremde
Tochtergesellschaften auslandischen Betriebsstatten steuerlich gleichzustellen.

Zweitens ist das Urteil Gielen (Urteil vom 18. Mdrz 2010, C-440/08) zu erwahnen, das niederlan-
dische einkommensteuerrechtliche Vorschriften betrifft, die einen Abzug fir Selbstdandige ge-
wahren, die eine bestimmte Zahl von Arbeitsstunden als Unternehmer geleistet haben. Diese
Vorschriften sahen allerdings vor, dass Stunden, die von gebietsfremden Steuerpflichtigen fir
eine Betriebsstatte in einem anderen Mitgliedstaat erbracht werden, hierbei nicht berlicksichtigt
werden. Nach Auffassung des Gerichtshofs steht Art. 49 AEUV einer solchen Regelung entgegen,
weil sie diskriminierende Wirkungen fiir gebietsfremde Steuerpflichtige hat, selbst wenn sich diese
Steuerpflichtigen hinsichtlich dieser Vergiinstigung fiir die Regelung entscheiden kénnen, die fiir
die gebietsansdssigen Steuerpflichtigen gilt. Das Vorliegen einer mittelbaren Diskriminierung aus
Grinden der Staatsangehorigkeit im Sinne von Art. 49 AEUV wird ndmlich nicht dadurch in Frage
gestellt, dass den gebietsfremden Steuerpflichtigen eine Gleichstellungsoption eingerdumt ist, die
es ihnen erlaubt, zwischen der diskriminierenden Steuerregelung und der fiir die Gebietsansassi-
gen geltenden Regelung zu wahlen, da eine solche Wahl nicht geeignet ist, die diskriminierenden
Wirkungen der ersten dieser beiden steuerlichen Regelungen auszuschlieBen. Wiirde man dieser
Wahl eine solche Wirkung zuerkennen, hatte dies zur Folge, dass eine steuerliche Regelung fiir
rechtmagig erklart wiirde, die fiir sich genommen aufgrund ihres diskriminierenden Charakters
weiter gegen Art. 49 AEUV verstoBt. AuBerdem ist eine die Niederlassungsfreiheit beschrankende
nationale Regelung auch dann mit dem Unionsrecht unvereinbar, wenn ihre Anwendung fakulta-
tivist.

Sodann ist noch ein drittes Urteil des Gerichtshofs zum Steuerrecht anzufiihren, das den Grund-

satz des freien Dienstleistungsverkehrs betrifft. Im Urteil Schmelz (Urteil vom 26. Oktober 2010,
C-97/09) hatte der Gerichtshof zu prifen, ob die Sonderregelung fiir Kleinunternehmen in Art. 24
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Abs. 3 und Art. 28i der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG'! und Art. 283 Abs. 1 Buchst. c der Richtli-
nie 2006/112/EG'?, die den Mitgliedstaaten die Moglichkeit eréffnet, den in ihrem Hoheitsgebiet
ansassigen Kleinunternehmen eine Mehrwertsteuerbefreiung mit Verlust des Vorsteuerabzugs zu
gewadhren, diese Moglichkeit aber hinsichtlich der in anderen Mitgliedstaaten ansassigen Klein-
unternehmen ausschlie3t, mit Art. 49 EG vereinbar ist. Der Gerichtshof hat ausgefiihrt, dass diese
Regelung zwar eine Beschrankung des freien Dienstleistungsverkehrs darstellt, dass beim gegen-
wartigen Stand der Entwicklung der Mehrwertsteuerregelung das Ziel, die Wirksamkeit der Steu-
eraufsicht im Hinblick auf die Bekampfung von Steuerhinterziehungen, Steuerumgehungen und
etwaigen Missbrauchen zu gewadhrleisten, und das Ziel der Kleinunternehmerregelung, mit der
die Wettbewerbsfahigkeit der Kleinunternehmen gestarkt werden soll, es jedoch rechtfertigen,
dass die Anwendbarkeit der Mehrwertsteuerbefreiung auf die Tatigkeiten der Kleinunternehmen
beschrankt wird, die im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats, in dem die Mehrwertsteuer geschuldet
wird, ansdssig sind. Insbesondere kann der Aufnahmemitgliedstaat eine wirksame Kontrolle der
Tatigkeiten, die ein nicht im Inland ansassiges Kleinunternehmen im Rahmen des freien Dienstleis-
tungsverkehrs austibe, nicht leisten. Darliber hinaus kdnnen die Vorschriften tiber die Amtshilfe in
der Verordnung (EG) Nr. 1798/2003 Uber die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehérden auf dem
Gebiet der Mehrwertsteuer und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 218/92' und der Richt-
linie 77/799/EWG' ergeben, keinen zweckdienlichen Datenaustausch hinsichtlich der Kleinunter-
nehmen zu gewahrleisten, die im Gebiet des Mitgliedstaats, der eine Mehrwertsteuerbefreiung
anwendet, tatig sind.

Zum freien Dienstleistungsverkehr hat der Gerichtshof eine Reihe wichtiger Urteile auf den ver-
schiedensten Gebieten erlassen, wie z. B. 6ffentliche Gesundheit, Entsendung von Arbeitnehmern
und Gliicksspiele.

Im Urteil Kommission/Frankreich (Urteil vom 5. Oktober 2010, C-512/08) hat der Gerichtshof zu-
nachst entschieden, dass ein Mitgliedstaat, dessen nationale Rechtsvorschriften, abgesehen von
besonderen Situationen, die insbesondere mit dem Gesundheitszustand des Versicherten oder
der Dringlichkeit der erforderlichen Behandlung zusammenhangen, die Kostenlibernahme fiir in
einem anderen Mitgliedstaat geplante Behandlungen, die den Einsatz medizinischer Gro3gerate
erfordern, durch seinen zustandigen Trager nach Mal3gabe der geltenden Deckungsregelung von
einer vorherigen Genehmigung abhangig machen, nicht gegen seine Verpflichtungen aus Art. 49
EG verstoBt. Angesichts der Gefahren fiir die Organisation der 6ffentlichen Gesundheitspolitik und
fur das finanzielle Gleichgewicht des Systems der sozialen Sicherheit stellt ein solches Erforder-
nis beim gegenwartigen Stand des Unionsrechts eine gerechtfertigte Einschrankung dar. Diese
Gefahren hdangen damit zusammen, dass medizinische Grof3gerate unabhangig von der Umge-
bung, in der sie aufgestellt oder benutzt werden kdnnen, ob innerhalb oder au3erhalb von Kran-
kenhdusern, Gegenstand einer Planungspolitik sein kdnnen missen, insbesondere, was ihre Zahl
und ihre geografische Verteilung betrifft, um dazu beizutragen, im gesamten Staatsgebiet ein An-
gebot an Spitzenbehandlungsleistungen zu gewahrleisten, das rationell, stabil, ausgewogen und
gut zugdnglich ist, aber auch, um jede Verschwendung finanzieller, technischer und menschlicher
Ressourcen so weit wie moglich zu verhindern. Dagegen hat der Gerichtshof im Urteil Elchinov

" Sechste Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten Uber die Umsatzsteuern (ABI. L 145, S. 1).

12 Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 uber das gemeinsame Mehrwertsteuersystem
(ABI. L 347,S.1).

13 Verordnung (EG) Nr. 1798/2003 des Rates vom 7. Oktober 2003 (ABI. L 264, S. 1).

™ Richtlinie 77/799/EWG des Rates vom 19. Dezember 1977 (iber die gegenseitige Amtshilfe zwischen den zu-
standigen Behorden der Mitgliedstaaten im Bereich der direkten Steuern (ABI. L 336, S. 15).
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(Urteil vom 5. Oktober 2010, C-173/09) entschieden, dass die Regelung eines Mitgliedstaats, die
dahin ausgelegt wird, dass sie die Ubernahme der Kosten einer ohne vorherige Genehmigung
in einem anderen Mitgliedstaat erbrachten Krankenhausbehandlung in allen Féllen ausschlief3t,
nicht mit Art. 49 EG und Art. 22 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 in der durch die Verordnung
(EG) Nr. 118/97 gednderten und aktualisierten Fassung, gedndert durch die Verordnung (EG)
Nr. 1992/2006', vereinbar ist. Das Unionsrecht steht einem System der vorherigen Genehmigung
zwar nicht grundsatzlich entgegen, wie aus dem genannten Urteil Kommission/Frankreich hervor-
geht, gleichwohl missen die Voraussetzungen fiir die Erteilung einer derartigen Genehmigung
gerechtfertigt sein. Dies ist, so der Gerichtshof, bei der fraglichen Regelung nicht der Fall, weil dem
Sozialversicherten, der aus gesundheitlichen Griinden oder wegen der Dringlichkeit der Kranken-
hausbehandlung daran gehindert war, diese Genehmigung zu beantragen, oder der die Antwort
des zustiandigen Tragers nicht abwarten konnte, die Ubernahme der Behandlungskosten durch
den Trager versagt wird, selbst wenn die Voraussetzungen fiir eine solche Kosteniibernahme im
Ubrigen erfiillt sind. Die Ubernahme der Behandlungskosten kann jedoch weder die Verwirkli-
chung der Ziele der Krankenhausplanung behindern noch das finanzielle Gleichgewicht des Sys-
tems der sozialen Sicherheit schwerwiegend beschadigen. Der Gerichtshof hat daraus geschlos-
sen, dass diese Regelung eine ungerechtfertigte Beschrankung des freien Dienstleistungsverkehrs
enthalt.

Hinsichtlich der Entsendung von Arbeitnehmern ist sodann auf das Urteil Santos Palhota u. a. (Ur-
teil vom 7. Oktober 2010, C-515/08) hinzuweisen, in dem der Gerichtshof entschieden hat, dass
die Art. 56 AEUV und 57 AEUV einer Regelung eines Mitgliedstaats entgegenstehen, die vorsieht,
dass ein in einem anderen Mitgliedstaat niedergelassener Arbeitgeber, der Arbeitnehmer in das
Hoheitsgebiet des ersten Staates entsendet, eine vorherige Entsendungsanmeldung ibermittelt,
sofern der Beginn der beabsichtigten Entsendung davon abhdngig gemacht wird, dass diesem
Arbeitgeber eine Registrierungsnummer dieser Anmeldung bekannt gegeben wird, und die na-
tionalen Behorden des Aufnahmemitgliedstaats Uiber eine Frist von finf Werktagen ab Eingang
dieser Anmeldung verfligen, um diese Bekanntgabe vorzunehmen. Nach Ansicht des Gerichtshofs
hat ein solches Verfahren namlich den Charakter eines Genehmigungsverfahrens durch die Ver-
waltung, das insbesondere wegen der fiir die Ubersendung dieser Bekanntgabe vorgesehenen
Frist die beabsichtigte Entsendung und infolgedessen die Auslibung der Dienstleistungstatigkeit
durch den Arbeitgeber der zu entsendenden Arbeitnehmer behindern kann, und zwar insbeson-
dere dann, wenn eine zligige Erbringung der betreffenden Dienstleistung geboten ist. Die Art. 56
AEUV und 57 AEUV stehen dagegen einer Regelung eines Mitgliedstaats nicht entgegen, die vor-
sieht, dass ein in einem anderen Mitgliedstaat niedergelassener Arbeitgeber, der Arbeitnehmer
in das Hoheitsgebiet des ersten Staates entsendet, flir dessen nationale Behoérden wahrend des
Entsendungszeitraums eine Kopie der Dokumente, die mit den nach dem Recht des erstgenannten
Staates erforderlichen Personal- oder Arbeitsdokumenten vergleichbar sind, zur Verfligung halt
und diese Dokumente nach Ablauf dieser Frist diesen Behdrden Gbersendet. Solche MaBnahmen
stehen namlich in einem angemessenen Verhaltnis zum Ziel des Schutzes der Arbeitnehmer, da sie
geeignet sind, es den Behorden zu ermdglichen, die Einhaltung der Arbeitsbedingungen, wie sie
in Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 96/71/EG’® aufgeflihrt sind, zugunsten der entsandten Arbeitnehmer
zu Uberprifen und somit deren Schutz zu gewahrleisten.

5 Verordnung (EG) Nr. 1992/2006 des Européischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2006 zur Ande-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des Rates zur Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Ar-
beitnehmer und Selbstidndige sowie deren Familienangehdrige, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und ab-
wandern (ABI. L392,S. 1).

16 Richtlinie 96/71/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 1996 Uiber die Entsendung
von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen (ABI. L 18, S. 1).
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Der Gerichtshof hatte in mehreren Rechtssachen Gelegenheit, sich mit der heiklen Problematik
der nationalen Gllcksspiel- und Sportwettenmonopole zu befassen und die Voraussetzungen zu
erldutern, unter denen solche Monopole als gerechtfertigt gelten. Zunachst hat er in den Urteilen
Sporting Exchange (Urteil vom 3. Juni 2010, C-203/08) und Ladbrokes Betting & Gaming und Lad-
brokes International (Urteil vom 3. Juni 2010, C-258/08) entschieden, dass Art. 49 EG einer Regelung
eines Mitgliedstaats nicht entgegensteht, die die Veranstaltung und die Forderung von Gliicks-
spielen einer Ausschlie3lichkeitsregelung zugunsten eines einzigen Veranstalters unterwirft und
es allen anderen — auch den in einem anderen Mitgliedstaat ansassigen — Veranstaltern untersagt,
im Hoheitsgebiet des erstgenannten Mitgliedstaats von dieser Regelung erfasste Dienstleistun-
gen Uber das Internet anzubieten. Da der Sektor der tiber das Internet angebotenen Gliicksspiele
in der Europdischen Union nicht harmonisiert ist, darf ein Mitgliedstaat, so der Gerichtshof, die
Auffassung vertreten, dass der Umstand allein, dass ein Veranstalter zu diesem Sektor gehoren-
de Dienstleistungen in einem anderen Mitgliedstaat, in dem er niedergelassen ist und in dem er
grundsatzlich bereits rechtlichen Anforderungen und Kontrollen durch die zustandigen Behorden
dieses anderen Mitgliedstaats unterliegt, rechtmafig liber das Internet anbietet, keine hinreichen-
de Garantie fur den Schutz der nationalen Verbraucher vor den Gefahren des Betrugs und ande-
rer Straftaten bietet, wenn man die Schwierigkeiten berlicksichtigt, denen sich die Behérden des
Sitzmitgliedstaats in einem solchen Fall bei der Beurteilung der Qualitdten und der Redlichkeit
der Anbieter bei der Ausiibung ihres Gewerbes gegeniibersehen kdnnen. AuBerdem bergen die
Gllcksspiele Gber das Internet, verglichen mit den herkdmmlichen Gllcksspielmarkten, wegen des
fehlenden unmittelbaren Kontakts zwischen dem Verbraucher und dem Anbieter andersgeartete
und grol3ere Gefahren in sich, dass die Verbraucher eventuell von den Anbietern betrogen werden.
Diese Beschrankung kann daher in Anbetracht der Besonderheiten, die mit dem Anbieten von
Gllcksspielen Uber das Internet verbunden sind, als durch das Ziel der Bekampfung von Betrug
und anderen Straftaten gerechtfertigt angesehen werden. In seinem Urteil Ladbrokes Betting &
Gaming und Ladbrokes International hat der Gerichtshof ausgefiihrt, dass bei einer nationalen Re-
gelung, die die Eindammung der Spielsucht und die Betrugsbekdmpfung bezweckt und wirksam
zur Erreichung dieser Ziele beitragt, davon ausgegangen werden kann, dass sie die Wetttatigkeit
in koharenter und systematischer Weise begrenzt, obwohl der oder die Inhaber einer ausschlief3-
lichen Erlaubnis berechtigt sind, ihr Angebot auf dem Markt durch die Einflihrung neuer Spiele
und durch Werbung attraktiver zu machen. Es ist Sache des nationalen Gerichts, zu priifen, ob die
illegalen Spieltatigkeiten im betreffenden Mitgliedstaat ein Problem darstellen kénnen, dem eine
Expansion der zugelassenen und regulierten Tatigkeiten abhelfen kdnnte, und ob diese Expansion
nicht einen Umfang hat, die sie mit dem Ziel der Einddmmung der Spielsucht unvereinbar macht.

Sodann hat sich der Gerichtshof in den Urteilen Carmen Media Group (Urteil vom 8. September
2010, C-46/08) und Stof u. a. (Urteil vom 8. September 2010, verbundene Rechtssachen C-316/07,
C-358/07 bis C-360/07, C-409/07 und C-410/07) mit der deutschen Regelung beschdftigt, nach
der das Veranstalten und das Vermitteln 6ffentlicher Gliicksspiele im Internet verboten ist. Der Ge-
richtshof hat auf einer Linie mit den Urteilen Sporting Exchange und Ladbrokes Betting & Gaming
und Ladbrokes International entschieden, dass es den Mitgliedstaaten freisteht, in dem Bestreben,
die Spiellust und den Betrieb der Spiele in kontrollierte Bahnen zu lenken, staatliche Monopole
zu schaffen, da sich mit einem solchen Monopol die mit dem Gliicksspielsektor verbundenen Ge-
fahren wirksamer beherrschen lassen als mit einem System, in dem privaten Veranstaltern die Ver-
anstaltung von Wetten unter dem Vorbehalt der Einhaltung der in dem entsprechenden Bereich
geltenden Rechtsvorschriften erlaubt wiirde. Insbesondere kann der Umstand, dass von verschie-
denen Arten von Gliicksspielen einige einem staatlichen Monopol und andere einer Regelung
unterliegen, nach der privaten Veranstaltern eine Erlaubnis erteilt wird, fiir sich genommen die
Kohédrenz des deutschen Systems nicht in Frage stellen, da diese Spiele unterschiedliche Merkmale
aufweisen. Gleichwohl haben die deutschen Gerichte, so der Gerichtshof, angesichts der von ih-
nen in den vorliegenden Rechtssachen getroffenen Feststellungen Grund zu der Schlussfolgerung,
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dass die deutsche Regelung die Gliicksspiele nicht in koharenter und systematischer Weise be-
grenzt. Diese Gerichte hatten namlich festgestellt, dass die Inhaber der staatlichen Monopole in-
tensive Werbekampagnen durchfiihren, um die Gewinne aus den Lotterien zu maximieren, und
sich damit von den Zielen entfernen, die das Bestehen dieser Monopole rechtfertigen, und dass
die deutschen Behorden in Bezug auf Gliicksspiele wie Kasino- oder Automatenspiele, die nicht
dem staatlichen Monopol unterliegen, aber ein hoheres Suchtpotenzial aufweisen als die vom Mo-
nopol erfassten Spiele, eine Politik betreiben oder dulden, mit der zur Teilnahme an diesen Spielen
ermuntert wird. Unter diesen Umstdnden lasst sich das praventive Ziel des Monopols nach Auffas-
sung des Gerichtshofs nicht mehr wirksam verfolgen, so dass das Monopol nicht mehr gerechtfer-
tigt werden kann.

Im Urteil Stof3 u. a. hat der Gerichtshof darauf hingewiesen, dass die Mitgliedstaaten bei der Fest-
legung des Niveaus des Schutzes gegen die von Gliicksspielen ausgehenden Gefahren liber einen
weiten Wertungsspielraum verfligen. Daher — und in Ermangelung jeglicher gemeinschaftlicher
Harmonisierung dieses Bereichs - sind sie nicht verpflichtet, die von anderen Mitgliedstaaten im
Gllcksspielsektor erteilten Erlaubnisse anzuerkennen. Aus den gleichen Griinden und angesichts
der Gefahren, die im Internet angebotene Gliicksspiele im Vergleich zu herkdmmlichen Gliicks-
spielen aufweisen, kdnnen die Mitgliedstaaten auch das Anbieten von Gliicksspielen im Internet
verbieten. Der Gerichtshof hat jedoch in seinem Urteil Carmen Media Group erlautert, dass eine
solche in den freien Dienstleistungsverkehr eingreifende Erlaubnisregelung auf objektiven, nicht
diskriminierenden und im Voraus bekannten Kriterien beruhen muss, die der Ermessensausiibung
durch die nationalen Behorden Grenzen setzen, damit diese nicht willkiirlich erfolgen kann. Zu-
dem muss jedem, der von einer auf einem solchen Eingriff beruhenden einschrankenden Mafl3nah-
me betroffen ist, ein effektiver gerichtlicher Rechtsbehelf offenstehen.

SchlieBlich hat der Gerichtshof im Urteil Winner Wetten (Urteil vom 8. September 2010, C-409/06)
entschieden, dass aufgrund des Vorrangs des unmittelbar geltenden Unionsrechts eine nationa-
le Regelung (iber ein staatliches Sportwettenmonopol, die Beschrankungen mit sich bringt, die
mit der Niederlassungsfreiheit und dem freien Dienstleistungsverkehr unvereinbar sind, weil sie
nicht — wie nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs erforderlich - dazu beitragen, Wetttatig-
keiten in koharenter und systematischer Weise zu begrenzen, nicht fiir eine Ubergangszeit weiter
angewandt werden darf.

In Bezug auf den freien Kapitalverkehr ist das Urteil Kommission/Portugal (Urteil vom 8. Juli 2010,
C-171/08) von besonderem Interesse. In dieser Rechtssache hatte der Gerichtshof die Vereinbarkeit
einer besonderen Regelung uber ,golden shares’, die der portugiesische Staat an dem privatisier-
ten Unternehmen Portugal Telecom hielt, mit Art. 56 EG zu prifen. Diese Regelung sah Sonder-
rechte in Bezug auf die Wahl von mindestens einem Drittel aller Verwaltungsratsmitglieder und
einer bestimmten Zahl von Mitgliedern des Vorstands, der aus der Mitte des Verwaltungsrats ge-
wahlt wird, die Ernennung von mindestens einem der gewahlten Verwaltungsratsmitglieder zur
Wahrnehmung bestimmter besonderer Verwaltungsaufgaben sowie die Annahme wichtiger Be-
schliisse der Hauptversammlung vor. Der Gerichtshof hat entschieden, dass der portugiesische
Staat durch die Beibehaltung dieser Sonderrechte in Anbetracht der Einflussnahme, die sie ihm auf
die Verwaltung des Unternehmens verleihen und die nicht durch den Umfang seiner Beteiligung
gerechtfertigt ist, gegen seine Verpflichtungen aus Art. 56 EG verstol3en hat. Zu den in Art. 58 EG
zugelassenen Ausnahmen hat der Gerichtshof festgestellt, dass eine Berufung auf die offentliche
Sicherheit oder im vorliegenden Fall die Notwendigkeit, die Sicherheit der Verfligbarkeit des Te-
lekommunikationsnetzes im Krisen-, Kriegs- oder Terrorfall sicherzustellen, nur bei einer tatsach-
lichen und hinreichend schweren Gefdahrdung, die ein Grundinteresse der Gesellschaft beriihrt,
moglich ist. Zur VerhaltnismaBigkeit der fraglichen Beschrankung schlieB8lich hat der Gerichts-
hof ausgefiihrt, dass die Unsicherheit, die darin liegt, dass weder ein nationales Gesetz noch die
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Satzung des betreffenden Unternehmens die Kriterien hinsichtlich der Umstande festlegt, unter
denen diese besonderen Befugnisse ausgelibt werden kdnnen, eine schwerwiegende Beeintrach-
tigung des freien Kapitalverkehrs darstellt, da hierdurch den nationalen Behdrden bei der Aus-
Ubung dieser Befugnisse ein so weiter Ermessensspielraum eingerdumt wird, dass dieser nicht als
den verfolgten Zielen angemessen angesehen werden kann.

Auch im spezifischen Bereich des freien Dienstleistungsverkehrs, den das 6ffentliche Auftrags-
wesen bildet, gab es neue Entwicklungen in der Rechtsprechung. Wie in den bekannten Rechts-
sachen Viking Line (Urteil vom 11. Dezember 2007, C-438/05) und Laval un Partneri (Urteil vom
18. Dezember 2007, C-341/05) stellte sich in der Rechtssache Kommission/Deutschland (Urteil vom
15. Juli 2010, C-271/08) die Frage, wie das Recht auf Kollektivverhandlungen mit den Grundsatzen
der Niederlassungsfreiheit und Dienstleistungsfreiheit im Vergabewesen zu vereinbaren ist. In die-
ser Rechtssache hatte die Kommission mit ihrer Klage beantragt, festzustellen, dass die Bundesre-
publik Deutschland im Rahmen der Vergabe von Dienstleistungsvertragen tiber die betriebliche
Altersversorgung zur Durchfiihrung eines zwischen Sozialpartnern ausgehandelten Tarifvertrags
gegen ihre Verpflichtungen aus der Richtlinie 92/50/EWG'” und der Richtlinie 2004/18/EG' ver-
stoBBen hat. Die Kommission war der Ansicht, der Mitgliedstaat habe dadurch, dass diese Vertrage
ohne Ausschreibung auf der Ebene der Europaischen Union direkt an in § 6 des Tarifvertrags zur
Entgeltumwandlung fiir Arbeitnehmer/-innen im kommunalen &ffentlichen Dienst genannte Ein-
richtungen und Unternehmen vergeben wurden, gegen seine Verpflichtungen aus diesen Richtli-
nien und gegen die Grundséatze der Niederlassungsfreiheit und der Dienstleistungsfreiheit versto-
Ben. Die Bundesrepublik Deutschland machte geltend, dass die Vergabe der streitigen Vertrage in
dem besonderen Zusammenhang der Durchfiihrung eines Tarifvertrags erfolgt sei.

Der Gerichtshof hat in diesem Urteil entschieden, dass der Grundrechtscharakter des Rechts auf
Kollektivverhandlungen und die sozialpolitische Zielsetzung des Tarifvertrags zur Entgeltumwand-
lung fir Arbeitnehmer/-innen im kommunalen 6ffentlichen Dienst als Ganzes gesehen als solche
die kommunalen Arbeitgeber nicht ohne Weiteres der Verpflichtung entheben kdnnen, die Erfor-
dernisse aus den Richtlinien 92/50 und 2004/18 zu beachten, mit denen die Niederlassungsfreiheit
und der freie Dienstleistungsverkehr im 6ffentlichen Auftragswesen durchgefiihrt werden. Die
Auslibung des Grundrechts auf Kollektivverhandlungen muss daher mit den Erfordernissen aus
den durch den AEU-Vertrag geschiitzten Freiheiten in Einklang gebracht werden und dem Ver-
haltnismaBigkeitsgrundsatz entsprechen. Nach Priifung der verschiedenen Erwdgungen, die dafir
sprechen konnten, dass die Vergabe der streitigen Vertrage den europaischen Vergabevorschriften
entzogen ist, wie die Einbeziehung der Arbeitnehmer bei der Wahl der Einrichtung zur Durchfiih-
rung der Entgeltumwandlungsmafl3inahme, die solidarischen Elemente, auf denen die Angebote
der im fraglichen Tarifvertrag genannten Einrichtungen und Unternehmen beruhten, oder deren
Erfahrung und finanzielle Soliditat, hat der Gerichtshof den Schluss gezogen, dass sich die Beach-
tung der Richtlinien auf dem Gebiet des 6ffentlichen Auftragswesens im vorliegenden Fall nicht
unvereinbar ist mit dem sozialpolitischen Ziel, das mit dem fraglichen Tarifvertrag verfolgt wird.
Schlie3lich hat der Gerichtshof festgestellt, dass die Voraussetzungen, von denen die Einstufung
als ,offentliche Auftrage” nach diesen Richtlinien abhangt, im vorliegenden Fall erfiillt sind. Zum ei-
nen sind die kommunalen Arbeitgeber, selbst wenn sie eine tarifvertraglich vorgegebene Auswahl-
entscheidung auf dem Gebiet der betrieblichen Altersversorgung umsetzen, dennoch 6ffentliche

7" Richtlinie 92/50/EWG des Rates vom 18. Juni 1992 (iber die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe 6ffentli-
cher Dienstleistungsauftrage (ABI. L 209, S. 1).

8 Richtlinie 2004/18/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 31. Médrz 2004 (iber die Koordinierung
der Verfahren zur Vergabe offentlicher Bauauftrage, Lieferauftrdge und Dienstleistungsauftrage (ABI. L 134,
S.114).
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Auftraggeber, da sie bei der Aushandlung des im vorliegenden Fall durchgefiihrten Tarifvertrags
vertreten waren. Zum anderen besteht fir die 6ffentlichen Auftraggeber an den von ihnen ge-
schlossenen Gruppenversicherungsvertragen ein unmittelbares wirtschaftliches Interesse, so dass
es sich um entgeltliche Vertrdge handelt. Der Gerichtshof ist in dieser Rechtssache daher zu dem
Ergebnis gelangt, dass die Bundesrepublik Deutschland gegen ihre Verpflichtung versto3en hat,
die in Durchfiihrung eines Tarifvertrags vergebenen streitigen Vertrage den europaischen Verga-
berichtlinien entsprechend auszuschreiben.

Die Auslegung der Richtlinie 2004/18 Uber die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe 6ffentli-
cher Bauauftrage, Lieferauftrage und Dienstleistungsauftrage war auch Gegenstand einer anderen
wichtigen Entscheidung des Gerichtshofs, die am 18. November 2010 (Urteil Kommission/Irland,
C-226/09) erging. Das Problem bestand in diesem Fall darin, dass der Auftraggeber, obwohl er
nicht verpflichtet war, in der Bekanntmachung anzugeben, wie er die einzelnen Zuschlagskriterien
gewichtet, dies dennoch getan hat, und zwar nach Ablauf der den Unternehmen fiir die Einrei-
chung ihrer Angebote gesetzten Frist. Die Kommission hatte eine Vertragsverletzungsklage gegen
den Mitgliedstaat, der den 6ffentlichen Auftrag vergeben hatte, erhoben, mit der sie ihm vorwarf,
gegen den Grundsatz der Gleichbehandlung und die Transparenzpflicht versto3en zu haben.

Der Gerichtshof hat zunachst festgestellt, dass, auch wenn die Verpflichtung, bei einem unter An-
hang Il Teil A fallenden Auftrag die relative Gewichtung jedes einzelnen Zuschlagskriteriums anzu-
geben, dem Erfordernis entspricht, die Beachtung des Gleichheitsgrundsatzes und der daraus flie-
Benden Transparenzpflicht sicherzustellen, die Annahme nicht gerechtfertigt ist, dass angesichts
des Fehlens besonderer Vorschriften flr Auftrage der Kategorie des Anhangs Il B von dem Auftrag-
geber, der diese Angaben dennoch mache, gefordert werden miisste, dass er dies zwingend vor
Ablauf der Angebotsfrist tue. Mit der Gewichtung der Kriterien hat der 6ffentliche Auftraggeber
lediglich die Modalitaten prazisiert, nach denen die eingereichten Angebote bewertet werden soll-
ten. Dagegen stellt die Anderung der Gewichtung der Zuschlagskriterien des streitigen Auftrags
nach einer ersten Priifung der eingereichten Angebote einen VerstoR3 gegen den Gleichbehand-
lungsgrundsatz und der daraus flieBenden Transparenzpflicht dar. Diese Anderung widerspricht
der Rechtsprechung des Gerichtshofs, nach der diese Grundprinzipien des Unionsrechts fiir die
offentlichen Auftraggeber bedeuten, dass sie sich wahrend des gesamten Verfahrens an dieselbe
Auslegung der Zuschlagskriterien halten muissen.

Auf dem Gebiet der Freizligigkeit der Arbeitnehmer ist die Rechtssache Olympique Lyonnais (Ur-
teil vom 16. Marz 2010, C-325/08) zu nennen, die die Vereinbarkeit einer Regelung im Bereich des
Berufsful3balls mit Art. 45 AEUV betraf. Nach dieser Regelung war ein sogenannter ,Espoir”-Spieler
schadensersatzpflichtig, wenn er nach Abschluss seiner Ausbildung einen Vertrag als Berufsspie-
ler nicht mit seinem Ausbildungsverein, sondern mit einem Verein eines anderen Mitgliedstaats
schloss. In seinem Urteil hat der Gerichtshof zunachst gepriift, ob die streitige Regelung, die Be-
rufsfuBball-Charta der Fédération francaise de Football, in den Anwendungsbereich des Art. 45
AEUV fallt. Nach Auffassung des Gerichtshofs handelt es sich dabei um einen Tarifvertrag zur Rege-
lung unselbstandiger Arbeit, der als solcher unter das Unionsrecht fallt. Sodann hat der Gerichtshof
festgestellt, dass die gepriifte Regelung einen ,Espoir“-Spieler davon abhalten kann, von seinem
Recht auf Freiziigigkeit Gebrauch zu machen. Eine solche Regelung stellt daher eine Beschrankung
der Arbeitnehmerfreiziigigkeit dar. Wie der Gerichtshof aber bereits im Urteil Bosman' entschie-
den hat, ist angesichts der betrachtlichen sozialen Bedeutung, die dem Sport und insbesondere
dem FuBball in der Union zukommt, der Zweck, die Anwerbung und die Ausbildung junger Spieler
zu fordern, als legitim anzuerkennen. Der Gerichtshof hat daraus geschlossen, dass Art. 45 AEUV

1 Urteil vom 15. Dezember 1995, Bosman (C-415/93, Slg. 1995, 1-4921).
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einer Regelung nicht entgegensteht, die fiir den Fall, dass ein Nachwuchsspieler nach Abschluss
seiner Ausbildung einen Vertrag als Berufsspieler mit einem Verein eines anderen Mitgliedstaats
abschlief3t, zu diesem Zweck die Entschadigung des ausbildenden Vereins gewahrleistet, sofern
diese Regelung geeignet ist, die Verwirklichung dieses Zwecks zu gewdhrleisten, und nicht Gber
das hinausgeht, was zu seiner Erreichung erforderlich ist. Hingegen ist eine Regelung wie die strei-
tige nicht erforderlich, um zu gewahrleisten, dass dieser Zweck erreicht wird, weil die Hohe des
Schadensersatzes, zu dem der ,Espoir“-Spieler verurteilt werden kann, von den tatsachlichen Aus-
bildungskosten unabhangig ist.

In Bezug auf Arbeitnehmer hat der Gerichtshof am 23. Februar 2010 zwei Urteile erlassen
(Urteile Ibrahim, C-310/08, und Teixeira, C-480/08), die die Auslegung des Art. 12 der Verordnung (EWG)
Nr. 1612/68 Uber die Freiziigigkeit der Arbeitnehmer®* und insbesondere sein Verhaltnis zur Richt-
linie 2004/38/EG (iber die Freizligigkeit der Unionsbiirger?' betreffen. In diesen beiden Rechtssa-
chen hatten die nationalen Behdrden den Kldagerinnen und deren Kindern Wohnhilfe mit der Be-
griindung verweigert, dass sie im Vereinigten Konigreich nicht iber ein Aufenthaltsrecht gemaf}
dem Unionsrecht verfligten. Die eine Klagerin lebte von ihrem Ehemann getrennt, der, nachdem er
im Vereinigten Konigreich gearbeitet hatte, das Land endgliltig verlassen hatte, die andere
hatte selbst die Arbeitnehmereigenschaft verloren. Da ihre Kinder jedoch weiterhin im Vereinig-
ten Konigreich in Ausbildung waren, beriefen sich die Klagerinnen auf Art. 12 der Verordnung
Nr. 1612/68, wie er vom Gerichtshof im Urteil Baumbast und R?*? ausgelegt worden war. Seine Recht-
sprechung bestatigend, hat der Gerichtshof daran erinnert, dass diese Vorschrift es erlaubt, dem
Kind eines Arbeitnehmers im Zusammenhang mit seinem Recht auf Zugang zur Ausbildung ein
eigenstandiges Aufenthaltsrecht zuzuerkennen, und nur verlangt, dass das Kind mit mindestens
einem Elternteil in der Zeit in einem Mitgliedstaat lebte, in der dieser dort als Arbeitnehmer wohnte.
Dass die Eltern dieses Kindes inzwischen geschieden sind und dass nur einer von ihnen Uni-
onsbirger und nicht mehr Wanderarbeitnehmer im Aufnahmemitgliedstaat ist, ist dabei ohne
Belang. Art. 12 der Verordnung Nr. 1612/68 ist daher autonom gegentiber den unionsrechtlichen
Bestimmungen anzuwenden, die die Voraussetzungen fiir die Ausiibung des Rechts auf Aufenthalt
in einem anderen Mitgliedstaat regeln. Diese Autonomie ist durch das Inkrafttreten der neuen
Richtlinie Uber die Freiztigigkeit der Unionsburger nicht in Frage gestellt worden. Daraus hat der
Gerichtshof den Schluss gezogen, dass das Aufenthaltsrecht des Elternteils, der die elterliche Sorge
fur das Kind eines Wanderarbeitnehmers, das seine Ausbildung fortsetzt, tatsachlich wahrnimmt,
nicht davon abhangig ist, dass dieser Elternteil Gber ausreichende Existenzmittel verfligt, so dass er
wahrend ihres Aufenthalts keine Sozialhilfeleistungen des Aufnahmemitgliedstaats in Anspruch
nehmen muss. Schlieflich hat der Gerichtshof in der zweiten Rechtssache (Teixeira) auch darauf
hingewiesen, dass das Aufenthaltsrecht des Elternteils, der die elterliche Sorge fiir ein Kind eines
Wanderarbeitnehmers tatsachlich wahrnimmt, wahrend das Kind eine Ausbildung im Aufnahme-
mitgliedstaat absolviert, zwar mit dem Eintritt der Volljahrigkeit dieses Kindes endet, dass dies
jedoch anders ist, wenn das Kind weiterhin der Anwesenheit und der Fiirsorge dieses Elternteils
bedarf, um seine Ausbildung fortsetzen und abschlie3en zu konnen. Ob dies tatsachlich der Fall ist,
muss das nationale Gericht priifen.

20 Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 des Rates vom 15. Oktober 1968 Uber die Freizligigkeit der Arbeitnehmer inner-
halb der Gemeinschaft (ABI. L 257, S. 2).

2 Siehe Fn. 10.
2 Urteil vom 17. September 2002, Baumbast und R (C-413/99, Slg. 2002, 1-7091).

Jahresbericht 2010 27



Gerichtshof Rechtsprechung

Angleichung der Rechtsvorschriften

Da eine vollstandige Bestandsaufnahme der neuen Rechtsprechung auf diesem Gebiet, dessen
Vielfalt der fortschreitenden Diversifizierung des Handelns des Unionsgesetzgebers entspricht,
nicht moglich ist, sollen hier zwei Bereiche hervorgehoben werden, und zwar die Handelsprakti-
ken im Allgemeinen mit besonderem Augenmerk auf dem Verbraucherschutz sowie die Telekom-
munikation. Wegen ihrer offenkundigen Bedeutung sind allerdings noch einige weitere Entschei-
dungen anzufiihren.

Auf dem Gebiet der unlauteren Geschaftspraktiken zwischen Unternehmen und Verbrauchern ist
die Richtlinie 2005/29/EG?® dieses Jahr zweimal ausgelegt worden. Diese Richtlinie nimmt eine
vollstandige Angleichung der Regeln liber unlautere Geschaftspraktiken zwischen Unternehmen
und Verbrauchern vor und stellt in ihrem Anhang | eine erschépfende Liste von 31 Geschaftsprak-
tiken auf, die nach Art. 5 Abs. 5 dieser Richtlinie unter allen Umstanden als unlauter anzusehen
sind. Wie es im 17. Erwagungsgrund der Richtlinie ausdriicklich heif3t, gelten nur diese Geschafts-
praktiken ohne eine Beurteilung des Einzelfalls anhand der Bestimmungen der Art. 5 bis 9 dieser
Richtlinie als unlauter.

In der ersten Rechtssache, Mediaprint Zeitungs- und Zeitschriftenverlag (Urteil vom 9. November
2010, C-540/08), hat der Gerichtshof demzufolge entschieden, dass diese Richtlinie dahin auszu-
legen ist, dass sie einer nationalen Regelung entgegensteht, die ein allgemeines Zugabenverbot
vorsieht und nicht nur auf den Schutz der Verbraucher abzielt, sondern auch andere Ziele verfolgt.
Praktiken, wonach Verbrauchern mit dem Kauf von Waren oder der Inanspruchnahme von Dienst-
leistungen verbundene Zugaben angeboten werden, sind nicht in Anhang | der Richtlinie aufge-
fihrt und dirfen daher nicht unter allen Umstanden, sondern nur nach einer konkreten Beurtei-
lung untersagt werden, anhand deren ihr unlauterer Charakter festgestellt werden kann. Daher
ist die mit dem Kauf einer Zeitung verbundene Moglichkeit der Teilnahme an einem Gewinnspiel
nicht allein deshalb eine unlautere Geschaftspraktik im Sinne von Art. 5 Abs. 2 dieser Richtlinie,
weil diese Teilnahmemadglichkeit zumindest fiir einen Teil der angesprochenen Verbraucher das
ausschlaggebende Motiv fiir den Kauf dieser Zeitung bildet.

In der zweiten Rechtssache, Plus Warenhandelsgesellschaft (Urteil vom 14. Januar 2010, C-304/08),
hat der Gerichtshof entschieden, dass die Richtlinie auch einer nationalen Regelung entgegen-
steht, nach der Geschéftspraktiken, bei denen die Teilnahme von Verbrauchern an einem Preisaus-
schreiben oder Gewinnspiel vom Erwerb einer Ware oder von der Inanspruchnahme einer Dienst-
leistung abhangig gemacht wird, ohne Beriicksichtigung der besonderen Umstande des Einzelfalls
grundsatzlich unzuldssig sind. Der Gerichtshof hat zunachst festgestellt, dass Werbekampagnen,
mit denen die kostenlose Teilnahme des Verbrauchers an einer Lotterie davon abhangig gemacht
wird, dass in bestimmtem Umfang Waren oder Dienstleistungen erworben bzw. in Anspruch
genommen werden, geschiaftliche Handlungen sind, die sich eindeutig in den Rahmen der Ge-
schéftsstrategie eines Gewerbetreibenden einfliigen und unmittelbar mit der Absatzférderung und
dem Verkauf zusammenhéngen. Sie stellen somit Geschéftspraktiken im Sinne dieser Richtlinie
dar und fallen daher in deren Geltungsbereich. Der Gerichtshof hat sodann darauf hingewiesen,
dass diese Richtlinie, die eine vollstandige Harmonisierung vornimmt, ausdriicklich vorsieht, dass
die Mitgliedstaaten keine strengeren als die in der Richtlinie festgelegten MalBnahmen erlassen,

2 Richtlinie 2005/29/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2005 Uber unlautere Geschafts-
praktiken im binnenmarktinternen Geschéftsverkehr zwischen Unternehmen und Verbrauchern und zur Ande-
rung der Richtlinie 84/450/EWG des Rates, der Richtlinien 97/7/EG, 98/27/EG und 2002/65/EG des Europdischen
Parlaments und des Rates sowie der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 des Europaischen Parlaments und des Ra-
tes (ABI. L 149, S. 22).
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und zwar auch nicht, um ein héheres Verbraucherschutzniveau zu erreichen. Da auch die in die-
ser Rechtssache fragliche Praxis nicht in Anhang | aufgefiihrt ist, kann sie nicht verboten werden,
ohne dass anhand des tatsachlichen Kontexts des Einzelfalls gepriift wird, ob sie im Licht der in der
Richtlinie aufgestellten Kriterien ,unlauter” ist. Zu diesen Kriterien gehort insbesondere die Frage,
ob die Praxis in Bezug auf das jeweilige Produkt das wirtschaftliche Verhalten des Durchschnitts-
verbrauchers wesentlich beeinflusst oder dazu geeignet ist, es wesentlich zu beeinflussen.

Dieses Jahr hatte der Gerichtshof auch zweimal Anlass, die Richtlinie 93/13/EWG tber missbrauch-
liche Klauseln in Verbrauchervertragen® auszulegen.

In der ersten Rechtssache, Caja de Ahorros y Monte de Piedad de Madrid (Urteil vom 3. Juni 2010,
C-484/08), hat er darauf hingewiesen, dass das durch die Richtlinie eingefiihrte Schutzsystem da-
von ausgeht, dass der Verbraucher sich gegenliber dem Gewerbetreibenden in einer schwacheren
Verhandlungsposition befindet und einen geringeren Informationsstand besitzt, was dazu flhrt,
dass er den vom Gewerbetreibenden vorformulierten Bedingungen zustimmt, ohne auf deren In-
halt Einfluss nehmen zu kdnnen. Diese Richtlinie hat allerdings nur eine teilweise und minimale
Harmonisierung der nationalen Rechtsvorschriften in Bezug auf missbrauchliche Klauseln vorge-
nommen, wobei sie es den Mitgliedstaaten freistellt, dem Verbraucher ein hoheres Schutzniveau
als das in der Richtlinie vorgesehene zu gewahren. Der Gerichtshof hat deshalb hervorgehoben,
dass die Mitgliedstaaten auf dem gesamten durch diese Richtlinie geregelten Gebiet mit dem Ver-
trag vereinbare strengere als die in der Richtlinie selbst vorgesehenen Bestimmungen beibehalten
oder erlassen kdnnen, sofern diese ein hoheres Schutzniveau fiir die Verbraucher gewadhrleisten
sollen. Diese Richtlinie steht folglich einer nationalen Regelung nicht entgegen, die eine richter-
liche Missbrauchskontrolle von Vertragsklauseln, die den Hauptgegenstand des Vertrags bzw. die
Angemessenheit zwischen dem Preis bzw. dem Entgelt und den die Gegenleistung darstellenden
Dienstleistungen bzw. Glitern regeln, zuldsst, auch wenn diese Klauseln klar und verstandlich ab-
gefasst sind.

In der zweiten Rechtssache, VB Pénziigyi Lizing (Urteil vom 9. November 2010, C-137/08), sah sich
der Gerichtshof veranlasst, das Urteil Pannon GSM (Urteil vom 4. Juni 2009, C-243/08) (vgl. Jah-
resbericht 2009) naher zu erértern. Der Gerichtshof hat darauf hingewiesen, dass Art. 267 AEUV
dahin auszulegen ist, dass sich die Zustandigkeit des Gerichtshofs der Europaischen Union auf die
Auslegung des Begriffs ,missbrauchliche Vertragsklausel” in Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 93/13 und
in deren Anhang sowie auf die Kriterien erstreckt, die das nationale Gericht bei der Priifung einer
Vertragsklausel im Hinblick auf die Bestimmungen der Richtlinie anwenden darf oder muss, wobei
es Sache des nationalen Gerichts ist, unter Berlicksichtigung dieser Kriterien Uber die konkrete
Bewertung einer bestimmten Vertragsklausel anhand der Umstdande des Einzelfalls zu entschei-
den. Die Missbrauchlichkeit einer Vertragsklausel unter Berlicksichtigung der Art der Gliter oder
Dienstleistungen, die Gegenstand des Vertrags sind, und aller den Vertragsabschluss begleitenden
Umstande, darunter die Tatsache, dass eine Klausel in einem Vertrag zwischen einem Verbraucher
und einem Gewerbetreibenden, die die ausschlieBliche Zustandigkeit dem Gericht zuweist, in des-
sen Bezirk der Gewerbetreibende seinen Sitz hat, in den Vertrag aufgenommen worden ist, ohne
im Einzelnen ausgehandelt worden zu sein, ist zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses zu beurtei-
len. Der Gerichtshof hat ferner entschieden, dass das nationale Gericht verpflichtet ist, von Amts
wegen Untersuchungsmallnahmen durchzufiihren, um festzustellen, ob eine Klausel iber einen
ausschlie3lichen Gerichtsstand in einem Vertrag, der Gegenstand des bei ihm anhédngigen Rechts-
streits ist und zwischen einem Gewerbetreibenden und einem Verbraucher geschlossen wurde,

24 Richtlinie 93/13/EWG des Rates vom 5. April 1993 lber missbrauchliche Klauseln in Verbrauchervertragen
(ABI. L95,S.29).

Jahresbericht 2010 29



Gerichtshof Rechtsprechung

in den Anwendungsbereich der Richtlinie 93/13 féllt, und, falls dies zu bejahen ist, von Amts we-
gen zu beurteilen, ob eine solche Klausel moglicherweise missbrauchlich ist. Um die vom Uni-
onsgesetzgeber angestrebte Effektivitat des Verbraucherschutzes bei einer Ungleichheit zwischen
Verbraucher und Gewerbetreibendem, die nur durch ein positives Eingreifen von dritter, von den
Vertragsparteien unabhdngiger Seite ausgeglichen werden kann, zu gewahrleisten, muss das nati-
onale Gericht namlich in allen Fallen und unabhangig von den innerstaatlichen Rechtsvorschriften
feststellen, ob die streitige Vertragsklausel zwischen einem Gewerbetreibenden und einem Ver-
braucher im Einzelnen ausgehandelt wurde.

Zum Verbraucherschutz bei au8erhalb von Geschéftsraumen geschlossenen Vertrdgen hat der
Gerichtshof in der Rechtssache E. Friz (Urteil vom 15. April 2010, C-215/08) entschieden, dass die
Richtlinie 85/577/EWG?* auf einen Vertrag anwendbar ist, der zwischen einem Gewerbetreibenden
und einem Verbraucher wahrend eines Besuchs in dessen Haus, um den dieser Verbraucher nicht
gebeten hatte, geschlossen wurde und dessen Beitritt zu einem geschlossenen Immobilienfonds
in Form einer Personengesellschaft betrifft, wenn der Zweck eines solchen Beitritts vorrangig nicht
darin besteht, Mitglied dieser Gesellschaft zu werden, sondern Kapital anzulegen. Der Gerichtshof
hat ausgefiihrt, dass Art. 5 Abs. 2 der Richtlinie 85/577 daher einer nationalen Regel nicht entge-
gensteht, die besagt, dass im Fall des Widerrufs eines in einer Haustirsituation erklarten Beitritts
zu einem solchen Immobilienfonds der Verbraucher gegen diese Gesellschaft einen Anspruch auf
sein Auseinandersetzungsguthaben geltend machen kann, der nach dem Wert seines Anteils im
Zeitpunkt des Ausscheidens aus diesem Fonds berechnet wird, und dass er dementsprechend
moglicherweise weniger als den Wert seiner Einlage zurlickerhalt oder sich an den Verlusten des
Fonds beteiligen muss. Denn es steht zwar aul3er Zweifel, dass die Richtlinie dem Verbraucher-
schutz dient, doch bedeutet dies gleichwohl nicht, dass dieser Schutz absolut ist. Wie sich sowohl
aus Sinn und Zweck als auch aus dem Wortlaut einiger Bestimmungen dieser Richtlinie ergibt, gel-
ten fir diesen Schutz bestimmte Grenzen. Was insbesondere die Folgen der Auslibung des Wider-
rufsrechts angeht, bewirkt die Anzeige des Widerrufs sowohl fiir den Verbraucher als auch fiir den
Gewerbetreibenden eine Wiederherstellung der urspriinglichen Situation. Dennoch schlief3t es die
Richtlinie keineswegs aus, dass der Verbraucher in ganz bestimmten Féllen Verpflichtungen gegen-
Uber dem Gewerbetreibenden haben kann und gegebenenfalls gewisse Folgen tragen muss, die
sich aus der Ausiibung seines Widerrufsrechts ergeben.

Im Zusammenhang mit einer verwandten Problematik hat der Gerichtshof in der Rechtssache Hein-
rich Heine (Urteil vom 15. April 2010, C-511/08) zum Verbraucherschutz bei Vertragsabschliissen im
Fernabsatz entschieden, dass Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 Satz 2 und Abs. 2 der Richtlinie 97/7/EG*
dahin auszulegen ist, dass er einer nationalen Regelung entgegensteht, nach der der Lieferer in
einem im Fernabsatz abgeschlossenen Vertrag dem Verbraucher die Kosten der Zusendung der
Ware auferlegen darf, wenn dieser sein Widerrufsrecht ausilibt. Mit den Richtlinienbestimmun-
gen Uber die Rechtsfolgen des Widerrufs wird eindeutig das Ziel verfolgt, den Verbraucher nicht
von der Auslibung seines Widerrufsrechts abzuhalten. Diesem Ziel liefe eine Auslegung zuwider,
nach der es den Mitgliedstaaten erlaubt ware, eine Regelung vorzusehen, die dem Verbraucher im
Fall eines Widerrufs die Kosten der Zusendung in Rechnung stellt. Dem Verbraucher tiber die un-
mittelbaren Kosten der Riicksendung hinaus die Kosten der Zusendung aufzuerlegen, stiinde im
Ubrigen einer ausgewogenen Risikoverteilung bei Vertragsabschliissen im Fernabsatz entgegen,

% Richtlinie 85/577/EWG des Rates vom 20. Dezember 1985 betreffend den Verbraucherschutz im Falle von au-
Berhalb von Geschéftsraumen geschlossenen Vertragen (ABI. L 372, S. 31).

% Richtlinie 97/7/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 1997 {iber den Verbraucherschutz
bei Vertragsabschllissen im Fernabsatz (ABI. L 144, S. 19).
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indem dem Verbraucher samtliche im Zusammenhang mit der Beférderung der Waren stehenden
Kosten auferlegt wirden.

Im Zusammenhang mit den Geschaftspraktiken ist schlieBBlich die Rechtssache Lidl (Urteil vom
18. November 2010, C-159/09) zu nennen, der eine Werbekampagne eines Supermarkts zugrunde
lag. Dieser hatte in einer lokalen Tageszeitung eine Werbung mit einer vergleichenden Abbildung
von Kassenbons schalten lassen, auf denen in den Geschéaften zweier Supermarktketten gekaufte
Artikel, groBteils Lebensmittel, aufgefiihrt waren und ein unterschiedlicher Gesamtpreis ausge-
wiesen war. Der Gerichtshof hat zunachst ausgefiihrt, dass die Richtlinie tber irrefiihrende und
vergleichende Werbung? dahin auszulegen ist, dass der Umstand allein, dass sich Lebensmittel
hinsichtlich ihrer Essbarkeit und des Genusses, den sie dem Verbraucher bereiten, je nach den Be-
dingungen und dem Ort ihrer Herstellung, den enthaltenen Zutaten und der Identitat ihres Her-
stellers voneinander unterscheiden, nicht geeignet ist, auszuschlieBen, dass der Vergleich solcher
Waren das in dieser Bestimmung aufgestellte Erfordernis erfiillen kann, demzufolge diese Waren
dem gleichen Bedarf oder derselben Zweckbestimmung dienen, d. h. untereinander einen hinrei-
chenden Grad an Austauschbarkeit aufweisen miissen?. Die Entscheidung, dass zwei Lebensmittel
nicht als vergleichbar gelten kénnen, sofern sie nicht identisch sind, liefe namlich darauf hinaus,
vergleichende Werbung fiir eine besonders wichtige Kategorie von Verbrauchsgiitern praktisch
unmaoglich zu machen. Der Gerichtshof hat weiter ausgefiihrt, dass ein Preisvergleich in Bezug auf
Nahrungsmittel, die von zwei konkurrierenden Supermarktketten verkauft werden, insbesondere
dann irrefiihrend? sein kann, wenn festgestellt wird, dass unter Berlicksichtigung aller relevanten
Umstande des vorliegenden Falles und insbesondere der mit dieser Werbung einhergehenden An-
gaben oder Auslassungen die Kaufentscheidung einer erheblichen Zahl von Verbrauchern, an die
sich die Werbung richtet, in dem irrigen Glauben getroffen werden kann, dass die vom Werbenden
getroffene Warenauswahl reprasentativ fiir das allgemeine Niveau seiner Preise im Verhaltnis zum
Niveau der Preise seines Mitbewerbers sei und diese Verbraucher daher eine Ersparnis in der von
dieser Werbung angepriesenen GréBenordnung erzielten, wenn sie Waren des taglichen Bedarfs
regelmafig beim Werbenden und nicht bei seinem Mitbewerber einkauften, oder in dem irrigen
Glauben, dass alle Waren des Werbenden billiger als die seines Mitbewerbers seien. Sie kann auch
dann irrefihrend sein, wenn festgestellt wird, dass fiir einen nur auf den Preis abstellenden Ver-
gleich Lebensmittel ausgewahlt wurden, die jedoch Unterschiede aufweisen, die geeignet sind,
die Entscheidung des Durchschnittsverbrauchers spiirbar zu beeinflussen, ohne dass diese Unter-
schiede aus der betreffenden Werbung hervorgehen. Schlie8lich hat der Gerichtshof entschieden,
dass das Erfordernis der Nachprifbarkeit®*® bei einer Werbung, bei der die Preise zweier Waren-
sortimente verglichen werden, verlangt, dass die Waren auf der Grundlage der in der Werbung
enthaltenen Informationen genau erkennbar sein miissen, so dass sich der Adressat vergewissern
kann, dass er im Hinblick auf die Einkaufe von Waren des taglichen Bedarfs, die er zu erledigen hat,
richtig informiert worden ist.

2 Richtlinie 84/450/EWG des Rates vom 10. September 1984 zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften der Mitgliedstaaten Uber irreflihnrende Werbung (ABI. L 250, S. 17) in der Fassung der Richtlinie 97/55/EG
des Europdischen Parlaments und des Rates vom 6. Oktober 1997 zwecks Einbeziehung der vergleichenden
Werbung (ABI. L 290, S. 18).

2 Art. 3a Abs. 1 Buchst. b der Richtlinie 84/450 Uber irrefiihrende und vergleichende Werbung in der durch die
Richtlinie 97/55 gednderten Fassung.

2 Art. 3a Abs. 1 Buchst. a der Richtlinie 84/450 Uber irrefihrende und vergleichende Werbung in der durch die
Richtlinie 97/55 gednderten Fassung.

%0 Art. 3a Abs. 1 Buchst. c der Richtlinie 84/450 Uber irrefiihrende und vergleichende Werbung in der durch die
Richtlinie 97/55 gednderten Fassung.
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Auf dem Gebiet der Telekommunikation wurden dieses Jahr besonders viele Entscheidungen er-
lassen. Zundchst hat der Gerichtshof in der Rechtssache Polska Telefonia Cyfrowa (Urteil vom 1. Juli
2010, C-99/09) Art. 30 Abs. 2 der Richtlinie 2002/22/EG (Universaldienstrichtlinie)®' in Bezug auf die
Kosten der Ubertragbarkeit von Mobiltelefonnummern, die es dem Teilnehmer erméglichen, bei
einem Wechsel des Betreibers seine Telefonnummer zu behalten, ausgelegt. Nach Auffassung des
Gerichtshofs ist diese Vorschrift dahin auszulegen, dass die nationale Regulierungsbehorde die
Kosten beriicksichtigen muss, die den Betreibern von Mobilfunknetzen im Zusammenhang mit
der Erbringung der Dienstleistung der Nummernibertragung entstehen, wenn sie beurteilt, ob die
von den Verbrauchern fiir die Inanspruchnahme dieser Dienstleistung zu zahlende direkte Gebihr
abschreckend wirkt. Sie bleibt aber befugt, den Hochstbetrag der Gebiihr, die die Betreiber ver-
langen kdnnen, unterhalb der diesen entstehenden Kosten festzusetzen, wenn eine allein anhand
dieser Kosten berechnete Gebiihr die Nutzer davon abschrecken kénnte, von der Méglichkeit der
Ubertragung Gebrauch zu machen.

Auf diesem Gebiet ist ferner die Rechtssache Alassini u. a. (Urteil vom 18. Mdrz 2010, C-317/08,
C-318/08, C-319/08 und C-320/08) zu erwdhnen, in der der Gerichtshof eine Vorabentscheidungs-
frage nach der Auslegung des Grundsatzes des effektiven gerichtlichen Rechtsschutzes im Hinblick
auf eine nationale Regelung, die in bestimmten Streitfdllen zwischen Dienstanbietern und End-
nutzern, die unter die Universaldienstrichtlinie3 fallen, als Zulassigkeitsvoraussetzung einer Klage
einen obligatorischen auBergerichtlichen Streitbeilegungsversuch vorsieht, beantwortet hat. Der
Gerichtshof hat festgestellt, dass Art. 34 Abs. 1 dieser Richtlinie den Mitgliedstaaten das Ziel vor-
gibt, auBBergerichtliche Verfahren zur Beilegung von Streitfallen zu schaffen, an denen Verbraucher
beteiligt sind und die Fragen im Zusammenhang mit der Richtlinie betreffen. Eine nationale Rege-
lung, mit der ein Verfahren der au3ergerichtlichen Streitbeilegung geschaffen wurde und dessen
Inanspruchnahme vor der Anrufung eines Gerichts obligatorischer Charakter beigelegt wurde,
ist nicht geeignet, die Verwirklichung des mit dieser Richtlinie verfolgten Ziels des Allgemeinin-
teresses zu beeintrachtigen, sondern verstarkt ihre praktische Wirksamkeit sogar eher, da sie auf
eine zligigere und kostenglinstigere Beilegung von Streitfallen auf dem Gebiet der elektronischen
Kommunikation sowie auf eine Entlastung der Gerichte abzielt. Der Gerichtshof hat daher besta-
tigt, dass die dem Zugang zum Gericht vorgeschaltete zusatzliche Etappe in Form eines auBerge-
richtlichen Streitbeilegungsverfahrens, das die fragliche Regelung vorschreibt, den Grundsatzen
der Aquivalenz, der Effektivitdt und des effektiven gerichtlichen Rechtsschutzes nicht zuwiderlauft,
wenn dieses Verfahren nicht zu einer die Parteien bindenden Entscheidung fiihrt, keine Verzége-
rung der gerichtlichen Rechtsverfolgung bewirkt und keine zu hohen Kosten fiir die Verbraucher
mit sich bringt, wenn die elektronische Kommunikation nicht das einzige Mittel des Zugangs zu
diesem Verfahren bildet und MalBnahmen des vorlaufigen Rechtsschutzes in Ausnahmefallen
moglich sind, in denen Dringlichkeit vorliegt.

Sodann hatte sich der Gerichtshof in der Rechtssache Vodafone u. a. (Urteil vom 8. Juni 2010,
C-58/08) im Rahmen eines Rechtsstreits zwischen mehreren Betreibern offentlicher Mobilfunk-
netze und nationalen Behorden (ber die Giiltigkeit nationaler Bestimmungen zur Durchfiihrung der
Verordnung (EG) Nr. 717/2007 (iber das Roaming in 6ffentlichen Mobilfunknetzen® zur Gultigkeit

31 Richtlinie 2002/22/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 7. Mérz 2002 tiber den Universaldienst
und Nutzerrechte bei elektronischen Kommunikationsnetzen und -diensten (Universaldienstrichtlinie)
(ABI.L108,S.51).

32 Sjehe vorige Fuflnote.

3 Verordnung (EG) Nr. 717/2007 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2007 liber das Roaming
in 6ffentlichen Mobilfunknetzen in der Gemeinschaft und zur Anderung der Richtlinie 2002/21/EG (ABI. L 171,
S.32).
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dieser Verordnung zu duBern. Mit drei Vorabentscheidungsfragen befasst, hat der Gerichtshof
zunachst darauf hingewiesen, dass mit der auf der Grundlage des Art. 95 EG erlassenen Verord-
nung ein gemeinsamer Ansatz eingefiihrt wird, damit den Nutzern terrestrischer 6ffentlicher Mo-
bilfunknetze fiir gemeinschaftsweite Roamingdienste keine Gberhdhten Preise in Rechnung ge-
stellt werden und die Mobilfunkbetreiber der verschiedenen Mitgliedstaaten einen einheitlichen,
koharenten und auf objektiven Kriterien beruhenden Rechtsrahmen erhalten. Dadurch soll das
reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts geférdert werden, um ein hohes Verbraucherschutz-
niveau zu erreichen und den Wettbewerb zwischen den Mobilfunkbetreibern aufrechtzuerhalten.
Zur Wahrung der Grundsatze der Verhaltnismafigkeit und der Subsidiaritat befragt, weil die Ver-
ordnung nicht nur fiir die durchschnittlichen GroBkundenentgelte pro Minute, sondern auch fir
die Endkundenentgelte Obergrenzen festsetzt und Pflichten zur Information tber die Endkunden-
entgelte zugunsten der Roamingkunden vorsieht, hat der Gerichtshof zweitens entschieden, dass
der Gemeinschaftsgesetzgeber in Anbetracht des weiten Ermessens, (iber das er in dem betreffen-
den Bereich verfiigt, anhand objektiver Kriterien und einer umfassenden wirtschaftlichen Priifung
berechtigterweise annehmen durfte, dass eine Regulierung nur der GroBkundenmarkte nicht das-
selbe Ergebnis erzielen wiirde wie eine Regulierung, die sowohl GroBkunden- als auch Endkun-
denmarkte erfasst, so dass diese erforderlich ist, und dass die Informationspflicht die praktische
Wirksamkeit der Festlegung der Entgeltobergrenzen verstarkt. Der Gerichtshof hat weiter ausge-
fuhrt, dass in Anbetracht der Wechselwirkungen zwischen den Endkunden- und den GroBkunden-
entgelten und der Wirkungen des gemeinsamen Ansatzes, der mit der Verordnung Nr. 717/2007,
deren Ziel besser auf Gemeinschaftsebene erreicht werden kann, eingefiihrt wurde, kein Verstof3
gegen den Subsidiaritatsgrundsatz vorliegt.

Der Rechtssache Kommission/Belgien (Urteil vom 6. Oktober 2010, C-222/08) lag ein von der Kom-
mission eingeleitetes Vertragsverletzungsverfahren zugrunde, in dem es um die Teilumsetzung der
Art. 12 Abs. 1, 13 Abs. 1 und des Anhangs IV Teil A der Universaldienstrichtlinie** durch das Ko-
nigreich Belgien ging. Der Gerichtshof hat erstens festgestellt, dass dieser Mitgliedstaat, da diese
Richtlinie lediglich die Regeln festlegt, nach denen die Nettokosten fiir die Erbringung des Univer-
saldienstes zu berechnen sind, wenn diese Erbringung nach Auffassung der nationalen Regulie-
rungsbehorden moglicherweise eine unzumutbare Belastung fiir die Unternehmen darstellt, nicht
gegen seine Verpflichtungen verstoBen hat, indem er selbst die Voraussetzungen festgelegt hat,
unter denen bestimmt werden kann, ob die Belastung unzumutbar ist oder nicht. Zweitens hat der
Gerichtshof ausgefiihrt, dass der Gemeinschaftsgesetzgeber dadurch, dass er die Mechanismen
zur Anlastung der Nettokosten, die die Bereitstellung des Universaldienstes einem Unternehmen
verursachen kann, vom Vorliegen einer unzumutbaren Belastung fiir dieses Unternehmen ab-
hangig machte, ausschlieBen wollte, dass alle Nettokosten des Universaldienstes automatisch ein
Recht auf Entschadigung eroffnen, weil er den Standpunkt vertrat, dass diese Nettokosten nicht
unbedingt fur alle betroffenen Unternehmen eine unzumutbare Belastung darstellen. Die unzu-
mutbare Belastung, deren Vorliegen die nationale Regulierungsbehdérde vor jeder Entschadigung
feststellen musste, konnte daher nur die Belastung sein, die sich fiir das einzelne betroffene Un-
ternehmen angesichts seiner Belastbarkeit aufgrund der ihm eigenen Merkmale (Einrichtungen,
wirtschaftliche und finanzielle Situation, Marktanteil usw.) als unzumutbar im Sinne von tiberma-
Big darstellte. Weiter hat der Gerichtshof festgestellt, dass der fragliche Mitgliedstaat, der nach die-
ser Richtlinie die fiir die Entschadigung der unzumutbar belasteten Unternehmen erforderlichen
Verfahren einflihren muss, dadurch gegen seine Verpflichtungen versto3en hat, dass er allgemein
und auf der Grundlage der Berechnung der Nettokosten des (bisher alleinigen) Erbringers des Uni-
versaldienstes festgestellt hat, dass alle Unternehmen, die nunmehr diesen Dienst bereitzustel-
len haben, aufgrund dessen tatsachlich einer unzumutbaren Belastung ausgesetzt sind, ohne die

34 Siehe Fn. 31.
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Nettokosten, die die Bereitstellung des Universaldienstes fiir jeden betroffenen Betreiber bedeu-
tet, und alle ihm eigenen Merkmale gesondert zu priifen. Schlie3lich hat der Gerichtshof darauf
hingewiesen, dass auch ein Mitgliedstaat, der in die Priifung der Nettokosten fur die Bereitstellung
der sozialen Komponente des Universaldienstes die Marktvorteile, einschlieB8lich der immateriellen
Vorteile, die den mit der Bereitstellung dieses Dienstes betrauten Unternehmen entstehen, nicht
einbezogen hat, gegen seine Verpflichtungen aus der Richtlinie verstoRt.

Wahrend sich somit auf diesen beiden besonders empfindlichen Sektoren eine homogene Recht-
sprechung herauszubilden beginnt, lasst sich dies von der Rechtsprechung im Bereich der Anglei-
chung der Rechtsvorschriften noch nicht sagen, wie sich an den folgenden Rechtssachen zeigt.

In der Rechtssache Monsanto Technology (Urteil vom 6. Juli 2010, C-428/08) hat sich erstmals die
Frage nach der Reichweite eines europdischen Patents fiir eine DNA-Sequenz gestellt. Das Unter-
nehmen Monsanto, das seit 1996 Inhaberin eines europaischen Patents fiir eine DNA-Sequenz ist,
die, in eine Sojabohnenpflanze eingebracht, diese Pflanze gegen ein bestimmtes Herbizid resistent
macht, widersetzte sich Einfuhren von in Argentinien — wo ihre Erfindung nicht patentgeschitzt
war - aus diesen gentechnisch veranderten Sojapflanzen erzeugtem Sojamehl in einen Mitglied-
staat. Das mit der Sache befasste nationale Gericht legte dem Gerichtshof die Frage vor, ob allein
das Vorhandensein der von einem europaischen Patent geschiitzten DNA-Sequenz fiir die Feststel-
lung der Verletzung des Patents von Monsanto anlasslich des Inverkehrbringens des Mehls in der
Europdischen Union ausreicht. Nach Auffassung des Gerichtshofs macht die Richtlinie 98/44/EG*
den durch ein europdisches Patent gewdhrten Schutz davon abhdngig, dass die genetische Infor-
mation, die in dem patentierten Erzeugnis enthalten ist oder dieses darstellt, ihre Funktion zum
gegenwartigen Zeitpunkt und gerade in diesem Material erfiillt. Die Funktion der Erfindung von
Monsanto wird, so der Gerichtshof, erfiillt, wenn die genetische Information die Sojabohnenpflan-
ze, in die sie Eingang gefunden hat, gegen die Wirkweise des Herbizids schiitzt. Diese Funktion der
geschiitzten DNA-Sequenz kann jedoch nicht mehr erfiillt werden, weil sie sich nur als Riickstand
im Sojamehl findet, das ein nach mehreren Verarbeitungsvorgangen des Sojas gewonnenes totes
Material ist. Folglich ist der durch das europdische Patent vermittelte Schutz ausgeschlossen, wenn
die genetische Information aufgehort hat, die Funktion zu erfiillen, die sie in der urspriinglichen
Pflanze erfiillte, aus der sie hervorgegangen ist. AuBerdem darf dieser Schutz nicht mit der Be-
grindung gewahrt werden, die im Sojamehl enthaltene genetische Information konne ihre Funk-
tion in einer anderen Pflanze moglicherweise erneut erfiillen. Damit ein patentrechtlicher Schutz
fr diese andere Pflanze entstehen kdnnte, miisste die DNA-Sequenz namlich tatsachlich in diese
Pflanze eingebracht werden. Monsanto kann daher auf der Grundlage der Richtlinie 98/44 nicht
das Inverkehrbringen von Sojamehl aus Argentinien verbieten, das ihre biotechnologische Erfin-
dung als Riickstand enthalt. SchlieBlich hat der Gerichtshof entschieden, dass die Richtlinie einer
nationalen Regelung entgegensteht, die einen absoluten Schutz der patentierten DNA-Sequenz
als solcher vorsieht, unabhangig davon, ob sie die Funktion, die sie in dem Material innehat, in dem
es enthalten ist, erfiillt oder nicht. Die Richtlinienbestimmungen, die das Kriterium der tatsachli-
chen Erfiillung dieser Funktion vorsehen, nehmen namlich eine abschlieBende Harmonisierung
des Sachgebiets in der Europadischen Union vor.

% Richtlinie 98/44/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 6. Juli 1998 tiber den rechtlichen Schutz
biotechnologischer Erfindungen (ABI. L 213, S. 13).

34 Jahresbericht 2010



Rechtsprechung Gerichtshof

In der Rechtssache Association of the British Pharmaceutical Industry (Urteil vom 22. April 2010,
C-62/09) hatte der Gerichtshof die Richtlinie 2001/83/EG* auszulegen. Obwohl diese es grund-
satzlich verbietet, Arzten oder Apothekern im Rahmen der Verkaufsférderung fiir Arzneimittel
Geld- oder Sachleistungen zu gewahren, anzubieten oder zu versprechen, hat der Gerichtshof
entschieden, dass diese Richtlinie Regelungen finanzieller Anreize nicht entgegensteht, die von
den nationalen Gesundheitsbehérden angewandt werden, um ihre Ausgaben in diesem Bereich zu
senken und die Arzte bei der Behandlung bestimmter Krankheiten dazu zu bewegen, bestimmte
bezeichnete Arzneimittel zu verschreiben, die einen anderen Wirkstoff enthalten als das Arzneimit-
tel, das zuvor verschrieben wurde oder das ohne die Anreizregelung moglicherweise verschrieben
worden ware. Allgemein wird mit der von einem Mitgliedstaat definierten Gesundheitspolitik und
den offentlichen Ausgaben, die er hierfiir vorsieht, weder ein Erwerbszweck noch ein kaufman-
nischer Zweck verfolgt. Eine Regelung finanzieller Anreize, die in den Bereich dieser Politik fallt,
gehort daher nicht zur kommerziellen Verkaufsforderung fiir Arzneimittel. Der Gerichtshof weist
jedoch darauf hin, dass die staatlichen Behérden den Angehdrigen der Pharmaindustrie Informa-
tionen zur Verfligung stellen missen, die belegen, dass diese Regelung auf objektiven Kriterien
beruht und inldndische Arzneimittel und solche aus anderen Mitgliedstaaten nicht unterschiedlich
behandelt werden. Darliber hinaus sind sie verpflichtet, die Regelung o6ffentlich zu machen und
den Angehdrigen der Gesundheitsberufe und der Pharmaindustrie die Bewertungen zur Verfi-
gung zu stellen, anhand deren die therapeutische Gleichwertigkeit der verfiigbaren Wirkstoffe, die
zu der unter diese Regelung fallenden therapeutischen Klasse gehoren, festgestellt wird.

In der Rechtssache Kommission/Deutschland (Urteil vom 9. Marz 2010, C-518/07), die die Verarbei-
tung personenbezogener Daten betraf, hat der Gerichtshof entschieden, dass die Gewahrleistung
der Unabhangigkeit der nationalen Kontrollstellen durch die Richtlinie 95/46/EG* die wirksame
und zuverlassige Kontrolle der Einhaltung der Vorschriften zum Schutz natirlicher Personen bei
der Verarbeitung personenbezogener Daten sicherstellen soll und im Licht dieses Zwecks auszule-
gen ist. Sie wurde eingefiihrt, um die von ihren Entscheidungen betroffenen Personen und Einrich-
tungen starker zu schiitzen, und nicht, um diesen Kontrollstellen selbst oder ihren Bevollmachtig-
ten eine besondere Stellung zu verleihen. Die Kontrollstellen miissen bei der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben daher objektiv und unparteiisch vorgehen. Diese fiir die Uberwachung der Verarbei-
tung personenbezogener Daten im nichtoffentlichen Bereich zustandigen Stellen miissen folglich
mit einer Unabhangigkeit ausgestattet sein, die es ihnen ermdglicht, ihre Aufgaben ohne duBlere
Einflussnahme wahrzunehmen. Diese Unabhangigkeit schlief3t nicht nur jegliche Einflussnahme
seitens der kontrollierten Stellen aus, sondern auch jede Anordnung und jede sonstige duBere
Einflussnahme, sei sie unmittelbar oder mittelbar, durch die in Frage gestellt werden kdnnte, dass
die genannten Kontrollstellen ihre Aufgabe, den Schutz des Rechts auf Privatsphare und den freien
Verkehr personenbezogener Daten ins Gleichgewicht zu bringen, erfiillen. Die bloBe Gefahr einer
politischen Einflussnahme der Aufsichtsbehorden auf die Entscheidungen der zustandigen Kon-
trollstellen reicht aus, um deren unabhangige Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu beeintrachtigen.
Zum einen konnte es einen vorauseilenden Gehorsam” der Kontrollstellen im Hinblick auf die Ent-
scheidungspraxis der Aufsichtsstellen geben. Zum anderen erfordert die Rolle der Kontrollstellen
als Hiiter des Rechts auf Privatsphare, dass ihre Entscheidungen, also sie selbst, tiber jeglichen Ver-
dacht der Parteilichkeit erhaben sind. Die Uber die nationalen Kontrollstellen ausgelbte staatliche
Aufsicht ist daher nicht mit dem Unabhangigkeitserfordernis vereinbar.

% Richtlinie 2001/83/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 6. November 2001 zur Schaffung eines
Gemeinschaftskodexes flir Humanarzneimittel (ABI. L 311, S. 67) in ihrer durch die Richtlinie 2004/27/EWG des
Europadischen Parlaments und des Rates vom 31. Mdrz 2004 (ABI. L 136, S. 34) gednderten Fassung.

37 Richtlinie 95/46/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natdirlicher
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr (ABI. L 281, S. 31).
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Im Bereich des Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte hat der Gerichtshof im Urteil Pa-
dawan (Urteil vom 21. Oktober 2010, C-467/08) den Begriff, die Kriterien und die Grenzen des ge-
rechten Ausgleichs fiir Privatkopien erldutert. Nach der Richtlinie 2001/29/EG zur Harmonisierung
bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte in der Informationsge-
sellschaft® diirfen die Mitgliedstaaten die Ausnahme fiir Privatkopien in ihr innerstaatliches Recht
einflhren, sofern die Inhaber des Vervielfaltigungsrechts einen gerechten Ausgleich erhalten. In
diesem Urteil hat der Gerichtshof zunachst festgestellt, dass der Begriff des gerechten Ausgleichs
in Art. 5 Abs. 2 Buchst. b der Richtlinie 2001/29 ein autonomer Begriff des Unionsrechts ist, der in
allen Mitgliedstaaten, die die Ausnahme fiir Privatkopien eingefiihrt haben, einheitlich auszulegen
ist. Er hat weiter ausgefiihrt, dass die zwischen den Beteiligten herbeizufiihrende Ausgewogen-
heit bedeutet, dass der gerechte Ausgleich notwendigerweise auf der Grundlage des Schadens zu
berechnen ist, der den Urhebern geschiitzter Werke infolge der Einfiihrung der Ausnahme fiir Pri-
vatkopien entstanden ist. Eine ,Abgabe fiir Privatkopien” belastet, so der Gerichtshof, nicht unmit-
telbar die privaten Nutzer der Anlagen, Gerdate und Medien zur digitalen Vervielfaltigung, sondern
diejenigen, die Uber diese Anlagen, Gerdte und Medien verfligen, da sie leichter zu identifizieren
sind und die Moglichkeit haben, die tatsachliche Belastung dieser Finanzierung auf die privaten
Nutzer abzuwadlzen. SchlieBBlich muss nach Ansicht des Gerichtshofs ein Zusammenhang zwischen
der Anwendung der zur Finanzierung des gerechten Ausgleichs bestimmten Abgabe auf Anlagen,
Gerate und Medien zur digitalen Vervielfdltigung und deren mutmalfilichem Gebrauch fiir private
Vervielfédltigungen bestehen. Die unterschiedslose Anwendung der Abgabe fiir Privatkopien auf
Anlagen, Gerdte und Medien zur digitalen Vervielfaltigung, die nicht privaten Nutzern Uberlassen
werden und eindeutig anderen Verwendungen als der Anfertigung von Privatkopien vorbehalten
sind, ist demnach nicht mit der Richtlinie 2001/29 vereinbar. Wenn dagegen die fraglichen Anlagen
natirlichen Personen zu privaten Zwecken lberlassen worden sind, ist es nicht erforderlich, nach-
zuweisen, dass diese mit Hilfe dieser Gerate tatsachlich Privatkopien angefertigt und somit dem
Urheber des geschitzten Werks tatsachlich einen Nachteil zugefligt haben. Bei diesen natiirlichen
Personen wird namlich rechtmiaBig vermutet, dass sie diese Uberlassung vollstindig ausschépfen,
d. h., es wird davon ausgegangen, dass sie samtliche mit diesen Anlagen verbundenen Funktionen,
einschlieBlich der Vervielfaltigungsfunktion, nutzen.

In der Rechtssache Kyrian (Urteil vom 14. Januar 2010, C-233/08) betraf das Vorabentscheidungs-
ersuchen erstens die Frage, ob — im Hinblick auf Art. 12 Abs. 3 der Richtlinie 76/308/EWG (iber
die gegenseitige Unterstlitzung bei der Beitreibung von Forderungen in Bezug auf bestimmte
Abgaben, Zélle, Steuern und sonstige MaBnahmen?*® in der durch die Richtlinie 2001/44/EG* ge-
anderten Fassung — die Gerichte des Mitgliedstaats, in dem die ersuchte Behorde ihren Sitz hat,
zustandig sind, die Vollstreckbarkeit eines in einem anderen Mitgliedstaat ausgestellten Titels zur
Beitreibung einer Forderung zu priifen. Der Gerichtshof hat in diesem Urteil festgestellt, dass die
Gerichte des ersuchten Mitgliedstaats grundsatzlich nicht zustandig sind, die Vollstreckbarkeit des
Vollstreckungstitels zu priifen, auller um seine Vereinbarkeit mit der 6ffentlichen Ordnung dieses
Mitgliedstaats zu kontrollieren. Stellt die Zustellung jedoch eine ,VollstreckungsmaBBnahme” im
Sinne des Art. 12 Abs. 3 der Richtlinie 76/308 dar, darf der ersuchte Mitgliedstaat priifen, ob diese
MafBnahme ordnungsgemal nach MaBgabe der Rechts- und Verwaltungsvorschriften dieses Mit-
gliedstaats durchgefiihrt worden ist. Zweitens hatte der Gerichtshof die Frage zu beantworten, ob
die Mitteilung des Vollstreckungstitels nur dann ordnungsgemaf ist, wenn sie dem Schuldner in
einer Amtssprache des Mitgliedstaats, in dem die ersuchte Behdrde ihren Sitz hat, Gibersandt wird.
Die Richtlinie 76/308 sieht insoweit nichts vor. Der Gerichtshof hat jedoch entschieden, dass dem

%8 Richtlinie 2001/29/EG des Europadischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2001 (ABI. L 167, S. 10).
3 Richtlinie 76/308/EWG des Rates vom 15. Marz 1976 (ABI. L 73, S. 18).
4 Richtlinie 2001/44/EG des Rates vom 15. Juni 2001 (ABI. L 175, S. 17).
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Empfanger eines Vollstreckungstitels in Anbetracht der Zielsetzung dieser Richtlinie, mit der die
wirksame Durchfiihrung der Zustellungen aller Verfligungen und Entscheidungen gewahrleistet
werden soll, dieser Titel in einer Amtssprache des ersuchten Mitgliedstaats zuzustellen ist, um ihn
in die Lage zu versetzen, seine Rechte geltend zu machen. Um die Wahrung dieses Rechts zu ga-
rantieren, hat das nationale Gericht sein nationales Recht anzuwenden, wobei es dafiir Sorge zu
tragen hat, dass die volle Wirksamkeit des Unionsrechts sichergestellt wird.

Wettbewerb

Sowohl auf dem Gebiet der staatlichen Beihilfen als auch auf dem der fiir Unternehmen geltenden
Wettbewerbsregeln gab es in der Rechtsprechung interessante Entwicklungen.

In Bezug auf staatliche Beihilfen hat sich der Gerichtshof in der Rechtssache Kommission/Deutsche
Post (Urteil vom 2. September 2010, C-399/08 P) zur Methode geduf3ert, die die Kommission anwen-
det, um festzustellen, ob einem mit einer Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Inte-
resse betrauten Privatunternehmen ein Vorteil gewahrt wird, der eine staatliche Beihilfe darstellt.
Wahrend die Kommission die Auffassung vertreten hatte, dass die vom fraglichen Unternehmen als
Ausgleich fir die Erbringung einer solchen Dienstleistung bezogenen &ffentlichen Mittel die durch
diese Dienstleistung erzeugten Mehrkosten iiberstiegen und dass diese Uberkompensation eine
mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbare staatliche Beihilfe darstelle, erklarte das Gericht die-
se Entscheidung mit der Begriindung fiir nichtig, dass die Kommission nicht rechtlich hinreichend
nachgewiesen habe, dass ein Vorteil im Sinne von Art. 87 Abs. 1 EG vorliege, und dass sie nicht
von einem Vorteil habe ausgehen diirfen, der dem Unternehmen durch 6ffentliche Mittel verschafft
werde, ohne zuvor zu priifen, ob diese tatsachlich den Gesamtbetrag der mit der Erbringung einer
Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse von diesem Unternehmen getragenen
Mehrkosten Uiberstiegen. Der Gerichtshof hat die Wiirdigung des Gerichts bestétigt und den Rechts-
mittelgrund der Kommission, mit dem diese einen Verstol gegen die Art. 87 Abs. 1 EG und 86 Abs. 2
EG geriigt hatte, zurlickgewiesen. Er hat zunachst darauf hingewiesen, dass ein Finanzausgleich fir
ein mit der Erbringung einer Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse betrautes
Unternehmen nur unter ganz bestimmten Voraussetzungen (die im Urteil vom 24. Juli 2003, Alt-
mark Trans und Regierungsprdsidium Magdeburg, C-280/00, Slg. 2003, I-7747, Randnrn. 74 und 75,
aufgestellt worden waren) nicht als staatliche Beihilfe zu qualifizieren ist, ndmlich insbesondere un-
ter der Voraussetzung, dass dieser Ausgleich nicht Giber das hinausgeht, was erforderlich ist, um die
Kosten der Erflillung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen unter Beriicksichtigung der dabei
erzielten Einnahmen und eines angemessenen Gewinns aus der Erfiillung dieser Verpflichtungen
ganz oder teilweise zu decken, und sodann daraus abgeleitet, dass die Kommission, wenn sie die
Finanzierung einer solchen Dienstleistung anhand des Beihilferechts auf ihre Glltigkeit hin tGber-
prift, untersuchen muss, ob diese Voraussetzung erfillt ist. Der Gerichtshof hat weiter ausgefiihrt,
dass das Gericht die Mangel der von der Kommission herangezogenen Methode dargelegt und da-
her zu Recht die Schlussfolgerung gezogen hatte, dass die Beurteilung der Kommission fehlerhaft
gewesen sei, ohne jedoch eine Umkehr der Beweislast festzustellen oder die Priifungsmethode der
Kommission durch seine eigene zu ersetzen. Dass der Ausgleich einer Dienstleistung von allgemei-
nem wirtschaftlichem Interesse nur unter engen Voraussetzungen nicht als staatliche Beihilfe zu
qualifizieren ist, entbindet die Kommission, wenn sie der Ansicht ist, dass diese nicht erfiillt sind,
daher nicht von der Pflicht, dies im Einzelnen nachzuweisen.

In der Rechtssache Kommission/Scott (Urteil vom 2. September 2010, C-290/07 P) war der Gerichts-
hof mit einem Rechtsmittel gegen ein Urteil des Gerichts befasst, mit dem eine Entscheidung
der Kommission fiir nichtig erklart worden war, die eine staatliche Beihilfe der franzosischen Be-
horden fiir ein amerikanisches Unternehmen, die sich aus dem Verkauf eines Grundstiicks unter
nicht den Marktgegebenheiten entsprechenden Bedingungen ergab, fiir mit dem Gemeinsamen
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Markt unvereinbar erklarte, und hatte dabei die Grenzen der gerichtlichen Kontrolle zu ziehen,
die das Gericht vorzunehmen hat, wenn die Feststellung einer staatlichen Beihilfe ernsthafte Be-
urteilungsschwierigkeiten aufwirft. Die Kommission warf dem Gericht vor, die Grenzen seiner
Kontrolle Uberschritten zu haben, als es methodische und rechnerische Fehler festgestellt habe,
die einen Versto3 gegen die Verpflichtung darstellten, das Priifverfahren gemaf Art. 88 Abs. 2 EG
sorgfaltig zu flhren. Der Gerichtshof hat diesem Rechtsmittelgrund stattgegeben und dabei ers-
tens auf die im Urteil Tetra Laval (Urteil vom 15. Februar 2005, Kommission/Tetra Laval, C-12/03 P,
Slg. 2005, 1-987, Randnr. 39) aufgestellten Grundsatze hingewiesen, nach denen der Unionsrichter
nicht nur die sachliche Richtigkeit, die Zuverlassigkeit und die Koharenz der angefiihrten Beweise
prifen, sondern auch kontrollieren muss, ob diese Beweise alle relevanten Daten darstellen, die
bei der Beurteilung einer komplexen Situation heranzuziehen waren, und ob sie die aus ihnen
gezogenen Schliisse zu stlitzen vermdgen. Dieser Hinweis ist mit einer Beschrankung verbunden,
da der Unionsrichter im Rahmen dieser Kontrolle nicht die wirtschaftliche Beurteilung seitens der
Kommission durch seine eigene ersetzen darf. Zweitens hat der Gerichtshof hervorgehoben, dass
die Kommission das Kriterium des unter Marktbedingungen handelnden privaten Investors her-
anzuziehen hatte, um festzustellen, ob der Preis, den der vermeintliche Beihilfeempfanger gezahlt
hat, dem Preis entspricht, den ein privater, unter normalen Wettbewerbsbedingungen handelnder
Investor hatte festsetzen konnen. Im vorliegenden Fall hatte das Gericht keine offensichtlichen
Beurteilungsfehler der Kommission festgestellt, die die Nichtigerklarung der Entscheidung tber
die Unvereinbarkeit der Beihilfe mit dem Gemeinschaftsmarkt gerechtfertigt hatten, und damit
die Grenzen seiner gerichtlichen Kontrolle iberschritten. SchlieBlich durfte das Gericht der Kom-
mission nicht vorwerfen, bestimmte Informationen, die sachdienlich hétten sein kénnen, auller
Betracht gelassen zu haben, weil diese erst nach dem formlichen Priifverfahren Gbermittelt wor-
den waren und die Kommission nicht verpflichtet war, das Priifverfahren nach Erhalt dieser neuen
Informationen wiederzuerdffnen.

In der Rechtssache NDSHT/Kommission (Urteil vom 18. November 2010, C-322/09 P) hatte der Ge-
richtshof den Inhalt des Begriffs der anfechtbaren Handlung eines Gemeinschaftsorgans heraus-
zuarbeiten. Er war mit einem Rechtsmittel befasst, mit dem die Aufhebung eines Urteils des Ge-
richts beantragt wurde. Mit diesem Urteil war eine Klage auf Nichtigerklarung der Entscheidung
abgewiesen worden, die in den Schreiben der Kommission an das Unternehmen NDSHT enthalten
gewesen sein soll, in denen es um eine Beschwerde Giber mutmaglich rechtswidrige staatliche Bei-
hilfen gegangen war, die die Stadt Stockholm einem Konkurrenzunternehmen gewahrt hatte. Die
Rechtsmittelfiihrerin NDSHT machte geltend, das Gericht habe die streitigen Schreiben, in denen
die Kommission entschieden habe, der Beschwerde von NDSHT nicht weiter nachzugehen, rechts-
fehlerhaft als eine informelle Mitteilung betrachtet, die keine anfechtbare Handlung im Sinne von
Art. 230 EG sei. Stellt die Kommission namlich im Anschluss an die Priifung einer Beschwerde fest,
dass eine Untersuchung nicht den Schluss zuldsst, dass eine staatliche Beihilfe im Sinne von Art. 87
EG vorliegt, lehnt sie es implizit ab, das Verfahren gemaR Art. 88 Abs. 2 EG zu er6ffnen. Die fragliche
Handlung konnte nach Ansicht des Gerichtshofs aber weder als blo3e informelle Mitteilung noch
als vorlaufige MaBnahme angesehen werden, weil die Kommission damit abschlieSend feststellt,
dass ihre Vorpriifung abgeschlossen ist, und es somit ablehnt, das férmliche Priifverfahren nach
Art. 88 Abs. 2 EG zu erdffnen, was fiir die Rechtsmittelfiihrerin erhebliche Auswirkungen hat. In
diesem Zusammenhang hat der Gerichtshof bestatigt, dass die Rechtsmittelflihrerin eine Wettbe-
werberin des von den beanstandeten MaBhahmen beglinstigten Unternehmens ist und daher zu
den Beteiligten im Sinne des Art. 88 Abs. 2 EG gehort, und dem Gericht insoweit einen Rechtsfehler
angelastet, als er entschieden hatte, dass die streitige Handlung nicht die Merkmale einer nach
Art. 4 der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 anfechtbaren Entscheidung aufweise, obwohl sie unab-
hangig von ihrer Qualitat oder Form verbindliche Rechtswirkungen erzeugte, die geeignet waren,
die Interessen der Rechtsmittelfiihrerin zu beeintrachtigen. Der Gerichtshof hat daher das Urteil
aufgehoben, die Unzuldssigkeitseinrede zurlickgewiesen, mit der geltend gemacht worden war,
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dass die streitige Handlung nicht Gegenstand einer Nichtigkeitsklage sein konne, und die Rechts-
sache zur Entscheidung in der Sache an das Gericht zuriickverwiesen.

Hinsichtlich der fiir Unternehmen geltenden Wettbewerbsregeln sind zwei Urteile besonders er-
wahnenswert, von denen das eine die Anwendung der Wettbewerbsregeln auf Gruppe von Ge-
sellschaften und das andere die Tragweite des Grundsatzes des Schutzes der Vertraulichkeit der
Kommunikation zwischen Rechtsanwalt und Mandant betrifft.

Im Urteil Knauf Gips/Kommission vom 1. Juli 2010 (C-407/08 P) hat der Gerichtshof entschieden,
dass die Kommission keinen Beurteilungsfehler begeht, wenn sie bei einer Gruppe von Gesell-
schaften, an deren Spitze sich mehrere juristische Personen befinden, eine dieser Gesellschaften
als allein verantwortlich flir das Handeln der Gesellschaften dieser Gruppe betrachtet, die zusam-
men eine wirtschaftliche Einheit bilden. Der Umstand, dass mehr als eine juristische Person an der
Spitze der Gruppe steht, hindert nicht daran, eine Gesellschaft als fir das Handeln dieser Gruppe
verantwortlich anzusehen. Die Rechtsstruktur einer Gruppe von Gesellschaften, die dadurch ge-
kennzeichnet ist, dass mehr als eine juristische Person an der Spitze der Gruppe steht, ist namlich
nicht ausschlaggebend, wenn diese Struktur nicht die tatsachliche Arbeitsweise und wirkliche Or-
ganisation der Gruppe widerspiegelt. Insbesondere hat der Gerichtshof ausgefiihrt, dass das Feh-
len eines rechtlichen Unterordnungsverhaltnisses zwischen zwei Gesellschaften an der Spitze der
Gruppe nicht die Schlussfolgerung in Frage stellte, dass die eine dieser beiden Gesellschaften als
fur das Handeln der Gruppe verantwortlich anzusehen war, da die zweite Gesellschaft ihr Verhalten
auf dem fraglichen Markt in Wirklichkeit nicht autonom bestimmte.

In diesem Urteil werden aul3erdem die Rechte der Unternehmen im Verwaltungsverfahren und
bei der Austibung von Rechtsbehelfen erldutert. So hat der Gerichtshof ausgefiihrt, dass es kei-
ne unionsrechtliche Vorschrift gibt, die den Adressaten einer Mitteilung der Beschwerdepunkte
zwingt, die verschiedenen tatsachlichen und rechtlichen Gesichtspunkte im Verwaltungsverfahren
anzugreifen, um das Recht, dies spater im Stadium des Gerichtsverfahrens zu tun, nicht zu verwir-
ken, da eine solche Einschrankung gegen die tragenden Grundsatze der GesetzmaBigkeit und der
Wahrung der Verteidigungsrechte verstoRt.

In der Rechtssache Akzo Nobel Chemicals und Akcros Chemicals/Kommission (Urteil vom 14. Sep-
tember 2010, C-550/07 P) stellte sich auch eine Frage nach den Rechten der Unternehmen wah-
rend der Ermittlungen der Kommission. Diese hatte namlich Nachprifungen vorgenommen und
zahlreiche Unterlagen beschlagnahmt, darunter Kopien von E-Mails, die zwischen dem leitenden
Geschaftsfiihrer und dem Koordinator fiir das Wettbewerbsrecht von Akzo Nobel, einem in den
Niederlanden zugelassenen Rechtsanwalt und Angestellten von Akzo Nobel, ausgetauscht worden
waren. In diesem Zusammenhang war der Gerichtshof aufgefordert, zu erlautern, ob bei einem
Unternehmen beschiftigten Syndikusanwalten derselbe Schutz der Vertraulichkeit des Schrift-
wechsels zugutekommt wie externen Rechtsanwalten. Er hat entschieden, dass weder die Ent-
wicklung der Rechtslage in den Mitgliedstaaten der Union noch der Erlass der Verordnung (EG)
Nr. 1/2003 zur Durchfiihrung der in den Artikeln 81 und 82 des Vertrags niedergelegten Wettbe-
werbsregeln*! es rechtfertigen, eine Weiterentwicklung der Rechtsprechung* dahin anzunehmen,
dass Syndikusanwalten der Schutz der Vertraulichkeit zuerkannt wird. Der Gerichtshof hat darauf
hingewiesen, dass die Gewdhrung dieses Schutzes vom gleichzeitigen Vorliegen zweier Voraus-
setzungen abhangt. Zum einen muss der Schriftwechsel mit dem Rechtsanwalt mit der Ausiibung
des Rechts des Mandanten auf Verteidigung in Zusammenhang stehen, und zum anderen muss

41 Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates vom 16. Dezember 2002 (ABI. 2003,L 1, S. 1).
42 Urteil des Gerichtshofs vom 18. Mai 1982, AM & S Europe/Kommission, 155/79, Slg. 1982, 1575.
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es sich um einen Schriftwechsel mit einem unabhangigen Rechtsanwalt handeln, d. h. mit einem
Anwalt, der nicht durch einen Dienstvertrag an den Mandanten gebunden ist. Das Erfordernis der
Unabhangigkeit setzt das Fehlen jedes Beschaftigungsverhaltnisses zwischen dem Rechtsanwalt
und seinem Mandanten voraus, so dass sich der kraft des Grundsatzes der Vertraulichkeit gewahrte
Schutz nicht auf den unternehmens- oder konzerninternen Schriftwechsel mit Syndikusanwalten
erstreckt. Ein Syndikusanwalt genief3t trotz seiner Zulassung als Rechtsanwalt und der damit ein-
hergehenden standesrechtlichen Bindungen nicht denselben Grad an Unabhangigkeit von seinem
Arbeitgeber wie der in einer externen Anwaltskanzlei tatige Rechtsanwalt gegeniiber seinen Man-
danten. Unter diesen Umstanden kann der Syndikusanwalt etwaige Spannungen zwischen seinen
Berufspflichten und den Zielen seines Mandanten weniger leicht ausrdumen als ein externer An-
walt. Demnach geniel3t der Syndikusanwalt aufgrund sowohl seiner wirtschaftlichen Abhangigkeit
als auch der engen Bindungen an seinen Arbeitgeber keine berufliche Unabhangigkeit, die der
eines externen Rechtsanwalts vergleichbar ist.

Steuern

Der Gerichtshof hatte in drei Rechtssachen (Urteile vom 4. Marz 2010, C-197/08, C-198/08 und
C-221/08) Uber Vertragsverletzungsklagen zu befinden, die die Kommission wegen der Festset-
zung von Kleinverkaufsmindestpreisen fiir bestimmte Tabakwaren gegen die Franzosische Repu-
blik (Zigaretten und andere Tabakwaren), die Republik Osterreich (Zigaretten und Feinschnitttabak)
und Irland (Zigaretten) eingeleitet hatte. Die Kommission hatte den Gerichtshof befasst, weil die
fraglichen nationalen Regelungen ihres Erachtens insoweit gegen die Richtlinie 95/59/EG*, in der
bestimmte Regeln zur Verbrauchsteuer auf diese Erzeugnisse festgelegt sind, verstieBBen, als sie
die Freiheit der Hersteller und der Einfiihrer, die Kleinverkaufshochstpreise ihrer Erzeugnisse zu
bestimmen, und damit den freien Wettbewerb beeintrachtigten.

Der Gerichtshof hat entschieden, dass ein Mindestpreissystem nicht als mit der Richtlinie vereinbar
angesehen werden kann, wenn seine Ausgestaltung es nicht unter allen Umstanden ausschlief3t,
dass der Wettbewerbsvorteil, der sich fir bestimmte Hersteller oder Einflihrer solcher Erzeugnisse
aus niedrigeren Gestehungskosten ergeben kdnnte, beeintrachtigt wird. Die Mitgliedstaaten, die
Kleinverkaufsmindestpreise fiir Zigaretten vorschreiben, verstoen namlich, so der Gerichtshof,
gegen Art. 9 Abs. 1 der Richtlinie 95/59, weil es sich mit der jeweiligen Regelung nicht unter allen
Umstdnden ausschlieBBen lasst, dass der vorgeschriebene Mindestpreis den Wettbewerbsvorteil
beeintrachtigt, der sich fiir bestimmte Hersteller oder Einflihrer von Tabakwaren aus niedrigeren
Gestehungskosten ergeben kdnnte. Denn eine solche Regelung, die den Mindestpreis fiir die ein-
zelnen Kategorien von Zigaretten in Relation zum Durchschnittspreis am Markt bestimmt, ist ge-
eignet, eine Aufhebung der Unterschiede zwischen den Preisen der konkurrierenden Erzeugnisse
und eine Ausrichtung dieser Preise am teuersten Erzeugnis zu bewirken. Die Regelung beeintrach-
tigt daher die in Art. 9 Abs. 1 Unterabs. 2 der Richtlinie 95/59 garantierte Freiheit der Hersteller und
der Einflihrer, ihren Kleinverkaufshochstpreis zu bestimmen.

Die Mitgliedstaaten hatten versucht, ihre Rechtsvorschriften mit dem Rahmeniibereinkommen der
Weltgesundheitsorganisation (WHO)* zu rechtfertigen. Nach Ansicht des Gerichtshofs kann die-
ses Ubereinkommen aber keine Auswirkungen auf die Vereinbarkeit einer solchen Regelung mit

4 Richtlinie 95/59/EG des Rates vom 27. November 1995 (iber die anderen Verbrauchsteuern auf Tabakwaren als
die Umsatzsteuer (ABI. L 291, S. 40) in der durch die Richtlinie 2002/81/EG des Rates vom 12. Februar 2002
(ABI.L 211, S.47) gednderten Fassung.

4 Rahmenubereinkommen der WHO zur Einddmmung des Tabakkonsums, im Namen der Gemeinschaft geneh-
migt durch Beschluss 2004/513/EG des Rates vom 2. Juni 2004 (ABI. L 213, S. 8).
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Art. 9 Abs. 1 der Richtlinie 95/59 haben, da es den Vertragsparteien keine konkrete Verpflichtung
hinsichtlich der Preispolitik fiir Tabakerzeugnisse auferlegt, sondern nur Moglichkeiten beschreibt,
die Einddmmung des Tabakkonsums betreffende nationale Gesundheitsziele zu berticksichtigen.
Art. 6 Abs. 2 dieses Ubereinkommens sieht namlich lediglich vor, dass die Vertragsparteien MaR-
nahmen beschlieen oder aufrechterhalten, zu denen die ,Umsetzung einer Steuer- und gege-
benenfalls einer Preispolitik fiir Tabakerzeugnisse” gehéren kann. Die Mitgliedstaaten hatten sich
darlber hinaus auf Art. 30 EG berufen, um einen etwaigen Versto3 gegen Art. 9 Abs. 1 der Richt-
linie 95/59 mit dem Schutz der Gesundheit und des Lebens von Menschen zu rechtfertigen. Der
Gerichtshof hat entschieden, dass Art. 30 EG nicht dahin verstanden werden kann, dass er andere
als die in den Art. 28 EG und 29 EG genannten MaBnahmen der mengenmaBigen Einfuhr- und
Ausfuhrbeschrankung und MaBnahmen gleicher Wirkung zulasst.

SchlieBllich hat der Gerichtshof ausgefiihrt, dass die Richtlinie 95/59 die Mitgliedstaaten nicht da-
ran hindert, die Einddmmung des Tabakkonsums, die dem Ziel des Schutzes der &ffentlichen Ge-
sundheit entspricht, weiterzuverfolgen, und hat darauf hingewiesen, dass die Steuervorschriften
ein wichtiges und wirksames Instrument zur Bekampfung des Konsums von Tabakwaren und da-
mit zum Schutz der 6ffentlichen Gesundheit darstellen, da das Ziel, sicherzustellen, dass fiir diese
Waren hohe Preise festgesetzt werden, in angemessener Weise durch eine erhohte Besteuerung
der Tabakwaren verfolgt werden kann, weil sich die Verbrauchsteuererhéhungen friiher oder spa-
ter in einer Erh6hung der Kleinverkaufspreise niederschlagen miissen, ohne dass dies den Grund-
satz der freien Preisfestsetzung antasten wirde. Der Gerichtshof hat ergdanzend ausgefiihrt, dass
das Verbot der Festsetzung von Mindestpreisen die Mitgliedstaaten nicht daran hindert, den nicht
kostendeckenden Verkauf von Tabakwaren zu verbieten, da die Freiheit der Hersteller und der Ein-
fuhrer, die Kleinverkaufshochstpreise fiir ihre Erzeugnisse festzusetzen, nicht beeintrachtigt wird.
Diese Wirtschaftsteilnehmer kénnten in diesem Fall die Auswirkung der Steuern auf diese Preise
nicht dadurch auffangen, dass sie ihre Erzeugnisse zu einem Preis verkaufen, der unter der Summe
der Gestehungskosten und der Gesamtheit der Abgaben liegt.

Marken

In der Rechtssache Audi/HABM (Urteil vom 21. Januar 2010, C-398/08 P) hat der Gerichtshof ent-
schieden, dass ein Werbeslogan unter bestimmten Umstanden ein unterscheidungskraftiges Zei-
chen und damit Gegenstand einer giltigen Marke nach Art. 7 Abs. 1 Buchst. b der Verordnung (EG)
Nr. 40/94* sein kann. Er hat daher die Entscheidung aufgehoben, mit der die Anmeldung der frag-
lichen Marke in Form des Slogans ,Vorsprung durch Technik” zuriickgewiesen worden war. Dieser
Marke fehlt ndmlich nicht bereits deshalb die Unterscheidungskraft, weil sie aus einem Werbeslo-
gan besteht, den sich andere Unternehmen zu eigen machen kénnten. Eine solche Marke kann da-
her von den angesprochenen Verkehrskreisen gleichzeitig als Werbeslogan und als Hinweis auf die
betriebliche Herkunft der fraglichen Waren und/oder Dienstleistungen wahrgenommen werden,
was die Funktion der Marke ist. Der Gerichtshof hat sodann bestimmte Kriterien angefiihrt, die
fur Werbeslogans gelten: ein Ausdruck, der mehrere Bedeutungen haben, ein Wortspiel darstel-
len oder als phantasievoll, iberraschend und unerwartet und damit merkfahig aufgefasst werden
kann. Solche Merkmale sind zwar nicht notwendig, aber gleichwohl geeignet, dem fraglichen Zei-
chen Unterscheidungskraft zu verleihen. Selbst wenn, so der Gerichtshof, Werbeslogans eine Sach-
aussage enthalten, fehlt aus diesen Werbeslogans gebildeten Marken nicht allein deswegen die
Unterscheidungskraft, soweit sie nicht beschreibend sind. Ein als Marke angemeldeter Werbeslo-
gan hat dann Unterscheidungskraft, wenn er eine gewisse Originalitat oder Prdgnanz aufweist, ein

4 Verordnung (EG) Nr. 40/94 des Rates vom 20. Dezember 1993 (iber die Gemeinschaftsmarke (ABI. 1994, L 11,
S.1).
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Mindestmal3 an Interpretationsaufwand erfordert oder bei den angesprochenen Verkehrskreisen
einen Denkprozess auslost. Der Gerichtshof hat daher festgestellt, dass der fragliche Werbeslogan,
so einfach er auch sein mag, nicht als so gewohnlich eingestuft werden kann, dass unmittelbar
und ohne weitere Priifung ausgeschlossen werden kdnnte, dass die aus diesem Slogan bestehen-
de Marke geeignet ist, den Verbraucher auf die betriebliche Herkunft der von der Anmeldung er-
fassten Waren oder Dienstleistungen hinzuweisen.

In den verbundenen Rechtssachen Google France und Google/Louis Vuitton Malletier, Google France/
Viaticum sowie Luteciel und Google France/Centre national de recherche en relations humaines
(CNRRH) u. a. (Urteil vom 23. Marz 2010, C-236/08 bis C-238/08) hat sich der Gerichtshof, der von der
franzosischen Cour de cassation mit einem Vorabentscheidungsersuchen angerufen worden war,
zur jeweiligen Verantwortlichkeit der Anbieter von Internetreferenzierungsdiensten und der Wer-
benden bei der Verwendung von ,AdWords” geduBert. Der Gerichtshof hatte die Bestimmungen
der Verordnung Nr. 40/94 und der Richtlinie 89/104/EWG* auszulegen, um die Tragweite des Be-
griffs der Benutzung der Marke im Sinne des Art. 9 Abs. 1 der Verordnung und des Art. 5 Abs. 1 und
2 der Richtlinie zu bestimmen. Das Unternehmen Google betreibt eine Internetsuchmaschine, die
auf der Verwendung von Schlisselwértern beruht und einen entgeltlichen Referenzierungsdienst
namens ,AdWords” anbietet. Dieser ermoglicht es einem Wirtschaftsteilnehmer mittels Auswahl
eines oder mehrerer Schliisselworter, fiir den Fall der Ubereinstimmung zwischen diesen und
den Wortern, die in der von einem Internetnutzer an die Suchmaschine gerichteten Suchanfra-
ge enthalten sind, einen Werbelink zu seiner Internetseite erscheinen zu lassen, dem eine kurze
Werbebotschaft beigefiigt ist. Die Suchmaschine von Google zeigt bei der Eingabe von Wortern,
aus denen die fraglichen Marken bestehen, in der Rubrik ,Anzeigen” Links zu Websites, auf denen
Nachahmungen von Waren von Louis Vuitton Malletier dargeboten werden, oder zu Websites von
Konkurrenten des Unternehmens Viaticum bzw. des Centre national de recherche en relations hu-
maines. Diese Unternehmen, die Inhaber von als ,AdWords” verwendeten Marken sind, haben da-
her Google verklagt, um feststellen zu lassen, dass dieses Unternehmen ihre Marken verletzt habe.

Die Cour de cassation, die im letzten Rechtszug in den von den Markeninhabern gegen Google
eingeleiteten Verfahren entscheidet, hatte den Gerichtshof zur Rechtmafigkeit der Verwendung
von Marken entsprechenden Zeichen — ohne Einverstandnis der Markeninhaber — als Schlissel-
worter im Rahmen eines Internetreferenzierungsdienstes befragt. Die Werbenden nutzen diese
Zeichen fir ihre Waren oder Dienstleistungen. Dies gilt jedoch nicht fiir den Anbieter des Refe-
renzierungsdienstes, wenn er die Werbenden mit Marken identische Zeichen als Schliisselworter
aussuchen lasst, diese Zeichen speichert und anhand dieser Zeichen die Werbeanzeigen seiner
Kunden einblendet.

Der Gerichtshof hat ausgefiihrt, dass Benutzung eines mit einer Marke identischen oder ihr dhn-
lichen Zeichens durch einen Dritten jedenfalls bedeutet, dass der Dritte das Zeichen im Rahmen
seiner eigenen kommerziellen Kommunikation benutzt. Im Fall eines Referenzierungsdienstes
lasst dessen Anbieter zu, dass seine Kunden Zeichen benutzen, die mit Marken Dritter identisch
oder ihnen ahnlich sind, benutzt diese Zeichen jedoch nicht selbst. Der Markeninhaber kann sei-
ne Marken zwar nicht dem Anbieter des Referenzierungsdienstes, der diese nicht selbst benutzt,
aber den Werbenden entgegenhalten, die Giber die den Marken entsprechenden Schliisselworter
bei Google Anzeigen aufrufen, bei denen fiir die Internetnutzer nicht oder nur schwer zu erken-
nen ist, von welchem Unternehmen die beworbenen Waren oder Dienstleistungen stammen. Der

4 Siehe vorige FuBnote.

47 Erste Richtlinie 89/104/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten Uber die Marken (ABI. 1989, L 40, S. 1).
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Internetnutzer kann sich namlich hinsichtlich des Ursprungs der betroffenen Waren oder Dienst-
leistungen irren. Die Funktion der Marke, die Gewahrleistung der Herkunft der Ware oder Dienst-
leistung gegentiiber den Verbrauchern (,herkunftshinweisende Funktion” der Marke), wird daher
beeintrachtigt. Der Gerichtshof hat hervorgehoben, dass es Sache des nationalen Gerichts ist, im
Einzelfall zu wiirdigen, ob nach dem Sachverhalt des bei ihm anhdngigen Rechtsstreits eine solche
Beeintrachtigung vorliegt oder vorliegen kdnnte. Benutzen Werbende im Internet ein der Marke ei-
nes anderen entsprechendes Zeichen als Schliisselwort flir die Anzeige von Werbebotschaften, ist
diese Benutzung, so der Gerichtshof, geeignet, auf die Moglichkeit fiir den Inhaber der Marke, sie
fir Werbung einzusetzen, und auf seine Handelsstrategie Auswirkungen zu entfalten. Diese Aus-
wirkungen der Benutzung eines mit der Marke identischen Zeichens durch Dritte stellen jedoch fiir
sich allein keine Beeintrachtigung der ,Werbefunktion” der Marke dar.

Der Gerichtshof war auch zur Verantwortlichkeit eines Wirtschaftsteilnehmers wie Google fiir die
Daten seiner Kunden, die er auf seinem Server speichert, befragt worden. Die damit zusammen-
hangenden Fragen sind im nationalen Recht geregelt. Das Unionsrecht sieht jedoch Beschrankun-
gen der Verantwortlichkeit von Vermittlern von Diensten der Informationsgesellschaft vor*. Zur
Frage, ob ein Internetreferenzierungsdienst wie ,AdWords” einen Dienst der Informationsgesell-
schaft darstellt, der in der Speicherung von durch einen Werbenden eingegebenen Informationen
besteht, und ob dem Anbieter des Referenzierungsdienstes damit eine Beschrankung der Verant-
wortlichkeit zugutekommt, hat der Gerichtshof ausgefiihrt, dass es Sache des nationalen Gerichts
ist, zu prifen, ob die Rolle dieses Anbieters insofern neutral ist, als sein Verhalten rein technischer,
automatischer und passiver Art ist und er weder Kenntnis noch Kontrolle iber die weitergeleitete
oder gespeicherte Information besitzt. Sollte sich erweisen, dass der Anbieter keine aktive Rolle
gespielt hat, kann er fir die Daten, die er auf Anfrage eines Werbenden gespeichert hat, nicht zur
Verantwortung gezogen werden, es sei denn, er hat die Informationen nicht unverziglich entfernt
oder den Zugang zu ihnen gesperrt, nachdem er von der Rechtswidrigkeit dieser Informationen
oder Tatigkeiten des Werbenden Kenntnis erlangt hat.

Sozialpolitik

Verschiedene Aspekte der in zahlreichen Richtlinien geregelten Sozialpolitik verdienen besonderes
Augenmerk.

In der Rechtssache Albron Catering (Urteil vom 21. Oktober 2010, C-242/09) hatte der Gerichtshof
den Begriff des VerduBerers im Sinne der Richtlinie 2001/23/EG zur Angleichung der Rechtsvor-
schriften der Mitgliedstaaten (iber die Wahrung von Anspriichen der Arbeitnehmer beim Uber-
gang von Unternehmen, Betrieben oder Unternehmens- oder Betriebsteilen® zu erldutern. [hrem
dritten Erwagungsgrund zufolge soll die Richtlinie die Arbeitnehmer bei einem Inhaberwechsel
schiitzen. In diesem Sinne sieht ihr Art. 3 Abs. 1 vor, dass die Rechte und Pflichten des Verduf3erers
aus einem zum Zeitpunkt des Ubergangs bestehenden Arbeitsvertrag oder Arbeitsverhiltnis auf-
grund des Ubergangs auf den Erwerber {ibergehen. Die dem Gerichtshof in dieser Rechtssache
gestellte Frage ging dahin, ob bei einem Ubergang im Sinne der Richtlinie 2001/23 eines einem
Konzern angehdrenden Unternehmens auf ein Unternehmen, das diesem Konzern nicht angehort,

“  Richtlinie 2000/31/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 liber bestimmte rechtliche
Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Geschaftsverkehrs, im Bin-
nenmarkt (,Richtlinie Gber den elektronischen Geschaftsverkehr”) (ABI. L 178, S. 1).

4 Richtlinie 2001/23/EG des Rates vom 12. Mdrz 2001 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
tiber die Wahrung von Anspriichen der Arbeitnehmer beim Ubergang von Unternehmen, Betrieben oder Un-
ternehmens- oder Betriebsteilen (ABI. L 82, S. 16).
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als VerauBerer” im Sinne von Art. 2 Abs. 1 Buchst. a dieser Richtlinie auch das Konzernunterneh-
men, zu dem die Arbeitgeber standig abgestellt waren, ohne jedoch mit ihm durch einen Arbeits-
vertrag verbunden gewesen zu sein, betrachtet werden kann, obwohl es in diesem Konzern ein
Unternehmen gibt, an das die betreffenden Arbeitnehmer durch einen Arbeitsvertrag gebunden
waren. Dies hat der Gerichtshof bejaht. Das gemaf Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 2001/23 bestehende
Erfordernis entweder eines Arbeitsvertrags oder, alternativ und somit gleichwertig, eines Arbeits-
verhiltnisses zum Zeitpunkt des Ubergangs fiihrt zu der Annahme, dass nach dem Willen des Uni-
onsgesetzgebers eine vertragliche Beziehung zum VerauBerer nicht unter allen Umstanden dafiir
erforderlich ist, dass den Arbeitnehmern der durch diese Richtlinie gewdhrte Schutz zugutekom-
men kann.

In der Rechtssache Roca Alvarez (Urteil vom 30. September 2010, C-104/09) hat der Gerichtshof ent-
schieden, dass eine nationale Malnahme, nach der weibliche Arbeitnehmer mit einem Kind in den
ersten neun Monaten nach der Geburt dieses Kindes Urlaub in verschiedenen Formen beanspru-
chen konnen, wiahrend mannliche Arbeitnehmer mit einem Kind diesen Urlaub nur beanspruchen
kdnnen, wenn die Mutter des Kindes ebenfalls eine abhdngige Erwerbstatigkeit ausiibt, gegen das
Unionsrecht, insbesondere gegen Art. 2 Abs. 1, 3 und 4 sowie Art. 5 der Richtlinie 76/207/EWG?,
verstolt. Der Gerichtshof hat namlich festgestellt, dass dieser Urlaub, da er sowohl von einem ab-
hangig beschaftigten Vater als auch von einer abhadngig beschéftigten Mutter genommen werden
kann, was bedeutet, dass sowohl der Vater als auch die Mutter fiir die Erndhrung und die Kinderbe-
treuung sorgen konnen, Arbeitnehmern in ihrer Eigenschaft als Eltern des Kindes gewdhrt wird. Es
kann daher nicht davon ausgegangen werden, dass er den Schutz der korperlichen Verfassung der
Frau nach der Schwangerschaft oder den Schutz der besonderen Beziehung zwischen Mutter und
Kind gewahrleisten soll. Dass abhdangig beschéftigten Vatern dieser Urlaub allein deshalb verwei-
gert wird, weil die Mutter des Kindes nicht abhdngig beschaftigt ist, kdnnte zur Folge haben, dass
eine Frau, die selbstandig tatig ist, gezwungen ware, ihre berufliche Tatigkeit einzuschranken und
die sich aus der Geburt ihres Kindes ergebende Belastung allein zu tragen, ohne dass der Vater des
Kindes sie entlasten kdnnte. Daher hat der Gerichtshof entschieden, dass eine solche Mainahme
weder als eine Malinahme zur Beseitigung oder Verringerung etwaiger fiir Frauen in der sozialen
Wirklichkeit bestehender faktischer Ungleichheiten im Sinne von Art. 2 Abs. 4 der Richtlinie 76/207
noch als eine MaBhahme anzusehen ist, die eine materielle und nicht nur formale Gleichheit her-
beiflihren soll, indem sie in der sozialen Wirklichkeit auftretende faktische Ungleichheiten verrin-
gert und so im Einklang mit Art. 157 Abs. 4 AEUV Benachteiligungen in der beruflichen Laufbahn
der betreffenden Personen verhindert oder ausgleicht.

In der Rechtssache Danosa (Urteil vom 11. November 2010, C-232/09) wurde der Gerichtshof zu-
nachst danach gefragt, ob eine Person, die einer Kapitalgesellschaft gegenuber als Mitglied der
Unternehmensleitung Dienste erbringt, als Arbeitnehmer im Sinne der Richtlinie 92/85/EWG uber
die Durchfiihrung von MaBnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschut-
zes von schwangeren Arbeitnehmerinnen, Wochnerinnen und stillenden Arbeitnehmerinnen
am Arbeitsplatz®' anzusehen ist. Der Gerichtshof hat dies flir den Fall bejaht, dass der Betroffene
seine Tatigkeit flr eine bestimmte Zeit nach der Weisung oder unter der Aufsicht eines anderen
Organs dieser Gesellschaft austibt und als Gegenleistung fiir die Tatigkeit ein Entgelt erhalt. Der

0 Richtlinie 76/207/EWG des Rates vom 9. Februar 1976 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehand-
lung von Méannern und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschaftigung, zur Berufsbildung und zum berufli-
chen Aufstieg sowie in Bezug auf die Arbeitsbedingungen (ABI. L 39, S. 40).

1 Richtlinie 92/85/EWG des Rates vom 19. Oktober 1992 lber die Durchfiihrung von MaBnahmen zur Verbesse-
rung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes von schwangeren Arbeitnehmerinnen, Wéchnerinnen und
stillenden Arbeitnehmerinnen am Arbeitsplatz (zehnte Einzelrichtlinie im Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der
Richtlinie 89/391/EWG) (ABI. L 348, S. 1).
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Gerichtshof hat weiter ausgeflihrt, dass es fir die Arbeitnehmereigenschaft im Sinne des Unions-
rechts ohne Bedeutung ist, dass das Beschaftigungsverhaltnis nach nationalem Recht ein Rechts-
verhaltnis sui generis ist. Er hatte sodann die Vereinbarkeit einer nationalen Regelung, nach der die
Abberufung eines Mitglieds der Unternehmensleitung einer Kapitalgesellschaft ohne Berlicksichti-
gung der Schwangerschaft der Betroffenen zuldssig ist, mit dem Kiindigungsverbot des Art. 10 der
Richtlinie 92/85 zu priifen. Der Gerichtshof hat festgestellt, dass diese Regelung nicht mit dieser
Richtlinie vereinbar ist, wenn die Betroffene eine ,schwangere Arbeitnehmerin” im Sinne dieser
Richtlinie ist. Ist sie dies nicht, kann sich die Kldagerin auf die Richtlinie 76/207/EWG in der durch
die Richtlinie 2002/73/EG* gednderten Fassung berufen. Denn auf der Grundlage des Grundsatzes
der Nichtdiskriminierung und insbesondere der Bestimmungen der Richtlinie 76/207 muss einer
Frau Kiindigungsschutz nicht nur wahrend des Mutterschaftsurlaubs, sondern auch wahrend der
gesamten Schwangerschaft gewdhrt werden. Selbst wenn das betroffene Mitglied der Unterneh-
mensleitung also keine ,schwangere Arbeitnehmerin” ist, kann die Abberufung wegen Schwan-
gerschaft oder aus einem Grund, der wesentlich auf einer Schwangerschaft beruht, gleichwohl nur
Frauen treffen und stellt daher eine unmittelbare Diskriminierung aufgrund des Geschlechts dar,
die gegen die Art. 2 Abs. 1 und 7 und 3 Abs. 1 Buchst. c der Richtlinie 76/207 verstoRt.

Auch in den Rechtssachen Gassmayr und Parviainen (Urteile vom 1. Juli 2010, C-194/08 und
C-471/08) hat der Gerichtshof die Richtlinie 92/85°% ausgelegt. Im Einzelnen hat er sich mit Fragen
zur Berechnung des Einkommens beschaftigt, das Arbeitnehmerinnen wahrend ihrer Schwanger-
schaft oder ihres Mutterschaftsurlaubs zu zahlen ist, wenn sie voriibergehend auf einem ande-
ren Arbeitsplatz beschaftigt oder beurlaubt sind. Seiner Auffassung nach steht Art. 11 Nr. 1 der
Richtlinie 92/85 nationalen Rechtsvorschriften nicht entgegen, die den Anspruch einer aufgrund
der Schwangerschaft voriibergehend beurlaubten Arbeitnehmerin auf ein Arbeitsentgelt vorse-
hen, das dem Durchschnittsverdienst gleichkommt, den sie in einem Referenzzeitraum vor Beginn
ihrer Schwangerschaft unter Ausschluss der Journaldienstzulage bezogen hat. Dagegen hat eine
schwangere Arbeitnehmerin, der gemaf3 Art. 5 Abs. 2 der Richtlinie 92/85 vorlibergehend ein Ar-
beitsplatz zugewiesen wurde, auf dem sie eine andere Tatigkeit austibt als vor dieser Zuweisung,
keinen Anspruch auf ein Arbeitsentgelt in gleicher Hohe, wie es ihr vor dem Arbeitsplatzwechsel
durchschnittlich gezahlt worden war. Die Mitgliedstaaten und gegebenenfalls die Sozialpartner
sind ndmlich nach Art. 11 Nr. 1 dieser Richtlinie nicht verpflichtet, wahrend dieser voriibergehen-
den Beschaftigung die Entgeltbestandteile oder die Zulagen weiterzuzahlen, die davon abhangen,
dass die betroffene Arbeitnehmerin bestimmte Tatigkeiten unter besonderen Umstanden ausiibt,
und mit denen im Wesentlichen die mit der Ausiibung dieser Tatigkeiten verbundenen Nachtei-
le ausgeglichen werden sollen. Dagegen hat der Gerichtshof entschieden, dass eine schwangere
Arbeitnehmerin, die beurlaubt ist oder nicht arbeiten darf, tGber ihr Grundgehalt hinaus gemald
dieser Bestimmung Anspruch auf die Entgeltbestandteile oder Zulagen hat, die an ihre berufliche
Stellung ankniipfen, wie etwa die Zulagen, die an ihre leitende Position, die Dauer ihrer Betriebs-
zugehorigkeit und an ihre beruflichen Qualifikationen ankniipfen.

AuBerdem hat der Gerichtshof im Urteil Chatzi (Urteil vom 16. September 2010, C-149/10)
die Tragweite des Paragrafen 2 Nr. 1 der Rahmenvereinbarung Gber Elternurlaub im Anhang

52 Siehe Fn. 50 und Richtlinie 2002/73/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 23. September 2002
zur Anderung der Richtlinie 76/207/EWG (ABI. L 269, S. 15).

53 Siehe Fn.51.
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der Richtlinie 96/34/EG zu der von UNICE, CEEP und EGB geschlossenen Rahmenvereinbarung>*
erldutert. Der Gerichtshof hat erstens entschieden, dass diese Bestimmung nach Wortlaut und
Zielsetzung nicht dahin ausgelegt werden kann, dass sie einem Kind ein individuelles Recht auf
Elternurlaub verleiht. Zweitens hat er eine Auslegung des Paragrafen 2 Nr. 1 der Rahmenverein-
barung Uber Elternurlaub dahin, dass die Geburt von Zwillingen ein Recht auf eine der Zahl der
geborenen Kinder entsprechende Zahl von Elternurlauben eréffnet, zurlickgewiesen. Er hat inso-
weit entschieden, dass dieser Paragraf den nationalen Gesetzgeber im Licht des Grundsatzes der
Gleichbehandlung verpflichtet, ein System des Elternurlaubs zu schaffen, das entsprechend der im
betreffenden Mitgliedstaat bestehenden Situation Eltern von Zwillingen eine Behandlung gewahr-
leistet, die ihren besonderen Bediirfnissen gebiihrend Rechnung tragt. Er hat es dem nationalen
Richter liberlassen, zu priifen, ob die nationale Regelung diesem Erfordernis entspricht, und diese
gegebenenfalls so weit wie moglich im Einklang mit dem Unionsrecht auszulegen.

Mehrere Rechtssachen haben es dem Gerichtshof ermdglicht, das Verbot der Diskriminierung we-
gen des Alters zu bekraftigen und seine Tragweite ndher zu erlautern.

In der Rechtssache Andersen (Urteil vom 12. Oktober 2010, C-499/08) ging es um die Auslegung
der Art. 2 und 6 Abs. 1 der Richtlinie 2000/78/EG zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens fiir
die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschéaftigung und Beruf*®. Nach Auffassung des Ge-
richtshofs stehen diese Bestimmungen einer nationalen Regelung entgegen, nach der Arbeitneh-
mer, die eine Altersrente beziehen kdnnen, die von ihrem Arbeitgeber aus einem Rentensystem
gezahlt wird, dem sie vor Vollendung ihres 50. Lebensjahrs beigetreten sind, allein aus diesem
Grund eine Entlassungsabfindung nicht beziehen kénnen, die dazu bestimmt ist, die berufliche
Wiedereingliederung von Arbeitnehmern mit einer Betriebszugehdrigkeit von mehr als zwolf Jah-
ren zu fordern. Die fragliche Regelung enthalt ndmlich insofern eine unmittelbar auf dem Kriterium
des Alters beruhende Ungleichbehandlung, als sie bestimmten Arbeitnehmern den Anspruch auf
die Entlassungsabfindung allein aus dem Grund vorenthalt, weil sie zum Zeitpunkt ihrer Entlas-
sung eine Altersrente beziehen kdnnen. Der Gerichtshof hat sodann geprift, ob es fiir diese Un-
gleichbehandlung eine den in der Richtlinie 2000/78 aufgestellten Voraussetzungen geniligende
Rechtfertigung gibt. Er hat entschieden, dass die Regelung zwar im Hinblick auf rechtmafige Ziele
aus den Bereichen Beschéftigungspolitik und Arbeitsmarkt verhaltnismaRig ist, jedoch tber das
zur Erreichung dieser Ziele Erforderliche hinausgeht. Sie bewirkt nicht nur, dass alle Arbeitnehmer,
die zum Zeitpunkt ihrer Entlassung tatsachlich eine Altersrente ihres Arbeitgebers erhalten, son-
dern auch alle, die Anspruch auf eine solche Rente haben, aber ihre berufliche Laufbahn weiter
verfolgen wollen, vom Bezug der Entlassungsabfindung ausgeschlossen sind. Diese Regelung ist
somit nicht gerechtfertigt und verstoBt daher gegen die Richtlinie 2000/78.

Im Urteil Kiiclikdevici (Urteil vom 19. Januar 2010, C-555/07) hat der Gerichtshof entschieden,
dass das Verbot der Diskriminierung wegen des Alters in seiner Konkretisierung durch die Richt-
linie 2000/78 dahin auszulegen ist, dass es einer nationalen Regelung entgegensteht, nach der
vor Vollendung des 25. Lebensjahrs liegende Beschaftigungszeiten des Arbeitnehmers bei der
Berechnung der Kiindigungsfrist nicht beriicksichtigt werden. Er hat ferner daran erinnert, dass
eine Richtlinie nicht selbst Verpflichtungen fiir einen Einzelnen begriindet, so dass ihm gegen-
Uber eine Berufung auf die Richtlinie als solche nicht méglich ist. In diesem Zusammenhang hat

4 Richtlinie 96/34/EG des Rates vom 3. Juni 1996 zu der von UNICE, CEEP und EGB geschlossenen Rahmenverein-
barung (ABI. L 145, S. 4) in der durch die Richtlinie 97/75/EG des Rates vom 15. Dezember 1997 zur Anderung
und Ausdehnung der Richtlinie 96/34/EG zu der von UNICE, CEEP und EGB geschlossenen Rahmenvereinba-
rung lber Elternurlaub auf das Vereinigte Konigreich (ABI. 1998, L 10, S. 24) gednderten Fassung.

55 Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens fiir die
Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschaftigung und Beruf (ABI. L 303, S. 16).

46 Jahresbericht 2010



Rechtsprechung Gerichtshof

er ausgefiihrt, dass der Grundsatz der Gleichbehandlung in Beschaftigung und Beruf in der Richt-
linie 2000/78 nur konkretisiert wird und dass das Verbot der Diskriminierung wegen des Alters ein
allgemeiner Grundsatz des Unionsrechts ist. Es obliegt daher, so der Gerichtshof, dem nationalen
Gericht, bei dem ein Rechtsstreit liber das Verbot der Diskriminierung wegen des Alters in seiner
Konkretisierung durch die Richtlinie 2000/78 anhédngig ist, im Rahmen seiner Zustandigkeiten den
rechtlichen Schutz, der sich fiir den Einzelnen aus dem Unionsrecht ergibt, sicherzustellen und die
volle Wirksamkeit des Unionsrechts zu gewahrleisten, indem es jede diesem Verbot entgegenste-
hende Bestimmung des nationalen Rechts unangewendet lasst.

SchlieBlich hat sich der Gerichtshof in den Rechtssachen Wolf und Petersen (Urteile vom 12. Januar
2010, C-229/08 und C-341/08) sowie Rosenbladt (Urteil vom 12. Oktober 2010, C-45/09) zur Trag-
weite geduBert, die dem Verbot der Diskriminierung wegen des Alters nach Mal3gabe der Richt-
linie 2000/78 beizumessen ist. In der ersten Rechtssache hat er entschieden, dass eine nationale
Regelung, die das Hochstalter fiir die Einstellung in die Laufbahn des mittleren feuerwehrtechni-
schen Dienstes auf 30 Jahre festlegt, zwar eine Ungleichbehandlung wegen des Alters im Sinne
von Art. 2 Abs. 2 Buchst. a dieser Richtlinie begriindet, aber als eine dem Ziel, die Einsatzbereit-
schaft und das ordnungsgemaf3e Funktionieren der Berufsfeuerwehr zu gewahrleisten, das einen
rechtmafigen Zweck im Sinne von Art. 4 Abs. 1 dieser Richtlinie darstellt, angemessene Regelung
angesehen werden kann. Dartiber hinaus geht diese Regelung nicht Giber das hinaus, was zur Er-
reichung dieses Ziels erforderlich ist, da eine besonders ausgepragte korperliche Eignung eine fur
die Berufsausiibung im mittleren feuerwehrtechnischen Dienst wesentliche und entscheidende
berufliche Anforderung im Sinne dieser Bestimmung ist und das Erfordernis der vollen korperli-
chen Eignung zur Auslibung dieses Berufs im Zusammenhang mit dem Alter der Angehérigen
dieses Dienstes steht.

In der zweiten Rechtssache hat der Gerichtshof entschieden, dass Art. 2 Abs. 5 der Richtlinie
2000/78 einer nationalen MalRnahme entgegensteht, mit der fiir die Ausiibung des Berufs des Ver-
tragszahnarzts eine Hochstaltersgrenze, im vorliegenden Fall 68 Jahre, festgelegt wird, wenn ihr
einziges Ziel ist, die Gesundheit der Patienten vor dem Nachlassen der Leistungsfahigkeit von Ver-
tragszahnarzten, die dieses Alter liberschritten haben, zu schiitzen, da diese Altersgrenze nicht fiir
Zahnarzte aullerhalb des Vertragszahnarztsystems gilt. Dagegen steht Art. 6 Abs. 1 dieser Richtlinie
einer solchen Mal3nahme nicht entgegen, wenn diese die Verteilung der Berufschancen zwischen
den Generationen innerhalb der Berufsgruppe der Vertragszahndrzte zum Ziel hat und wenn sie
unter Berlicksichtigung der Situation auf dem betreffenden Arbeitsmarkt zur Erreichung dieses
Ziels angemessen und erforderlich ist. In der dritten Rechtssache hat der Gerichtshof festgestellt,
dass Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie 2000/78 einer nationalen Bestimmung nicht entgegensteht, wo-
nach Klauseln tiber die automatische Beendigung von Arbeitsverhaltnissen bei Erreichen des Ren-
tenalters des Beschaftigten zuldssig sind, soweit zum einen diese Bestimmung objektiv und ange-
messen und durch ein legitimes Ziel der Beschaftigungs- und Arbeitsmarktpolitik gerechtfertigt ist
und zum anderen die Mittel zur Erreichung dieses Ziels angemessen und erforderlich sind.

Umwelt
In der Rechtssache Kommission/Italien (Urteil vom 4. Mdrz 2010, C-297/08) hatte der Gerichtshof zu
prifen, ob die Italienische Republik, wie die Kommission geltend machte, gegen ihre Verpflichtun-

gen aus der Richtlinie 2006/12/EG®® verstoBen hat. Der Italien zur Last gelegte Sachverhalt betraf
die Beseitigung von Abfallen in der Region Campania.

% Richtlinie 2006/12/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 5. April 2006 tiber Abfalle (ABI. L 114,
S.9).
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Was Einrichtungen zur Verwertung und Beseitigung von Siedlungsabfallen betrifft, hat der Ge-
richtshof darauf hingewiesen, dass die Mitgliedstaaten im Hinblick auf die Errichtung eines integ-
rierten und angemessenen Netzes von Abfallbeseitigungsanlagen liber einen Ermessensspielraum
bei der Wahl der raumlichen Grundlage verfiigen, die sie fiir geeignet halten, um in Bezug auf die
Abfallbeseitigungskapazitat eine nationale Entsorgungsautarkie zu erreichen. Bei bestimmten Ab-
fallarten kann es wegen ihrer Besonderheit sachgerecht sein, ihre Behandlung in einer Anlage oder
in wenigen Anlagen auf nationaler Ebene oder sogar im Rahmen einer Zusammenarbeit mit ande-
ren Mitgliedstaaten zusammenzufiihren. Fiir ungefahrliche Siedlungsabfalle hingegen, die keiner
besonderen Anlagen bediirfen, missen die Mitgliedstaaten ein Abfallbeseitigungsnetz moglichst
nahe den Orten der Abfallentstehung schaffen, unbeschadet der Moglichkeit, ein solches Netz im
Rahmen interregionaler oder gar grenziiberschreitender Zusammenarbeit zu organisieren, die
dem Grundsatz der Ndhe genligt. Weder der Widerstand der Bevolkerung noch die Nichterftillung
vertraglicher Verpflichtungen oder die Existenz krimineller Aktivitdten begriinden Falle hoherer
Gewalt, die den VerstoB gegen Verpflichtungen aus der Richtlinie 2006/12 oder das Unterbleiben
der tatsachlichen und fristgerechten Errichtung der Anlagen rechtfertigen kdnnen.

Zur Gefahrdung der menschlichen Gesundheit und Schadigung der Umwelt hat der Gerichtshof
festgestellt, dass diese Richtlinie zwar Ziele des Umwelt- und Gesundheitsschutzes nennt, die zu
ergreifenden MaBBnahmen aber inhaltlich nicht genau festlegt und den Mitgliedstaaten einen ge-
wissen Ermessensspielraum beldsst. Es ist somit grundsatzlich nicht mdglich, aus der Unverein-
barkeit einer tatsachlichen Situation mit den in Art. 4 Abs. 1 der Richtlinie festgelegten Zielen un-
mittelbar abzuleiten, dass der betreffende Mitgliedstaat zwangslaufig gegen die ihm durch diese
Vorschrift auferlegten Verpflichtungen zum Erlass der erforderlichen MalBnahmen, um sicherzu-
stellen, dass die Abfalle beseitigt werden, ohne die menschliche Gesundheit zu gefdhrden oder
die Umwelt zu schadigen, verstof3en hat. Das Fortbestehen einer solchen tatsdchlichen Situation
kann jedoch, namentlich wenn dies zu einer signifikanten Beeintrachtigung der Umwelt tber ei-
nen ldangeren Zeitraum fiihrt, ohne dass die zustandigen Behorden eingreifen, darauf hinweisen,
dass die Mitgliedstaaten das ihnen durch diese Vorschrift eingerdaumte Ermessen lberschritten ha-
ben. Demnach hat die Italienische Republik dadurch, dass sie kein angemessenes und integriertes
Netz von Verwertungs- und Beseitigungsanlagen nahe dem Ort ihrer Entstehung errichtet und
nicht alle MaBnahmen ergriffen hat, die erforderlich sind, um zu verhindern, dass in der Region
Campania die menschliche Gesundheit gefahrdet und die Umwelt geschadigt wird, in zweifacher
Hinsicht gegen ihre Verpflichtungen verstoBRen.

In den beiden Urteilen ERG u. a. vom 9. Marz 2010, die in der Rechtssache C-378/08 und den ver-
bundenen Rechtssachen C-379/08 und C-380/08 ergingen, hat sich der Gerichtshof mit der Richt-
linie 2004/35/EG liber Umwelthaftung® beschaftigt.

In der Rechtssache C-378/08 hat der Gerichtshof die Auffassung vertreten, dass die Umwelthaf-
tungsrichtlinie einer nationalen Regelung nicht entgegensteht, die es der zustandigen Behorde er-
laubt, auch im Fall nicht klar abgegrenzter Verschmutzungen einen ursachlichen Zusammenhang
zwischen den Tatigkeiten von Betreibern und einer festgestellten Verschmutzung zu vermuten,
weil sich deren Anlagen in der Nahe des verschmutzten Gebiets befinden. Nach dem Verursacher-
prinzip muss diese Behorde jedoch, um einen solchen ursachlichen Zusammenhang vermuten zu
konnen, Uber plausible Anhaltspunkte fir ihre Vermutung verfiigen, wie z. B. die Nahe der Anlage
des Betreibers zu der festgestellten Verschmutzung oder die Ubereinstimmung zwischen den ge-
fundenen Schadstoffen und den Komponenten, die der Betreiber im Rahmen seiner Tatigkeiten

7" Richtlinie 2004/35/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 21. April 2004 Giber Umwelthaftung zur
Vermeidung und Sanierung von Umweltschaden (ABI. L 143, S. 56).
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verwendet. Die zustandige Behorde braucht den Betreibern, deren Tatigkeiten fiir die Umweltscha-
den verantwortlich gemacht werden, kein vorsatzliches Handeln nachzuweisen. Sie muss jedoch
zuvor nach der Ursache der festgestellten Verschmutzung suchen, wobei sie liber ein weites Er-
messen in Bezug auf die Verfahren, die einzusetzenden Mittel und die Dauer einer solchen Unter-
suchung verfligt.

In den verbundenen Rechtssachen C-379/08 und C-380/08 hat der Gerichtshof entschieden, dass
die zustandige Behorde befugt ist, MaBnahmen zur Sanierung von Umweltschaden, die am Ende
eines kontradiktorischen, in Zusammenarbeit mit den betroffenen Betreibern durchgefiihrten Ver-
fahrens beschlossen wurden und bereits durchgefiihrt wurden oder mit deren Durchfiihrung be-
gonnen wurde, wesentlich zu dndern. Beim Erlass einer solchen Entscheidung muss diese Behorde
allerdings

— die Betreiber anhoren, sofern nicht die Dringlichkeit der Umweltsituation ein sofortiges Tatigwer-
den der zustandigen Behorde gebietet;

— insbesondere auch denjenigen Personen, auf deren Grundstiicken SanierungsmafBnahmen
durchzufiihren sind, Gelegenheit dazu geben, ihre Bemerkungen mitzuteilen, und diese beriick-
sichtigen und

—inihrer Entscheidung angeben, welche Griinde ihrer Wahl zugrunde liegen und welche Griinde
es gegebenenfalls rechtfertigen, dass eine eingehende Priifung im Hinblick auf die genannten Kri-
terien nicht durchgefiihrt werden musste oder dass diese beispielsweise wegen der Dringlichkeit
der Umweltsituation nicht durchgefiihrt werden konnte.

Der Gerichtshof hat weiter ausgefiihrt, dass die Umwelthaftungsrichtlinie einer nationalen Rege-
lung nicht entgegensteht, nach der die zustandige Behorde die Austibung des Rechts von Betrei-
bern auf Nutzung ihrer Grundstiicke davon abhangig machen kann, dass sie die geforderten Um-
weltsanierungsarbeiten durchfiihren, und zwar auch dann, wenn diese Grundstiicke von diesen
Arbeiten nicht betroffen sein sollten, weil sie bereits Gegenstand von friiheren Sanierungsma@-
nahmen waren oder nie verschmutzt wurden. Eine solche MaBnahme muss allerdings durch das
Ziel gerechtfertigt sein, eine Verschlimmerung der Umweltsituation am Ort der Durchfiihrung der
MaBnahmen zu verhindern oder — in Anwendung des Vorsorgegrundsatzes — das Auftreten oder
Wiederauftreten anderer Umweltschaden auf den Grundstiicken der Betreiber, die an den Kisten-
komplex angrenzen, der Gegenstand der Sanierungsmaf3nahmen ist, zu vermeiden.

Visa, Asyl und Einwanderung

Auf diesem sich stéandig weiterentwickelnden Gebiet verdienen mehrere Urteile besondere Auf-
merksamkeit. In den Rechtssachen Melki und Abdeli (Urteil vom 22. Juni 2010, C-188/10 und
C-189/10) hat der Gerichtshof festgestellt, dass Art. 67 Abs. 2 AEUV sowie die Art. 20 und 21 der
Verordnung Nr. 562/2006° einer nationalen Regelung entgegenstehen, die den Polizeibehorden
des betreffenden Mitgliedstaats die Befugnis einrdumt, in einem Gebiet mit einer Tiefe von 20 km
entlang der Landgrenze dieses Staates zu den Vertragsstaaten des Ubereinkommens zur Durchfiih-
rung des Ubereinkommens von Schengen die Identitét jeder Person unabhingig von deren Verhal-
ten und vom Vorliegen besonderer Umstdande, aus denen sich die Gefahr einer Beeintrachtigung

8 Verordnung (EG) Nr. 562/2006 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. Marz 2006 Uber einen Ge-
meinschaftskodex fiir das Uberschreiten der Grenzen durch Personen (Schengener Grenzkodex) (ABI. L 105,
S.1).
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der offentlichen Ordnung ergibt, zu kontrollieren, um die Einhaltung der gesetzlichen Verpflich-
tungen in Bezug auf den Besitz, das Mitflihren und das Vorzeigen von Urkunden und Bescheini-
gungen zu Uberpriifen, ohne dass diese Regelung den erforderlichen Rahmen fiir diese Befugnis
vorgibt, der gewahrleistet, dass die tatsdachliche Austibung der Befugnis nicht die gleiche Wirkung
wie Grenzubertrittskontrollen haben kann.

Die Rechtssache Chakroun (Urteil vom 4. Marz 2010, C-578/08) bot dem Gerichtshof die Gelegen-
heit, seine Rechtsprechung zur Familienzusammenfiihrung zu prazisieren.

Er hat erstens festgestellt, dass die Wendung,Inanspruchnahme der Sozialhilfeleistungen”in Art. 7
Abs. 1 Buchst. c der Richtlinie 2003/86/EG*>® dahin auszulegen ist, dass sie einem Mitgliedstaat nicht
erlaubt, eine Regelung fiir die Familienzusammenfiihrung zu treffen, die dazu fiihrt, dass die Fami-
lienzusammenfiihrung einem Zusammenfiihrenden nicht gestattet wird, der nachgewiesen hat,
dass er Uber ausreichende feste und regelmaBige Einkiinfte verfiigt, um die allgemein notwendi-
gen Kosten des Lebensunterhalts fiir sich und seine Familienangehdrigen zu bestreiten, jedoch
wegen der Hohe seiner Einkiinfte die besondere Sozialhilfe zur Bestreitung besonderer, individuell
bestimmter notwendiger Kosten des Lebensunterhalts, einkommensabhangige Befreiungen von
Abgaben nachgeordneter Gebietskorperschaften oder einkommensunterstiitzende MalBnahmen
im Rahmen der gemeindlichen Politik fiir Einkommensschwache in Anspruch nehmen kann.

Er hat zweitens entschieden, dass die Richtlinie 2003/86, insbesondere Art. 2 Buchst. d, dahin aus-
zulegen ist, dass diese Bestimmung einer nationalen Regelung entgegensteht, in der bei der An-
wendung des Einkommenserfordernisses des Art. 7 Abs. 1 Buchst. c der Richtlinie danach unter-
schieden wird, ob die familidaren Bindungen vor oder nach der Einreise des Zusammenfiihrenden
in den Aufnahmemitgliedstaat entstanden sind.

In der Rechtssache Bolbol (Urteil vom 17. Juni 2010, C-31/09) hat der Gerichtshof Art. 12 Abs. 1
Buchst. a Satz 1 der Richtlinie 2004/83/EG® ausgelegt. Das Besondere an dieser Richtlinie ist, dass
sie die Verpflichtungen aus der Genfer Fliichtlingskonvention®' in den Kontext der Europdischen
Union tGbernimmt. Der Gerichtshof hat darauf hingewiesen, dass die besonderen Vorschriften der
Konvention, die fiir vertriebene Paldstinenser gelten, nur die Personen betreffen, die zurzeit den
Schutz oder Beistand des Hilfswerks der Vereinten Nationen fiir Palastinafliichtlinge im Nahen Os-
ten (United Nations Relief and Works Agency for Palestine Refugees in the Near East [UNRWA])
genieBBen. Daher sind nur diejenigen Personen, die die Hilfe der UNRWA tatsachlich in Anspruch
nehmen, von diesen besonderen Vorschriften erfasst. Personen, die berechtigt sind oder waren,
den Schutz oder Beistand dieses Hilfswerks in Anspruch zu nehmen, fallen hingegen unter die all-
gemeinen Vorschriften der Konvention. lhre Antrage auf Anerkennung als Flichtling miissen daher
individuell geprift werden; ihnen kann nur bei Verfolgung wegen der Rasse, der Religion oder der
nationalen Zugehdorigkeit oder aus politischen Griinden stattgegeben werden. Die Frage, wie die
tatsachliche Inanspruchnahme der Hilfe der UNRWA nachzuweisen ist, hat der Gerichtshof dahin
beantwortet, dass die Registrierung bei der UNRWA zwar ein ausreichender Nachweis ist, dass es
dem Betroffenen jedoch maoglich sein muss, den Nachweis auf andere Weise zu erbringen.

% Richtlinie 2003/86/EG des Rates vom 22. September 2003 betreffend das Recht auf Familienzusammenfiihrung
(ABI.L251,5.12).

% Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29. April 2004 tiber Mindestnormen fiir die Anerkennung und den Status
von Drittstaatsangehdrigen oder Staatenlosen als Fliichtlinge oder als Personen, die anderweitig internationa-
len Schutz benétigen, und liber den Inhalt des zu gewahrenden Schutzes (ABI. L 304, S. 12, mit Berichtigung in
ABI. 2005, L 204, S. 24).

61 Genfer Abkommen vom 28. Juli 1951 Uber die Rechtsstellung der Fliichtlinge (United Nations Treaty Series,
Band 189, S. 150, Nr. 2545 [1954]).
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In den Rechtssachen B und D (Urteil vom 9. November 2010, C-57/09 und C-101/09) hat der Ge-
richtshof die Modalitaten der Anwendung der Vorschriften tiber den Ausschluss von der Fliicht-
lingsanerkennung in Art. 12 Abs. 2 Buchst. b und c der Richtlinie 2004/83/EG® erlautert. B hatte die
Anerkennung als Fliichtling beantragt, wahrend D bereits als Fliichtling anerkannt worden war.
Beide hatten Organisationen angehdrt, die auf der von der Europdischen Union erlassenen Lis-
te von Personen, Vereinigungen und Korperschaften, die an terroristischen Handlungen beteiligt
sind, aufgefiihrt waren; diese Liste war im Rahmen der durch eine Resolution des Sicherheitsrats
der Vereinten Nationen beschlossenen Bekampfung des Terrorismus eingefiihrt worden.

Der Gerichtshof hat zundchst untersucht, ob dann, wenn die betreffende Person einer in dieser
Liste aufgefiihrten Organisation angehdrt hat und deren bewaffneten Kampf, gegebenenfalls
in hervorgehobener Position, aktiv unterstiitzt hat, eine ,schwere nichtpolitische Straftat” oder
,Handlungen, die den Zielen und Grundsatzen der Vereinten Nationen zuwiderlaufen”, vorliegen.
Hierzu hat der Gerichtshof klargestellt, dass der Ausschluss einer Person, die einer sich terroris-
tischer Methoden bedienenden Organisation angehort hat, von der Anerkennung als Fllichtling
eine individuelle Priifung der genauen tatsachlichen Umstande voraussetzt, damit die zustéandige
Behorde beurteilen kann, ob schwerwiegende Griinde zu der Annahme berechtigen, dass diese
Person im Rahmen ihrer Handlungen innerhalb dieser Organisation eine schwere nichtpolitische
Straftat begangen hat oder sich Handlungen hat zuschulden kommen lassen, die den Zielen und
Grundsatzen der Vereinten Nationen zuwiderlaufen, oder im Sinne der Richtlinie andere zu solchen
Straftaten oder Handlungen angestiftet oder sich in sonstiger Weise daran beteiligt hat.

Daraus folgt erstens, dass allein der Umstand, dass die betreffende Person einer solchen Organi-
sation angehort hat, nicht automatisch zur Folge haben kann, dass sie von der Anerkennung als
Flichtling auszuschlieBen ist. Zweitens hat der Gerichtshof festgestellt, dass auch die Beteiligung
an den Handlungen einer terroristischen Organisation allein nicht geeignet ist, die automatische
Anwendung der in der Richtlinie vorgesehenen Ausschlussklauseln auszuldsen, da die Richtlinie
eine vollstandige Priifung samtlicher besonderer Umstande jedes Einzelfalls voraussetzt.

Ferner setzt der Ausschluss von der Anerkennung als Fliichtling nach einer der fraglichen Aus-
schlussregelungen nicht voraus, dass von der betreffenden Person eine gegenwartige Gefahr fiir
den Aufnahmemitgliedstaat ausgeht. Mit diesen Ausschlussregelungen sollen allein in der Vergan-
genheit begangene Handlungen geahndet werden. In der Systematik der Richtlinie erlauben an-
dere Vorschriften den zustandigen Behorden den Erlass der notwendigen Malinahmen, wenn von
einer Person eine gegenwadrtige Gefahr ausgeht.

SchlieBlich hat der Gerichtshof die Richtlinie dahin ausgelegt, dass die Mitgliedstaaten nach ihrem
nationalen Recht einer Person, die gemaf3 einer der Ausschlussregelungen der Richtlinie von der
Anerkennung als Fliichtling ausgeschlossen ist, ein Asylrecht zuerkennen kdnnen, soweit diese an-
dere Form des Schutzes nicht die Gefahr der Verwechslung mit der Rechtsstellung des Fliichtlings
im Sinne der Richtlinie birgt.

In den Rechtssachen Salahadin Abdulla u. a. (Urteil vom 2. Mdrz 2010, C-175/08, C-176/08, C-178/08
und C-179/08) hat sich der Gerichtshof mit den Voraussetzungen beschaftigt, unter denen die

Flichtlingseigenschaft aufgrund einer Veranderung der Umstande, auf denen ihre Zuerkennung
nach Art. 11 Abs. 1 Buchst. e der Richtlinie 2004/83 beruhte, erléschen kann.

62 Siehe Fn. 60.
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Der Gerichtshof hat entschieden, dass die Fliichtlingseigenschaft dann erlischt, wenn aufgrund
einer erheblichen und nicht nur voriibergehenden Veranderung der Umstande in dem fraglichen
Drittland diejenigen Umstande, aufgrund deren der Betreffende begriindete Furcht vor Verfol-
gung hatte, weggefallen sind und er auch nicht aus anderen Griinden Furcht vor Verfolgung haben
muss. Die zustandigen Behorden muissen sich, um zu dem Schluss zu gelangen, dass die Furcht des
Fliichtlings vor Verfolgung nicht mehr begriindet ist, vergewissern, dass der oder die nach Art. 7
Abs. 1 der Richtlinie 2004/83 in Betracht kommenden Akteure des Drittlands, die Schutz bieten
kénnen, geeignete Schritte eingeleitet haben, um die Verfolgung zu verhindern. So miissen diese
Akteure insbesondere liber wirksame Rechtsvorschriften zur Ermittlung, Strafverfolgung und Ahn-
dung von Handlungen, die eine Verfolgung darstellen, verfligen. Die zustandigen Behérden miis-
sen sich auch vergewissern, dass der betreffende Staatsangehorige im Fall des Erldschens seiner
Fliichtlingseigenschaft Zugang zu diesem Schutz haben wird.

Sodann hat der Gerichtshof den Fall untersucht, dass bereits festgestellt worden ist, dass die der
Fliichtlingsanerkennung urspriinglich zugrunde liegenden Umstéande weggefallen sind, und hat
erlautert, unter welchen Voraussetzungen die zustandigen Behorden erforderlichenfalls zu prifen
haben, ob nicht andere Umsténde vorliegen, aufgrund deren der Betreffende begriindete Furcht
vor Verfolgung haben muss. Im Rahmen dieser Priifung hat der Gerichtshof u. a. ausgefiihrt, dass
sowohl im Stadium der Priifung eines Antrags auf Anerkennung als Fllichtling als auch im Stadium
der Priifung der Aufrechterhaltung des Fliichtlingsstatus die gleiche Frage zur Beurteilung steht,
ob die festgestellten Umstande eine Bedrohung mit Verfolgung darstellen oder nicht, aufgrund
deren der Betroffene in Anbetracht seiner individuellen Lage begriindete Furcht haben muss,
tatsachlich Verfolgungshandlungen zu erleiden. Der Gerichtshof ist demgemall zu dem Ergebnis
gelangt, dass der Wahrscheinlichkeitsmal3stab, der der Beurteilung einer aus anderen Umstan-
den resultierenden Gefahr zugrunde zu legen ist, der Gleiche ist wie der bei der Anerkennung als
Flichtling angewandte.

Justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen und Internationales Privatrecht

Die Vergemeinschaftung” der justiziellen Zusammenarbeit in Zivilsachen ist, wie nicht anders zu
erwarten, mit einer Starkung der Rolle des Gemeinschaftsrichters einhergegangen.

Im Jahr 2010 hat der Gerichtshof mehrere wichtige Urteile zur Auslegung der besonderen Vor-
schriften Giber Vertrage in der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates vom 22. Dezember 2000 tber
die gerichtliche Zustandigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in
Zivil- und Handelssachen®: erlassen.

Zu erwahnen ist zundchst die Rechtssache Car Trim (Urteil vom 25. Februar 2010, C-381/08), in
der sich der Gerichtshof zur Auslegung des Art. 5 Abs. 1 Buchst. b der Verordnung Nr. 44/2001
geadulert hat, der zwei autonome Definitionen - eine fiir Vertrage tber den Verkauf beweglicher
Sachen, die andere fiir Vertrage Uber die Erbringung von Dienstleistungen - festlegt, um die An-
wendung der besonderen Zustandigkeitsregel des Art. 5 Abs. 1 der Verordnung Nr. 44/2001 zu
erleichtern; nach dieser Vorschrift ist, wenn ein Vertrag oder Anspriiche aus einem Vertrag den Ge-
genstand des Verfahrens bilden, das Gericht des Ortes zustandig, an dem die Verpflichtung erfillt
worden ist oder zu erfiillen ware. Bei Vertragen uber den Verkauf beweglicher Sachen definiert
Art. 5 Abs. 1 Buchst. b erster Gedankenstrich dieser Verordnung den Erfiillungsort der Verpflich-
tung als den Ort der Lieferung der Sachen, wie er im Vertrag festgelegt ist. Bei Vertrdgen Uber
die Erbringung von Dienstleistungen verweist Art. 5 Abs. 1 Buchst. b zweiter Gedankenstrich der

8 Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates vom 22. Dezember 2000 (ABI. 2001, L 12,S.1).
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Verordnung auf den Ort der Erbringung der Dienstleistungen, wie er im Vertrag festgelegt ist. Die
dem Gerichtshof in dieser Rechtssache vorgelegte Frage war zum einen, anhand welcher Kriterien
der Verkauf beweglicher Sachen” und die ,Erbringung von Dienstleistungen” im Sinne des Art. 5
Abs. 1 Buchst. b der Verordnung voneinander abzugrenzen sind, und zum anderen, wie der Erfiil-
lungsort der Lieferverpflichtung bei Versendungskaufen, insbesondere wenn der Vertrag insoweit
nichts vorsieht, zu ermitteln ist.

Auf den ersten Teil der Frage hat der Gerichtshof geantwortet, dass Art. 5 Nr. 1 Buchst. b der Ver-
ordnung Nr. 44/2001 dahin auszulegen ist, dass Vertrage liber die Lieferung herzustellender oder
zu erzeugender Ware auch bei bestimmten Vorgaben des Auftraggebers zu Beschaffung, Verarbei-
tung und Lieferung der Ware, ohne dass die Stoffe von diesem zur Verfligung gestellt wurden, und
auch wenn der Lieferant fiir die Qualitdt und die Vertragsgemalheit der Ware haftet, als ,Verkauf
beweglicher Sachen” im Sinne von Art. 5 Nr. 1 Buchst. b erster Gedankenstrich dieser Verordnung
einzustufen sind. Auf den zweiten Teil der Vorlagefrage, der die Ermittlung des Erfiillungsorts des
Vertrags bei Versendungskdufen betraf, hat der Gerichtshof zundchst geantwortet, dass nach Art. 5
Nr. 1 Buchst. b erster Gedankenstrich der Verordnung Nr. 44/2001 bei Versendungskdufen der Ort,
an dem die beweglichen Sachen nach dem Vertrag geliefert worden sind oder hatten geliefert
werden missen, auf der Grundlage der Bestimmungen dieses Vertrags zu bestimmen ist. Lasst sich
der Lieferort auf dieser Grundlage ohne Bezugnahme auf das auf den Vertrag anwendbare mate-
rielle Recht nicht bestimmen, ist dieser Ort, so der Gerichtshof, derjenige der kérperlichen Uber-
gabe der Waren, durch die der Kdufer am endgiiltigen Bestimmungsort des Verkaufsvorgangs die
tatsachliche Verfligungsgewalt Gber diese Waren erlangt hat oder hatte erlangen missen. Nach
Auffassung des Gerichtshofs entspricht diese Losung nicht nur den Zielen der Vorhersehbarkeit
und der rdumlichen Nahe, sondern auch dem grundlegenden Ziel eines Vertrags tiber den Verkauf
beweglicher Sachen, das in ihrer Ubertragung vom Verkaufer an den Kaufer liegt; dieser Vorgang
ist erst bei der Ankunft dieser beweglichen Sachen an ihrem endgliltigen Bestimmungsort voll-
standig abgeschlossen.

Erwahnenswert sind auch die beiden verbundenen Rechtssachen Pammer und Hotel Alpenhof (Ur-
teil vom 7. Dezember 2010, C-585/08 und C-144/09), in denen es ebenfalls um die Anwendung der
Verordnung Nr. 44/2001 bei Vertragen und Anspriichen aus solchen ging. In diesem Urteil hat sich
der Gerichtshof zur Auslegung des Art. 15 der Verordnung geauBert, der Verbrauchervertrage be-
trifft. Im Einzelnen bezog sich die Vorlagefrage in den beiden Rechtssachen auf die Definition des
Begriffs der auf den Mitgliedstaat, in dem der Verbraucher seinen Wohnsitz hat, ,ausgerichteten
Tatigkeit” im Sinne des Art. 15 Abs. 1 Buchst c der Verordnung Nr. 44/2001. Dieser Begriff, von dem
die Anwendbarkeit der besonderen Vorschriften der Verordnung zum Schutz der Verbraucher beim
Abschluss von Vertragen Uiber das Internet abhangt, ist in der Verordnung nicht definiert. In einer
Gemeinsamen Erklarung des Rates und der Kommission zu Art. 15 der Verordnung Nr. 44/2001
wird lediglich festgehalten, dass ,die Zuganglichkeit einer Website allein nicht ausreicht, um die
Anwendbarkeit von Artikel 15 zu begriinden; vielmehr ist erforderlich, dass diese Website auch
den Vertragsabschluss im Fernabsatz anbietet und dass tatsachlich ein Vertragsabschluss im Fern-
absatz erfolgt ist, mit welchem Mittel auch immer”. Dort heil3t es weiter, dass Gesichtspunkte wie
die auf der Website benutzte Sprache oder die Wahrung nicht von Bedeutung sind.

Zur Erlauterung der Verordnung hat der Gerichtshof eine allgemeine Definition des Begriffs ,aus-
gerichtete Tatigkeit” im Kontext des elektronischen Geschaftsverkehrs aufgestellt und eine nicht
abschlieBende Liste von Anhaltspunkten genannt, die die Annahme zulassen, dass die Tatigkeit
des Gewerbetreibenden auf den Wohnsitzmitgliedstaat des Verbrauchers ausgerichtet ist. Ers-
tens hat der Gerichtshof bestatigt, dass der Begriff ,ausgerichtete Tatigkeit” autonom auszulegen
ist, und festgestellt, dass ein Gewerbetreibender seine Tatigkeit Gber das Internet auf den Wohn-
sitzmitgliedstaat des Beklagten ausrichtet, wenn vor einem mdglichen Vertragsschluss mit dem
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Verbraucher aus diesen Websites und der gesamten Tatigkeit des Gewerbetreibenden hervor-
geht, dass dieser mit Verbrauchern, die in einem oder mehreren Mitgliedstaaten, darunter dem
Wohnsitzmitgliedstaat des Verbrauchers, wohnhaft sind, in dem Sinne Geschafte zu tatigen be-
absichtigte, dass er zu einem Vertragsschluss mit ihnen bereit war. Nicht abschlieBend zahlt der
Gerichtshof zweitens vom nationalen Richter zu priifende Anhaltspunkte auf, die offenkundige
Ausdrucksformen des Willens, Verbraucher in einem anderen Mitgliedstaat als dem seinigen als
Kunden zu gewinnen, darstellen, namlich der internationale Charakter der Tatigkeit, die Angabe
von Anfahrtsbeschreibungen von anderen Mitgliedstaaten aus zu dem Ort, an dem der Gewer-
betreibende niedergelassen ist, die Verwendung einer anderen Sprache oder Wahrung als der in
dem Mitgliedstaat der Niederlassung des Gewerbetreibenden iblicherweise verwendeten Spra-
che oder Wahrung mit der Moglichkeit der Buchung und Buchungsbestdtigung in dieser anderen
Sprache, die Angabe von Telefonnummern mit internationaler Vorwahl, die Tatigung von Ausga-
ben fir einen Internetreferenzierungsdienst, um in anderen Mitgliedstaaten wohnhaften Verbrau-
chern den Zugang zur Website des Gewerbetreibenden oder seines Vermittlers zu erleichtern, die
Verwendung eines anderen Domanennamens oberster Stufe als desjenigen des Mitgliedstaats der
Niederlassung des Gewerbetreibenden und die Erwdahnung einer internationalen Kundschaft, die
sich aus in verschiedenen Mitgliedstaaten wohnhaften Kunden zusammensetzt. Drittens besta-
tigt der Gerichtshof in diesem Urteil, dass Gesichtspunkte wie die Zuganglichkeit der Website des
Gewerbetreibenden im Wohnsitzmitgliedstaat des Verbrauchers, die Angabe einer elektronischen
Adresse oder anderer Adressdaten oder die Verwendung einer Sprache oder Wahrung, die in dem
Mitgliedstaat der Niederlassung des Gewerbetreibenden die liblicherweise verwendete Sprache
und/oder Wahrung sind, nicht ausreichen.

Dariiber hinaus hat der Gerichtshof in der Rechtssache Pammer festgestellt, dass eine Fracht-
schiffsreise einen ,Reisevertrag” im Sinne von Art. 15 Abs. 3 der Verordnung Nr. 44/2001 darstel-
len kann, wenn sie die Voraussetzungen einer ,Pauschalreise” im Sinne von Art. 2 Nr. 1 der Richtli-
nie 90/314/EWG® erfillt. Danach muss eine Reise flr einen Pauschalpreis die Beforderung und die
Unterbringung einschlielen und langer als 24 Stunden dauern. In dem Bestreben, die Koharenz
des Internationalen Privatrechts der Union zu gewahrleisten, hat der Gerichtshof Art. 15 Abs. 3 der
Verordnung Nr. 44/2001 unter Berlcksichtigung der entsprechenden Bestimmung in der Verord-
nung Nr. 593/2008 Uber das auf vertragliche Schuldverhaltnisse anzuwendende Recht ausgelegt,
die ausdrticklich auf den Begriff ,Pauschalreise” im Sinne der Richtlinie 90/314 verweist.

Die Auslegung der Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 Uber die Zustandigkeit und die Anerkennung
und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche
Verantwortung und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1347/2000% war Gegenstand von drei
erwahnenswerten Urteilen, die Antrage auf Riickgabe eines widerrechtlich aus dem Land seines
gewohnlichen Aufenthalts verbrachten Kindes betreffen. Zwei dieser Entscheidungen sind im Eil-
vorlageverfahren nach Art. 104c der Verfahrensordnung ergangen. Dieses Verfahren gilt seit dem
1. Marz 2008 fiir Vorlagen zum Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, um es dem Ge-
richtshof zu ermdglichen, in erheblich verkirzter Zeit die sensibelsten Fragen zu beantworten, wie
sie sich z. B. in bestimmten Fallen des Freiheitsentzugs oder der Freiheitsbeschrankung, wenn die
aufgeworfene Frage fiir die Beurteilung der Rechtsstellung des Betroffenen entscheidend ist, oder
auf dem Gebiet der elterlichen Verantwortung und des Sorgerechts fiir Kinder, wenn die Zustan-
digkeit des gemal3 dem Unionsrecht angerufenen Gerichts von der Antwort auf die Vorlagefrage
abhéngt, stellen konnen.

% Richtlinie 90/314/EWG des Rates vom 13. Juni 1990 Gber Pauschalreisen (ABI. L 158, S. 59).
% Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 des Rates vom 27. November 2003 (ABI. L 338, S. 1).
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In der Rechtssache Povse (Urteil vom 1. Juli 2010, C-211/10) hat das vorlegende Osterreichische
Gericht dem Gerichtshof im Rahmen des Eilvorlageverfahrens eine Reihe von Fragen zur Ausle-
gung der das Sorgerecht und die Kindesrlickgabe betreffenden Bestimmungen der Verordnung
Nr. 2201/2003 zur Vorabentscheidung vorgelegt. Im Ausgangsrechtsstreit standen sich die Eltern
eines Kindes gegenliber, das von seiner Mutter widerrechtlich aus der gemeinsamen Wohnung in
Italien nach Osterreich verbracht worden war. Diese Rechtssache war komplex, weil gleichzeitig
zwei Verfahren, eines vor den italienischen Gerichten, das andere vor den &sterreichischen Gerich-
ten, gefiihrt worden waren, in denen die Richter zu unterschiedlichen Ergebnissen gelangt waren.
Die erste Vorlagefrage ging dahin, ob eine einstweilige MaBnahme, wie die vom italienischen Ge-
richt erlassene, mit der dieses das Verbot fiir die Mutter, das italienische Hoheitsgebiet mit dem
Kind zu verlassen, aufhob und das Sorgerecht vorldufig beiden Elternteilen ibertrug, mit der Mal3-
gabe, dass das Kind bis zur Erlassung der endgiiltigen Entscheidung in Osterreich wohnen diirfe,
eine ,Sorgerechtsentscheidung ..., in der die Riickgabe des Kindes nicht angeordnet wird”, im Sin-
ne des Art. 10 Buchst. b Ziff. iv der Verordnung Nr. 2201/2003 ist. Eine solche vom Gericht des Mit-
gliedstaats, in dem das Kind friiher seinen gewohnlichen Aufenthalt hatte, erlassene Entscheidung
bewirkt, dass seine Zustandigkeit auf die Gerichte des Mitgliedstaats Gibergeht, in den das entfiihr-
te Kind verbracht worden ist. Der Gerichtshof hat entschieden, dass eine vorldaufige Entscheidung
keine ,Sorgerechtsentscheidung ..., in der die Riickgabe des Kindes nicht angeordnet wird”, im
Sinne des Art. 10 Buchst. b Ziff. iv der Verordnung ist und daher nicht zu einer Ubertragung der
Zustandigkeit auf die Gerichte des Mitgliedstaats flihren kann, in den das Kind widerrechtlich ver-
bracht wurde. Dies ergibt sich aus der Systematik der Verordnung und dient auch dem Wohl des
Kindes. Die gegenteilige Losung konnte das zustandige Gericht des Mitgliedstaats des vorherigen
gewohnlichen Aufenthalts des Kindes namlich von der Erlassung der im Interesse des Kindes ge-
botenen einstweiligen MaBnahmen abhalten. Zweitens war der Gerichtshof zur Auslegung des
Art. 11 Abs. 8 der Verordnung Nr. 2201/2003 befragt worden. Nach dieser Bestimmung kann eine
nach Art. 13 des Haager Ubereinkommens von 1980 ergangene Entscheidung, mit der die Riick-
gabe des Kindes verweigert wird, wie diejenige, die in diesem Fall von den vom Vater angerufenen
Osterreichischen Richtern erlassen wurde, einer spateren Entscheidung, mit der die Riickgabe des
Kindes angeordnet wird und die von einem nach der Verordnung Nr. 2201/2003 zustandigen Ge-
richt erlassen wird, wie diejenige, die der Vater im Ausgangsverfahren nach der Verkiindung der
Osterreichischen Entscheidung, mit der die Riickgabe verweigert wurde, bei den italienischen Ge-
richten erwirkt hat, nicht entgegengehalten werden. Die dem Gerichtshof vorgelegte Frage ging
dahin, ob eine Entscheidung, mit der das zustandige Gericht die Riickgabe des Kindes anordnet,
nur dann vollstreckbar ist, wenn sie auf einer von diesem Gericht getroffenen endgiiltigen Ent-
scheidung Uber das Sorgerecht fiir das Kind beruht. Der Gerichtshof hat dies mit der Begriindung
verneint, dass eine solche Auslegung schwer mit dem mit Art. 11 der Verordnung verfolgten Ziel
der Verfahrensbeschleunigung und der vorrangigen Zustandigkeit des Gerichts des Ursprungsmit-
gliedstaats vereinbar ware. Drittens hat der Gerichtshof festgestellt, dass Art. 47 Abs. 2 Unterabs. 2
der Verordnung Nr. 2201/2003 dahin auszulegen ist, dass eine spater ergangene Entscheidung
eines Gerichts des Vollstreckungsmitgliedstaats, mit der ein vorlaufiges Sorgerecht gewahrt wird
und die nach dem Recht dieses Staates als vollstreckbar anzusehen ist, der Vollstreckung einer
zuvor ergangenen und mit einer Bescheinigung versehenen Entscheidung, mit der das zustandige
Gericht des Ursprungsmitgliedstaats die Riickgabe des Kindes anordnet, nicht entgegengehalten
werden kann. Die Frage, ob eine Entscheidung, fiir die eine Bescheinigung ausgestellt wurde, mit
einer spater ergangenen vollstreckbaren Entscheidung unvereinbar im Sinne von Art. 47 Abs. 2 Un-
terabs. 2 der Verordnung ist, ist nur in Bezug auf etwaige spatere Entscheidungen der zustandigen
Gerichte des Ursprungsmitgliedstaats zu priifen. Schliel3lich hat der Gerichtshof viertens entschie-
den, dass die Vollstreckung einer mit einer Bescheinigung versehenen Entscheidung im Vollstre-
ckungsmitgliedstaat nicht deshalb verweigert werden kann, weil sie aufgrund einer seit Erlassung
der Entscheidung eingetretenen Anderung der Umstande das Wohl des Kindes schwerwiegend
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gefahrden kénnte. Eine solche Anderung stellt namlich eine Sachfrage dar, iber die das zustandige
Gericht des Ursprungsmitgliedstaats zu entscheiden hat.

Um die Frage des Sorgerechts und der widerrechtlichen Verbringung eines Kindes im Rahmen
der Anwendung der Verordnung Nr. 2201/2003 ging es auch in der Rechtssache McB. (Urteil vom
5. Oktober 2010, C-400/10), die ebenfalls im Eilvorlageverfahren behandelt wurde. Diese Rechtssa-
che macht die Unterschiede zwischen den nationalen Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten tiber
das Sorgerecht nicht mit der Kindesmutter verheirateter Vater deutlich. In manchen nationalen
Rechtsordnungen verfiigt der leibliche Kindesvater nicht von Rechts wegen liber ein Sorgerecht;
dieses muss vielmehr erst durch eine entsprechende Entscheidung des zustandigen nationalen
Gerichts erworben werden. So ist es im irischen Recht, das auf den Streitfall sachlich anwendbar
war. Daraus folgt, dass der Vater ohne eine Entscheidung, mit der ihm das Sorgerecht zuerkannt
wird, nicht dartun kann, dass das Verbringen des Kindes widerrechtlich im Sinne des Art. 2 Abs. 11
der Verordnung Nr. 2201/2003 ist, um dessen Ruckfiihrung in das Land seines gewohnlichen Auf-
enthalts zu beantragen. Das an den Gerichtshof gerichtete Vorabentscheidungsersuchen in der
Rechtssache McB. betraf die Frage, ob das Recht eines Mitgliedstaats, nach dem der Vater eines Kin-
des, der nicht mit dessen Mutter verheiratet ist, das Sorgerecht nur aufgrund einer gerichtlichen
Entscheidung erlangt, mit der Verordnung Nr. 2201/2003 - bei einer Auslegung im Licht von Art. 7
der Charta der Grundrechte der Europdischen Union Uiber die Achtung des Privat- und Familienle-
bens - vereinbar ist.

Der Gerichtshof hat zunachst hervorgehoben, dass der Begriff ,Sorgerecht” in der Verordnung
Nr. 2201/2003 zwar autonom definiert wird, dass aus Art. 2 Abs. 11 Buchst. a der Verordnung je-
doch hervorgeht, dass der Inhaber des Sorgerechts nach dem anwendbaren nationalen Recht be-
stimmt wird, das als das Recht des Mitgliedstaats definiert ist, in dem das Kind unmittelbar vor dem
Verbringen oder Zuriickhalten seinen gewdhnlichen Aufenthalt hatte. Sodann hat der Gerichtshof
entschieden, dass der Umstand, dass der leibliche Vater anders als die Mutter nicht automatisch
Inhaber eines Sorgerechts fiir sein Kind im Sinne von Art. 2 der Verordnung Nr. 2201/2003 ist, nicht
den Wesensgehalt seines in Art. 7 der Charta der Grundrechte der Europdischen Union verankerten
Rechts auf Privat- und Familienleben beriihrt, sofern sein Recht gewahrt bleibt, sich an das zustan-
dige Gericht zu wenden, um die Zuerkennung des Sorgerechts zu beantragen.

SchlieBlich ist auf die Rechtssache Purrucker (Urteil vom 15. Juli 2010, C-256/09) hinzuweisen, in
der sich der Gerichtshof zur Anwendbarkeit der Bestimmungen der Verordnung Nr. 2201/2003
Uber die Anerkennung und Vollstreckung von vom Gericht eines anderen Mitgliedstaats erlasse-
nen Entscheidungen auf einstweilige MaBnahmen zum Sorgerecht nach Art. 20 der Verordnung
geduBert hat. Erstens hat der Gerichtshof darauf hingewiesen, dass zwischen den Vorschriften der
Art. 8 bis 14 der Verordnung, die die sachliche Zustandigkeit begriinden, und der Vorschrift des
Art. 20 Abs. 1 dieser Verordnung zu unterschieden ist, wonach ein mitgliedstaatliches Gericht, auch
wenn es sachlich nicht zustandig ist, einstweilige MaBnahmen einschlieBlich SchutzmaBnahmen
erlassen kann, wenn drei Voraussetzungen vorliegen: Die betreffenden MaBBnahmen missen drin-
gend sein, in Bezug auf Personen oder Vermdgensgegenstande getroffen werden, die sich in dem
Mitgliedstaat befinden, in dem dieses Gericht seinen Sitz hat, und vorlibergehender Art sein. Zwei-
tens hat der Gerichtshof entschieden, dass die Anerkennungs- und Vollstreckungsregelung der
Art. 21 ff. der Verordnung Nr. 2201/2003 nicht fiir einstweilige MaBnahmen gilt, die auf der Grund-
lage des Art. 20 der Verordnung erlassen worden sind. Der Unionsgesetzgeber hat eine solche Gel-
tung namlich nicht gewollt. Dies ergibt sich, so der Gerichtshof, sowohl aus den Gesetzesmateriali-
en als auch aus den entsprechenden Vorschriften der Vorgangerinstrumente, wie der Verordnung
Nr. 1347/2000 und des Ubereinkommens Briissel Il. AuBerdem wiirde eine Anwendung der An-
erkennungs- und Vollstreckungsregelung, was einstweilige MaBnahmen nach Art. 20 der Verord-
nung Nr. 2201/2003 betrifft, in jedem anderen Mitgliedstaat einschlieBlich des in der Hauptsache
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zustandigen Mitgliedstaats, die Gefahr einer Umgehung der in dieser Verordnung vorgesehenen
Zustandigkeitsvorschriften und eines ,forum shopping” heraufbeschworen. Dies stiinde im Wi-
derspruch zu den mit der Verordnung verfolgten Zielen und insbesondere zur Beriicksichtigung
des Kindeswohls, die dadurch erfolgt, dass Entscheidungen, die das Kind betreffen, von dem in
geografischer Nahe zu dessen gewdhnlichem Aufenthalt gelegenen Gericht erlassen werden, das
nach Ansicht des Unionsgesetzgebers die im Interesse des Kindes anzuordnenden MalBnahmen
am besten beurteilen kann. SchlieBlich hat sich der Gerichtshof drittens zur Frage geduBlert, ob
dem Beklagten erlaubt sein muss, einen Rechtsbehelf gegen die im Eilverfahren ergangene Ent-
scheidung tber den Erlass einstweiliger MaBnahmen einzulegen. Der Gerichtshof hat entschieden,
dass es in Anbetracht der Bedeutung einstweiliger MaBBhahmen - ob sie nun von einem in der
Hauptsache zustandigen oder unzustandigen Gericht erlassen werden —, die in Verfahren Giber die
elterliche Verantwortung angeordnet werden kdnnen, wichtig ist, dass derjenige, der von einem
solchen Verfahren betroffen ist — auch wenn er von dem Gericht, das die Malinahmen angeordnet
hat, gehort worden ist —, die Initiative ergreifen und einen Rechtsbehelf gegen die Entscheidung,
mit der die einstweiligen Malnahmen angeordnet werden, einlegen kann. Es ist unabdingbar, dass
diese Person durch ein Gericht, das nicht dasjenige ist, das diese MalBnahmen erlassen hat, und das
binnen kurzer Frist entscheidet, insbesondere die Zustandigkeit in der Hauptsache, die das Gericht,
das die einstweiligen MaBBnahmen angeordnet hat, bejaht hat, oder, wenn sich aus der Entschei-
dung nicht ergibt, dass das Gericht zustandig sei oder seine Zustandigkeit in der Hauptsache nach
der Verordnung Nr. 2201/2003 bejaht habe, das Vorliegen der Tatbestandsvoraussetzungen des
Art. 20 dieser Verordnung Uberpriifen lassen kann.

Polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen

Auch mit dem wichtigsten Instrument der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit in Straf-
sachen, dem Europaischen Haftbefehl, musste sich der Gerichtshof wieder befassen.

In der Rechtssache Mantello (Urteil vom 16. November 2010, C-261/09) hat der Gerichtshof Art. 3
Abs. 2 des Rahmenbeschlusses 2002/584/J1°¢ ausgelegt, wonach die Justizbehorde des Vollstre-
ckungsstaats die Vollstreckung des Europaischen Haftbefehls ablehnen kann, wenn sich aus den
ihr vorliegenden Informationen ergibt, dass die gesuchte Person ,wegen derselben Handlung” von
einem Mitgliedstaat rechtskraftig verurteilt worden ist. Zur Auslegung des Begriffs ,dieselbe Hand-
lung” befragt, hat der Gerichtshof festgestellt, dass fiir die Zwecke der Ausstellung und Vollstre-
ckung eines Europaischen Haftbefehls der Begriff ,dieselbe Handlung” in Art. 3 Nr. 2 des Rahmen-
beschlusses 2002/584 einen autonomen Begriff des Unionsrechts darstellt. Der entsprechende
Begriff , dieselbe Tat” ist auch in Art. 54 des Ubereinkommens zur Durchfiihrung des Ubereinkom-
mens von Schengen enthalten und in diesem Rahmen dahin ausgelegt worden, dass er nur auf
die tatsachliche Handlung abstellt, unabhangig von ihrer rechtlichen Qualifizierung oder dem ge-
schitzten rechtlichen Interesse, und einen Komplex konkreter, unlésbar miteinander verbundener
Umsténde umfasst. Angesichts der gemeinsamen Zielsetzung von Art. 54 dieses Ubereinkommens
und Art. 3 Nr. 2 des Rahmenbeschlusses, namlich zu vermeiden, dass eine Person wegen dersel-
ben Tat bzw. Handlung erneut strafrechtlich verfolgt oder verurteilt wird, gilt die Auslegung dieses
Begriffs im Rahmen des Ubereinkommens zur Durchfiihrung des Ubereinkommens von Schengen
auch fiir den im Rahmenbeschluss verwendeten Begriff.

Eine gesuchte Person ist als wegen derselben Handlung rechtskréftig verurteilt anzusehen,
wenn die Strafklage aufgrund eines Strafverfahrens endgiiltig verbraucht ist oder die Person

6 Rahmenbeschluss 2002/584/J] des Rates vom 13. Juni 2002 {iber den Européischen Haftbefehl und die Uberga-
beverfahren zwischen den Mitgliedstaaten (ABI. L 190, S. 1).
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rechtskraftig freigesprochen wurde. Ob ein Urteil ,rechtskraftig” ist, bestimmt sich nach dem Recht
des Mitgliedstaats, in dem dieses Urteil erlassen wurde. Folglich begriindet eine Entscheidung,
die nach dem Recht des Mitgliedstaats, der die Strafverfolgung einleitet, die Strafklage auf nati-
onaler Ebene fiir eine bestimmte Handlung nicht endgiltig verbraucht, kein Verfahrenshindernis
hinsichtlich der etwaigen Einleitung oder Fortflihrung der Strafverfolgung wegen derselben Hand-
lung in einem Mitgliedstaat der Union. Hat die Justizbehorde, die den Haftbefehl ausgestellt hat,
auf ein Informationsersuchen der vollstreckenden Justizbehérde hin auf der Grundlage ihres nati-
onalen Rechts ausdrticklich festgestellt, dass das zuvor im Rahmen ihrer Rechtsordnung erlassene
Urteil keine rechtskréftige Verurteilung wegen der in ihrem Haftbefehl bezeichneten Handlungen
darstellt, kann die vollstreckende Justizbehorde die Vollstreckung des Europdischen Haftbefehls
grundsatzlich nicht ablehnen.

Gemeinsame Aul8en- und Sicherheitspolitik

Im Rahmen der Gemeinsamen AuBen- und Sicherheitspolitik hat der vom Oberlandesgericht Dis-
seldorf befasste Gerichtshof die Reichweite von spezifischen, gegen bestimmte Personen und Or-
ganisationen gerichteten restriktiven MalBnahmen zur Bekampfung des Terrorismus (Strafverfahren
gegen E und F, Urteil vom 29. Juni 2010, C-550/09) erldautert und die Art. 2 und 3 der Verordnung
(EG) Nr. 2580/2001% ausgelegt.

Zur Umsetzung bestimmter Resolutionen der Organisation der Vereinten Nationen erliel3 der Rat
den Gemeinsamen Standpunkt 2001/931/GASP® und die Verordnung Nr. 2580/2001, in denen an-
geordnet wird, dass die Gelder von Personen und Organisationen einzufrieren sind, die in eine
durch Beschlisse des Rates erstellte und regelmaBig aktualisierte Liste aufgenommen wurden.
AuBerdem ist es nach der Verordnung untersagt, fiir die Personen und Organisationen auf dieser
Liste direkt oder indirekt Gelder bereitzustellen.

Bis Juni 2007 wurden diese Beschliisse erlassen, ohne dass den in die Liste aufgenommenen Perso-
nen und Organisationen die konkreten Griinde fiir ihre Aufnahme mitgeteilt wurden. Im Anschluss
an ein Urteil des Gerichts®, mit dem die Aufnahme einer Vereinigung in die Liste insbesondere
deshalb fiir ungliltig erklart wurde, weil der Rat ihre Aufnahme nicht begriindet hatte und eine
gerichtliche Uberpriifung in der Sache deshalb nicht méglich war, anderte der Rat sein Aufnah-
meverfahren. Als er einen neuen Beschluss zur Aktualisierung der Liste erlie”°, der am 29. Juni
2007 in Kraft trat, lie8 er den betroffenen Personen und Vereinigungen eine Begriindung fiir ihre
Aufnahme zukommen. Das Gericht hat in spateren Urteilen aus denselben Griinden wie den im
Urteil T-228/02 angefiihrten die Eintragung weiterer Organisationen fir ungultig erklart. Am 2. Mai
2002 wurde die Organisation Devrimci Halk Kurtulus Partisi-Cephesi (DHKP-C) in die fragliche Liste
aufgenommen. In der Folge erliel3 der Rat verschiedene Beschliisse zur Aktualisierung dieser Liste.
Die DHKP-C verblieb dabei stets auf der Liste.

Die Rechtssache, in der der Gerichtshof angerufen wurde, betraf zwei deutsche Staatsangehdrige,
gegen die in Deutschland ein Strafverfahren eingeleitet worden war. Herrn E und Herrn F wurde

8 Verordnung (EG) Nr.2580/2001 des Rates vom 27. Dezember 2001 Uber spezifische, gegen bestimmte Personen
und Organisationen gerichtete restriktive MaBnahmen zur Bekdmpfung des Terrorismus (ABI. L 344, S. 70).

% Gemeinsamer Standpunkt 2001/931/GASP des Rates vom 27. Dezember 2001 liber die Anwendung besonde-
rer Mafnahmen zur Bekdmpfung des Terrorismus (ABI. L 344, S. 93).

% Urteil vom 12. Dezember 2006, Organisation des Modjahedines du peuple d’lIran/Rat (T-228/02).

70 Beschluss 2007/445/EG zur Durchfiihrung von Artikel 2 Absatz 3 der Verordnung Nr. 2580/2001 und zur Aufhe-
bung der Beschliisse 2006/379 und 2006/1008 (ABI. L 169, S. 58).
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vorgeworfen, vom 30. August 2002 bis zum 5. November 2008 Mitglied der DHKP-C gewesen zu
sein. Sie wurden wegen der Zugehdrigkeit zu einer terroristischen Vereinigung in Untersuchungshaft
genommen, und gegen sie wurde ein Strafverfahren eingeleitet. Da das vorlegende Gericht Zweifel
in Bezug auf die Giltigkeit der Aufnahme der DHKP-C in die Liste hatte, wollte es vom Gerichtshof
wissen, ob in Anbetracht der Urteile des Gerichts, mit denen die Aufnahme einer Reihe von Perso-
nen und Organisationen wegen eines Verstol3es gegen elementare Verfahrensgarantien fiir nichtig
erklart worden war, auch die Aufnahme der DHKP-C fiir die Zeit vor dem 29. Juni 2007 als ungiiltig
anzusehen ist, obwohl die DHKP-C nicht gegen ihre Aufnahme in die Liste vorgegangen ist.

Der Gerichtshof hat zundchst festgestellt, dass in dem beim nationalen Gericht anhangigen Verfah-
ren freiheitsentziehende strafrechtliche Sanktionen verhangt werden kénnen. In diesem Zusammen-
hang hat er betont, dass die Union eine Rechtsunion ist, in der ihre Organe der Kontrolle daraufhin
unterliegen, ob ihre Handlungen mit dem AEU-Vertrag und den allgemeinen Rechtsgrundsatzen in
Einklang stehen. Jede Partei ist berechtigt, im Rahmen eines nationalen Verfahrens die Unguiltigkeit
von Bestimmungen in Rechtsakten der Union, die als Grundlage fiir eine ihr gegeniiber ergangene
Entscheidung oder nationale MalBnahme dienen, geltend zu machen und das nationale Gericht zu
veranlassen, dem Gerichtshof insoweit eine Frage zur Vorabentscheidung vorzulegen, sofern die Par-
tei nicht berechtigt war, unmittelbar vor dem Gericht gegen diese Bestimmungen zu klagen.

Zur Glltigkeit der vor Juni 2007 ergangenen Beschliisse des Rates hat der Gerichtshof festgestellt,
dass keiner dieser Beschliisse mit einer Begriindung in Bezug auf die rechtlichen Voraussetzungen
fur die Anwendung der Verordnung auf die DHKP-C sowie einer Darlegung der besonderen und
konkreten Griinde versehen war, aus denen der Rat der Ansicht war, dass die Aufnahme der
DHKP-C in die Liste gerechtfertigt war oder blieb. Herr E und Herr F verfligten somit nicht tiber die néti-
gen Anhaltspunkte, um die Begriindetheit der Aufnahme der DHKP-C in die Liste in der Zeit vor
dem 29. Juni 2007 und insbesondere die Richtigkeit und Erheblichkeit der Elemente, die zu ihrer
Aufnahme fiihrten, zu priifen, obwohl die Aufnahme in die Liste zu den Grundlagen der gegen sie
erhobenen Anklage gehdrte. Das Fehlen einer Begriindung fiir die Aufnahme in die Liste ist zudem
geeignet, eine angemessene gerichtliche Kontrolle ihrer materiellen RechtmagBigkeit zu vereiteln.
Die Moglichkeit einer solchen Kontrolle ist aber unerldsslich, damit ein gerechter Ausgleich zwi-
schen den Erfordernissen des Kampfs gegen den internationalen Terrorismus und dem Schutz der
Grundfreiheiten und -rechte gewahrleistet werden kann.

Zu der Frage, ob die Aufnahme der DHKP-C in die Liste durch den Beschluss vom Juni 2007 riick-
wirkend geheilt wurde, hat der Gerichtshof festgestellt, dass dieser Beschluss keinesfalls dazu bei-
tragen kann, eine strafrechtliche Verurteilung wegen Taten zu stiitzen, die den Zeitraum vor sei-
nem Inkrafttreten betreffen. Eine solche Auslegung wiirde gegen das Verbot der Riickwirkung von
Vorschriften verstof3en, die zu einer strafrechtlichen Verurteilung fiihren kdnnen. Aufgrund dessen
ist der Gerichtshof zu dem Ergebnis gelangt, dass das nationale Gericht im Rahmen des Ausgangs-
verfahrens die vor Juni 2007 ergangenen Beschliisse des Rates unangewendet zu lassen hat, so
dass diese nicht dazu beitragen kénnen, eine strafrechtliche Verfolgung von Herrn E und Herrn F in
Bezug auf die Zeit vor dem 29. Juni 2007 zu stiitzen.
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SchlieB3lich hat der Gerichtshof das in Art. 2 Abs. 1 Buchst. b der Verordnung Nr. 2580/2001 aufge-
stellte Verbot, fiir Personen oder Organisationen auf der Liste Gelder bereitzustellen, weit ausge-
legt. Seiner Ansicht nach umfasst es jede Handlung, die erforderlich ist, damit eine in der Liste nach
Art. 2 Abs. 3 der Verordnung Nr. 2580/2001 aufgefiihrte Person, Vereinigung oder Kérperschaft tat-
sachlich die vollstandige Verfligungsbefugnis tiber die betreffenden Gelder, anderen finanziellen
Vermdgenswerte oder wirtschaftlichen Ressourcen erlangen kann. Dies gilt unabhangig davon, ob
zwischen der bereitstellenden Person und dem Empfanger Beziehungen bestehen.

In der Rechtssache M u. a. (Urteil vom 29. April 2010, C-340/08) hat sich der Gerichtshof mit der
Frage beschaftigt, ob Leistungen der sozialen Sicherheit oder Sozialhilfe, wie z. B. Behinderten-
geld, Familiengeld oder Wohngeld, die den Ehefrauen mutmaRlicher Terroristen, die in der Liste
der Verordnung (EG) Nr. 881/20027" geflihrt werden, zu den nach dieser Verordnung einzufrieren-
den Geldern gehdren.

Der Gerichtshof hat festgestellt, dass die Verordnung in Anbetracht gewisser Unterschiede in den
verschiedenen Sprachfassungen der Verordnung und der Resolution des Sicherheitsrats der Ver-
einten Nationen, die sie umsetzen soll, anhand ihres Zwecks, namlich der Bekampfung des inter-
nationalen Terrorismus, auszulegen ist. Ziel des Einfrierens von Vermogenswerten der betroffenen
Personen ist, zu verhindern, dass diese Personen Zugriff auf wirtschaftliche Ressourcen und Fi-
nanzmittel gleich welcher Art haben, die sie zur Unterstlitzung terroristischer Tatigkeiten einsetzen
konnten. Dieses Ziel ist insbesondere dahin zu verstehen, dass das Einfrieren von Geldern nur auf
Vermogenswerte Anwendung findet, die in Gelder, Waren oder Dienstleistungen umgewandelt
werden kdnnen, die geeignet sind, fiir die Unterstiitzung terroristischer Tatigkeiten eingesetzt zu
werden. Der Gerichtshof hat ausgefiihrt, dass nicht vorgetragen worden ist, dass die betreffen-
den Ehefrauen diese Gelder an ihre Ehemanner weiterleiten wiirden, statt sie zur Bestreitung der
Grundausgaben ihres Haushalts einzusetzen, und dass auB3er Streit steht, dass die Ehefrauen die
fraglichen Gelder tatsachlich zur Deckung der Grundbediirfnisse des Haushalts, zu dem in der Liste
gefiihrte Personen gehoren, verwenden. Die Méglichkeit, diese Gelder in Mittel umzuwandeln, die
zur Unterstilitzung terroristischer Tatigkeiten dienen kénnen, erscheint jedoch, so der Gerichtshof,
wenig plausibel, da die Leistungen so bemessen sind, dass sie nur die notwendigsten Bedirfnisse
der Betroffenen decken. Der Gerichtshof ist daher zu dem Ergebnis gelangt, dass der Nutzen, den
eine in der Liste gefiihrte Person aus an seinen Ehegatten gezahlten Sozialleistungen indirekt zie-
hen kdnnte, nicht das mit der Verordnung Nr. 881/2002 verfolgte Ziel gefahrden kann. Diese Ver-
ordnung ist daher nicht auf die Auszahlung von Leistungen der sozialen Sicherheit oder Sozialhilfe
an Ehegatten von Personen anwendbar, die in die Liste zum Einfrieren von Geldern eingetragen
sind.

71 Verordnung (EG) Nr. 881/2002 des Rates vom 27. Mai 2002 Uber die Anwendung bestimmter spezifischer re-
striktiver MaBnahmen gegen bestimmte Personen und Organisationen, die mit Osama bin Laden, dem Al-Qaida-
Netzwerk und den Taliban in Verbindung stehen, und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 467/2001 des
Rates Uiber das Verbot der Ausfuhr bestimmter Waren und Dienstleistungen nach Afghanistan, Giber die Auswei-
tung des Flugverbots und des Einfrierens von Geldern und anderen Finanzmitteln betreffend die Taliban von
Afghanistan (ABI. L 139, S.9).
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C - Zusammensetzung des Gerichtshofs

(Protokollarische Rangfolge vom 7. Oktober 2010)

Erste Reihe, von links nach rechts:

Kammerprasident A. Arabadjiev, Erster Generalanwalt Y. Bot, Kammerprasidenten K. Lenaerts
und A.Tizzano, Prasident des Gerichtshofs V. Skouris, Kammerprasidenten J. N. Cunha Rodrigues,
J.-C. Bonichot, K. Schiemann und J.-J. Kasel.

Zweite Reihe, von links nach rechts:

Richter M. llesi¢ und G. Arestis, Generalanwaltin J. Kokott, Richter A. Rosas, Kammerprasident
D. Svéby, Richterin R. Silva de Lapuerta, Richter E. Juhész, A. Borg Barthet und J. Malenovsky.

Dritte Reihe, von links nach rechts:

Generalanwadlte J. Mazdk und P. Mengozzi, Richter L. Bay Larsen, E. Levits, U. L6hmus und
A. O Caoimh, Generalanwiltin E. Sharpston, Richterin P. Lindh, Richter T. von Danwitz.

Vierte Reihe, von links nach rechts:
Richter E. Jarasitinas, Generalanwalt P. Cruz Villalén, Richterinnen M. Berger und C. Toader, Gene-

ralanwaltin V. Trstenjak, Richter M. Safjan, Generalanwalt N. Jaaskinen, Richterin A. Prechal, Kanzler
A. Calot Escobar.
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Vassilios Skouris

Geboren 1948; Juristisches Staatsexamen an der Freien Universitat Ber-
lin (1970); Doktor im Verfassungs- und Verwaltungsrecht an der Univer-
sitat Hamburg (1973); Dozent an der Universitdat Hamburg (1972-1977);
Professor fir offentliches Recht an der Universitat Bielefeld (1978);
Professor flr 6ffentliches Recht an der Universitadt Thessaloniki (1982);
Minister des Inneren (im Jahr 1989 und im Jahr 1996); Mitglied des
Verwaltungsausschusses der Universitat Kreta (1983-1987); Direktor
des Zentrums fir internationales Wirtschaftsrecht und Europarecht
in Thessaloniki (1997-2005); Prasident der Griechischen Vereinigung
fur Europarecht (1992-1994); Mitglied des nationalen griechischen
Forschungskomitees (1993-1995); Mitglied des Obersten Ausschus-
ses fiir die Auswahl der griechischen Beamten (1994-1996); Kuratori-
umsmitglied der Europdischen Rechtsakademie Trier (seit 1995); Mit-
glied des Verwaltungsausschusses der griechischen Richterakademie
(1995-1996); Mitglied des Wissenschaftsrats des Ministeriums fiir Aus-
wartige Angelegenheiten (1997-1999); Vorsitzender des griechischen
Wirtschafts- und Sozialrats (1998); Richter am Gerichtshof seit 8. Juni
1999; Prasident des Gerichtshofs seit dem 7. Oktober 2003.

Antonio Tizzano

Geboren 1940; Professor fiir das Recht der Europdischen Union an der
Universitat La Sapienza, Rom; Professor an den Universitdten ,Istituto
Orientale” (1969-1979) und ,Federico II” von Neapel (1979-1992), Ca-
tania (1969-1977) und Mogadischu (1967-1972); Rechtsanwalt mit
Zulassung bei der Corte Suprema di Cassazione; Rechtsberater bei der
Sténdigen Vertretung der Italienischen Republik bei den Europdischen
Gemeinschaften (1984-1992); Mitglied der italienischen Delegation
bei den Verhandlungen tber den Beitritt des Konigreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik zu den Europdischen Gemeinschaften,
Uber die Einheitliche Europadische Akte und den Vertrag lber die Euro-
paische Union; Verfasser zahlreicher Veroffentlichungen, u. a. von Kom-
mentaren zu den europdischen Vertragen und Sammlungen von Vor-
schriften der Europdischen Union; Griinder und seit 1996 Direktor der
Zeitschrift Il Diritto dell’'Unione Europea”; Mitglied der Leitungs- oder
Schriftleitungsgremien verschiedener juristischer Fachzeitschriften; Re-
ferent bei zahlreichen internationalen Kongressen; Vortrage und Kurse
an verschiedenen internationalen Einrichtungen, u. a. an der Hague
Academy of International Law (1987); Mitglied der Gruppe unabhan-
giger Sachverstandiger zur Uberpriifung der Finanzen der Kommission
der Europaischen Gemeinschaften (1999); Generalanwalt am Gerichts-
hof vom 7. Oktober 2000 bis zum 3. Mai 2006; Richter am Gerichtshof
seit dem 4. Mai 2006.
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José Narciso da Cunha Rodrigues

Geboren 1940; verschiedene Richteramter (1964-1977); mehrfach
Regierungsbeauftragter zur Durchfiihrung und Koordinierung von
Studien zur Reform des Gerichtssystems; Bevollmachtigter der Regie-
rung bei der Europdischen Kommission flir Menschenrechte und beim
Europaischen Gerichtshof fir Menschenrechte (1980-1984); Sachver-
standiger beim Lenkungsausschuss flir Menschenrechte des Europa-
rats (1980-1985); Mitglied des Ausschusses fiir die Uberarbeitung des
Strafgesetzbuchs und der Strafprozessordnung; Generalstaatsanwalt
der Republik (1984-2000); Mitglied des Kontrollausschusses des Amts
flir Betrugsbekampfung der Europdischen Union (OLAF) (1999-2000);
Richter am Gerichtshof seit dem 7. Oktober 2000.

Christiaan Willem Anton Timmermans

Geboren 1941; Referent am Gerichtshof der Europdischen Gemeinschaf-
ten (1966-1969); Beamter der Kommission der Europaischen Gemein-
schaften (1969-1977); Doktor der Rechte (Universitat Leiden); Profes-
sor flr Europadisches Recht an der Universitat Groningen (1977-1989);
stellvertretender Richter am Gerechtshof Arnhem; Veréffentlichungs-
tatigkeit; stellvertretender Generaldirektor im Juristischen Dienst der
Kommission der Europdischen Gemeinschaften (1989-2000); Professor
fur Europdisches Recht an der Universitdt Amsterdam; Richter am Ge-
richtshof vom 7. Oktober 2000 bis zum 10. Juni 2010.

Allan Rosas

Geboren 1948; Doktor der Rechte an der Universitat Turku (Finnland);
Professor fiir Recht an der Universitat Turku (1978-1981) und an der
Abo Akademi (Turku/Abo) (1981-1996); Direktor des dortigen Instituts
fir Menschenrechte (1985-1995); verschiedene Universitatsamter in
verantwortlicher Stellung im In- und Ausland; Mitglied wissenschaft-
licher Vereinigungen; Koordination mehrerer nationaler und inter-
nationaler Forschungsprojekte und -programme, insbesondere auf
folgenden Gebieten: Gemeinschaftsrecht, internationales Recht, Men-
schenrechte und Grundrechte, Verfassungsrecht und Vergleich 6ffent-
licher Verwaltungen; Vertreter der finnischen Regierung als Mitglied
oder Berater finnischer Delegationen bei verschiedenen internationa-
len Konferenzen und Zusammenkiinften; Tatigkeit als Sachverstandiger
flr finnisches Recht u. a. in Rechtsausschiissen der Regierung oder des
Parlaments in Finnland sowie bei den Vereinten Nationen, der Unesco,
der Organisation fiir Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE)
und dem Europarat; seit 1995 Juristischer Hauptberater im Juristischen
Dienst der Europdischen Kommission, zustandig fiir AuBenbeziehun-
gen; seit Mdrz 2001 Stellvertretender Generaldirektor des Juristischen
Dienstes der Europdischen Kommission; Richter am Gerichtshof seit
dem 17. Januar 2002.
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Rosario Silva de Lapuerta

Geboren 1954; Lizenziatin der Rechte (Universidad Complutense de
Madrid); Abogado del Estado in Malaga; Abogado del Estado im Juris-
tischen Dienst des Ministeriums fiir Verkehr, Tourismus und Kommuni-
kation, anschlieBend im Juristischen Dienst des Ministeriums fiir Aus-
wartige Angelegenheiten; Abogado del Estado-Jefe des Juristischen
Dienstes des Staates fir Verfahren vor dem Gerichtshof und stellver-
tretende Generaldirektorin des Juristischen Unterstlitzungsdienstes
fur Europa- und Volkerrecht der Abogacia General del Estado (Minis-
terium fir Justiz); Mitglied der Gruppe der Kommission fiir Uberlegun-
gen zur Zukunft des Gerichtssystems der Gemeinschaft; Leiterin der
spanischen Delegation der Gruppe der ,Freunde der Prasidentschaft”
fur die Reform des Gerichtssystems der Gemeinschaft im Vertrag von
Nizza und der Ad-hoc-Gruppe ,Cour de justice” des Rates; Professorin
fur Gemeinschaftsrecht an der Escuela Diplomatica, Madrid; Mither-
ausgeberin der Zeitschrift ,Noticias de la Union Europea”; Richterin am
Gerichtshof seit dem 7. Oktober 2003.

Koen Lenaerts

Geboren 1954; Lizenziat und Doktor der Rechte (Katholieke Uni-
versiteit Leuven); Master of Laws, Master in Public Administration
(Harvard University); Assistent (1979-1983), danach Professor flir Eu-
roparecht an der Katholieke Universiteit Leuven (seit 1983); Rechtsre-
ferent am Gerichtshof (1984-1985); Professor am Europakolleg, Briigge
(1984-1989); Rechtsanwalt in Briissel (1986-1989); ,visiting professor”
an der Harvard Law School (1989); Richter am Gericht erster Instanz
vom 25. September 1989 bis zum 6. Oktober 2003; Richter am Gerichts-
hof seit dem 7. Oktober 2003.

Juliane Kokott

Geboren 1957; Studium der Rechtswissenschaften (Universitdten Bonn
und Genf); LL.M. (American University, Washington D.C.); Doktor der
Rechte (Universitat Heidelberg, 1985; Harvard University, 1990); ,visiting
professor” an der University of California, Berkeley (1991); Professorin
fir deutsches und auslandisches 6ffentliches Recht, Volkerrecht und Eu-
roparecht an den Universitaten Augsburg (1992), Heidelberg (1993) und
Disseldorf (1994); stellvertretende Richterin fiir die Bundesregierung
am Vergleichs- und Schiedsgerichtshof der Organisation fir Sicherheit
und Zusammenarbeit in Europa (OSZE); stellvertretende Vorsitzende
des Wissenschaftlichen Beirats ,Globale Umweltverdanderungen” der
Bundesregierung (WBGU, 1996); Professorin flr Volkerrecht, Internati-
onales Wirtschaftsrecht und Europarecht an der Universitat St. Gallen
(1999); Direktorin des Instituts flr Europdisches und Internationales
Wirtschaftsrecht der Universitat St. Gallen (2000); stellvertretende Direk-
torin des,Master of Business Law"-Programms der Universitat St. Gallen
(2001); Generalanwaltin am Gerichtshof seit dem 7. Oktober 2003.
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Konrad Hermann Theodor Schiemann

Geboren 1937; Studium der Rechtswissenschaften in Cambridge; Barris-
ter (1964-1980); Queen’s Counsel (1980-1986); Richter am High Court
of England and Wales (1986-1995); Lord Justice of Appeal (1995-2003);
seit 1985 Bencher und im Jahr 2003 Treasurer der Honourable Society of
the Inner Temple; Richter am Gerichtshof seit dem 8. Januar 2004.

Pranas Kuris

Geboren 1938; Absolvent der rechtswissenschaftlichen Fakultat der Uni-
versitat Vilnius (1961); Kandidat der Rechtswissenschaften, Universitat
Moskau (1965); Doktor der Rechte (Dr. hab.), Universitat Moskau (1973);
Praktikant am Institut des Hautes Etudes Internationales (Direktor: Prof.
Ch. Rousseau), Universitat Paris (1967-1968); ordentliches Mitglied der
litauischen Akademie der Wissenschaften (1996); Doktor honoris causa
der litauischen Universitat fiir Rechtswissenschaften (2001); verschie-
dene Lehr- und Verwaltungsaufgaben an der Universitédt Vilnius (1961-
1990); Dozent, beigeordneter Professor, Professor fiir Volkerrecht, Dekan
der Fakultét fiir Rechtswissenschaften; mehrere Amter im diplomati-
schen und juristischen Dienst der litauischen Regierung; Justizminis-
terium (1990-1991), Staatsrat (1991), Botschafter der Republik Litauen
fur Belgien, Luxemburg und die Niederlande (1992-1994); Richter am
(friheren) Europaischen Gerichtshof flir Menschenrechte (Juni 1994 bis
November 1998); Richter am Obersten Gerichtshof Litauens und Prési-
dent dieses Gerichtshofs (Dezember 1994 bis Oktober 1998); Richter am
Europaischen Gerichtshof fiir Menschenrechte (seit November 1998);
Teilnahme an mehreren internationalen Konferenzen; Mitglied der De-
legation der Republik Litauen fiir die Verhandlungen mit der UdSSR
(1990-1992); Verfasser zahlreicher Verdffentlichungen (etwa 200); Rich-
ter am Gerichtshof vom 11. Mai 2004 bis zum 6. Oktober 2010.
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Endre Juhasz

Geboren 1944; Absolvent der rechtswissenschaftlichen Fakultat der Uni-
versitat Szeged, Ungarn (1967); Eintrittsexamen fiir die ungarische An-
waltschaft (1970); Postgraduiertenstudium der Rechtsvergleichung an
der Universitat StraBBburg, Frankreich (1969, 1970, 1971, 1972); Beamter
der Rechtsabteilung des Ministeriums fiir AuBenhandel (1966-1974),
Direktor fiir Gesetzgebungsangelegenheiten (1973-1974); Erster Han-
delsattaché an der ungarischen Botschaft in Briissel, verantwortlich fir
Gemeinschaftsfragen (1974-1979); Direktor des Ministeriums fiir Au-
Benhandel (1979-1983); Erster Handelsattaché, dann Handelsberater
an der ungarischen Botschaft in Washington D. C., Vereinigte Staaten
(1983-1989); Generaldirektor im Handelsministerium und im Ministe-
rium flr internationale Wirtschaftsbeziehungen (1989-1991); Chefun-
terhandler fir das Beitrittsabkommen zwischen Ungarn und den Eu-
ropdischen Gemeinschaften und deren Mitgliedstaaten (1990-1991);
Generalsekretdr im Ministerium fir internationale Wirtschaftsbeziehun-
gen, Leiter des Amtes fiir Europaangelegenheiten (1992); Staatssekretar
im Ministerium fiir internationale Wirtschaftsbeziehungen (1993-1994);
Staatssekretar, Prasident des Amtes flir Europaangelegenheiten, Minis-
terium fir Industrie und Handel (1994); AuBBerordentlicher und bevoll-
machtigter Botschafter, Leiter der diplomatischen Mission der Republik
Ungarn bei der Europaischen Union (Januar 1995 bis Mai 2003); Chef-
unterhdndler fiir den Beitritt der Republik Ungarn zur Europdischen
Union (Juli 1998 bis April 2003); Minister ohne Geschéftsbereich fir die
Koordinierung von Fragen der europdischen Integration (seit Mai 2003);
Richter am Gerichtshof seit dem 11. Mai 2004.

George Arestis

Geboren 1945; Absolvent der rechtswissenschaftlichen Fakultat der
Universitat Athen (1968); M. A. in Comparative Politics and Govern-
ment, Universitat von Kent in Canterbury (1970); Anwaltstatigkeit in Zy-
pern (1972-1982); Ernennung zum Bezirksrichter (1982); Beférderung
zum Prasidenten des Bezirksgerichts (1995); Verwaltungsprasident des
Bezirksgerichts Nikosia (1997-2003); Richter am Obersten Gerichtshof
von Zypern (2003); Richter am Gerichtshof seit dem 11. Mai 2004.
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Anthony Borg Barthet U.O.M.

Geboren 1947; Doktor der Rechte an der Royal University of Mal-
ta (1973); Eintritt in den maltesischen offentlichen Dienst als Notary
to Government im Jahr 1975; Counsel for the Republic im Jahr 1978,
Senior Counsel for the Republic im Jahr 1979, Assistant Attorney Ge-
neral im Jahr 1988, Ernennung zum Attorney General durch den Pra-
sidenten von Malta im Jahr 1989; Teilzeitdozent fiir Zivilrecht an der
University of Malta (1985-1989); Mitglied des Rates der University
of Malta (1998-2004); Mitglied der Kommission fiir Rechtspflege
(1994-2004); Mitglied des Verwaltungsrats des Malta Arbitration Cen-
tre (1998-2004); Richter am Gerichtshof seit dem 11. Mai 2004.

Marko llesic¢

Geboren 1947; Doktor der Rechte (Universitat Ljubljana); Spezialisie-
rung auf Rechtsvergleichung (Universitaten StraBburg und Coimbra);
juristisches Staatsexamen; Professor flr Zivilrecht, Handelsrecht und
internationales Privatrecht; Stellvertretender Dekan (1995-2001) und
Dekan (2001-2004) der Rechtswissenschaftlichen Fakultat der Univer-
sitat Ljubljana; Verfasser zahlreicher juristischer Veréffentlichungen; eh-
renamtlicher Richter und Kammerprdsident am Arbeitsgericht Ljublja-
na (1975-1986); Prasident des Sportgerichts Slowenien (1978-1986);
Prasident der Beschwerdekammer der Borse Ljubljana; Schiedsrichter
bei den Handelskammern von Jugoslawien (bis 1991) und Slowenien
(seit 1991); Schiedsrichter bei der Internationalen Handelskammer Pa-
ris; Richter am Berufungssenat der UEFA und der FIFA; Prasident der
Union der Verbande slowenischer Juristen (1993-2005); Mitglied der
International Law Association, des Comité Maritime International und
mehrerer anderer internationaler rechtswissenschaftlicher Vereinigun-
gen; Richter am Gerichtshof seit dem 11. Mai 2004.
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Jifi Malenovsky

Geboren 1950; Doktor der Rechte an der Karls-Universitat Prag (1975);
Dozent (1974-1990), Vizedekan (1989-1991) und Leiter der Fakultat fir
internationales Recht und Europarecht (1990-1992) der Masaryk-Uni-
versitdt in Brinn; Richter am tschechoslowakischen Verfassungsgericht
(1992); Botschafter beim Europarat (1993-1998); Prasident des Comit-
tee of Ministerial Delegates des Europarats (1995); Generaldirektor im
Ministerium fir auswartige Angelegenheiten (1998-2000); Prasident
des tschechischen und slowakischen Zweigs der International Law
Association (1999-2001); Richter am Verfassungsgericht (2000-2004);
Mitglied des Legislativrats (1998-2000); Mitglied des Standigen
Schiedshofs in Den Haag (seit 2000); Professor fiir Volkerrecht an der
Masaryk-Universitat in Briinn (2001); Richter am Gerichtshof seit dem
11. Mai 2004.

Uno Lohmus

Geboren 1952; Doktor der Rechte 1986; Mitglied der Anwaltschaft
(1977-1998); Gastprofessor fiir Strafrecht an der Universitat Tartu; Rich-
ter am Europaischen Gerichtshof fiir Menschenrechte (1994-1998);
Prasident des Obersten Gerichtshofs von Estland (1998-2004); Mit-
glied des Rechtsausschusses fiir die Verfassung; Berater des Redakti-
onskomitees fiir das Strafgesetzbuch; Mitglied der Arbeitsgruppe fir
die Ausarbeitung der Strafprozessordnung; Verfasser mehrerer Werke
Uber Menschenrechte und Verfassungsrecht; Richter am Gerichtshof
seit dem 11. Mai 2004.

Egils Levits

Geboren 1955; Absolvent der Fakultdten fiir Rechtswissenschaften und
fur politische Wissenschaften der Universitat Hamburg; wissenschaftli-
cher Mitarbeiter an der Fakultat fir Rechtswissenschaften der Univer-
sitdt Kiel; Berater des lettischen Parlaments fiir Fragen des internatio-
nalen Rechts, des Verfassungsrechts und der Gesetzgebungsreform;
Botschafter Lettlands in Deutschland und der Schweiz (1992-1993) so-
wie in Osterreich, der Schweiz und Ungarn (1994-1995); stellvertreten-
der Ministerprasident und Justizminister, Wahrnehmung der Aufgaben
des Ministers fiir auswartige Angelegenheiten (1993-1994); Schlichter
am Vergleichs- und Schiedsgerichtshof innerhalb der OSZE (seit 1997);
Mitglied des Standigen Schiedshofs (seit 2001); 1995 Wahl zum Richter
am Europdischen Gerichtshof fiir Menschenrechte, Wiederwahl 1998
und 2001; zahlreiche Veroffentlichungen in den Bereichen des Verfas-
sungsrechts und des Verwaltungsrechts, der Gesetzgebungsreform und
des Gemeinschaftsrechts; Richter am Gerichtshof seit dem 11. Mai 2004.
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Aindrias O Caoimh

Geboren 1950; Bachelor in Civil Law (National University of Ireland,
University College Dublin, 1971); Barrister (King’s Inns, 1972); Diploma
in European Law (University College Dublin, 1977); Barrister in Irland
(1972-1999); Dozent fiir Europarecht (King's Inns, Dublin); Senior Coun-
sel (1994-1999); Vertreter der irischen Regierung in zahlreichen Rechts-
sachen vor dem Gerichtshof der Europdischen Gemeinschaften; Richter
am High Courtin Irland (seit 1999); Bencher (Vorstandsmitglied) der Ho-
norable Society of King’s Inns (seit 1999); Vizeprasident der Irish Society
of European Law; Mitglied der International Law Association (irischer
Zweig); Sohn von Andreas O'Keeffe (Aindrias O Caoimh), Richter am Ge-
richtshof (1974-1985); Richter am Gerichtshof seit 13. Oktober 2004.

Lars Bay Larsen

Geboren 1953; Absolvent der Fakultdten fir Politische Wissenschaf-
ten (1976) und Rechtswissenschaften (1983) der Universitat Kopen-
hagen; Beamter im Justizministerium (1983-1985); Lehrbeauftragter
(1984-1991), dann beigeordneter Professor (1991-1996) fiir Familien-
recht an der Universitdat Kopenhagen; Referatsleiter beim Advokatsam-
fund (1985-1986); Referatsleiter im Justizministerium (1986-1991); Zu-
lassung zur Rechtsanwaltschaft (1991); Abteilungsleiter (1991-1995),
Leiter des Polizeidienstes (1995-1999), Leiter des Juristischen Dienstes
(2000-2003) im Justizministerium; Vertreter Danemarks im K-4-Aus-
schuss (1995-2000), in der Zentralen Schengen-Gruppe (1996-1998)
und im Europol Management Board (1998-2000); Richter am Hgjeste-
ret (2003-2006); Richter am Gerichtshof seit dem 11. Januar 2006.

Eleanor Sharpston

Geboren 1955; Studium der Wirtschaftswissenschaften, Sprachen und
Rechtswissenschaften am King's College, Cambridge (1973-1977);
Lehr- und Forschungstatigkeit am Corpus Christi College, Oxford
(1977-1980); Zulassung zur Anwaltschaft (Middle Temple, 1980); Barris-
ter (1980-1987 und 1990-2005); Rechtsreferentin des Generalanwalts
und spdteren Richters Sir Gordon Slynn (1987-1990); Dozentin (Lectu-
rer) fir das Recht der Europdischen Gemeinschaften und Rechtsver-
gleichung (Director of European Legal Studies) am University College
London (1990-1992); Dozentin (Lecturer) an der Rechtswissenschaft-
lichen Fakultdt (1992-1998), dann Affiliated Lecturer (1998-2005) an
der Universitat Cambridge; Fellow of King’s College, Cambridge (seit
1992); Senior Research Fellow am Centre for European Legal Studies
der Universitat Cambridge (1998-2005); Queen’s Counsel (1999); Ben-
cher of Middle Temple (2005); Generalanwadltin am Gerichtshof seit
dem 11. Januar 2006.
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Paolo Mengozzi

Geboren 1938; Professor fiir internationales Recht und Inhaber des
Jean-Monnet-Lehrstuhls fiir das Recht der Europaischen Gemeinschaf-
ten an der Universitat Bologna; Ehrendoktor der Universitat Carlos
Ill, Madrid; Gastprofessor an den Universitaten John Hopkins (Bolo-
gna Center), St. John’s (New York), Georgetown, Paris-Il und Georgia
(Athens) sowie am Institut universitaire international (Luxemburg); Ko-
ordinator des an der Universitat Nijmegen durchgefiihrten European
Business Law Pallas Program; Mitglied des beratenden Ausschusses der
Kommission der Europdischen Gemeinschaften fir 6ffentliche Auftra-
ge; Unterstaatssekretar flir Industrie und Handel anlasslich des Halb-
jahrs des italienischen Vorsitzes im Rat; Mitglied der Reflexionsgruppe
der Europdischen Gemeinschaft zur Welthandelsorganisation (WTO)
und Leiter der Session 1997 des Forschungszentrums der Akademie fiir
internationales Recht in Den Haag zur WTO; Richter am Gericht erster
Instanz vom 4. Marz 1998 bis zum 3. Mai 2006; Generalanwalt am Ge-
richtshof seit dem 4. Mai 2006.

Pernilla Lindh

Geboren 1945; Lizenziatin der Rechtswissenschaft an der Univer-
sitdt Lund; Rechtsreferentin und Richterin am Amtsgericht Troll-
hattan (1971-1974); Rechtsreferentin am Svea Hovrédtt, Stockholm
(1974-1975); Richterin am Amtsgericht Stockholm (1975); Beraterin fiir
Rechts- und Verwaltungsangelegenheiten beim Prasidenten des Svea
Hovratt, Stockholm (1975-1978); Sonderbeauftragte beim Domstol-
verk (Nationale Justizverwaltung) (1977); Beraterin im Biiro des Justitie-
kansler (1979-1980); Hovrattsassessorin am Svea Hovrétt, Stockholm
(1980-1981); Rechtsberaterin im Handelsministerium (1981-1982);
Rechtsberaterin, dann Direktorin und Generaldirektorin fiir Rechts-
angelegenheiten im Auf3enministerium (1982-1995); Botschaftertitel
1992; Vizeprasidentin des Marknadsdomstol; Zustandigkeit fiir Rechts-
fragen und institutionelle Fragen bei den EWR-Verhandlungen (stell-
vertretende Vorsitzende, dann Vorsitzende der EFTA-Gruppe) und bei
den Verhandlungen Uber den Beitritt des Konigreichs Schweden zur
Europaischen Union; Richterin am Gericht erster Instanz vom 18. Janu-
ar 1995 bis zum 6. Oktober 2006; Richterin am Gerichtshof seit dem
7. Oktober 2006.
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Yves Bot

Geboren 1947; Absolvent der rechtswissenschaftlichen Fakultdt der
Universitat Rouen; Doktor der Rechte (Universitat Paris Il Panthéon-
Assas); beigeordneter Professor an der rechtswissenschaftlichen Fa-
kultat der Universitat Le Mans; Amtsanwalt, dann Erster Amtsanwalt in
Le Mans (1974-1982); Staatsanwalt beim Tribunal de grande instance
Dieppe (1982-1984); stellvertretender Staatsanwalt beim Tribunal de
grande instance StraBburg (1984-1986); Staatsanwalt beim Tribunal
de grande instance Bastia (1986-1988); Generalanwalt an der Cour
d’appel Caen (1988-1991); Staatsanwalt am Tribunal de grande in-
stance Le Mans (1991-1993); Sonderbeauftragter des Justizministers
(1993-1995); Staatsanwalt beim Tribunal de grande instance Nan-
terre (1995-2002); Staatsanwalt beim Tribunal de grande instance
Paris (2002-2004); Generalstaatsanwalt an der Cour d’appel Paris
(2004-2006); Generalanwalt am Gerichtshof seit dem 7. Oktober 2006.

Jan Mazak

Geboren 1954; Doktor der Rechte (Universitat Pavol Jozef Safarik, Kosice,
1978); Professor fiir Zivilrecht (1994) und Gemeinschaftsrecht (2004); Di-
rektor des Instituts fiir Gemeinschaftsrecht an der rechtswissenschaft-
lichen Fakultdt der Universitat KoSice (2004); Richter am Krajsky sud
(Kreisgericht) Kosice (1980); Vizeprasident (1982) und Prasident (1990)
des Mestsky sud (Amtsgerichts) KoSice; Mitglied des slowakischen An-
waltsvereins (1991); Berater am Verfassungsgerichtshof (1993-1998);
Stellvertretender Justizminister (1998-2000); Prasident des Verfassungs-
gerichtshofs (2000-2006); Mitglied der Venedig-Kommission (2004); Ge-
neralanwalt am Gerichtshof seit dem 7. Oktober 2006.

Jean-Claude Bonichot

Geboren 1955; Lizenziat der Rechte (Universitdt Metz), Diplom des
Institut d'études politiques Paris, Absolvent der Ecole nationale
d’administration; Berichterstatter (1982-1985), Regierungskommissar
(1985-1987 und 1992-1999); Beisitzer (1999-2000); Prasident der Sechs-
ten Unterabteilung der Streitsachenabteilung (2000-2006) des Conseil
d’Etat; Referent am Gerichtshof (1987-1991); Leiter des Kabinetts des
Ministers fir Arbeit, Beschaftigung und Fortbildung, dann Minister
fir den Offentlichen Dienst und die Modernisierung der Verwaltung
(1991-1992); Leiter der Delegation des Conseil d’Etat bei der Caisse na-
tionale d’assurance maladie des travailleurs salariés (2001-2006); bei-
geordneter Professor an der Universitat Metz (1988-2000), dann an der
Universitat Paris | Panthéon-Sorbonne (seit 2000); Verfasser zahlreicher
Veréffentlichungen zum Verwaltungsrecht, Gemeinschaftsrecht und eu-
ropaischen Menschenrechtsschutz; Griinder und Schriftleiter des,Bulle-
tin de jurisprudence de droit de I'urbanisme’, Mitgriinder und Mitglied
der Schriftleitung des ,Bulletin juridique des collectivités locales’, Vor-
sitzender des,Conseil scientifique du groupement de recherche sur les
institutions et le droit de 'aménagement de I'urbanisme et de I'habitat”;
Richter am Gerichtshof seit dem 7. Oktober 2006.
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Thomas von Danwitz

Geboren 1962; Studium in Bonn, Genf und Paris; Juristische Staats-
examen (1986 und 1992); Doktor der Rechte (Universitat Bonn, 1988);
Dipléme international d‘administration publique (Ecole nationale
d‘administration, 1990); Habilitation (Universitdt Bonn, 1996); Professor
fir Offentliches Recht und Europarecht (1996-2003), Dekan der Rechts-
wissenschaftlichen Fakultat der Ruhr-Universitat Bochum (2000-2001);
Professor fiir Offentliches Recht und Europarecht (Universitat zu Kéln,
2003-2006); Direktor des Instituts fiir Offentliches Recht und Verwal-
tungslehre (2006); Gastprofessor an der Fletcher School of Law and
Diplomacy (2000), der Universitat Francois Rabelais (Tours, 2001-2006)
und der Universitat Paris | Panthéon-Sorbonne (2005-2006); Ehren-
doktor der Universitat Francois Rabelais (Tours, 2010); Richter am
Gerichtshof seit dem 7. Oktober 2006.

Verica Trstenjak

Geboren 1962; Juristisches Examen (1987); Doktor der Rechte, Uni-
versitdt Ljubljana (1995); Professorin (seit 1996) fur Rechtstheorie
und Staatslehre (Rechtsphilosophie) und Privatrecht; Forschungsta-
tigkeit; Doktoratsstudium an der Universitat Zirich und am Institut
fur Rechtsvergleichung der Universitat Wien, am Max-Planck-Institut
fur Internationales Privatrecht, Hamburg, und an der Vrije Universiteit
Amsterdam; Gastprofessorin an den Universitaten Wien und Freiburg
(Deutschland) sowie an der Bucerius Law School, Hamburg; Leiterin
des Juristischen Dienstes (1994-1996) und Staatssekretdrin im Minis-
terium fiir Forschung und Technologie (1996-2000); Generalsekretarin
der Regierung (2000); Mitglied der Study Group on European Civil Code
seit 2003; Leitung eines Forschungsvorhabens der Humboldt-Stiftung;
Veroéffentlichung von tber 100 rechtswissenschaftlichen Artikeln und
mehreren Biichern zum Europa- und Zivilrecht; Preis der Vereinigung
slowenischer Juristen ,Jurist des Jahres 2003"; Mitglied der Schriftlei-
tung verschiedener juristischer Fachzeitschriften; Generalsekretdrin
des slowenischen Anwaltsvereins, Mitglied verschiedener Juristenver-
einigungen, u. a. der Gesellschaft fiir Rechtsvergleichung; Richterin am
Gericht erster Instanz vom 7. Juli 2004 bis zum 6. Oktober 2006; Gene-
ralanwaltin am Gerichtshof seit dem 7. Oktober 2006.

Alexander Arabadjiev

Geboren 1949; Studium der Rechtswissenschaften (St.-Kliment-
Ohridski-Universitat Sofia); Richter am Amtsgericht Blagoevgrad
(1975-1983); Richter am Landgericht Blagoevgrad (1983-1986); Richter
am Obersten Gerichtshof (1986-1991); Richter am Verfassungsgerichts-
hof (1991-2000); Mitglied der Europdischen Menschenrechtskommissi-
on (1997-1999); Mitglied des Europdischen Konvents tber die Zukunft
Europas (2002-2003); Abgeordneter (2001-2006); Beobachter im Euro-
paischen Parlament; Richter am Gerichtshof seit dem 12. Januar 2007.
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Camelia Toader

Geboren 1963; Lizenziatin der Rechte (1986), Doktor der Rechte
(1997) (Universitat Bukarest); Richterin auf Probe am Amtsgericht Buf-
tea (1986-1988); Richterin am Amtsgericht des 5. Bezirks, Bukarest
(1988-1992); Zulassung zur Anwaltschaft von Bukarest (1992); Lehr-
beauftragte (1992-2005), dann Professorin (ab 2005) fiir Zivilrecht und
europaisches Vertragsrecht an der Universitat Bukarest; Doktorats-
studium und mehrere Forschungsaufenthalte am Max-Planck-Institut
flir internationales Privatrecht, Hamburg (zwischen 1992 und 2004);
Leiterin der Abteilung flr europdische Integration im Justizministeri-
um (1997-1999); Richterin am Obersten Kassations- und Gerichtshof
(1999-2007); Gastprofessorin an der Universitdt Wien (2000); Lehrbe-
auftragte flir Gemeinschaftsrecht am nationalen Institut fiir Richter
und Staatsanwalte (2003 und 2005-2006); Mitglied der Schriftleitung
verschiedener juristischer Fachzeitschriften; assoziiertes Mitglied der
International Academy of International Law und forschendes Hono-
rarmitglied am Zentrum flr europarechtliche Studien des Instituts
fur rechtswissenschaftliche Studien der Ruménischen Akademie (seit
2010); Richterin am Gerichtshof seit 12. Januar 2007.

Jean-Jacques Kasel

Geboren 1946; Doktor der Rechte, Licence spéciale im Verwaltungs-
recht (ULB, 1970); Abschluss am IEP, Paris (Ecofin, 1972); Rechtsan-
waltsanwarter; Rechtsberater der Banque de Paris et des Pays-Bas
(1972-1973); Attaché, dann Legationssekretar beim Ministerium fir
Auswartige Angelegenheiten (1973-1976); Arbeitsgruppenvorsitzen-
der beim Ministerrat (1976); Erster Botschaftssekretér, stellvertreten-
der Standiger Vertreter bei der OECD (Paris, 1976-1979); Kabinetts-
chef beim Vizeprasidenten der Regierung (1979-1980); Prasident
der Europdischen Politischen Zusammenarbeit (1980); Berater, dann
stellvertretender Kabinettschef des Prasidenten der Kommission
der Europdischen Gemeinschaften (1981); fiir den Haushalt und das
Statut zustandiger Direktor im Generalsekretariat des Ministerrats
(1981-1984); Chargé de mission bei der Standigen Vertretung bei den
Europdischen Gemeinschaften (1984-1985); Vorsitzender des Haus-
haltsausschusses; bevollmachtigter Minister, Direktor fiir politische
und kulturelle Angelegenheiten (1986-1991); Conseiller diplomatique
des Premierministers (1986-1991); (nicht ansassiger) Botschafter in
Griechenland (1989-1991), Vorsitzender des Politischen Ausschusses
(1991); Botschafter, Standiger Vertreter bei den Europdischen Gemein-
schaften (1991-1998); Vorsitzender des Coreper (erstes Halbjahr 1997);
Botschafter (Briissel, 1998-2002); Standiger Vertreter bei der NATO
(1998-2002); Hofmarschall und Kabinettschef SKH des Gro3herzogs
(2002-2007); Richter am Gerichtshof seit 15. Januar 2008.
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Marek Safjan

Geboren 1949; Doktor der Rechtswissenschaften (Universitat War-
schau, 1980); habilitierter Doktor der Rechtswissenschaften (Universi-
tat Warschau, 1990); ordentlicher Professor fiir Rechtswissenschaften
(1998); Direktor des Instituts fiir Blirgerliches Recht der Universitat War-
schau (1992-1996); Stellvertretender Rektor der Universitat Warschau
(1994-1997); Generalsekretar der polnischen Sektion der Association
Henri Capitant des amis de la culture juridique francaise (1994-1998);
Vertreter Polens im Ausschuss flr Bioethik des Europarats (1991-1997);
Richter am Verfassungsgericht (1997-1998), Prasident des Verfas-
sungsgerichts (1998-2006); Mitglied (seit 1994) und Vizeprasident (seit
2010) der International Academy of International Law, Mitglied der
International Association of Law, Ethics and Science (seit 1995), Mit-
glied des polnischen Helsinki-Komitees; Mitglied der Polska Akademia
Umiejetnosci; Trager der vom Generalsekretdr des Europarats verliehe-
nen Medaille Pro Merito (2007); Verfasser zahlreicher Veroffentlichun-
gen auf den Gebieten des biirgerlichen Rechts, des Medizinrechts und
des Europarechts; Richter am Gerichtshof seit dem 7. Oktober 2009.

Daniel Svaby

Geboren 1951; Doktor der Rechte (Universitat Bratislava); Richter am
Bezirksgericht Bratislava; Richter fir Zivilsachen am Berufungsgericht
Bratislava und Vizeprasident dieses Gerichts; Mitglied der Abteilung fiir
Zivil- und Familienrecht am Institut fiir Rechtswissenschaften des Jus-
tizministeriums; vortibergehend Richter fiir Wirtschaftsrecht am Obers-
ten Gerichtshof; Mitglied der Europaischen Kommission fiir Menschen-
rechte (StraBburg); Richter am Verfassungsgericht (2000-2004); Richter
am Gericht erster Instanz vom 12. Mai 2004 bis zum 6. Oktober 2009;
Richter am Gerichtshof seit dem 7. Oktober 2009.
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Maria Berger

Geboren 1956; Studium der Rechtswissenschaften und der Volkswirt-
schaftslehre (1975-1979), Doktorin der Rechtswissenschaften; Assis-
tentin und Lehrbeauftragte am Institut fiir Offentliches Recht und Poli-
tikwissenschaften der Universitat Innsbruck (1979-1984); Referentin im
Bundesministerium fiir Wissenschaft und Forschung, zuletzt stellvertre-
tende Abteilungsleiterin (1984-1988); Sachbearbeiterin fiir EU-Fragen
im Bundeskanzleramt (1988-1989); Leiterin der Abteilung flr Integra-
tionspolitische Koordination im Bundeskanzleramt (Vorbereitung des
Beitritts Osterreichs zur Europaischen Union) (1989-1992); Direktorin
bei der EFTA-Uberwachungsbehérde in Genf und Briissel (1993-1994);
Vizeprasidentin der Donau-Universitat Krems (1995-1996); Abgeord-
nete des Europaischen Parlaments (November 1996 bis Januar 2007
und Dezember 2008 bis Juli 2009) und Mitglied des Rechtsausschus-
ses; Stellvertretendes Mitglied des Europdischen Konvents zur Zukunft
Europas (Februar 2002 bis Juli 2003); Mitglied des Gemeinderats der
Stadtgemeinde Perg (September 1997 bis September 2009); Bundes-
ministerin flr Justiz (Januar 2007 bis Dezember 2008); Richterin am
Gerichtshof seit dem 7. Oktober 2009.

Niilo Jaaskinen

Geboren 1958; Lizenziat der Rechtswissenschaften (1980), Magister
der Rechtswissenschaften (1982), Promotion (2008) an der Universi-
tat Helsinki; Lehrbeauftragter an der Universitat Helsinki (1980-1986);
Referent und Richter auf Zeit am erstinstanzlichen Gericht Rovaniemi
(1983-1984); Rechtsberater (1987-1989) und anschlieend Leiter der
Abteilung fiir Europarecht (1990-1995) im Justizministerium; Rechts-
berater im Ministerium fiir auswartige Angelegenheiten (1989-1990);
Berater und Sekretar flir europdische Angelegenheiten im Grof3en Aus-
schuss des finnischen Parlaments (1995-2000); Richter auf Zeit (Juli
2000 bis Dezember 2002) und anschlieBend Richter (Januar 2003 bis
September 2009) am Obersten Verwaltungsgericht; Verantwortlicher
fir Rechts- und institutionelle Fragen wahrend der Verhandlungen
Uber den Beitritt der Republik Finnland zur Europdischen Union; Gene-
ralanwalt am Gerichtshof seit dem 7. Oktober 2009.

Pedro Cruz Villalon

Geboren 1946; Diplom der Rechtswissenschaften (1963-1968) und
Promotion (1975), Universitat Sevilla; Postgraduiertenstudium an der
Universitat Freiburg im Breisgau (1969-1971); Professor flir Recht und
Politik an der Universitat Sevilla (1978-1986); Inhaber des Lehrstuhls
fiir Verfassungsrecht an der Universitat Sevilla (1986-1992); Rechtsre-
ferent am spanischen Verfassungsgerichtshof (1986-1987); Richter am
spanischen Verfassungsgerichtshof (1992-1998); Prasident des spani-
schen Verfassungsgerichtshofs (1998-2001); Fellow am Wissenschafts-
kolleg Berlin (2001-2002); Inhaber des Lehrstuhls fiir Verfassungsrecht
an der Universidad Auténoma de Madrid (2002-2009); gewahltes Mit-
glied des Staatsrats (2004-2009); Verfasser zahlreicher Veroffentlichun-
gen; Generalanwalt am Gerichtshof seit dem 14. Dezember 2009.
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Alexandra (Sacha) Prechal

Geboren 1959; Studium der Rechtswissenschaften (Universitat Gronin-
gen, 1977-1983); Doktor der Rechte (Universitdit Amsterdam, 1995);
Lehrbeauftragte an der rechtswissenschaftlichen Fakultdt der Univer-
sitat Maastricht (1983-1987); Referentin am Gerichtshof der Europai-
schen Gemeinschaften (1987-1991); Lehrbeauftragte am Europa-Ins-
titut der rechtswissenschaftlichen Fakultédt der Universitat Amsterdam
(1991-1995); Professorin fiir Europaisches Recht an der rechtswissen-
schaftlichen Fakultat der Universitat Tilburg (1995-2003); Professorin
fur Europaisches Recht an der rechtswissenschaftlichen Fakultat der
Universitat Utrecht und Mitglied des Verwaltungsrats des Europa-
Instituts der Universitat Utrecht (seit 2003); Mitglied der Schriftleitung
verschiedener nationaler und internationaler juristischer Fachzeit-
schriften; Verfasserin zahlreicher Veroffentlichungen; Mitglied der Ko-
niglichen Niederlandischen Akademie der Wissenschaften; Richterin
am Gerichtshof seit dem 10. Juni 2010.

Egidijus Jarasitinas

Geboren 1952; Studium der Rechtswissenschaften an der Universitat
Vilnius (1974-1979); Doktor der Rechtswissenschaften der litauischen
Akademie fiir Recht (1999), Rechtsanwalt in Litauen (1979-1990);
Abgeordneter zum Obersten Rat (Parlament) der Republik Litauen
(1990-1992), dann Mitglied des Seimas (Parlament) der Republik Li-
tauen und Mitglied des Staats- und Rechtsausschusses (1992-1996);
Richter am Verfassungsgericht der Republik Litauen (1996-2005), dann
Berater des Prasidenten des litauischen Verfassungsgerichtshofs (seit
2006); Assistent am Lehrstuhl fir Verfassungsrecht der Rechtswissen-
schaftlichen Fakultat der Mykolas-Romeris-Universitat (1997-2000),
dann beigeordneter Professor (2000-2004) und Professor (seit 2004) an
diesem Lehrstuhl, schlie3lich Leiter dieses Lehrstuhls fiir Verfassungs-
recht (2005-2007); Dekan der Rechtswissenschaftlichen Fakultat der
Mykolas-Romeris-Universitat (2007-2010); Mitglied der Venedig-Kom-
mission (2006-2010); Unterzeichner der Akte zur Wiederherstellung
der Unabhangigkeit Litauens vom 11. Marz 1990; Verfasser zahlreicher
juristischer Veroffentlichungen; Richter am Gerichtshof seit dem 6. Ok-
tober 2010.

Roger Grass

Geboren 1948; Absolvent des Instituts fir politische Studien in Paris
und abgeschlossenes Studium des offentlichen Rechts; Stellvertre-
ter des Staatsanwalts der Republik beim Tribunal de grande instance
Versailles; Hauptverwaltungsrat am Gerichtshof; Generalsekretdr der
Staatsanwaltschaft bei der Cour d'appel Paris; Kabinett des Justizmi-
nisters; Rechtsreferent des Prasidenten des Gerichtshofs; Kanzler des
Gerichtshofs vom 10. Februar 1994 bis zum 6. Oktober 2010.
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Alfredo Calot Escobar

Geboren 1961; Absolvent der Rechtswissenschaftlichen Fakultat der
Universitdt Valencia (1979-1984); Wirtschaftsanalytiker beim Rat der
Handelskammern der Autonomen Gemeinschaft Valencia (1986); Ju-
rist-Ubersetzer am Gerichtshof (1986-1990); Jurist-Uberpriifer beim
Gerichtshof (1990-1993); Verwaltungsrat im Presse- und Informations-
dienst des Gerichtshofs (1993-1995); Verwaltungsrat im Sekretariat des
Institutionellen Ausschusses des Europdischen Parlaments (1995-1996);
Verwaltungsrat beim Kanzler des Gerichtshofs (1996—1999); Rechtsrefe-
rent beim Gerichtshof (1999-2000); Leiter der Abteilung fiir die Uber-
setzung aus dem Spanischen beim Gerichtshof (2000-2001); Direktor,
dann Generaldirektor der Ubersetzung beim Gerichtshof (2001-2010);
Kanzler des Gerichtshofs seit dem 7. Oktober 2010.
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2.  Anderungen der Zusammensetzung des Gerichtshofs
im Jahr 2010

Feierliche Sitzung vom 10. Juni 2010

Nach dem Ausscheiden von Herrn Christiaan Timmermans haben die Vertreter der Regierungen
der Mitgliedstaaten der Europdischen Union mit Beschluss vom 2. Juni 2010 Frau Alexandra Prechal
fur die Dauer der verbleibenden Amtszeit von Herrn Timmermans, d. h. fiir die Zeit vom 10. Juni
2010 bis zum 6. Oktober 2012, zur Richterin am Gerichtshof der Europaischen Union ernannt.

Feierliche Sitzung vom 6. Oktober 2010

Nach dem Ausscheiden von Herrn Pranas Karis haben die Vertreter der Regierungen der Mitglied-
staaten der Europdischen Union mit Beschluss vom 29. September 2010 Herrn Egidijus Jarasitnas
fur die Dauer der verbleibenden Amtszeit von Herrn Kdris, d. h. fiir die Zeit vom 6. Oktober 2010 bis
zum 6. Oktober 2012, zum Richter am Gerichtshof der Europaischen Union ernannt.

Nach dem Ausscheiden von Herrn Roger Grass, der das Amt des Kanzlers des Gerichtshofs seit
dem 10. Februar 1994 ausgelibt hat, ist Herr Alfredo Calot Escobar am 14. September 2010 von den
Richtern und Generalanwalten fiir eine Amtszeit von sechs Jahren, d. h. fir die Zeit vom 7. Okto-
ber 2010 bis zum 6. Oktober 2016 zum Kanzler des Gerichtshofs der Europaischen Union gewahlt
worden.
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Gerichtshof

3.  Protokollarische Rangfolge
vom 1. Januar 2010 bis zum 10. Juni 2010

V. SKOURIS, Prasident des Gerichtshofs
A.TIZZANO, Prasident der Ersten Kammer

J. N. CUNHA RODRIGUES, Prasident der Zwei-
ten Kammer

K. LENAERTS, Prasident der Dritten Kammer
J.-C. BONICHOT, Prasident der Vierten Kammer
P. MENGOZZI, Erster Generalanwalt

R. SILVA de LAPUERTA, Prasidentin der Siebten
Kammer

E. LEVITS, Prasident der Flinften Kammer
P. LINDH, Prasidentin der Sechsten Kammer
C.TOADER, Prasidentin der Achten Kammer
C. W. A. TIMMERMANS, Richter

A. ROSAS, Richter

J. KOKOTT, Generalanwaltin

K. SCHIEMANN, Richter

P. KURIS, Richter

E. JUHASZ, Richter

G. ARESTIS, Richter

A. BORG BARTHET, Richter

M. ILESIC, Richter

J. MALENOVSKY, Richter

U. LOHMUS, Richter

A. O CAOIMH, Richter

L. BAY LARSEN, Richter

E. SHARPSTON, Generalanwaltin

Y. BOT, Generalanwalt

J. MAZAK, Generalanwalt

T. von DANWITZ, Richter

V.TRSTENJAK, Generalanwaltin

A. ARABADJIEV, Richter

J.-J. KASEL, Richter

M. SAFJAN, Richter

D. SVABY, Richter

M. BERGER, Richterin

N. JAASKINEN, Generalanwalt

P. CRUZ VILLALON, Generalanwalt

R. GRASS, Kanzler
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vom 11.Juni 2010 bis zum 6. Oktober 2010

V. SKOURIS, Prasident des Gerichtshofs
A.TIZZANO, Prasident der der Ersten Kammer

J. N. CUNHA RODRIGUES, Prasident der Zwei-
ten Kammer

K. LENAERTS, Prasident der Dritten Kammer
J.-C. BONICHOT, Prasident der Vierten Kammer
P. MENGOZZI, Erster Generalanwalt

R. SILVA de LAPUERTA, Prasidentin der Siebten
Kammer

E. LEVITS, Prasident der Flinften Kammer
P. LINDH, Prasidentin der Sechsten Kammer
C.TOADER, Prasidentin der Achten Kammer
A. ROSAS, Richter

J. KOKOTT, Generalanwaltin

K. SCHIEMANN, Richter

P. KURIS, Richter

E. JUHASZ, Richter

G. ARESTIS, Richter

A. BORG BARTHET, Richter

M. ILESIC, Richter

J. MALENOVSKY, Richter

U. LOHMUS, Richter

A. O CAOIMH, Richter

L. BAY LARSEN, Richter

E. SHARPSTON, Generalanwaltin

Y. BOT, Generalanwalt

J. MAZAK, Generalanwalt

T.von DANWITZ, Richter

V.TRSTENJAK, Generalanwalt

A. ARABADJIEV, Richter

J.-J. KASEL, Richter

M. SAFJAN, Richter

D. SVABY, Richter

M. BERGER, Richterin

N. JAASKINEN, Generalanwalt

P. CRUZ VILLALON, Generalanwalt

A. PRECHAL, Richterin

R. GRASS, Kanzler
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vom 7. Oktober 2010 bis
zum 31. Dezember 2010

V. SKOURIS, Prasident des Gerichtshofs
A.TIZZANO, Prasident der Ersten Kammer

J. N. CUNHA RODRIGUES, Prasident der Zwei-
ten Kammer

K. LENAERTS, Prasident der Dritten Kammer
J.-C. BONICHQT, Prasident der Vierten Kammer
Y. BOT, Erster Generalanwalt

K. SCHIEMANN, Prasident der Achten Kammer

A. ARABADJIEV, Prasident der Sechsten
Kammer

J.-J. KASEL, Prasident der Flinften Kammer
D. SVABY, Prasident der Siebten Kammer
A. ROSAS, Richter

R. SILVA de LAPUERTA, Richterin
J. KOKOTT, Generalanwiltin

E. JUHASZ, Richter

G. ARESTIS, Richter

A. BORG BARTHET, Richter

M. ILESIC, Richter

J. MALENOVSKY, Richter

U. LOHMUS, Richter

E. LEVITS, Richter

A. O CAOIMH, Richter

L. BAY LARSEN, Richter

E. SHARPSTON, Generalanwaltin
P. MENGOZZI, Generalanwalt

P. LINDH, Richterin

J. MAZAK, Generalanwalt

T. von DANWITZ, Richter
V.TRSTENJAK, Generalanwaltin
C.TOADER, Richterin

M. SAFJAN, Richter

M. BERGER, Richterin

N. JAASKINEN, Generalanwalt

P. CRUZ VILLALON, Generalanwalt
A. PRECHAL, Richterin

E. JARASIUNAS, Richter

A. CALOT ESCOBAR, Kanzler
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4, Ehemalige Mitglieder des Gerichtshofs

Massimo Pilotti, Richter (1952-1958), Prasident von 1952 bis 1958
Petrus Serrarens, Richter (1952-1958)

Adrianus Van Kleffens, Richter (1952-1958)

Jacques Rueff, Richter (1952-1959 und 1960-1962)

Otto Riese, Richter (1952-1963)

Maurice Lagrange, Generalanwalt (1952-1964)

Louis Delvaux, Richter (1952-1967)

Charles Léon Hammes, Richter (1952-1967), Prasident von 1964 bis 1967
Karl Roemer, Generalanwalt (1953-1973)

Nicola Catalano, Richter (1958-1962)

Rino Rossi, Richter (1958-1964)

Andreas Matthias Donner, Richter (1958-1979), Prasident von 1958 bis 1964
Alberto Trabucchi, Richter (1962-1972), Generalanwalt (1973-1976)
Robert Lecourt, Richter (1962-1976), Prasident von 1967 bis 1976
Walter Strauss, Richter (1963-1970)

Joseph Gand, Generalanwalt (1964-1970)

Riccardo Monaco, Richter (1964-1976)

Josse J. Mertens de Wilmars, Richter (1967-1984), Prasident von 1980 bis 1984
Pierre Pescatore, Richter (1967-1985)

Alain Louis Dutheillet de Lamothe, Generalanwalt (1970-1972)

Hans Kutscher, Richter (1970-1980), Prasident von 1976 bis 1980
Henri Mayras, Generalanwalt (1972-1981)

Cearbhall O’'Dalaigh, Richter (1973-1974)

Max Sgrensen, Richter (1973-1979)

Gerhard Reischl, Generalanwalt (1973-1981)

Jean-Pierre Warner, Generalanwalt (1973-1981)

Alexander J. Mackenzie Stuart, Richter (1973-1988), Prasident von 1984 bis 1988
Aindrias O’Keeffe, Richter (1975-1985)

Adolphe Touffait, Richter (1976-1982)

Francesco Capotorti, Richter (1976), Generalanwalt (1976-1982)
Giacinto Bosco, Richter (1976-1988)

Thymen Koopmans, Richter (1979-1990)

Ole Due, Richter (1979-1994), Prasident von 1988 bis 1994

Ulrich Everling, Richter (1980-1988)

Alexandros Chloros, Richter (1981-1982)

Simone Rozés, Generalanwaltin (1981-1984)

Pieter Verloren van Themaat, Generalanwalt (1981-1986)

Sir Gordon Slynn, Generalanwalt (1981-1988), Richter (1988-1992)
Fernand Grévisse, Richter (1981-1982 und 1988-1994)

Kai Bahlmann, Richter (1982-1988)

Yves Galmot, Richter (1982-1988)

G. Federico Mancini, Generalanwalt (1982-1988), Richter (1988-1999)
Constantinos Kakouris, Richter (1983-1997)

Marco Darmon, Generalanwalt (1984-1994)
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René Joliet, Richter (1984-1995)

Carl Otto Lenz, Generalanwalt (1984-1997)

Thomas Francis O’Higgins, Richter (1985-1991)

Fernand Schockweiler, Richter (1985-1996)

José Luis Da Cruz Vilaga, Generalanwalt (1986-1988)

José Carlos De Carvalho Moitinho de Almeida, Richter (1986-2000)
Jean Mischo, Generalanwalt (1986-1991 und 1997-2003)

Gil Carlos Rodriguez Iglesias, Richter (1986-2003), Prasident von 1994 bis 2003
Manuel Diez de Velasco, Richter (1988-1994)

Manfred Zuleeg, Richter (1988-1994)

Walter Van Gerven, Generalanwalt (1988-1994)

Giuseppe Tesauro, Generalanwalt (1988-1998)

Francis Geoffrey Jacobs, Generalanwalt (1988-2006)

Paul Joan George Kapteyn, Richter (1990-2000)

John L. Murray, Richter (1991-1999)

Claus Christian Gulmann, Generalanwalt (1991-1994), Richter (1994-2006)
David Alexander Ogilvy Edward, Richter (1992-2004)

Michael Bendik EImer, Generalanwalt (1994-1997)

Gunter Hirsch, Richter (1994-2000)

Georges Cosmas, Generalanwalt (1994-2000)

Antonio Mario La Pergola, Richter (1994 und 1999-2006), Generalanwalt (1995-1999)
Jean-Pierre Puissochet, Richter (1994-2006)

Philippe Léger, Generalanwalt (1994-2006)

Hans Ragnemalm, Richter (1995-2000)

Nial Fennelly, Generalanwalt (1995-2000)

Leif Sevén, Richter (1995-2002)

Melchior Wathelet, Richter (1995-2003)

Peter Jann, Richter (1995-2009)

Damaso Ruiz-Jarabo Colomer, Generalanwalt (1995-2009)
Romain Schintgen, Richter (1996-2008)

Krateros loannou, Richter (1997-1999)

Siegbert Alber, Generalanwalt (1997-2003)

Antonio Saggio, Generalanwalt (1998-2000)

Fidelma O’Kelly Macken, Richterin (1999-2004)

Stig von Bahr, Richter (2000-2006)

Ninon Colneric, Richterin (2000-2006)

Leendert A. Geelhoed, Generalanwalt (2000-2006)

Christine Stix-Hackl, Generalanwaltin (2000-2006)

Christiaan Willem Anton Timmermans, Richter (2000-2010)

Luis Miguel Poiares Pessoa Maduro, Generalanwalt (2003-2009)
Jerzy Makarczyk, Richter (2004-2009)

Jan Klucka, Richter (2004-2009)

Pranas Kdris, Richter (2004-2010)
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Prasidenten

Massimo Pilotti (1952-1958)

Andreas Matthias Donner (1958-1964)
Charles Léon Hammes (1964-1967)

Robert Lecourt (1967-1976)

Hans Kutscher (1976-1980)

Josse J. Mertens de Wilmars (1980-1984)
Alexander John Mackenzie Stuart (1984-1988)
Ole Due (1988-1994)

Gil Carlos Rodriguez Iglesias (1994-2003)

Kanzler

Albert Van Houtte (1953-1982)
Paul Heim (1982-1988)
Jean-Guy Giraud (1988-1994)
Roger Grass (1994-2010)
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D - Rechtsprechungsstatistiken des Gerichtshofs
Gesamtiibersicht iiber die Tdtigkeit des Gerichtshofs

1. Neu eingegangene, erledigte, anhdngige Rechtssachen (2006-2010)
Neu eingegangene Rechtssachen

2. Verfahrensart (2006-2010)
3. Verfahrensgegenstand (2010)
4.  \Vertragsverletzungsverfahren (2006-2010)

Erledigte Rechtssachen

Verfahrensart (2006-2010)

Urteile, Beschliisse, Gutachten (2010)

Spruchkorper (2006-2010)

Durch Urteil, Gutachten oder Beschluss mit Entscheidungscharakter erledigte
Rechtssachen (2006-2010)

9. Verfahrensgegenstand (2006-2010)

10. Verfahrensgegenstand (2010)

11. Urteile in Vertragsverletzungsverfahren: Ergebnis (2006-2010)

12. Verfahrensdauer (Urteile und Beschliisse mit Entscheidungscharakter) (2006-2010)

© No W,

Am 31. Dezember anhéingige Rechtssachen

13. Verfahrensart (2006-2010)
14. Spruchkdérper (2006-2010)

Verschiedenes
15. Beschleunigte Verfahren (2006-2010)
16. Eilvorlageverfahren (2008-2010)
17. Verfahren des vorlaufigen Rechtsschutzes (2010)
Gesamtentwicklung der Rechtsprechungstditigkeit (1952-2010)
18. Neu eingegangene Rechtssachen und Urteile
19. Neu eingegangene Ersuchen um Vorabentscheidung (nach Mitgliedstaat und Jahr)

20. Neu eingegangene Ersuchen um Vorabentscheidung (nach Mitgliedstaat und Gericht)
21. Neu eingegangene Vertragsverletzungsklagen
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1. Gesamtiibersicht iiber die Tditigkeit des Gerichtshofs
Neu eingegangene, erledigte, anhdngige Rechtssachen

(2006-2010)"

800 -

700 -

600 -

500 -

400 -

300 -

200 -

100

0
2006 2007 2008 2009 2010
B Neu eingegangene M Erledigte B Anhdngige
Rechtssachen Rechtssachen Rechtssachen
2006 2007 2008 2009 2010

Neu eingegangene Rechtssachen 537 581 593 562 631
Erledigte Rechtssachen 546 570 567 588 574
Anhdngige Rechtssachen 731 742 768 742 799

' Die angegebenen Zahlen (Bruttozahlen) stehen fiir die Gesamtzahl von Rechtssachen unabhéangig von Verbin-
dungen wegen Sachzusammenhangs (jede Rechtssache mit einer eigenen Nummer = eine Rechtssache).
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2.  Neueingegangene Rechtssachen - Verfahrensart (2006-2010)’

2010

Vorabentscheidungs-

ersuchen Klagen

Rechtsmittel

Rechtsmittel im Verfahren des
vorlaufigen Rechtsschutzes

Gutachten oder betreffend Streithilfe
2006 2007 2008 2009 2010
Vorabentscheidungsersuchen 251 265 288 302 385
Klagen 201 222 210 143 136
Rechtsmittel 80 79 78 105 97
Rechtsmittel im Verfahren des
vorlaufigen Rechtsschutzes oder
betreffend Streithilfe 3 8 8 2 6
Gutachten 1 1
Besondere Verfahrensarten? 2 7 8 9 7
Summe 537 581 593 562 631
Antrdge auf vorlaufigen Rechtsschutz 1 3 3 2 2

' Die angegebenen Zahlen (Bruttozahlen) stehen fiir die Gesamtzahl von Rechtssachen unabhangig von Verbin-
dungen wegen Sachzusammenhangs (jede Rechtssache mit einer eigenen Nummer = eine Rechtssache).

2 Als ,besondere Verfahrensarten” gelten: Berichtigung (Art. 66 der Verfahrensordnung); Kostenfestsetzung
(Art. 74 der Verfahrensordnung); Prozesskostenhilfe (Art. 76 der Verfahrensordnung); Einspruch gegen ein Ver-
saumnisurteil (Art. 94 der Verfahrensordnung); Drittwiderspruch (Art. 97 der Verfahrensordnung); Wiederauf-
nahme (Art. 98 der Verfahrensordnung); Auslegung eines Urteils (Art. 102 der Verfahrensordnung); Priifung ei-
nes Vorschlags des Ersten Generalanwalts, eine Entscheidung des Gerichts zu liberprifen (Art. 62 der Satzung
des Gerichtshofs); Pfandungsverfahren (Protokoll iber die Vorrechte und Befreiungen); Rechtssachen auf dem
Gebiet der Befreiung (Protokoll Giber die Vorrechte und Befreiungen).
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Rechtsprechungsstatistiken Gerichtshof

3.  Neueingegangene Rechtssachen - Verfahrensgegenstand (2010)’

. = TEL.0 .
g 855 E | ESTYuss| E |BES
© s S 3 I L-0x NDE £ ow® =
T 59p £ |£¥>c5528| 3 acw
SS9 § | 80988 V" Qo
" o 3 g - > g >
Zugang zu Dokumenten 4 4
Auswartiges Handeln der Europdischen Union 5 1 6
Landwirtschaft 5 20 25
Staatliche Beihilfen 4 4/ 15 1 24
Unionsbirgerschaft 2 2
Wettbewerb 5 13 2. 20
Finanzvorschriften (Haushalt, Finanzrahmen,
Eigenmittel, Betrugsbekdampfung) 1 5 6
Unternehmensrecht 12 1 13
Institutionelles Recht 2 1 17 20 22 2
Allgemeine und berufliche Bildung, Jugend und
Sport 1 1
Energie 7 7
Registrierung, Bewertung, Zulassung und
Beschrankung chemischer Stoffe (REACH-
Verordnung) 1 1
Umwelt 34 26 11 61
Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts 5 38 43
Steuerrecht 5 57 62
Niederlassungsfreiheit 1 5 6
Freier Kapitalverkehr 4 3 7
Freier Warenverkehr 5 5
Freizligigkeit 2 10 1 13
Freier Dienstleistungsverkehr 13 38 51
Offentliche Auftrige 6 5 4 15
Handelspolitik 1 3 4
Wirtschafts- und Wahrungspolitik 1 1
Gemeinsame AuBen- und Sicherheitspolitik 1 6 7
Industriepolitik 6 6 12
Sozialpolitik 5 40 45
Grundsatze des Unionsrechts 1 11 12
Geistiges und gewerbliches Eigentum 19, 30 49
Verbraucherschutz 1 9 10
Rechtsangleichung 10 16 26
Gesundheit der Bevédlkerung 1 3 4
Soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer 2 7 9
Verkehr 13 11 1 25
Zollunion und gemeinsamer Zolltarif 21 21
AEUV 135 381 97 6 619 2
Vorrechte und Befreiungen 4 4
Verfahren 5
Beamtenstatut 1 1
Verschiedenes 1 4 5 5
GESAMTSUMME| 136 385 97 6/ 624 7

' Die angegebenen Zahlen (Bruttozahlen) stehen fiir die Gesamtzahl von Rechtssachen unabhéangig von Verbin-
dungen wegen Sachzusammenhangs (jede Rechtssache mit einer eigenen Nummer = eine Rechtssache).
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Gerichtshof

Rechtsprechungsstatistiken
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Gerichtshof Rechtsprechungsstatistiken

5.  Erledigte Rechtssachen - Verfahrensart (2006-2010)’

2010

Vorabentscheidungsersuchen Klagen

Rechtsmittel

Rechtsmittel im Verfahren des vorlaufigen
Verfah
Besondere Verfahrensarten Rechtsschutzes oder betreffend Streithilfe

2006 2007 2008 2009 2010

Vorabentscheidungsersuchen 266 235 301 259 339
Klagen 212 241 181 215 139
Rechtsmittel 63 88 69 97 84
Rechtsmittel im Verfahren des
vorlaufigen Rechtsschutzes oder
betreffend Streithilfe 2 2 8 7 4
Gutachten 1 1
Besondere Verfahrensarten 2 4 8 9 8

Summe 546 570 567 588 574

' Die angegebenen Zahlen (Bruttozahlen) stehen fiir die Gesamtzahl von Rechtssachen unabhangig von Verbin-

dungen wegen Sachzusammenhangs (jede Rechtssache mit einer eigenen Nummer = eine Rechtssache).
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Rechtsprechungsstatistiken Gerichtshof

6.  Erledigte Rechtssachen - Urteile, Beschliisse, Gutachten (2010)’

Urteile
70,88 %

Beschliisse mit
Entscheidungscharakter
15,52 %

Beschliisse im Verfahren des
vorlaufigen Rechtsschutzes

0,96 %
Sonstige Beschliisse
12,64 %
L) ] i
EQy  =8cy v c
@ @58 2585 &3 g g
- w O X w ok £ B 3 =
g S’ © 3 39 w = ¥} £
5 T<s5| &84 sy S 5
wag w9t o= w 3 v
§2° &3%3 s
0w e
Vorabentscheidungsersuchen 239 33 21 293
Klagen 97 42 139
Rechtsmittel 34 43 1 3 81
Rechtsmittel im Verfahren des
vorldufigen Rechtsschutzes oder
betreffend Streithilfe 4 4
Gutachten
Besondere Verfahrensarten 5 5
Summe 370 81 5 66 522

' Die angegebenen Zahlen (Nettozahlen) stehen fiir die Anzahl von Rechtssachen unter Berlicksichtigung von
Verbindungen wegen Sachzusammenhangs (eine Serie von verbundenen Rechtssachen = eine Rechtssache).

2 Andere verfahrensbeendende Beschlisse als solche, mit denen die Streichung angeordnet, die Erledigung der
Hauptsache festgestellt oder die Verweisung an das Gericht angeordnet wird.

3 Beschlusse, die auf einen Antrag gemal3 den Art. 278 und 279 AEUV (friiher Art. 242 und 243 EG) oder gemaf}
Art. 280 AEUV (friiher Art. 244 EG), den entsprechenden Vorschriften des EAG-Vertrags oder auf ein Rechtsmittel
gegen einen im Verfahren des vorldufigen Rechtsschutzes ergangenen Beschluss oder einen Streithilfebe-
schluss hin ergehen.

4 Beschlisse, die ein Verfahren durch Streichung, Erledigung der Hauptsache oder Verweisung an das Gericht
beenden.
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Gerichtshof

Rechtsprechungsstatistiken

7.  Erledigte Rechtssachen - Spruchkorper (2006-2010)’

Kammern mit 5 Richtern

58,06 %
c
3
<
v
8
=
9
9
2
o
Plenum des
Gerichtshofs 2
Grof3e Kammer 55
Kammern mit
5 Richtern 265
Kammern mit
3 Richtern 67
Prasident
Summe 389

2006

Beschliisse?
Summe
Urteile/Gutachten

2
55 51

131278 241

41 108 105
1 1
55444 397

2010

Grof3e Kammer

14,31 %
2007 2008
c
~N § ~N
v S v
" o n
S| E| S| 35
< E v =
v a2 9 @
v | vV = o
I v @
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o]
51 66
81249 259 13
49| 154 65, 59
2 2 7
59 456 390 79

Kammern mit 3 Richtern

26,61 %
Prasident
1,01 %
2009 2010
c c
£« £«
] ]
v 8 “ o M “ )
E|S|2[E|S|2|E
E O/ = E © =| E
=i ~ [¥] =1 ~ v =
wn 9 g (") 9 HH (7
‘@ o ‘e o
e o
2 2
66 41 41 70 11 71
272 | 275 8| 283 280 8| 288
124, 96, 70 166, 56| 76 132
7 5 5 5 5
469 412 83 /495 406 90496

Die angegebenen Zahlen (Bruttozahlen) stehen fiir die Gesamtzahl von Rechtssachen unabhangig von Verbin-

dungen wegen Sachzusammenhangs (jede Rechtssache mit einer eigenen Nummer = eine Rechtssache).

Hauptsache festgestellt oder die Verweisung an das Gericht angeordnet wird.

96

Andere verfahrensbeendende Beschliisse als solche, mit denen die Streichung angeordnet, die Erledigung der
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Rechtsprechungsstatistiken Gerichtshof

8. Durch Urteil, Gutachen oder Beschluss mit
Entscheidungscharakter erledigte Rechtssachen (2006-2010)"2

450 -
400 -

350 -

300
250 |
200
150 |

100
50 -

2006 2007 2008 2009 2010

B Urteile/Gutachten M Beschliisse

2006 2007 2008 2009 2010
Urteile/Gutachten 389 397 390 412 406
Beschlisse 55 59 79 83 90
Summe 444 456 469 495 496

' Die angegebenen Zahlen (Bruttozahlen) stehen flir die Gesamtzahl von Rechtssachen unabhangig von Verbin-
dungen wegen Sachzusammenhangs (jede Rechtssache mit einer eigenen Nummer = eine Rechtssache).

Andere verfahrensbeendende Beschlisse als solche, mit denen die Streichung angeordnet, die Erledigung der
Hauptsache festgestellt oder die Verweisung an das Gericht angeordnet wird.
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Gerichtshof Rechtsprechungsstatistiken

9.  Durch Urteil, Gutachten oder Beschluss mit Entscheidungscharakter
erledigte Rechtssachen - Verfahrensgegenstand (2006-2010)’

2006 2007 2008 2009 2010
Auswartiges Handeln der Europaischen Union 11 9 8 8 10
Beitritt neuer Mitgliedstaaten 1 1
Briisseler Ubereinkommen 4 2 1 2
Eigenmittel der Gemeinschaften 6 3 10 5
Energie 6 4 4 4 2
Finanzvorschriften (Haushalt, Finanzrahmen, Eigenmittel,
Betrugsbekampfung) 1
Forschung, Information, Bildung, Statistiken 1
Freier Dienstleistungsverkehr 17 24 8 17 30
Freier Kapitalverkehr 4 13 9 7 6
Freier Warenverkehr 8 14 12 13 6
Freizligigkeit 20 19 27 19 17
Geistiges und gewerbliches Eigentum 20 21 22 31 38
Gemeinsame AuBen- und Sicherheitspolitik 4 2 2 2
Gemeinsame Fischereipolitik 7 6 6 4 2
Gemeinsamer Zolltarif? 7 10 5 13 7
Grundsétze des Unionsrechts 1 4 4 4 4
Handelspolitik 1 1 1 5 2
Haushalt der Gemeinschaften 1
Industriepolitik 1 12 6 9
Institutionelles Recht 15 6 15 29 26
Justiz und Inneres 2 1
Landwirtschaft 30 23 54 18 15
Niederlassungsfreiheit 21 19 29 13 17
Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts 9 17 4 26 24
Rechtsangleichung 19 21 21 32 15
Regionalpolitik 2 7 1 3 2
Soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer 7 7 5 3 6
Sozialpolitik 29 26 25 33 36
Staatliche Beihilfen 23 9 26 10 16
Steuerrecht 55 44 38 44 66
Ubereinkommen von Rom 1
Umwelt? 9
Umwelt und Verbraucher? 40 50 43 60 48
Unionsbirgerschaft 4 2 7 3 6
Unternehmensrecht 9 16 17 17 17
Verbraucherschutz? 3
Verkehr 9 6 4 9 4
Vorrechte und Befreiungen 1 1 2
Wettbewerb 30 17 23 28 13
Wirtschafts- und Wahrungspolitik 1 1 1 1
Zollunion und gemeinsamer Zolltarif® 9 12 8 5 15
EG-Vertrag 426 430 445 481 482
EU-Vertrag 3 4 6 1 4
EGKS- Vertrag 1 2
EAG-Vertrag 4 1
Verfahren 2 3 5 5 6
Beamtenstatut 9 17 11 8 4
Verschiedenes 11 20 16 13 10
GESAMTSUMME 444 456 469 495 496

' Die angegebenen Zahlen (Bruttozahlen) stehen flr die Gesamtzahl von Rechtssachen unabhangig von Verbin-
dungen wegen Sachzusammenhangs (jede Rechtssache mit einer eigenen Nummer = eine Rechtssache).

2 Die Rubrik ,Umwelt und Verbraucher” wurde fiir die nach dem 1. Dezember 2009 neu eingegangenen Rechts-
sachen in zwei einzelne Rubriken aufgeteilt.

3 Die Rubriken ,Gemeinsamer Zolltarif” und,Zollunion” wurden fir die nach dem 1. Dezember 2009 neu einge-
gangenen Rechtssachen in einer Rubrik zusammengefasst.
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Rechtsprechungsstatistiken Gerichtshof

10. Durch Urteil, Gutachen oder Beschluss mit Entscheidungscharakter
erledigte Rechtssachen - Verfahrensgegenstand (2010)’

Urteile/Gutachten Beschliisse? Summe
Auswartiges Handeln der Europdischen Union 10 10
Eigenmittel der Gemeinschaften 5 5
Energie 2 2
Finanzvorschriften (Haushalt, Finanzrahmen, Eigenmittel,
Betrugsbekampfung) 1 1
Forschung, Information, Bildung, Statistiken 1 1
Freier Dienstleistungsverkehr 26 4 30
Freier Kapitalverkehr 5 1 6
Freier Warenverkehr 5 1 6
Freiztigigkeit 16 1 17
Geistiges Eigentum 19 19 38
Gemeinsame Auf3en- und Sicherheitspolitik 2 2
Gemeinsame Fischereipolitik 1 2
Gemeinsamer Zolltarif* 7 7
Grundsatze des Unionsrechts 2 2 4
Handelspolitik 2 2
Haushalt der Gemeinschaften 1 1
Industriepolitik 8 1 9
Institutionelles Recht 11 15 26
Landwirtschaft 14 1 15
Niederlassungsfreiheit 14 3 17
Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts 23 1 24
Rechtsangleichung 15 15
Regionalpolitik 1 1 2
Soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer 4 2 6
Sozialpolitik 31 5 36
Staatliche Beihilfen 14 2 16
Steuerrecht 58 8 66
Umwelt? 9 9
Umwelt und Verbraucher® 44 4 48
Unionsblrgerschaft 6 6
Unternehmensrecht 17 17
Verbraucherschutz? 1 2 3
Verkehr 4 4
Wettbewerb 8 5 13
Wirtschafts- und Wahrungspolitik 1 1
Zollunion und gemeinsamer Zolltarif* 12 3 15
EG-Vertrag 399 83 482
EU-Vertrag 4 4
Verfahren 6 6
Beamtenstatut 3 1 4
Verschiedenes 3 7 10
GESAMTSUMME 406 20 496

' Die angegebenen Zahlen (Bruttozahlen) stehen flir die Gesamtzahl von Rechtssachen unabhangig von Verbin-
dungen wegen Sachzusammenhangs (jede Rechtssache mit einer eigenen Nummer = eine Rechtssache).

2 Andere verfahrensbeendende Beschliisse als solche, mit denen die Streichung angeordnet, die Erledigung der
Hauptsache festgestellt oder die Verweisung an das Gericht angeordnet wird.

3 Die Rubrik ,Umwelt und Verbraucher” wurde fiir die nach dem 1. Dezember 2009 neu eingegangenen Rechts-
sachen in zwei einzelne Rubriken aufgeteilt.

4 Die Rubriken ,Gemeinsamer Zolltarif” und ,Zollunion” wurden fiir die nach dem 1. Dezember 2009 neu einge-
gangenen Rechtssachen in einer Rubrik zusammengefasst.
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Gerichtshof
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Rechtsprechungsstatistiken
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Gerichtshof Rechtsprechungsstatistiken

12. Erledigte Rechtssachen - Verfahrensdauer (2006-2010)’
(Urteile und Beschliisse mit Entscheidungscharakter)

20 -
15 -
10 1
5 .
0
2006 2007 2008 2009 2010
B Vorabentscheidungsersuchen H Klagen B Rechtsmittel
2006 2007 2008 2009 2010
Vorabentscheidungsersuchen 19,8 19,3 16,8 17,1 16,1
Eilvorlageverfahren 2,1 2,5 2,1
Klagen 20 18,2 16,9 17,1 16,7
Rechtsmittel 17,8 17,8 18,4 15,4 14,3

Die Dauer ist in Monaten und Zehnteln von Monaten angegeben.

In die Berechnung der Verfahrensdauer nicht eingeschlossen: Rechtssachen mit Zwischenurteil oder Beweis-
aufnahme; Gutachten; besondere Verfahrensarten (Kostenfestsetzung, Prozesskostenhilfe, Einspruch, Drittwi-
derspruch, Auslegung, Wiederaufnahme, Berichtigung, Pfandungsverfahren); durch Streichungsbeschluss be-
endete Verfahren; Erledigung der Hauptsache oder Verweisung an das Gericht; Verfahren des vorlaufigen
Rechtsschutzes sowie Rechtsmittel im Verfahren des vorlaufigen Rechtsschutzes und betreffend Streithilfe.
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13. Am 31. Dezember anhdngige Rechtssachen - Verfahrensart
(2006-2010)"

500 -
450
400 -
350 -
300
250 -
200 |
150 -
100 A
50 -
y y y
O T T 1
2006 2007 2008 2009 2010
B Vorabentscheidungsersuchen B Klagen B Rechtsmittel
W Besondere Verfahrensarten Gutachten
2006 2007 2008 2009 2010

Vorabentscheidungsersuchen 378 408 395 438 484

Klagen 232 213 242 170 167

Rechtsmittel 120 117 126 129 144

Besondere Verfahrensarten 1 4 4 4 3

Gutachten 1 1 1

Summe 731 742 768 742 799

' Die angegebenen Zahlen (Bruttozahlen) stehen fiir die Gesamtzahl von Rechtssachen unabhéangig von Verbin-
dungen wegen Sachzusammenhangs (jede Rechtssache mit einer eigenen Nummer = eine Rechtssache).
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Gerichtshof Rechtsprechungsstatistiken

14. Am 31. Dezember anhdngige Rechtssachen - Spruchkorper
(2006-2010)"

2010 Plenum des Gerichtshofs
0,13 %
Grof3e Kammer
Nicht zugewiesen 6,13 %

65,08 %

Kammern
mit 5 Richtern
24,16 %
Kammern
mit 3 Richtern
4,01 %
Prasident
0,50 %
2006 2007 2008 2009 2010
Nicht zugewiesen 489 481 524 490 520
Plenum des Gerichtshofs 1
GrofRe Kammer 44 59 40 65 49
Kammern mit 5 Richtern 171 170 177 169 193
Kammern mit 3 Richtern 26 24 19 15 32
Prasident 1 8 8 3 4
Summe 731 742 768 742 799

' Die angegebenen Zahlen (Bruttozahlen) stehen fiir die Gesamtzahl von Rechtssachen unabhangig von Verbin-
dungen wegen Sachzusammenhangs (jede Rechtssache mit einer eigenen Nummer = eine Rechtssache).
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Rechtsprechungsstatistiken Gerichtshof

15. Verschiedenes - Beschleunigte Verfahren (2006-2010)’

2006 2007 2008 2009 2010

() () (] ()] ()

S o g‘ S o g S o g S o g‘ S o g,

98 2 9§ 2 ©g 2 g 2 g 2
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i < | & < | & < < |4 <
Klagen 1 1
Vorabentscheidungsersuchen 5 5 2 6 1 3 4 7
Rechtsmittel 1 1
Besondere Verfahrensarten 1

Summe 5 7 2 6 1 5 4 8

16. Verschiedenes - Eilvorlageverfahren (2008-2010)2

2008 2009 2010
()] () (]
< o g < o g < o g
312 3 32| 3 i@ 3
O = (7} O = ] O = (7]
s& H s& H sZ H
i < i < i <
Landwirtschaft 1
Polizeiliche und justizielle
Zusammenarbeit in Strafsachen 2 1 1
Raum der Freiheit, der Sicherheit und des
Rechts 1 1 2 5 1
Summe 3 3 2 1 5 1

' Seit dem 1. Juli 2000 kann eine Rechtssache nach den Art. 62a und 104a der Verfahrensordnung einem be-
schleunigten Verfahren unterworfen werden.

2 Seitdem 1. Mdrz 2008 kann in den Rechtssachen, die den Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts be-
treffen, gemaB Art. 104b der Verfahrensordnung ein Eilvorlageverfahren durchgefiihrt werden.
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Gerichtshof Rechtsprechungsstatistiken

17. Verschiedenes - Verfahren des vorlaufigen Rechtsschutzes

(2010)’
- Ergebnis der Entscheidung
(]
s | §52 2
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Zugang zu Dokumenten 1
Staatliche Beihilfen 1
Wettbewerb 2 3
Institutionelles Recht 2 1
Umwelt 1
Handelspolitik 1
Geistiges und gewerbliches Eigentum 1 1
GESAMTSUMME 3 6 5

' Die angegebenen Zahlen (Nettozahlen) stehen fiir die Anzahl von Rechtssachen unter Berticksichtigung von
Verbindungen wegen Sachzusammenhangs (eine Serie von verbundenen Rechtssachen = eine Rechtssache).
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Rechtsprechungsstatistiken

Gerichtshof

18.

Jahr

1953
1954
1955
1956
1957
1958
1959
1960
1961
1962
1963
1964
1965
1966
1967
1968
1969
1970
1971
1972
1973
1974
1975
1976
1977
1978
1979
1980
1981
1982
1983
1984
1985
1986
1987
1988
1989

Gesamtentwicklung der Rechtsprechungstdtigkeit

(1952-2010) - Neu eingegangene Rechtssachen und Urteile

Klagen

10

11
19
43
46
22
24
30
99
49
55
30
14
24
60
47
59
42
131
63
61
51
74
146
1218
180
214
217
199
183
294
238
251
193
244
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Vorabentschei-
dungsersuchen

—_ N O O 1=

23

17
32
37
40
61
39
69
75
84
123
106
99
108
129
98
129
139
91
144
179
139

Neu eingegangene Rechtssachen’

Rechtsmittel

Rechtsmittel

im Verfahren
des vorlaufi-

gen Rechts-

schutzes oder

betreffend
Streithilfe

Antrdge auf
Gutachten

Summe

10

11
19
43
47
23
26
35
105
55
62
31
37
33
77
79
96
82
192
102
131
127
158
270
1324
279
322
346
297
312
433
329
395
372
383

Antrdge auf
vorlaufigen
Rechtsschutz
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Urteile/
Gutachten?

o B~N

13
18
11
20
17
31
52
24
24
27
30
64
60
61
80
63
78
88
100
97
138
132
128
185
151
165
211
174
208
238
188
>>>

107



Gerichtshof Rechtsprechungsstatistiken

Neu eingegangene Rechtssachen’

- - ~
i . | 5 % E8sigre s 0, | 35E s
< o 23 E |EESSwEE oE £ 0 &G TG
S s  sg £ |gFseyes €8 E | g3f 58
x ) S S>nesS8%5 £5 n €T 5 o
§5 | & |2EL&Len 29 <28
> 7T = v
1990 221 141 15 1 378 12 193
1991 140 186 13 1 2 342 9 204
1992 251 162 24 2 440 5 210
1993 265 204 17 486 13 203
1994 125 203 12 1 3 344 4 188
1995 109 251 46 2 408 3 172
1996 132 256 25 3 416 4 193
1997 169 239 30 5 443 1 242
1998 147 264 66 4 481 2 254
1999 214 255 68 4 541 4 235
2000 197 224 66 13 2 502 4 273
2001 187 237 72 7 503 6 244
2002 204 216 46 4 470 1 269
2003 277 210 63 5 1 556 7 308
2004 219 249 52 6 1 527 3 375
2005 179 221 66 1 467 2 362
2006 201 251 80 3 535 1 351
2007 221 265 79 8 573 3 379
2008 210 288 77 8 1 584 3 333
2009 143 302 104 2 1 552 1 377
2010 136 385 97 6 624 2 370
Summe 8601 7 005 1118 85 19 16 828 351 8 637

' Bruttozahlen; besondere Verfahrensarten ausgenommen.
2 Nettozahlen.
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Gerichtshof

Rechtsprechungsstatistiken
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Rechtsprechungsstatistiken

Gerichtshof

‘(U3INYdS uaydsiedolng Jap JawweyapIamydsag) ‘e ‘n sl ‘60/96 L-D dYdessiyday
“(J0YSIyd2195) XN[auag / XN[puag 2213snf ap Jnod) atuny BN eurdwed ‘00/59z-D dYdessiyday

s00L [T S0S L8 ¥9|8 € |6l LL |TE |€9€ L9L |L |€€ |€L OL OL T 990l 918 ¥bT LSL|SS 9 TO8L SEL|SL 8L |LS9 Bwwns
G8¢ 6 9 9 § L ZL OL 8 SL [¥C 9 |6 |C |€ (974 €€ ¢ 9 v L oL € |6 L& 0l0OC
(40} L 8¢ & ¢ L ¢ L € oL SsL ¥ 'L Ol € ¥ L 6C 8¢ LI Ll ¢ 6S € |§ 8 S€ 600¢C
88¢C vl L ¥ L ¥ SC V€ 9 ¥ € € I 6¢€ L Ll 6 L ¢ L 9 |l ¥¢ 800¢
S9¢ 91 9 § 1 L € £ 0C 6l c L 114 9¢ ¥l 8 ¢ |C 65 S ¢ L ¢¢c LOOC
LSC oL ¢ s 'L € ¢ ¢l 0¢ v oLl 143 ve L1 vl oL LL € € L1l 1900¢C
Lce (4 Y 4 ¢ |l |SL |9€ € C 8l L1 0L Ll ¢ LS ol LZ S00¢
6¥7¢C e S v L ¢l 8¢ [y 117 lc 8 8L |1 0S 14 ¥¢ ¥00¢
oLe e v v L SL 8¢C 14 1% 6 8 ¥ ¢ 1544 € 8L |€00¢C
9l¢ vl S L € Le ¢l 14 LE 8 € L 65 8 8L C00¢C
LEC lc ¥ € 14 VAT 4 [4 (0)74 sL v v |l €S S 0L 100¢
1444 L 9¢ ¥ S 8 Le cl 0S ¢l | |E |C LYy € Sl 000C
§S¢ ac S v L 98 (€& 14 134 VA 2 S 6t € €l 666l
¥9¢ e 9 ¢ L 9L |I¢ [4 6€ 9l |S§ § (€ 6t L ¢l 8661
6€C 8L L 9 [4 g€ ¢ € 0S oL 6 ¢ L o L 6l /66l
95¢ lc ¥ € 9 9 0l [4 0L ve 9 ¥ 99 14 0€ 966l
LG¢ 0c 9 S [4 6l [4 89 € 0L Ol € LS 8 7l 666l
€0¢ 144 L €l L o 9¢ (€l c 4% 14 6l 661
¥0¢ cl € & L 144 e LS L LS L ¢c  g66l
ol 8l L 8l L [44 SL |S L 29 € 91 66l
98l 14k € Ll [4 9€ 6 S € ¢ 7S [4 6L 166l
Lyl cl [4 6 14 T4 lc 9 ¢ ¥ 1243 S Ll 1066l
6€l 14" L 8l L ol 8¢ ¢ ¢ L Ly [4 €L 686l
6Ll 91 9¢ [4 8¢ 8¢ I 143 14 0€ 886l
114" 6 6l € S 9¢ L Ll C [43 S Sl /86l
L6 8 9l L S 6L |1 [ 4 8l 14 €L 986l

swwng | ;d49puy | MN 3S |14 MS|IS O 1d 1d| 1V | IN LW NH N7 |17 AT|AD 1l 44 1S3 |73 31|33 3@ A ZD D9 39

Jahresbericht 2010

110



Rechtsprechungsstatistiken

Gerichtshof

20. Gesamtentwicklung der Rechtsprechungstiitigkeit (1952-2010) -

Neu eingegangene Ersuchen um Vorabentscheidung

(nach Mitgliedstaat und Gericht)

Summe
Belgien Cour constitutionnelle 17
Cour de cassation 77
Conseil d'Etat 62
Andere Gerichte 495 651
Bulgarien Coduriicky rpagcku cbp TbproBCcKo oTaenieHne 1
Andere Gerichte 17 18
Tschechische Nejvyssi soud 1
Republik Nejvyssi spravni soud 5
Ustavni soud
Andere Gerichte 9 15
Danemark Hgjesteret 29
Andere Gerichte 106 135
Deutschland Bundesgerichtshof 130
Bundesverwaltungsgericht 100
Bundesfinanzhof 272
Bundesarbeitsgericht 23
Bundessozialgericht 74
Staatsgerichtshof des Landes Hessen 1
Andere Gerichte 1202 1802
Estland Riigikohus 1
Andere Gerichte 5 6
Irland Supreme Court 18
High Court 15
Andere Gerichte 22 55
Griechenland Apelog MNayog 10
YupPouAio Tne Emkparteiag 44
Andere Gerichte 97 151
Spanien Tribunal Supremo 35
Audiencia Nacional 1
Juzgado Central de lo Penal 7
Andere Gerichte 201 244
Frankreich Cour de cassation 93
Conseil d'Etat 63
Andere Gerichte 660 816
Italien Corte suprema di Cassazione 108
Corte Costituzionale 1
Consiglio di Stato 64
Andere Gerichte 883 1056
Zypern AvwTtato Akaotrplo 2
Andere Gerichte 2
Lettland Augstaka tiesa 9
Satversmes tiesa
Andere Gerichte 1 10
>>>
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Rechtsprechungsstatistiken

Summe
Litauen Lietuvos Respublikos Konstitucinis Teismas 1
Lietuvos Auksciausiasis Teismas 3
Lietuvos vyriausiasis administracinis Teismas 3
Andere Gerichte 3 10
Luxemburg Cour supérieure de justice 10
Cour de cassation 8
Conseil d'Etat 13
Cour administrative 7
Andere Gerichte 35 73
Ungarn Legfelsobb Birosag 3
Févarosi [télétabla 2
Szegedi [télétabla 1
Andere Gerichte 27 33
Malta Qorti Kostituzzjonali
Qorti ta' I- Appel
Andere Gerichte 1 1
Niederlande Raad van State 74
Hoge Raad der Nederlanden 194
Centrale Raad van Beroep 49
College van Beroep voor het Bedrijfsleven 139
Tariefcommissie 34
Andere Gerichte 277 767
Osterreich Verfassungsgerichtshof 4
Oberster Gerichtshof 78
Oberster Patent- und Markensenat 3
Bundesvergabeamt 24
Verwaltungsgerichtshof 61
Vergabekontrollsenat 4
Andere Gerichte 189 363
Polen Sad Najwyzszy 5
Naczelny Sad Administracyjny 12
Trybunat Konstytucyjny
Andere Gerichte 15 32
Portugal Supremo Tribunal de Justica 2
Supremo Tribunal Administrativo 40
Andere Gerichte 35 77
Rumanien Tribunal Dambovita 2
Andere Gerichte 17 19
Slowenien Vrhovno sodis¢e
Ustavno sodisce
Andere Gerichte 3 3
>>>
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Rechtsprechungsstatistiken

Gerichtshof

Summe
Slowakei Ustavny Sud
Najvyssi sud 5
Andere Gerichte 3 8
Finnland Korkein hallinto-oikeus 29
Korkein oikeus 11
Andere Gerichte 24 64
Schweden Hogsta Domstolen 14
Marknadsdomstolen 5
Regeringsratten 24
Andere Gerichte 44 87
Vereinigtes House of Lords 40
Kénigreich Court of Appeal 64
Andere Gerichte 401 505
Sonstige Cour de justice Benelux/Benelux Gerechtshof' 1 1
Beschwerdekammer der Europaischen Schulen? 1 1
Summe 7 005
' Rechtssache C-265/00, Campina Melkunie.
2 Rechtssache C-196/09, Miles u. a.
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Gerichtshof
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Kapitel 1l

Das Gericht






Tatigkeit Gericht

A - Tatigkeit des Gerichts im Jahr 2010
Von Président Marc Jaeger

Das Jahr 2010 war fiir das Gericht ein Jahr der teilweisen Neubesetzung, die vierzehn seiner Mit-
glieder betraf. Wahrend elf von ihnen im Amt bestatigt wurden, verlieBen bedauerlicherweise drei
Mitglieder das Gericht mit einer Erfahrung von zusammen mehr als 27 Jahren im Dienst dieses
Rechtsprechungsorgans: die Herren A. W. H. Meij und M. Vilaras, beide seit 1998 Richter am Gericht,
sowie Herr V. M. Ciucd, Richter am Gericht seit 2007, wurden durch die Herren M. Van der Woude,
D. Gratsias und A. Popescu ersetzt. Eine Veranderung erfuhr das Kollegium ferner dadurch, dass
Herr T. Tchipev, der seit 2007 als Richter am Gericht tatig war, am 29. Juni 2010 sein Amt niederleg-
te.Im Januar 2011 gab es noch keinen Vorschlag, wer an seine Stelle treten soll.

Die spiirbaren Auswirkungen dieser Umstdande auf den Gerichtskalender (den acht regularen
Spruchkérpern des Gerichts gehorte jeweils mindestens ein Mitglied an, dessen Amtszeit im Jahr
2010 ablief) machten auBergewdhnliche organisatorische Vorkehrungen erforderlich, um eine Be-
eintrachtigung der Rechtsprechungstatigkeit abzuwenden.

Dariiber hinaus war es das erste Geschéftsjahr, in dem der in Art. 255 AEUV vorgesehene Ausschuss
die der Entscheidung der Regierungen der Mitgliedstaaten vorgelagerte Stellungnahme zur Eig-
nung der Bewerber fiir die Ausiibung des Amts eines Richters abzugeben hatte, eine Aufgabe,
die diesem Ausschuss mit dem Vertrag von Lissabon Ubertragen worden war. Auch wenn dieses
Verfahren, mit dem sowohl die Unabhangigkeit als auch die Befahigung der Mitglieder des Ge-
richtshofs und des Gerichts gewahrleistet werden sollen, nur zu begrii3en ist, hat es gleichwohl
die teilweise Neubesetzung verzdgert. Fiir die Zukunft ist es wichtig, dass es allen am Verfahren
der Ernennung Beteiligten gelingt, diese Verzogerungen und damit die aus ihnen erwachsenden
betrachtlichen Hemmnisse fiir eine ordnungsgemaf funktionierende Rechtsprechung zu vermei-
den. Bei der Beurteilung der vom Gericht im Jahr 2010 erzielten Arbeitsergebnisse diirfen diese
Gegebenheiten nicht auller Acht gelassen werden; sie entziehen sich dem Willen und Bemiihen
des Gerichts, die Entwicklung der Rechtsstreitigkeiten zu meistern, die durch einen Anstieg, eine
groBere Vielfalt und eine Komplexitat bisher nicht gekannten Ausmales gepragt ist.

Statistisch betrachtet war das Jahr 2010 durch mehrere Tendenzen gekennzeichnet. Die erste Ten-
denz ist der betrachtliche Anstieg neu eingegangener Rechtssachen von 568 (im Jahr 2009) auf
636 (im Jahr 2010), ein nie zuvor erreichtes Niveau'. Die zweite Tendenz besteht darin, dass erneut
deutlich mehr als 500 Rechtssachen erledigt werden konnten (527 erledigte Rechtssachen). Dieses
Ergebnis hat jedoch nicht ausgereicht, den Anstieg bei den anhangigen Rechtssachen aufzuhalten,
deren Zahl am 31. Dezember 2010 1 300 betragt. Die dritte Tendenz betrifft mit der Verfahrens-
dauer ein fir die Rechtsprechungstatigkeit wesentliches Beurteilungskriterium. Dank der Bemi-
hungen um eine zligige Behandlung der Rechtssachen ging diese Dauer erheblich zuriick, und
zwar um durchschnittlich 2,5 Monate (von 27,2 Monaten im Jahr 2009 auf 24,7 Monate im Jahr
2010). Noch erfreulicher ist dieser Riickgang bei den Rechtssachen, die seit der Errichtung des Ge-
richts den Kernbereich seiner Rechtsprechungstatigkeit bilden (also bei anderen Rechtssachen als
Rechtsmittelverfahren und Rechtssachen des geistigen Eigentums), bei denen eine Verkiirzung der
Verfahrensdauer um mehr als sieben Monate verzeichnet wurde.

Durch die Fortflihrung der Reformen und die erheblichen Anstrengungen, die das Gericht unter-
nommen hat, sollten sich diese Ergebnisse in gewissem Umfang weiter verbessern lassen. Dies

' Ohne groBere Gruppen gleicher oder dhnlicher Rechtssachen.
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darf jedoch nicht zulasten der Qualitat der gerichtlichen Kontrolle gehen, die die Effektivitat des
gerichtlichen Schutzes gewahrleistet, die ihrerseits den Grundpfeiler einer Union des Rechts bildet.

Die folgenden Ausfiihrungen sollen einen Uberblick geben (iber die Vielfalt und - bisweilen - die
Komplexitat der Rechtsprechungstatigkeit des Gerichts bei der Erflillung seiner Aufgabe, in Verfah-
ren der RechtmaBigkeitsprifung (1), Gber Schadensersatzklagen (l1), Rechtsmittel (lll) und in Verfah-
ren des vorlaufigen Rechtsschutzes (IV) zu entscheiden.

. Verfahren der RechtmaBigkeitspriifung
Zuldssigkeit von Nichtigkeitsklagen
1. Anfechtbare Handlungen

MafBnahmen, die verbindliche Rechtswirkungen erzeugen, die geeignet sind, die Interessen des
Kldagers zu beeintrachtigen, indem sie seine Rechtsstellung in qualifizierter Weise dandern, stellen
Handlungen dar, gegen die die Nichtigkeitsklage nach Art. 263 AEUV gegeben ist?.

Im Urteil vom 20. Mai 2010, Deutschland/Kommission (T-258/06, noch nicht verdffentlicht), hat das
Gericht gepriift, unter welchen Voraussetzungen eine in Teil C des Amtsblatts veroffentlichte Mit-
teilung der Kommission als anfechtbare Handlung angesehen werden kann.

In diesem Fall beantragte die Bundesrepublik Deutschland die Nichtigerklarung einer Mitteilung?
zur Kundmachung der allgemeinen Vorgehensweise der Kommission bei der Anwendung aller
Grundanforderungen an die Vergabe 6ffentlicher Auftrage, die sich unmittelbar aus den Vorschrif-
ten und Grundsatzen des Vertrags, insbesondere dem Diskriminierungsverbot und dem Grundsatz
der Transparenz, ergeben, auf die Vergabe von Auftragen, die nicht oder nur teilweise unter die
Vergaberichtlinien fallen®.

Um festzustellen, ob diese Handlung, die nach dem Vorbringen der Kommission ihrer Natur nach
eine reine Auslegung war, angefochten werden kann, hat das Gericht geprift, ob die Mitteilung in
Ansehung ihres Inhalts Rechtswirkungen erzeugen soll, die gegeniiber denen, die sich aus der An-
wendung der tragenden Grundsdtze des Vertrags ergeben, neu sind. Es hatte zu beurteilen, ob die
Mitteilung nur die Bestimmungen Uber den freien Warenverkehr, die Niederlassungsfreiheit, den
freien Dienstleistungsverkehr, das Diskriminierungsverbot, die Grundsatze der Gleichbehandlung
und der Verhaltnismafigkeit sowie die Regeln der Transparenz und der gegenseitigen Anerkennung
erldutert, die fur Auftrage gelten, die nicht oder nur teilweise unter die Vergaberichtlinien fallen, oder
ob sie gegeniber diesen Bestimmungen, Grundsdtzen und Regeln spezifische oder neue Verpflich-
tungen festlegt. Der Umstand, dass sich eine Mitteilung zu Auslegungsfragen ihrer Form, ihrer Natur
oder ihrem Wortlaut nach nicht als Akt darstellt, der Rechtswirkungen erzeugen soll, lasst fiir sich

2 Urteil des Gerichtshofs vom 11. November 1981, IBM/Kommission (60/81, Slg. 1981, 2639, Randnr. 9).

3 Mitteilung der Kommission zu Auslegungsfragen in Bezug auf das Gemeinschaftsrecht, das fiir die Vergabe 6f-
fentlicher Auftrage gilt, die nicht oder nur teilweise unter die Vergaberichtlinien fallen (ABI. 2006, C 179, S. 2).

4 Richtlinien 2004/17/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 31. Mdrz 2004 zur Koordinierung der
Zuschlagserteilung durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie der
Postdienste (ABI. L 134, S. 1) und 2004/18/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 31. Marz 2004
Uiber die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe &ffentlicher Bauauftrdge, Lieferauftrdge und Dienstleis-
tungsauftrage (ABI. L 134,S.114).
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genommen nicht den Schluss zu, dass sie keine verbindlichen Rechtswirkungen erzeugt. Insoweit ist
auch nicht von Belang, ob diese Handlung Gegenstand einer Veroffentlichung war.

Nach griindlicher Priifung des Inhalts der Mitteilung ist das Gericht zu dem Schluss gelangt, dass
diese keine neuen Regeln fir die Vergabe offentlicher Auftrage enthalt, die tGber die Verpflichtun-
gen hinausgehen, die sich aus dem bestehenden Recht ergeben, und dass die Mitteilung unter
diesen Umstanden keine verbindlichen Rechtswirkungen erzeugt, die geeignet sind, die Rechts-
stellung der Bundesrepublik Deutschland zu berihren.

2. Zeitliche Geltung von Art. 263 AEUV

Nach Art. 230 Abs. 4 EG hangt die Zuladssigkeit von Klagen Einzelner gegen nicht an sie gerich-
tete Handlungen von der zweifachen Voraussetzung ab, dass die Kldager von der angefochtenen
Handlung unmittelbar und individuell betroffen sind. Nach der Rechtsprechung kénnen andere
natlrliche oder juristische Personen als die Adressaten einer Entscheidung nur dann individuell
betroffen sein, wenn diese Entscheidung sie wegen bestimmter personlicher Eigenschaften oder
besonderer, sie aus dem Kreis aller Gbrigen Personen heraushebender Umstande beriihrt und sie
dadurch in dhnlicher Weise individualisiert wie den Adressaten®.

Mit dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon am 1. Dezember 2009 haben sich die Zulassig-
keitsvoraussetzungen fiir Nichtigkeitsklagen gedandert. So kann nach Art. 263 Abs. 4 AEUV jede
natirliche oder juristische Person gegen die sie unmittelbar und individuell betreffenden Hand-
lungen sowie gegen Rechtsakte mit Verordnungscharakter, die sie unmittelbar betreffen und keine
DurchfiihrungsmafBRnahmen nach sich ziehen, Klage erheben.

Bevor es sich der inhaltlichen Auslegung dieser Bestimmungen widmen konnte, musste das Ge-
richt in diesem Jahr die Frage nach ihrer zeitlichen Anwendung beantworten. Wegen der Bedeu-
tung dieser Frage hat das Gericht aus diesem Anlass als Gro3e Kammer entschieden.

In den beiden betroffenen Rechtssachen, Norilsk Nickel Harjavalta und Umicore/Kommission sowie
Etimine und Etiproducts/Kommission (Beschliisse vom 7. September 2010, T-532/08 und T-539/08,
noch nicht veroffentlicht), ging es um einen Antrag auf Nichtigerklarung der Richtlinie 2008/58/EG®
und der Verordnung (EG) Nr. 790/20097, mit denen eine Anderung der Einstufung bestimmter
Nickelcarbonat- und Borverbindungen bewirkt wird.

In Bezug auf die Klagen, die am 5. Dezember 2008 eingereicht worden waren, hatte die Kommissi-
on eine Einrede der Unzulassigkeit erhoben und geltend gemacht, dass die Kldgerinnen von den
angefochtenen Rechtsakten nicht im Sinne von Art. 230 EG individuell betroffen seien. Nach dem
zwischenzeitlichen Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon trugen die Klagerinnen vor, dass diese
Zuldssigkeitsvoraussetzung unter der Geltung des neuen Art. 263 Abs. 4 AEUV auf angefochtene
Rechtsakte keine Anwendung mehr finde. Somit stellte sich die Frage, ob Art. 263 Abs. 4 AEUV

5 Urteil des Gerichtshofs vom 15. Juli 1963, Plaumann/Kommission (25/62, Slg. 1963, 213).

¢ Richtlinie 2008/58/EG der Kommission vom 21. August 2008 zur 30. Anpassung der Richtlinie 67/548/EWG des
Rates zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften fiir die Einstufung, Verpackung und Kenn-
zeichnung geféhrlicher Stoffe an den technischen Fortschritt (ABI. L 246, S. 1).

7 Verordnung (EG) Nr. 790/2009 der Kommission vom 10. August 2009 zur Anderung der Verordnung (EG)
Nr. 1272/2008 des Europdischen Parlaments und des Rates liber die Einstufung, Kennzeichnung und Verpa-

ckung von Stoffen und Gemischen zwecks Anpassung an den technischen und wissenschaftlichen Fortschritt
(ABI. L 235,S.1).
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zeitlich auf die in Rede stehenden Klagen und, ganz allgemein, auf alle zum Zeitpunkt des Inkraft-
tretens des Vertrags von Lissabon anhdngigen Klagen anwendbar war.

Nach den Feststellungen des Gerichts enthalt der AEU-Vertrag insoweit keine Ubergangsbestim-
mung und ist der standigen Rechtsprechung zu entnehmen, dass sich zum einen die Frage der
Zulassigkeit einer Klage gemal dem Grundsatz tempus regit actum nach den zum Zeitpunkt der
Klageerhebung geltenden Vorschriften bestimmt und dass zum anderen bei der Priifung der Vo-
raussetzungen fir die Zulassigkeit der Klage auf den Zeitpunkt der Klageerhebung, d. h. den der
Einreichung der Klageschrift, abzustellen ist, wobei ein etwaiger Mangel nur vor Ablauf der Klage-
frist behoben werden kann. Die gegenteilige Lésung wiirde im Ubrigen zu einer Gefahr der Willkiir
in der Rechtspflege flihren, da die Zulassigkeit der Klage dann vom - (iberdies zufallsbedingten -
Zeitpunkt der Verkiindung der Endentscheidung des Gerichts abhinge.

Diese Beurteilung wird nicht durch die Auffassung entkraftet, dass Art. 263 AEUV zu den Verfah-
rensvorschriften gehore, bei denen die Rechtsprechung anerkannt habe, dass sie im Unterschied
zu den materiell-rechtlichen Vorschriften im Allgemeinen auf alle bei ihrem Inkrafttreten anhan-
gigen Rechtsstreitigkeiten anwendbar seien. Selbst wenn man namlich davon ausginge, dass die
Frage der gerichtlichen Zustandigkeit den Bereich der Verfahrensvorschriften betrifft — so das Ge-
richt —, gilt bei der Bestimmung der anwendbaren Vorschriften, anhand deren die Zulassigkeit ei-
ner Nichtigkeitsklage gegen einen Rechtsakt der Union zu beurteilen ist, der Grundsatz tempus
regit actum.

3. Rechtsschutzinteresse

Der Begriff des Rechtsschutzinteresses, der Vorbedingung fiir die Zulassigkeit einer Nichtigkeits-
klage, war Gegenstand der Erlauterung unter verschiedenen nachfolgend behandelten Aspekten.

Erstens ist eine Nichtigkeitsklage einer natirlichen oder juristischen Person nur zuldssig, wenn der
Klager ein Interesse an der Nichtigerklarung der angefochtenen Handlung hat. Ein solches Interes-
se besteht nur, wenn die Nichtigerklarung der Handlung als solche Rechtswirkungen haben kann
oder wenn - nach einer anderen Formel — der Rechtsbehelf der Partei, die ihn eingelegt hat, im Er-
gebnis einen Vorteil verschaffen kann®. Das Rechtsschutzinteresse muss bis zum Erlass der gericht-
lichen Entscheidung weiter vorliegen, andernfalls ist der Rechtsstreit in der Hauptsache erledigt®.

Im Urteil vom 19. Januar 2010, Co-Frutta/Kommission (T-355/04 und T-446/04, Slg. 2010, 1I-1)'°, hat
das Gericht naher erldutert, wie das Rechtsschutzinteresse zu beurteilen ist, wenn der Rechtssu-
chende im Anschluss an einen Antrag auf Zugang zu Dokumenten der Kommission nacheinander
zwei Klagen erhebt, deren eine auf die Nichtigerklarung der stillschweigenden Entscheidung der
Kommission, mit der der Antrag auf Zugang abgelehnt wurde, und die andere auf die Nichtigerkla-
rung der ausdricklichen, nach der ersten stillschweigenden Entscheidung ergangenen Entschei-
dung der Kommission gerichtet ist.

In diesem Fall hatte die Genossenschaft Co-Frutta, eine Genossenschaft italienischen Rechts von
Bananenreifungsbetrieben, bei der Generaldirektion (GD) Landwirtschaft der Kommission Zugang

& Vgl. Urteil des Gerichts vom 28. September 2004, MCl/Kommission (T-310/00, Slg. 2004, 11-3253, Randnr. 44 und
die dort angefiihrte Rechtsprechung).

°®  Urteil des Gerichtshofs vom 7. Juni 2007, Wunenburger/Kommission (C-362/05 P, Slg. 2007, 1-4333, Randnr. 42).

19 Vgl. auch Urteil vom 10. Dezember 2010, Ryanair/Kommission (T-494/08 bis T-500/08 und T-509/08, noch nicht
veroffentlicht).
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zu Dokumenten der Kommission betreffend die in der Europdischen Gemeinschaft eingetragenen
Bananeneinfiihrer beantragt. Nach Erhalt eines abschldgigen Bescheids des Generaldirektors der
GD Landwirtschaft hatte die Kldgerin einen Zweitantrag an den Generalsekretdr der Kommission
gerichtet, auf den sie mit Ablauf der in der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001"" vorgesehenen Frist
von 15 Tagen einen stillschweigenden Ablehnungsbescheid erhielt. Die Kldgerin zog die Rechtma-
Bigkeit dieser beiden Entscheidungen vor dem Gericht in Zweifel (Gegenstand der Rechtssache
T-355/04).

Zwei Monate spater erlieB der Generalsekretar der Kommission eine ausdriickliche Entscheidung,
mit der er im Wesentlichen seine stillschweigende Entscheidung bestatigte, jedoch Zugang zu nur
einem Teil der angeforderten Dokumente gewahrte. Gegen diese Entscheidung erhob die Kldgerin
eine neue Klage (Gegenstand der Rechtssache T-446/04).

Das Gericht hat insoweit in Bezug auf die in der Rechtssache T-355/04 erhobene Klage die Erle-
digung der Hauptsache festgestellt, da die Klagerin an der Anfechtung der stillschweigenden
Entscheidung aufgrund des Erlasses der von ihr ebenfalls angefochtenen spateren ausdriickli-
chen Entscheidung kein Rechtsschutzinteresse mehr hatte. Durch den Erlass der ausdriicklichen
Entscheidung hatte die Kommission namlich die vorher zustande gekommene stillschweigende
Entscheidung de facto zuriickgenommen. Im Ubrigen kénnte eine etwaige Nichtigerkldrung der
stillschweigenden Entscheidung wegen Formmangels nur zum Erlass einer neuen Entscheidung
fuhren, die inhaltlich mit der ausdriicklichen Entscheidung identisch ist. Zudem kann weder das
Ziel, zu verhindern, dass sich der beanstandete Rechtsverstol3 in Zukunft wiederholt, noch das Ziel,
eine etwaige Schadensersatzklage zu erleichtern, eine Priifung der Klage gegen die stillschwei-
gende Entscheidung rechtfertigen, da sich diese Ziele durch die Prifung der Klage gegen die aus-
driickliche Entscheidung erreichen lassen, die allein zuldssig ist.

Zweitens hat das Gericht im Urteil vom 11. Mai 2010, PC-Ware Information Technologies/Kommissi-
on (T-121/08, noch nicht verodffentlicht), die Rechtsprechung herangezogen, wonach das Rechts-
schutzinteresse zwar insbesondere im Hinblick auf den unmittelbaren Vorteil zu beurteilen ist, den
die Nichtigerklarung der in Rede stehenden Handlung dem Klager verschaffen wiirde, dass dessen
Klage jedoch ebenso zuldssig ist, wenn die beantragte Nichtigerklarung dazu flihren wiirde, dass
verhindert wird, dass sich der behauptete RechtsverstoB in Zukunft wiederholt' Es hat somit die
Klage eines von einem Verfahren der Vergabe eines 6ffentlichen Auftrags ausgeschlossenen Be-
werbers gegen die Entscheidung der Kommission Uiber die Ablehnung seines Angebots fiir zulas-
sig erklart, obwohl der Auftrag zum Teil schon ausgefiihrt worden war. Das Gericht hat entschie-
den, dass bei einer Rahmenvereinbarung wie der in jenem Fall fraglichen fiir die Schaffung einer
einheitlichen Einkaufsstelle fir den Erwerb von Software-Produkten und Lizenzen des Lieferers
Microsoft, die geeignet ist, als Muster fiir die kiinftige Vergabe entsprechender Auftrdge zu dienen,
ein Interesse daran, zu verhindern, dass sich der von der Klagerin behauptete Rechtsverstof3 in
Zukunft wiederholt, zu bejahen ist.

Drittens hat das Gericht im Urteil vom 21. Mai 2010, Frankreich u. a./Kommission (T-425/04,
T-444/04, T-450/04 und T-456/04, noch nicht veroffentlicht, mit Rechtsmittel angefochten), auf die
im Vertrag vorgesehene besondere Situation der Mitgliedstaaten betreffend den Nachweis des

" Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 Uber den Zugang
der Offentlichkeit zu Dokumenten des Europaischen Parlaments, des Rates und der Kommission (ABI. L 145,
S.43).

12 Urteil des Gerichts vom 25. Mdrz 1999, Gencor/Kommission (T-102/96, Slg. 1999, II-753, Randnr. 41).
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Rechtsschutzinteresses hingewiesen, indem es zudem diesen Begriff von dem der anfechtbaren
Handlung unterschieden hat.

So hat das Gericht betont, dass der Vertrag deutlich zwischen dem Klagerecht der Gemeinschafts-
organe und der Mitgliedstaaten einerseits und dem naturlicher und juristischer Personen anderer-
seits unterscheidet, denn den Mitgliedstaaten steht die Befugnis zu, Entscheidungen der Kommis-
sion mit einer Nichtigkeitsklage als unrechtmaBlig anzufechten, ohne dass die Ausiibung dieses
Rechts voraussetzt, dass ein Rechtsschutzinteresse dargetan wird. Ein Mitgliedstaat muss fur die
Zuldssigkeit seiner Klage daher nicht dartun, dass ein von ihm angefochtener Rechtsakt der Kom-
mission ihm gegeniiber rechtliche Wirkungen erzeugt. AuBerdem darf der Begriff des Rechtsschut-
zinteresses nicht mit dem Konzept der anfechtbaren Handlung vermengt werden, nach dem mit
der Nichtigkeitsklage nur Handlungen angefochten werden kdnnen, die potenziell beschwerende
Rechtswirkungen erzeugen sollen, was anhand ihres materiellen Gehalts festzustellen ist. Da in
jenem Fall die angefochtene Entscheidung eine solche anfechtbare Handlung, die verbindliche
Rechtswirkungen erzeugen soll, darstellte, konnte die Franzosische Republik allein in ihrer Eigen-
schaft als Mitgliedstaat eine zuldssige Nichtigkeitsklage erheben, ohne hierzu ein Rechtsschutzin-
teresse dartun zu mussen.

Wettbewerbsregeln fiir Unternehmen
1. Allgemeines
a)  Begriff der Unternehmensvereinigung

Im Urteil vom 26. Oktober 2010, CNOP und CCG/Kommission (T-23/09, noch nicht verdffentlicht), hat
das Gericht die Einstufung als Unternehmensvereinigung im Rahmen von Nachpriifungsentschei-
dungen der Kommission erleichtert. Nach Art. 20 Abs. 4 der Verordnung (EG) Nr. 1/2003" kann
die Kommission bei Unternehmen und Unternehmensvereinigungen alle erforderlichen Nachpri-
fungen vornehmen. In der Rechtssache, in der dieses Urteil ergangen ist, beanstandeten der Con-
seil national de I'Ordre des pharmaciens (CNOP, Nationaler Rat des Apothekerverbands) und der
Conseil central de la section G (CCG) de I'Ordre national des pharmaciens (ONP) (Zentraler Rat der
Sektion G des Nationalen Apothekerverbands), zusammen mit dem ONP Adressaten der angefoch-
tenen Entscheidung, ihre Einstufung als Unternehmensvereinigungen durch die Kommission und
dementsprechend deren Méglichkeit, Nachpriifungen in ihren Geschaftsraumen vorzunehmen.
Das Gericht hat zunachst hervorgehoben, dass der Besonderheit von Nachpriifungsentscheidun-
gen Rechnung zu tragen ist. Insbesondere kann, da diese Entscheidungen zu Beginn einer Unter-
suchung erlassen werden, in diesem Stadium keine Rede davon sein, abschlieBend zu beurteilen,
ob die Handlungen oder Beschliisse der Adressaten oder anderer Einheiten als Vereinbarungen
zwischen Unternehmen, Beschliisse von Unternehmensvereinigungen oder aufeinander abge-
stimmte Verhaltensweisen, die gegen Art. 81 Abs. 1 EG (jetzt Art. 101 Abs. 1T AEUV) verstoBBen, oder
als Verhaltensweisen im Sinne des Art. 82 EG (jetzt Art. 102 AEUV) eingestuft werden kdnnen. In
diesem Stadium geht es namlich nicht darum, konkrete Verhaltensweisen zu beurteilen, da der
Zweck der Nachpriifung gerade darin liegt, Beweise fiir die vermuteten Verhaltensweisen zu sam-
meln. Das Gericht hat sodann darauf hingewiesen, dass nach den Feststellungen der Kommission
der ONP und die Klager Einrichtungen sind, in denen sich Berufsangehorige, die als Unterneh-
men im Sinne des Art. 81 EG eingestuft werden konnen, zusammenschliefen und die sie vertreten.
Die Frage, ob die Klager bei Auslibung ihrer konkreten Befugnisse vom Anwendungsbereich des

3 Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates vom 16. Dezember 2002 zur Durchfiihrung der in den Artikeln 81 [EG]
und 82 [EG] niedergelegten Wettbewerbsregeln (ABI. 2003,L 1, S. 1).
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Art. 81 EG ausgeschlossen sind, ist offensichtlich verfriiht und muss im Rahmen der Endentschei-
dung entschieden werden. Das Gericht ist daher zu dem Ergebnis gelangt, dass die Kommission
beim Erlass der angefochtenen Entscheidung davon ausgehen durfte, dass der ONP und die Klager
Unternehmensvereinigungen im Sinne des Art. 20 Abs. 4 der Verordnung Nr. 1/2003 waren.

b) Definition des Marktes

Im Urteil vom 15. Dezember 2010, CEAHR/Kommission (T-427/08, noch nicht veroffentlicht), konnte
das Gericht die Methode zur Definition des relevanten Marktes bei gegebenen Anschlussmarkten
in Erinnerung rufen. Es hat in diesem Urteil ausgefiihrt, dass die Kommission in der angefochtenen
Entscheidung angegeben hatte, dass der Markt der Ersatzteile fiir die Primarprodukte einer be-
stimmten Marke in zwei Fallgestaltungen nicht einen getrennten erheblichen Markt bilden kdnne:
erstens, wenn sich der Verbraucher an von einem anderen Hersteller gefertigte Ersatzteile halten
konne; zweitens in dem Fall, dass sich der Verbraucher einem anderen Primarprodukt zuwenden
koénne, um einer Preiserhohung auf dem Ersatzteilmarkt auszuweichen. Das Gericht hat insoweit
allerdings prazisiert, dass die Kommission nachweisen muss, dass sich gentigend Verbraucher bei
einer geringen und dauerhaften Erhéhung der Preise fiir die Sekundarprodukte den anderen Pro-
dukten, ob primar oder sekundar, zuwenden wiirden, so dass sich eine solche Erh6hung als nicht
gewinntrachtig erwiese. Fiir einen Nachweis fiir die Zwecke der Definition des relevanten Marktes
reicht es ferner nicht aus, nur das Bestehen einer rein theoretischen Mdglichkeit des Ubergangs
der Verbraucher zu einem anderen Primarprodukt darzutun, da diese Definition auf der Vorstellung
des Bestehens von wirksamem Wettbewerb beruht. Das Gericht ist zu dem Ergebnis gelangt, dass
der Kommission ein offensichtlicher Beurteilungsfehler unterlaufen ist, als sie davon ausging, dass
die Primar- und die Sekundarprodukte in diesem Fall Teil ein und desselben Marktes gewesen sei-
en, ohne auch nur dargetan zu haben, dass eine gemaRigte Preiserhéhung fiir die Produkte eines
Herstellers auf dem Sekundarmarkt zu einer Verlagerung der Nachfrage auf die Produkte anderer
Hersteller auf dem Primarmarkt flihren wirde.

c¢)  Nachprifungen
Begriindungspflicht

Im bereits erwahnten Urteil CNOP und CCG/Kommission hat das Gericht den Umfang der Begriin-
dungspflicht ndher umschrieben, die der Kommission im Rahmen einer Nachpriifungsentschei-
dung obliegt. Es hat zunachst darauf hingewiesen, dass die angefochtene Entscheidung keine
spezifische Argumentation zu den Griinden enthilt, aus denen eine berufsstandische Vereinigung
wie die fragliche und ihre Organe als Unternehmensvereinigungen angesehen werden. Es hat al-
lerdings weiter ausgefihrt, dass die Kommission in dem Verfahrensstadium, in dem die Nachpri-
fungsentscheidungen ergehen, noch nicht Giber genaue Angaben verfligt, die es ihr ermoglichen,
zu prifen, ob die betreffenden Verhaltensweisen oder Handlungen als Entscheidungen von Un-
ternehmen oder Unternehmensvereinigungen im Sinne des Art. 81 EG eingestuft werden kon-
nen. Gerade unter Berlicksichtigung der Besonderheit von Nachpriifungsentscheidungen ist in der
Rechtsprechung zur Begriindungspflicht ausgefiihrt worden, welche Arten von Angaben in einer
Nachprifungsentscheidung enthalten sein missen, damit die Adressaten in diesem Stadium des
Verwaltungsverfahrens ihre Verteidigungsrechte geltend machen kénnen. Der Kommission eine
weiter gehende Begriindungspflicht aufzuerlegen, wiirde dem Vorabcharakter der Nachpriifung
nicht gebiihrend Rechnung tragen. Das Gericht hat daher die Auffassung vertreten, dass die Kom-
mission nicht verpflichtet war, in der angefochtenen Entscheidung tiber die in dieser Entscheidung
enthaltenen Erlauterungen hinaus die spezifische rechtliche Beurteilung darzulegen, auf deren
Grundlage sie die Adressaten als Unternehmensvereinigungen eingestuft hat.

Jahresbericht 2010 123



Gericht Tatigkeit

Beweislast

Im Urteil vom 15. Dezember 2010, E.ON Energie/Kommission (T-141/08, noch nicht veroffentlicht),
hat das Gericht eine Geldbuf3e in Hohe von 38 Millionen Euro bestatigt, die gegen die E.ON Energie
AG festgesetzt worden war, weil diese ein Siegel erbrochen hatte, das die Kommission bei einer
Nachpriifung an einem Geschéftsraum dieses Unternehmens angebracht hatte. Dieser erste Fall
einer Anwendung von Art. 23 Abs. 1 Buchst. e der Verordnung Nr. 1/2003 veranlasste das Gericht,
insbesondere die Frage der Beweislast in einem derartigen Fall zu untersuchen.

Hierzu hat das Gericht auf den Grundsatz verwiesen, wonach hinsichtlich der Beweislast fiir eine
Zuwiderhandlung im Bereich des Wettbewerbsrechts, wenn sich die Kommission auf direkte Be-
weismittel stltzt, die grundsatzlich gentigen, um das Vorliegen einer Zuwiderhandlung darzutun,
der blo3e Hinweis des betroffenen Unternehmens auf die Moglichkeit des Eintritts eines Um-
stands, der den Beweiswert dieser Beweismittel erschiittern kdnnte, nicht dazu fihren kann, dass
die Kommission die Last des Gegenbeweises tragt, dass dieser Umstand den Beweiswert dieser
Beweismittel nicht erschiittern konnte. Vielmehr muss das betroffene Unternehmen, es sei denn,
dies ware ihm wegen des eigenen Verhaltens der Kommission nicht méglich, rechtlich hinreichend
nachweisen, dass zum einen der von ihm angefiihrte Umstand vorliegt und zum anderen dieser
Umstand den Beweiswert der Beweismittel, auf die sich die Kommission stiitzt, in Frage stellt. Im
Ubrigen tragt zwar die Kommission die Beweislast fiir den Siegelbruch, jedoch muss sie nicht auf-
zeigen, dass der versiegelte Raum tatsachlich betreten wurde oder dass darin gelagerte Doku-
mente manipuliert wurden. Jedenfalls — so hier das Gericht — war es Sache der Klagerin, durch
entsprechende MaBnahmen sicherzustellen, dass es zu keiner Einwirkung auf das streitige Siegel
kommt, zumal sie (iber dessen Bedeutung und die Konsequenzen eines Siegelbruchs deutlich be-
lehrt worden war.

Geldbuf3en

In der Rechtssache, in der das vorerwahnte Urteil E.ON Energie/Kommission ergangen ist, machte
die Klagerin auch geltend, dass die GeldbuBe in Hohe von 38 Millionen Euro unverhaltnismaBig
sei. Das Gericht hat in seinem Urteil allerdings darauf hingewiesen, dass die Kommission den Um-
stand berlicksichtigt hat, dass der in Rede stehende Siegelbruch der erste Anwendungsfall von
Art. 23 Abs. 1 Buchst. e der Verordnung Nr. 1/2003 ist, und es hat ausgefiihrt, dass, unabhdngig
von diesem Umstand, erstens die Klagerin (iber umfangreiche kartellrechtliche Sachkunde ver-
fligt, zweitens die Anderung der Verordnung Nr. 1/2003 mehr als drei Jahre vor den Nachpriifun-
gen erfolgt war, drittens die Klagerin Uber die Konsequenzen eines Siegelbruchs informiert war
und viertens einige Wochen vorher in Gebdauden anderer Unternehmen des Konzerns der Kldage-
rin bereits Versiegelungen erfolgt waren. AuBBerdem lasst bereits das blo3e Erbrechen des Siegels
dessen Sicherungswirkung entfallen und reicht daher fiir eine Zuwiderhandlung aus. SchlieB3lich
kann nach Auffassung des Gerichts eine Geldbuf3e von 38 Millionen Euro, die etwa 0,14 % des
Umsatzes der Klagerin entsprach, nicht als gegentiber der Zuwiderhandlung unverhaltnismaBig
angesehen werden in Anbetracht dessen, dass ein Siegelbruch eine besonders schwerwiegende
Zuwiderhandlung ist, und angesichts der GréRe der Klagerin und des Erfordernisses, eine hinrei-
chende Abschreckungswirkung der Geldbuf3e zu gewahrleisten, damit sich der Bruch eines von
der Kommission im Rahmen einer Nachpriifung angebrachten Siegels fiir ein Unternehmen nicht
lohnen kann.

124 Jahresbericht 2010



Tatigkeit Gericht

2. Beitrdge zum Bereich des Art. 81 EG (jetzt Art. 101 AEUV)
a) Fortgesetzte Zuwiderhandlung

Im Urteil vom 19. Mai 2010, IMI u. a./Kommission (T-18/05, noch nicht veroffentlicht), hat sich die
Prifung durch das Gericht insbesondere darauf erstreckt, ob eine ununterbrochene Beteiligung der
Klagerinnen an der Zuwiderhandlung vorlag. Es hat insoweit hervorgehoben, dass, auch wenn der
Zeitraum, der zwischen zwei Ausdrucksformen einer Zuwiderhandlung liegt, ein relevantes Krite-
rium flr den Nachweis der Kontinuitdt einer Zuwiderhandlung ist, die Frage, ob dieser Zeitraum
hinreichend lang ist, um als Unterbrechung der Zuwiderhandlung zu gelten, nicht abstrakt beant-
wortet werden kann, sondern im Zusammenhang mit der Funktionsweise des fraglichen Kartells zu
beurteilen ist. In diesem Fall war der Zeitraum ohne kollusive Kontakte oder Ausdrucksformen der
Klagerinnen um mehr als ein Jahr [anger als die Intervalle, in denen die Mitgliedsunternehmen des
Kartells gewohnlich ihre Willensiibereinstimmung zum Ausdruck brachten. Das Gericht ist zu dem
Ergebnis gelangt, dass die Kommission einen Rechtsfehler begangen hat, indem sie davon ausging,
dass die Klagerinnen wahrend des streitigen Zeitraums ununterbrochen am Kartell teilgenommen
hatten, und es hat den Betrag der gegen die Klagerinnen verhangten Geldbuf3e gedndert, um ihrer
sequenziellen Beteiligung am Kartell Rechnung zu tragen, indem es die Erhéhung des Betrags der
GeldbuBe fiir die Dauer der Zuwiderhandlung von 110 % auf 100 % zurlickgefiihrt hat.

b)  Bemessung der Hohe der Geldbul3e

Die Klagen gegen Entscheidungen der Kommission zur Ahndung der Kartelle ,Industriegarne”, ,In-
stallationsrohre” und ,Spanischer Tabak” gaben dem Gericht Gelegenheit zu Klarstellungen und
Erlduterungen in Bezug auf eine Reihe von bei der Bemessung der Hohe der Geldbul3en zu beriick-
sichtigenden Kriterien.

Ausgangsbetrag

Im Urteil vom 28. April 2010, BST/Kommission (T-452/05, noch nicht veroffentlicht), hat das Gericht
zur tatsachlichen wirtschaftlichen Fahigkeit von Zuwiderhandelnden, den Wettbewerb zu schadi-
gen, ausgefiihrt, dass zwar die vertikale Integration und die Breite der Produktpalette gegebenen-
falls einschlagige Kriterien fiir die Beurteilung des Einflusses sein konnten, den ein Unternehmen
auf den Markt ausliben kann, und fiir diesen Einfluss in Bezug auf die Marktanteile oder den Um-
satz auf dem betreffenden Markt ergdanzende Indizien darstellen kénnen, dass aber in diesem Fall
festzustellen ist, dass die Kldgerin mit ihrem aus der vertikalen Integration der Gibrigen beteiligten
Unternehmen hergeleiteten Vorbringen nicht dargetan hat, dass diese Unternehmen tber beson-
dere und bedeutsame Wettbewerbsvorteile auf dem relevanten Markt verfiigten.

Differenzierte Behandlung

In der Rechtssache Chalkor/Kommission (Urteil vom 19. Mai 2010, T-21/05, noch nicht veroffentlicht,
mit Rechtsmittel angefochten) und in der Rechtssache, in der das bereits erwadhnte Urteil IMI u. a./
Kommission ergangen ist, hatte die Kommission festgestellt, dass eine differenzierte Behandlung
der nur an einem der Teile des Kartells ,Installationsrohre” beteiligten Zuwiderhandelnden und
derjenigen, die auch an einem anderen Teil des Kartells teilgenommen hatten, nicht gerechtfertigt
sei, da die Zusammenarbeit innerhalb dieses zweiten Teils nicht wesentlich enger gewesen sei als
die innerhalb des ersten. Das Gericht hat in seinen Urteilen allerdings die Auffassung vertreten,
dass ein Unternehmen, dessen Verantwortlichkeit in Bezug auf mehrere Teile eines Kartells fest-
gestellt worden ist, in hoherem Mal3e zur Wirksamkeit und zur Schwere dieses Kartells beitragt als
ein Zuwiderhandelnder, der nur an einem Teil desselben Kartells beteiligt ist, und dass es damit
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eine schwerere Zuwiderhandlung begeht. Diese Beurteilung ist notwendigerweise im Stadium der
Festsetzung des spezifischen Ausgangsbetrags vorzunehmen, da die Berlicksichtigung mildernder
Umstande es nur erlaubt, den Grundbetrag der Geldbuf3e nach Mal3gabe der Art und Weise der
Durchfiihrung des Kartells durch den Zuwiderhandelnden anzupassen. Dementsprechend hat das
Gericht den Ausgangsbetrag fiir jede der Kldagerinnen in diesen Rechtssachen um 10 % ermaBigt.

Obergrenze von 10 % des Umsatzes

Im Urteil vom 28. April 2010, Glitermann und Zwicky/Kommission (T-456/05 und T-457/05, noch
nicht veroffentlicht), hat das Gericht darauf hingewiesen, dass die Kommission zumindest in den
Fallen, in denen es keinen Anhaltspunkt dafiir gibt, dass ein Unternehmen seine Geschaftstatig-
keit eingestellt oder seinen Umsatz verfalscht hat, um einer schweren Geldbuf3e zu entgehen, die
Hochstgrenze der GeldbuB3e nach dem letzten Umsatz festsetzen muss, der ein abgeschlossenes
Jahr wirtschaftlicher Tatigkeit widerspiegelt. In diesem Fall hat das Gericht festgestellt, dass ernst
zu nehmende Indizien, wie das Fehlen jeglichen Umsatzes wahrend mehrerer Jahre, das Fehlen
von Arbeitnehmern oder das Fehlen auch jedes konkreten Beweises fiir eine Nutzung ihrer Im-
mobilien oder von Investitionsprojekten zum Zweck ihrer Nutzung, die Vermutung erlauben, dass
die Zwicky & Co. AG keine normale wirtschaftliche Tatigkeit im Sinne der Rechtsprechung mehr
ausgelibt hat. Es hat daher die Auffassung vertreten, dass die Kommission, um die Obergrenze von
10 % des Umsatzes zu bestimmen, die bei der Bemessung der Hohe der Geldbuf3e nach Art. 23
Abs. 2 der Verordnung Nr. 1/2003 nicht lberschritten werden durfte, den letzten sich aus ihren
tatsachlichen wirtschaftlichen Tatigkeiten ergebenden Umsatz der Zwicky & Co. hatte heranziehen
mussen, nicht aber den Umsatz des Unternehmens, von dem die Zwicky & Co. nach der Einstellung
ihrer Tatigkeiten Gbernommen wurde.

Erschwerende Umstande

In der Rechtssache Deltafina/Kommission (Urteil vom 8. September 2010, T-29/05, noch nicht ver-
offentlicht, mit Rechtsmittel angefochten) war die Kommission der Ansicht, die Klagerin habe die
fihrende Rolle in dem Kartell eingenommen, und hatte dementsprechend zum einen den Grund-
betrag der GeldbuBBe wegen erschwerender Umstande um 50 % erhéht und zum anderen unter
Beriicksichtigung dieser Rolle die GeldbuB3e aufgrund der Kooperation um nur 10 % herabgesetzt.
In seinem Urteil hat das Gericht festgestellt, dass die Kommission insoweit rechtsfehlerhaft gehan-
delt hat. Es hat zundchst darauf hingewiesen, dass das fragliche Unternehmen, um als Anfiihrer an-
gesehen zu werden, eine wichtige Antriebskraft fiir das Kartell gewesen sein und eine besondere
und konkrete Verantwortung fiir dessen Funktionieren getragen haben muss. In diesem Fall hat es
ausgefihrt, dass, auch wenn mit den von der Kommission angefiihrten Umstdanden dargetan wird,
dass die Klagerin eine aktive und unmittelbare Rolle im Tabakverarbeiterkartell gespielt hat, sie
jedoch kein ausreichender Nachweis dafiir sind, dass diese Gesellschaft eine solche bedeutende
Antriebskraft fiir dieses Kartell darstellte oder ihre Rolle wichtiger war als die aller anderen spani-
schen Verarbeiter. Das Gericht hat insbesondere hervorgehoben, dass nichts in den Akten darauf
hinweist, dass die Deltafina SpA irgendeine Initiative ergriffen hatte, um dieses Kartell zu errichten
oder spanische Verarbeiter zu einem Beitritt zu bewegen oder im Ubrigen, dass sie die Tatigkeiten
Ubernommen hat, die normalerweise mit der Rolle des Anflihrers eines Kartells verbunden sind,
wie beispielsweise den Vorsitz bei den Treffen oder die Zentralisierung und Verteilung bestimm-
ter Informationen. Daher hat das Gericht in Wahrnehmung seiner Befugnis zu unbeschrankter
Nachprifung die gegen Deltafina festgesetzte GeldbuRBe von 11,88 Millionen Euro auf 6,12 Milli-
onen Euro herabgesetzt.
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¢)  Zurechenbarkeit der Zuwiderhandlung — Gesamtschuldnerische Verurteilung

Im Urteil vom 13. September 2010, Trioplast Industrier/Kommission (T-40/06, noch nicht veroffent-
licht), hat das Gericht die Regeln, die fiir die gesamtschuldnerische Haftung von aufeinanderfol-
genden Muttergesellschaften fiir die Zahlung der gegen ihre Tochtergesellschaft verhdangten Geld-
buBBe gelten, in mehrerlei Hinsicht ndher erlautert.

Es hat zunachst ausgefiihrt, dass der Ansatz, fiir eine Muttergesellschaft denselben Ausgangsbe-
trag anzusetzen wie fiir die unmittelbar am Kartell beteiligte Tochtergesellschaft, ohne diesen Be-
trag bei einer zeitlichen Aufeinanderfolge von mehreren Muttergesellschaften aufzuteilen, fiir sich
genommen nicht als ungeeignet angesehen werden kann. Die Kommission will ndmlich erreichen,
dass fur eine Muttergesellschaft derselbe Ausgangsbetrag angesetzt werden kann, als ware sie
selbst unmittelbar am Kartell beteiligt gewesen, was in Einklang mit dem Ziel der Wettbewerbs-
politik steht.

Das Gericht hat weiter ausgefiihrt, dass im Fall einer Zuwiderhandlung, die von einer Tochterge-
sellschaft begangen worden ist, die wahrend des Zeitraums der Zuwiderhandlung nacheinander
mehreren wirtschaftlichen Einheiten gehort hat, nicht von vornherein angenommen werden kann,
dass es unangemessen ware, dass die flr die Muttergesellschaften festgesetzten Betrage insge-
samt hoher ausfallen als der Betrag oder die Betrage, die fiir diese Tochtergesellschaft insgesamt
festgesetzt worden sind.

Hingegen ist es nach Auffassung des Gerichts nicht rechtens, dass die Kommission nach der an-
gefochtenen Entscheidung bei der Beitreibung der GeldbuB3e bei der einen oder der anderen der
betreffenden juristischen Personen je nach deren Leistungsfahigkeit alle Freiheiten hat. Aufgrund
dieser Wabhlfreiheit hdngt namlich der tatsachlich bei der Klagerin beigetriebene Betrag von den
bei den friiheren Muttergesellschaften beigetriebenen Betrdgen ab und umgekehrt, obwohl die-
se Muttergesellschaften zu keinem Zeitpunkt zusammen eine wirtschaftliche Einheit gebildet
haben und daher nicht gesamtschuldnerisch haften. Ferner darf der tatsachlich von der Klagerin
gezahlte Betrag nach dem Grundsatz der individuellen Zumessung von Strafen und Sanktionen
deren Anteil an der gesamtschuldnerischen Haftung nicht tbersteigen. Dieser Anteil entspricht
dem Verhaltnis des fir die Klagerin festgesetzten Betrags zum Gesamtbetrag, bis zu dessen Hohe
die aufeinanderfolgenden Muttergesellschaften jeweils gesamtschuldnerisch flir die Zahlung der
gegen die Tochtergesellschaft verhdangten GeldbuB3e haften. Das Gericht ist in diesem Fall zu dem
Ergebnis gelangt, dass die Entscheidung nicht mit der Verpflichtung der Kommission vereinbar
ist, es der Klagerin zu ermdglichen, unzweideutig zu erkennen, welchen genauen Betrag sie fir
den Zeitraum, fir den sie zusammen mit ihrer Tochtergesellschaft gesamtschuldnerisch fiir die
Zuwiderhandlung verantwortlich ist, zu zahlen hat. Es hat diese Entscheidung daher teilweise fiir
nichtig erklart und fiir Trioplast Industrier einen Betrag von 2,73 Millionen Euro festgesetzt, der die
Grundlage bildet, auf der die Kommission den Anteil der Kldgerin an der gesamtschuldnerischen
Haftung der aufeinanderfolgenden Muttergesellschaften fiir die Zahlung der gegen ihre Tochter-
gesellschaft verhdangten GeldbuBe zu bestimmen hat.

3. Beitrage zum Bereich des Art. 82 EG (jetzt Art. 102 AEUV)

Im Urteil vom 1. Juli 2010, AstraZeneca/Kommission (T-321/05, noch nicht veréffentlicht, mit Rechts-
mittel angefochten), hat das Gericht Giber die Rechtmafigkeit einer Kommissionsentscheidung be-
funden, in der festgestellt wurde, dass die Klagerin zum einen dadurch gegen Art. 82 EG verstof3en
habe, dass sie gegeniiber den nationalen Patentamtern irrefiihrende Darstellungen abgegeben
habe, und zum anderen dadurch, dass sie Zulassungen fiir ein Arzneimittel, dessen Patent abge-
laufen war, widerrufen habe.
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In Bezug auf den ersten Missbrauch hat das Gericht entschieden, dass die Vorlage irrefiihrender
Informationen bei den 6ffentlichen Behorden, die geeignet sind, einen Irrtum bei diesen herbei-
zufiihren und dementsprechend die Verleihung eines ausschlie3lichen Rechts zu ermdglichen, auf
das das Unternehmen keinen Anspruch hat oder fir das sein Anspruch nur fur einen kiirzeren
Zeitraum besteht, eine Praxis darstellt, die mit dem Leistungswettbewerb unvereinbar ist und den
Wettbewerb in besonderer Weise beschranken kann.

Ob die den offentlichen Behorden tibermittelten Informationen irrefiihrend sind, ist auf der Grund-
lage objektiver Kriterien zu bewerten, wobei der Nachweis vorsatzlichen Verhaltens oder der Bos-
glaubigkeit des Unternehmens in beherrschender Stellung fiir die Feststellung des Missbrauchs ei-
ner beherrschenden Stellung nicht erforderlich ist. Der Umstand, dass der Begriff des Missbrauchs
einer beherrschenden Stellung einen objektiven Inhalt hat und nicht die Schadigungsabsicht um-
fasst, fihrt jedoch nicht zu der Annahme, dass die Absicht, Praktiken anzuwenden, die mit dem
Leistungswettbewerb unvereinbar sind, keinesfalls von Belang ist, und zwar selbst dann nicht,
wenn die Feststellung des Missbrauchs in erster Linie auf der objektiven Feststellung einer materi-
ellen Manifestation des in Rede stehenden Verhaltens beruht.

In Bezug auf den zweiten Missbrauch, also den Widerruf der Zulassung eines Arzneimittels, dessen
Patent ablauft, hat das Gericht die Auffassung vertreten, dass das Vorliegen einer beherrschen-
den Stellung einem Unternehmen in dieser Stellung zwar nicht das Recht entzieht, seine eigenen
Geschéftsinteressen zu wahren, wenn diese gefdhrdet sind, dass dieses aber geregelte Verfahren
nicht so einsetzen darf, dass der Markteintritt von Wettbewerbern verhindert oder erschwert wird,
wenn keine Griinde im Zusammenhang mit der Verteidigung der berechtigten Interessen eines
in einem Leistungswettbewerb stehenden Unternehmens oder eine objektive Rechtfertigung ge-
geben sind. Dass ein Unternehmen, auch ein solches in beherrschender Stellung, eine Strategie
entwickelt, um den Riickgang seiner Verkdufe zu mindern und sich dem Wettbewerb der Generika
stellen zu kdnnen, ist namlich legitim und Teil des normalen Wettbewerbs, solange das geplante
Verhalten nicht von den zu einem Leistungswettbewerb zahlenden Praktiken abweicht.

Nach Ablauf des Zeitraums fiir die ausschlieBliche Verwendung der Daten (iber pharmakologische,
toxikologische und klinische Versuche liefert der berechtigte Schutz einer im Leistungswettbewerb
getétigten Investition keine Grundlage fir ein Verhalten, das die Hersteller von Generika daran
hindern soll, von ihrem Recht Gebrauch zu machen, die fiir die Zwecke des Inverkehrbringens des
Originalerzeugnisses vorgelegten Informationen zu nutzen. Der Umstand, dass die Wettbewerber
des beherrschenden Unternehmens die Zulassung durch andere Verfahren hatten erwerben kon-
nen, reicht nicht aus, einem Verhalten, das im Widerruf der Zulassung besteht, den Missbrauchs-
charakter zu nehmen, da es geeignet ist, die im Wettbewerb stehenden Hersteller von Generika
zumindest vorlibergehend vom Markt zu verdrangen.

Im Urteil vom 9. September 2010, Tomra Systems u. a./Kommission (T-155/06, noch nicht verof-
fentlicht, mit Rechtsmittel angefochten), hat das Gericht die Frage gepriift, ob die Kommission fir
den Nachweis der Verdrangung von Wettbewerbern vom gesamten Markt ermitteln muss, wel-
che Mindestrentabilitat erforderlich ist, um auf dem betroffenen Markt tatig zu sein, und ob sie
anschlielend prifen muss, ob der Teil des Marktes, der nicht gewonnen werden konnte (d. h. der
durch die in Rede stehenden Praktiken gebundene Teil), gro8 genug ist, um fiir Wettbewerber eine
Ausschlusswirkung haben zu konnen. Es hat die Auffassung vertreten, dass die Abschottung eines
erheblichen Teils des Marktes durch ein beherrschendes Unternehmen nicht mit dem Nachweis
gerechtfertigt werden kann, dass der Teil des Marktes, der noch gewonnen werden kann, noch
ausreichend Platz fir eine begrenzte Zahl von Wettbewerbern bietet. Zum einen namlich sollten
die im abgeschotteten Teil des Marktes befindlichen Kunden in grof3tmoglichem MaBe vom Wett-
bewerb profitieren kénnen, und die Wettbewerber sollten auf dem gesamten Markt und nicht nur
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auf einem Teil desselben in Leistungswettbewerb treten. Zum anderen ist es nicht Sache des be-
herrschenden Unternehmens, zu bestimmen, wie viele konkurrenzfahige Wettbewerber um den
Teil der Nachfrage, der noch gewonnen werden kann, konkurrieren dirfen.

4. Beitrage zum Bereich der Kontrolle von Zusammenschliissen
a)  Begriff der anfechtbaren Handlung

In der Rechtssache, in der der Beschluss vom 2. September 2010, Schemaventotto/Kommission
(T-58/09, noch nicht verdffentlicht), ergangen ist, konnte das Gericht ndhere Erlauterungen in
Bezug auf die Anwendung von Art. 21 der Verordnung (EG) Nr. 139/2004'* vornehmen. In dieser
Rechtssache wurde ein geplanter Zusammenschluss zwischen der Abertis Infrastructuras SA und
der Autostrade SpA, den die Kommission zunachst genehmigt hatte, von diesen Gesellschaften
u. a. im Hinblick auf Schwierigkeiten aufgegeben, die durch gesetzgeberische Entwicklungen in
Italien aufgetreten waren. Aufgrund einer vorlaufigen Beurteilung dieser Entwicklungen gelangte
die Kommission zu dem Ergebnis, dass ein Versto3 gegen Art. 21 der Verordnung Nr. 139/2004
vorliege. In Ansehung eines Vorschlags fiir Gesetzesanderungen Gbermittelte die Kommission den
italienischen Behorden am 13. August 2008 gleichwohl ihre Entscheidung, das nach Art. 21 der Ver-
ordnung Nr. 139/2004 eingeleitete Verfahren einzustellen. Mit Schreiben vom 4. September 2008
unterrichtete die Kommission die Klagerin von dieser Entscheidung, dem Gegenstand der Klage
vor dem Gericht.

Das Gericht hat in diesem Beschluss erstens festgestellt, dass die Kommission in diesem Schreiben
nur ihre Entscheidung mitgeteilt hat, das Verfahren in der Sache Abertis/Autostrade betreffend
eventuelle bei der vorlaufigen Priifung festgestellte VerstoB3e nicht weiterzuverfolgen; diese Prii-
fung betrifft nicht die Billigung der neuen nationalen Rechtsvorschriften.

Das Gericht hat zweitens gepriift, ob diese MaBnahme eine anfechtbare Handlung darstellt, d. h.,
ob sie verbindliche Rechtswirkungen erzeugt, die geeignet sind, die Interessen der Kldagerin zu
beeintrachtigen, indem sie ihre Rechtsstellung in qualifizierter Weise verandert. Es hat hierzu aus-
gefiihrt, dass das in Art. 21 Abs. 4 der Verordnung Nr. 139/2004 vorgesehene Verfahren die Kon-
trolle konkreter Zusammenschliisse nach dieser Verordnung durch die Kommission betrifft. Die
Kommission ist also verpflichtet, gegeniiber dem betroffenen Mitgliedstaat eine Entscheidung zu
erlassen, mit der entweder das fragliche Interesse in Anbetracht seiner Vereinbarkeit mit den all-
gemeinen Grundsdtzen und den sonstigen Bestimmungen des Unionsrechts anerkannt wird oder
angesichts seiner Unvereinbarkeit mit diesen Grundsatzen und Bestimmungen nicht anerkannt
wird. Somit war aufgrund der Aufgabe des Zusammenschlussvorhabens die Kommission in diesem
Fall nicht mehr befugt, das nach Art. 21 Abs. 4 dieser Verordnung eingeleitete Verfahren mit einer
Entscheidung liber die Anerkennung eines von den in Rede stehenden nationalen MaBnahmen
geschitzten offentlichen Interesses abzuschlie3en.

Dem steht nicht entgegen, dass das in Art. 21 Abs. 4 der Verordnung Nr. 139/2004 vorgesehene
Verfahren nicht nur eine objektive, sondern auch eine subjektive Funktion hat, namlich den Schutz
der Interessen der betroffenen Unternehmen in Bezug auf den beabsichtigten Zusammenschluss
unter dem Aspekt, die Rechtssicherheit und die in dieser Verordnung vorgesehene Schnelligkeit
des Verfahrens sicherzustellen, da wegen der Aufgabe des Vorhabens die subjektive Funktion hin-
fallig geworden war.

" Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates vom 20. Januar 2004 tiber die Kontrolle von Unternehmenszusammen-
schllssen (ABI. L 24,S.1).
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Die Kommission konnte daher nur die férmliche Entscheidung erlassen, das in Rede stehende Ver-
fahren einzustellen. Da diese Entscheidung keine andere Wirkung hatte, konnte sie keine anfecht-
bare Handlung darstellen.

In der Rechtssache Editions Jacob/Kommission (Urteil vom 13. September 2010, T-279/04, nicht ver-
offentlicht, mit Rechtsmittel angefochten) hatte die Kommission eine Einrede der Unzuldssigkeit
gegen die Klage erhoben, die die Klagerin gegen die Entscheidung gerichtet hatte, unter der Be-
dingung einer WeiterverdauBBerung von Vermogenswerten den Kauf der Vivendi Universal Publi-
shing SA durch die Lagardere SCA zu genehmigen. Die Kommission war namlich der Ansicht, dass
eine friihere Entscheidung, mit der sie beschlossen habe, eine eingehende Priifung des Zusam-
menschlussvorhabens einzuleiten, bewirkt habe, dass der zuvor erfolgte Erwerb von Zielvermo-
genswerten durch die Natexis Banques Populaires SA im Hinblick auf ihre WeiterverauBerung still-
schweigend, aber zwangsldufig als Erwerb einer Beteiligung an einem Unternehmen qualifiziert
worden sei. Die angefochtene Entscheidung sei daher nur eine rein bestatigende Entscheidung.
Das Gericht hat die Auslegung der Kommission zurlickgewiesen und daran erinnert, dass die Ent-
scheidung Uber die Einleitung der Phase der eingehenden Priifung keine mit der Klage anfecht-
bare Handlung ist, sondern eine Vorbereitungsmallnahme, die allein den Zweck hatte, eine Unter-
suchung zur Ermittlung von Kriterien einzuleiten, die es der Kommission ermdglichen sollten, sich
in einer abschlieBenden Entscheidung zur Vereinbarkeit dieses Vorhabens mit dem Gemeinsamen
Markt zu duBBern. Dariiber hinaus hat die Einleitung der Phase der eingehenden Priifung allein den
Zweck, vorab festzustellen, ob ernsthafte Zweifel an der Vereinbarkeit des angemeldeten Vorha-
bens bestehen.

b)  Begriff des Zusammenschlusses

In der Rechtssache Aer Lingus Group/Kommission (Urteil vom 6. Juli 2010, T-411/07, noch nicht ver-
offentlicht) strebte die Klagerin, gestiitzt auf nationale Rechtsvorschriften, die Ausdehnung des
im Unionsrecht definierten Begriffs des Zusammenschlusses auf Falle an, in denen die Beteiligung
eines Unternehmens am Kapital eines anderen Unternehmens als solche in Ermangelung der
Ubernahme der Kontrolle nicht die Méglichkeit verleiht, einen bestimmenden Einfluss auf dessen
Tatigkeit auszuiiben. Die Ryanair Holdings plc hatte ein 6ffentliches Ubernahmeangebot fiir das
gesamte Kapital der Aer Lingus Group plc abgegeben, musste jedoch wegen einer Entscheidung
der Kommission, mit der der Vorgang fiir mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar erklart wur-
de, von ihrem Vorhaben Abstand nehmen. Nach dieser Entscheidung hatte die Aer Lingus Group
jedoch beantragt, die Kommission mdge Ryanair Holdings aufgeben, sich zudem von ihrer bereits
bestehenden Minderheitsbeteiligung am Kapital der Aer Lingus zu trennen. Da die Kommission
diesen Antrag abgelehnt hatte, erhob die Aer Lingus Group Klage gegen diese Entscheidung.

Das Gericht hat in seinem Urteil darauf hingewiesen, dass die Befugnis, die VerauBerung aller von
einem Unternehmen an einem anderen Unternehmen erworbenen Anteile anzuordnen, nur be-
steht, um den Zustand vor dem Vollzug des Zusammenschlusses wiederherzustellen. Wenn die
Kontrolle nicht erworben und der Zusammenschluss daher nicht verwirklicht wurde, ist die Kom-
mission somit nicht befugt, den entsprechenden ,Zusammenschluss” riickgangig zu machen. Das
Gericht hat auch klargestellt, dass allgemein mit der Verordnung Nr. 139/2004 nicht bezweckt wird,
Gesellschaften vor geschaftsbezogenen Meinungsverschiedenheiten mit ihren Anteilseignern zu
bewahren oder jede Unsicherheit hinsichtlich der Billigung wichtiger Entscheidungen durch diese
aufzuheben, da derartige Rechtsstreitigkeiten in die Zustandigkeit der nationalen Gerichte fallen.
Die Annahme, dass die Kommission die Rickgangigmachung einer Minderheitsbeteiligung an
einem im Wettbewerb stehenden Unternehmen allein deshalb anordnen kann, weil sie in einer
Duopolsituation oder wegen einer beeintrachtigten Attraktivitat der Aktien eines der Unterneh-
men, die dieses Duopol bilden, in wirtschaftlicher Hinsicht ein theoretisches Risiko darstellt, wiirde
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ebenso ein Uberschreiten der der Kommission im Hinblick auf die Fusionskontrolle verliehenen
Befugnisse bedeuten.

In der bereits erwdhnten Rechtssache Editions Jacob/Kommission beanstandete die Klagerin die
rechtliche Qualifizierung des Erwerbs von Zielvermdgenswerten durch Natexis Banques Populaires
als Vorgang des Erwerbs einer Beteiligung an einem Unternehmen im Hinblick auf ihre Weiterver-
duBerung, der unter Art. 3 Abs. 5 Buchst. a der Verordnung (EWG) Nr. 4064/89'° falle. Sie machte
geltend, dass dieser Vorgang der sogenannten Ubertragung tatséchlich ein Vorgang des Zusam-
menschlusses im Sinne von Art. 3 Abs. 1 Buchst. b dieser Verordnung gewesen sei, denn er habe
Lagardéere ermdglicht, Gber Natexis Banques Populaires entweder die alleinige oder mit Natexis
Banques Populaires die gemeinsame Kontrolle tiber die Zielvermdgenswerte zu erwerben und so-
mit Uber die Moglichkeit zu verfiigen, einen bestimmenden Einfluss auf die mit diesen Zielvermo-
genswerten verbundene Tatigkeit auszuiiben.

Nach Auffassung des Gerichts ist den Ausfiihrungen zur alleinigen Kontrolle nicht zu folgen. Aus
dem Wortlaut des VerauBerungsvertrags geht namlich hervor, dass Lagardere vor der Entschei-
dung der Kommission, mit der der Zusammenschluss unter Auflagen genehmigt wurde, weder
Uber ein Eigentums- oder Nutzungsrecht an diesen Zielvermdgenswerten noch lGiber Rechte ver-
fugte, die ihr die Moglichkeit verliehen, einen bestimmenden Einfluss auf die Organe der diese
Zielvermogenswerte kontrollierenden Gesellschaften auszuliben. Zur gemeinsamen Kontrolle hat
das Gericht ausgefiihrt, dass selbst bei der Annahme, die Ubertragung der Zielvermdgenswerte
hatte Lagardére erméglicht, vom Abschluss des Ubertragungsvorgangs an gemeinsam mit Na-
texis Banques Populaires einen bestimmenden Einfluss auf die mit diesen Zielvermogenswerten
verbundene Tatigkeit auszutiben, der daraus folgende Vorgang des Zusammenschlusses auf jeden
Fall einen gegeniiber dem von Lagardére angemeldeten Vorgang des Zusammenschlusses geson-
derten Vorgang darstellte. Der Fehler, der der Kommission unterlaufen ist, indem sie die Ubertra-
gung der Zielvermdgenswerte als ,Erwerb einer Beteiligung an einem Unternehmen im Hinblick
auf ihre WeiterverauBBerung’, nicht aber als Erwerb einer alleinigen oder gemeinsamen Kontrolle
qualifizierte, wirkt sich auf die RechtmaBigkeit der Entscheidung, mit der unter der Bedingung
einer WeiterverauBBerung von Vermdgenswerten der Kauf der Vivendi Universal Publishing durch
Lagardeére fiir mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar erklart wurde, nicht aus.

C) Effizienzgewinn — Nachprifbarkeit

Im Urteil vom 6. Juli 2010, Ryanair/Kommission (T-342/07, noch nicht veréffentlicht), hat das Ge-
richt zunachst darauf hingewiesen, dass nach Ansicht der Kommission sowohl aus der Verordnung
Nr. 139/2004 als auch aus den Leitlinien zur Bewertung horizontaler Zusammenschlisse'® hervor-
geht, dass die sich aus einem Zusammenschluss ergebenden Effizienzgewinne seine negativen
Auswirkungen auf die Verbraucher nur dann ausgleichen kdnnen, wenn sie nachweisbar sind, den
Verbrauchern nutzen kdnnen und nicht in einem dhnlichen Ausmal3 durch Mittel realisiert wer-
den kdnnen, die weniger wettbewerbswidrig als der geplante Zusammenschluss sind. In Bezug
auf die erste Voraussetzung hat das Gericht hervorgehoben, dass entgegen den Annahmen der
Kommission in der angefochtenen Entscheidung die Voraussetzung der Nachpriifbarkeit der Effizi-
enzgewinne nicht erfordert, dass der Anmelder Daten, die von einem Dritten unabhdngig gepruft
werden kénnen, oder Unterlagen aus der Zeit vor der Fusion vorlegt, anhand deren der Umfang

> Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 des Rates vom 21. Dezember 1989 (iber die Kontrolle von Unternehmenszusam-
menschlissen (Berichtigung im ABI. 1990, L 257, S. 13).

16 Leitlinien zur Bewertung horizontaler Zusammenschliisse gemaR der Ratsverordnung tber die Kontrolle von
Unternehmenszusammenschliissen (ABI. 2004, C 31, S. 5).
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des Effizienzgewinns bei einer Akquisition objektiv und unabhangig beurteilt werden konnte. Die
Kommission konnte somit die von Ryanair Holdings gemachten Angaben nicht auf dieser Grund-
lage zurlickweisen. Im Geschaftsleben - so das Gericht weiter - ist die rechtzeitige Vorlage solcher
Unterlagen nicht unbedingt moglich, und die von einem Unternehmen zur Einleitung eines o6f-
fentlichen Ubernahmeangebots verwendeten Unterlagen kénnen unabhingig davon, ob sie von
diesem Unternehmen oder seinen Beratern stammen, ihrer Natur nach eine gewisse Relevanz im
Hinblick auf die Untermauerung des Inhalts der Ausfiihrungen zu Effizienzgewinnen haben.

d)  Verpflichtungen
Beauftragter

In der Rechtssache Editions Jacob/Kommission (Urteil vom 13. September 2010, T-452/04, nicht
verdffentlicht, mit Rechtsmittel angefochten) oblag dem Gericht die Uberpriifung der Rechtma-
Bigkeit der Entscheidung Uber die Zulassung der Wendel Investissement SA als Erwerberin der
Vermogenswerte, die gemal3 der Entscheidung der Kommission vom 7. Januar 2004, mit der un-
ter der Bedingung einer Weiterverauf3erung von Vermogenswerten der Kauf der Vivendi Univer-
sal Publishing durch Lagardére genehmigt worden war, verauBBert wurden. Mit einem der geltend
gemachten Klagegriinde wurde gerligt, dass die Zulassung von Wendel Investissement auf der
Grundlage des Berichts eines Beauftragten erfolgt sei, der nicht unabhdngig gewesen sei. Hierzu
hat das Gericht ausgefiihrt, dass zum einen der Beauftragte benannt wurde, als er Mitglied des
Leitungsorgans der Gesellschaft war, die Inhaberin der Zielvermdgenswerte war, und er zum ande-
ren seine Aufgaben und die eines Vorstandsmitglieds dieser Gesellschaft als Inhaberin der Zielver-
mogenswerte tatsachlich gleichzeitig ausiibte. Daher befand er sich in einem Abhangigkeitsver-
haltnis gegeniiber dieser Gesellschaft, das geeignet war, Zweifel an der Neutralitdt aufkommen zu
lassen, die er bei der Wahrnehmung seiner Aufgabe als Beauftragter zu erkennen geben musste.
Da dieser den Bericht zur Bewertung der Bewerbung von Wendel Investissement um den Erwerb
der weiterzuverauflernden Vermdgenswerte ausgearbeitet hatte, der auf die von der Kommission
erlassene Zulassungsentscheidung entscheidenden Einfluss ausiibte, hat das Gericht befunden,
dass die festgestellte Rechtswidrigkeit die Nichtigerklarung der Entscheidung tiber die Zulassung
von Wendel Investissement als Erwerber rechtfertigt.

Staatliche Beihilfen

Mit 50 erledigten Rechtssachen hatten die Rechtsstreitigkeiten liber staatliche Beihilfen im Jahr
2010 einen erheblichen Anteil an der Tatigkeit des Gerichts. Hier kann nur ein Uberblick tiber diese
Entscheidungen in Bezug auf erstens Fragen der Zulassigkeit, zweitens Fragen der Begriindetheit
und drittens Verfahrensfragen gegeben werden.

1. Zulassigkeit

In der Rechtsprechung dieses Jahres wurde u. a. die Beurteilung des Rechtsschutzinteresses bei
Klagen auf Anfechtung einer Entscheidung der Kommission, mit der eine Beihilfe fiir mit dem Ge-
meinsamen Markt vereinbar erklart wird, naher erlautert.

In einem ersten Fall beantragte in der Rechtssache TF1/Kommission (Urteil vom 13. September
2010, T-193/06, noch nicht verdffentlicht) die Klagerin die Nichtigerklarung einer Kommissionsent-
scheidung Gber MalBnahmen zur Férderung der Filmwirtschaft und des audiovisuellen Sektors in
Frankreich, mit der die Kommission entschieden hatte, nach Abschluss der Vorpriifungsphase im
Sinne von Art. 88 Abs. 3 EG keine Einwdnde gegen die in Rede stehenden MalRnahmen zu erheben.
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Mit dem Vorbringen, dass die angefochtene Entscheidung férmlich an die Franzdsische Republik
gerichtet sei, bestritt die Kommission die Zuldssigkeit der von der Klagerin erhobenen Klage und
gelangte zu dem Schluss, dass die Klagerin von dieser Entscheidung nicht individuell betroffen sei.

Das Gericht hat darauf hingewiesen, dass die Vorpriifungsphase nur dazu dient, der Kommissi-
on eine erste Meinungsbildung Uber die teilweise oder vollige Vereinbarkeit der Beihilfe mit dem
Gemeinsamen Markt zu ermoglichen. Nur in der Priifungsphase gemal3 Art. 88 Abs. 2 EG ist die
Kommission verpflichtet, den Beteiligten Gelegenheit zur Auerung zu geben. Stellt die Kommis-
sion, ohne das formliche Priifverfahren einzuleiten, fest, dass die Beihilfe mit dem Gemeinsamen
Markt vereinbar ist, ist folglich eine Klage der Personen, denen diese Verfahrensgarantien zugu-
tekommen, insbesondere der mit den Empfangern der Beihilfe konkurrierenden Unternehmen,
die auf den Schutz ihrer Verfahrensrechte gerichtet ist, zuldssig. Stellt der Kldager dagegen die Be-
griindetheit der Entscheidung uber die Beihilfe als solche in Frage, kann der Umstand, dass er als
Beteiligter im Sinne von Art. 88 Abs. 2 EG betrachtet werden kdnnte, nicht fiir die Annahme der
Zulassigkeit der Klage gentigen.

In diesem Fall hat das Gericht zundchst das Wesen der von der Kldagerin geltend gemachten Kla-
gegriinde geprift, bevor es zu dem Ergebnis gelangt ist, dass keiner dieser Nichtigkeitsgriinde
auf die Feststellung des Vorliegens ernster Schwierigkeiten gerichtet war, die durch die in Rede
stehenden UnterstiitzungsmaBBnahmen im Hinblick auf ihre Einstufung als staatliche Beihilfe oder
ihre Vereinbarkeit mit dem Gemeinsamen Markt aufgeworfen worden waren und die die Kommis-
sion verpflichtet hatten, das formliche Verfahren zu eréffnen. Die Kldgerin beanstandete weder die
Weigerung der Kommission, das formliche Priifverfahren im Sinne von Art. 88 Abs. 2 EG zu eroff-
nen, noch rigte sie eine Verletzung der sich aus dieser Bestimmung ergebenden Verfahrensrechte,
sondern begehrte ausschlieBlich die Nichtigerklarung der Entscheidung in der Sache, wie sie in
Beantwortung einer Frage des Gerichts in der miindlichen Verhandlung bestétigt hat.

Unter diesen Umstanden war die Klage somit nicht auf den Schutz der Verfahrensrechte der Kla-
gerin gerichtet, die daher dartun musste, dass sie eine besondere Stellung im Sinne der Recht-
sprechung aufgrund des Urteils des Gerichtshofs Plaumann/Kommission'” einnahm, insbesondere
weil ihre Marktstellung durch die MalBnahmen, die Gegenstand der Entscheidung sind, spirbar
beeintrachtigt wurde, wobei die Beeintrachtigung ihrer Wettbewerbsstellung im Vergleich mit
den durch die in Rede stehenden BeihilfemaRnahmen Beglinstigten, also den Wirtschaftsteilneh-
mern, zu priifen war, die eine Produktionstatigkeit im Film- und audiovisuellen Sektor entfalten.
Da in diesem Fall von allen Mitbewerbern der gleiche Prozentsatz — in Anwendung auf ihren Um-
satz — an verpflichtenden Investitionen aufzuwenden war, konnte der Umstand, dass die Investi-
tionsverpflichtungen der Kldagerin unter Berlicksichtigung ihres erhdhten Umsatzes die Ausgaben
der Uibrigen Wettbewerber (berstiegen, keine besondere Stellung der Kldagerin begriinden und
individualisierte sie mithin nicht im Sinne des Urteils Plaumann/Kommission in dhnlicher Weise wie
einen Adressaten.

In einem zweiten Fall hat das Gericht im Urteil vom 13. September 2010, Griechenland u. a./Kom-
mission (T-415/05, T-416/05 und T-423/05, noch nicht veréffentlicht), ausgefiihrt, dass, solange
den Klagerinnen, auch nach Eréffnung eines Liquidationsverfahrens gegen sie, ein Interesse an
der Beantragung der Nichtigerklarung der angefochtenen Entscheidung zugestanden wurde, fir
die Streithelferin ein entsprechendes Interesse an der Zulassung als Streithelferin zur Unterstiit-
zung der Kommission bestand, um die RechtmaBigkeit dieser Entscheidung zu verteidigen, und
sei es auch nur zu dem Zweck, unter Berufung auf die rechtswidrige Gewdhrung ihr zum Nachteil

7 Urteil vom 15. Juli 1963, Plaumann/Kommission (25/62, Slg. 1963, 213).

Jahresbericht 2010 133



Gericht Tatigkeit

gereichender Beihilfen Schadensersatzanspriiche geltend zu machen, in deren Folge eventuell Kla-
ge erhoben wird.

In einem dritten und letzten Fall hat das Gericht im Urteil vom 16. Dezember 2010, Niederlande
und NOS/Kommission (T-231/06 und T-237/06, noch nicht verdffentlicht), darauf hingewiesen, dass
das Verwaltungsverfahren in Beihilfesachen nur gegen den betroffenen Mitgliedstaat eingeleitet
wird. Die durch Beihilfen beglinstigten Unternehmen gelten in diesem Verfahren nur als Beteiligte.
Daraus folgt, dass die Beteiligten einen Anspruch auf Wahrung der Verteidigungsrechte, wie er
denjenigen zusteht, gegen die ein Verfahren eingeleitet worden ist, keineswegs geltend machen
konnen und lediglich tiber das Recht verfiigen, am Verwaltungsverfahren unter Berlicksichtigung
der Umstdnde des Einzelfalls angemessen beteiligt zu werden.

2. Grundregeln

a) Individuelle Beihilfe, die aufgrund einer von der Kommission zuvor genehmigten
allgemeinen Beihilferegelung gewahrt wurde

Im Urteil vom 3. Marz 2010, Freistaat Sachsen u. a./Kommission (T-102/07 und T-120/07, noch nicht
veroffentlicht), hat das Gericht festgestellt, dass die Kommission, wenn sie es mit einer individuel-
len Beihilfe zu tun hat, von der behauptet wird, sie sei aufgrund einer zuvor genehmigten Rege-
lung gewahrt worden, diese Gewdhrung nicht ohne Weiteres unmittelbar am EG-Vertrag messen
kann. Sie darf zunachst — bevor sie ein Verfahren eréffnet — nur prifen, ob die Beihilfe durch die
allgemeine Regelung gedeckt ist und die in der Entscheidung liber die Genehmigung dieser Re-
gelung gestellten Bedingungen erfiillt. Andernfalls kénnte die Kommission bei der Uberpriifung
jeder individuellen Beihilfe ihre Entscheidung liber die Genehmigung der Beihilferegelung, die be-
reits eine Prifung anhand von Art. 87 EG voraussetzt, riickgangig machen. Eine Beihilfe, die eine
strikte und vorhersehbare Umsetzung der Bedingungen darstellt, die in der Entscheidung Uber die
Genehmigung der allgemeinen Regelung festgelegt sind, ist daher als bestehende Beihilfe anzuse-
hen, die weder der Kommission mitzuteilen noch anhand des Art. 87 EG zu priifen ist.

Das Gericht hat weiter erldutert, dass eine Entscheidung der Kommission Uber die Vereinbar-
keit einer Beihilfe mit der betreffenden Regelung zu ihrer Pflicht gehort, fiir die Anwendung der
Art. 87 EG und 88 EG Sorge zu tragen. Daher (berschreitet die Kommission mit der Priifung, ob
eine Beihilfe mit dieser Regelung vereinbar ist, nicht ihre Kompetenzen. Folglich kann die Beur-
teilung der Kommission nicht durch die Beurteilung der nationalen Behérden, die die Beihilfe ge-
wahrt haben, beschrankt werden.

b)  Gewahrung eines wirtschaftlichen Vorteils

Im Urteil vom 21. Mai 2010, Frankreich u. a./Kommission (T-425/04, T-444/04, T-450/04 und T-456/04,
noch nicht veroffentlicht), hat das Gericht die Auffassung vertreten, dass von innerstaatlichen
Stellen abgegebene offentliche Erklarungen ein Unternehmen erheblich begiinstigen, da diese
es ihm ermdglichen, das Vertrauen der Finanzmarkte zurlickzugewinnen. Durch sie ist es fiir das
Unternehmen auch leichter und kostengtinstiger, Zugang zu neuen Krediten zu erhalten, die es
zur Refinanzierung seiner kurzfristig falligen Verbindlichkeiten benétigt, und sie tragen im Ergeb-
nis zur Stabilisierung der finanziellen Lage des Unternehmens bei. Diese Erklarungen beeinflussen
die Reaktion der Ratingagenturen entscheidend. Jede positive Beeinflussung der Bewertung eines
Unternehmens, sei es auch nur durch 6ffentliche Erklarungen, die geeignet ist, Vertrauen der Inves-
toren herzustellen oder zu starken, schlagt sich jedoch unmittelbar in der Hohe der Kosten nieder,
die dieses Unternehmen fiir die Refinanzierung auf den Kapitalmarkten aufwenden muss.
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Das Gericht hat ferner erlautert, dass das Erfordernis eines Zusammenhangs zwischen dem fest-
gestellten Vorteil und der Bindung staatlicher Mittel grundsatzlich voraussetzt, dass der Vorteil
eng mit einer entsprechenden, vom Staatshaushalt zu tragenden Last oder mit der Entstehung
eines hinreichend konkreten wirtschaftlichen Risikos fiir den Staatshaushalt aufgrund rechtsver-
bindlicher Verpflichtungen, die der Staat eingeht, verbunden ist. Erklarungen kénnen nur dann
einer staatlichen Garantie gleichgesetzt oder dahin ausgelegt werden, dass sie eine unwiderruf-
liche Verpflichtung enthalten, einen bestimmten finanziellen Beitrag, wie etwa eine Riickzahlung
kurzfristiger Verbindlichkeiten, zu erbringen, wenn sie eine konkrete, unbedingte und unwiderruf-
liche Bindung offentlicher Mittel enthalten und in diesen Erklarungen entweder die genauen zu
investierenden Betrdge oder die konkreten zu garantierenden Verbindlichkeiten oder zumindest
ein vorgegebener finanzieller Rahmen, etwa eine Kreditlinie in bestimmter Hohe, sowie die Be-
dingungen ausdriicklich angegeben werden, unter denen der vorgesehene Beitrag gewdhrt wird.
Der bloBe Umstand, dass ein Mitgliedstaat von seinem besonderen Ruf auf den Finanzmarkten
Gebrauch macht, reicht nicht aus, um darzutun, dass seine Mittel einem solchen Risiko ausgesetzt
waren, dass darin eine Ubertragung staatlicher Mittel im Sinne von Art. 87 Abs. 1 EG liegt, die mit
dem Vorteil aus den abgegebenen Erklarungen hinlanglich zusammenhinge.

Im Urteil vom 15. Juni 2010, Mediaset/Kommission (T-177/07, noch nicht veroffentlicht, mit Rechts-
mittel angefochten), hat das Gericht in Erinnerung gerufen, dass die Rechtsprechung anerkannt
hat, dass ein unmittelbarer Vorteil fiir bestimmte natiirliche oder juristische Personen, bei denen es
sich nicht um Unternehmen handeln muss, fiir andere natirliche oder juristische Personen, die Un-
ternehmen sind, einen mittelbaren Vorteil und damit eine staatliche Beihilfe darstellen kann. Daher
ist die These, ein an Verbraucher gezahlter Zuschuss kdnne nicht als staatliche Beihilfe zugunsten
der Marktteilnehmer angesehen werden, die die Gebrauchsgiiter und Dienstleistungen anbéten,
zurlickzuweisen.

C) Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse

Im Urteil vom 1. Juli 2010, M6 und TF1/Kommission (T-568/08 und T-573/08, noch nicht veroffent-
licht, mit Rechtsmittel angefochten), hat das Gericht die Auffassung vertreten, dass der Stand-
punkt, dass die Einhaltung des vierten der in den Randnrn. 88 bis 93 des Urteils des Gerichtshofs
vom 24. Juli 2003, Altmark Trans und Regierungsprdsidium Magdeburg'®, aufgestellten Kriterien vo-
raussetze, dass die nach Art. 86 Abs. 2 EG vorgesehene Ausnahme zur Anwendung komme, auf
einer Verwechslung zwischen den Voraussetzungen fir die Einstufung einer staatlichen Beihilfe
im Sinne von Art. 87 Abs. 1 EG und denen fir die Beurteilung der Vereinbarkeit einer Beihilfe nach
Art. 86 Abs. 2 EG beruht. Die Kriterien des erwahnten Urteils Altmark Trans und Regierungsprdsidi-
um Magdeburg sollen einzig und allein die Qualifizierung der fraglichen MaBnahme als staatliche
Beihilfe im Hinblick auf die Feststellung ermdéglichen, ob im Fall einer neuen Beihilfe eine Verpflich-
tung zur Anmeldung bei der Kommission und bei einer bestehenden Beihilfe eine Verpflichtung
zur Zusammenarbeit mit diesem Organ besteht.

Das Gericht hat auBBerdem festgestellt, dass die Frage, ob ein mit einer den Rundfunk betreffen-
den Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse betrautes Unternehmen seinen
offentlich-rechtlichen Auftrag zu geringeren Kosten erfiillen konnte, flr die Beurteilung der Verein-
barkeit der staatlichen Finanzierung dieses Dienstes mit den Gemeinschaftsregeln tber staatliche
Beihilfen unerheblich ist. Art. 86 Abs. 2 EG hat zum Ziel, durch die Priifung der VerhaltnismaBigkeit
der Beihilfe zu verhindern, dass dem mit der Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem

8 C-280/00 (Slg. 2003, I-7747).
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Interesse betrauten Betreiber eine liber die Nettokosten der 6ffentlichen Dienstleistung hinausge-
hende Finanzierung gewdhrt wird.

Im bereits erwdhnten Urteil Niederlande und NOS/Kommission hat das Gericht darauf hingewiesen,
dass die Mitgliedstaaten bei der Festlegung dessen, was sie als Dienstleistungen von allgemeinem
wirtschaftlichem Interesse ansehen, liber ein weites Ermessen verfligen. Daher kann die Bestim-
mung dieser Dienstleistungen durch einen Mitgliedstaat von der Kommission nur bei offenkundi-
gen Fehlern in Frage gestellt werden. Was die Definition des &ffentlich-rechtlichen Sendeauftrags
fur Rundfunkanstalten anbelangt, ist es danach zwar richtig, dass die Kommission weder dariiber
zu entscheiden hat, ob ein Programm als Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Inte-
resse angeboten wird, noch Art und Qualitdt eines bestimmten Produkts in Frage zu stellen hat,
dass sie aber als Hiiterin des Vertrags im Fall eines offensichtlichen Fehlers eingreifen kann.

d)  Kriterium des marktwirtschaftlich handelnden privaten Kapitalgebers

Im Urteil vom 3. Madrz 2010, Bundesverband deutscher Banken/Kommission (T-163/05, noch nicht
veroffentlicht), hat das Gericht das Vorbringen zurlickgewiesen, dass bei der gedanklichen Nach-
prifung, ob ein Geschaft unter normalen marktwirtschaftlichen Bedingungen abgewickelt wor-
den ist, allein auf den Kapitalgeber oder das von der Anlage begiinstigte Unternehmen abgestellt
werden muss, da fur die Marktwirtschaft gerade die Interaktion der verschiedenen Wirtschaftsteil-
nehmer kennzeichnend ist. Somit kann die Kommission priifen, ob ein Unternehmen bei anderen
Investoren Kapital hatte aufnehmen kdnnen, das fir sie die gleichen Vorteile bote, und gegebe-
nenfalls zu welchen Bedingungen. Ferner sind bei dieser Nachpriifung auch nicht die Zwange vol-
lig auBBer Acht zu lassen, die sich aus der Natur des Gibertragenen Vermdgens ergeben.

Im Ubrigen hat das Gericht festgestellt, dass der Umstand, dass einer der Aspekte der Transaktion
zu einer Erhohung des vom Kapitalgeber eingegangen Risikos flihrt, einen Vergiitungsaufschlag
nur dann rechtfertigt, wenn er fiir die Bank mit einem Vorteil verbunden ist oder die Bank das an-
gebotene Kapital nicht zurlickweisen kann. Folgt dagegen die Erhéhung des Risikos des Kapital-
gebers aus einer Entscheidung, die er aus ihm eigenen Griinden getroffen hat, unbeeinflusst von
den Wiinschen und Bediirfnissen der Bank, wird diese sich weigern, einen Vergiitungsaufschlag zu
zahlen, und das Kapital bei anderen Investoren aufnehmen.

Im oben erwdhnten Urteil Griechenland u. a./Kommission hat das Gericht zundchst darauf hinge-
wiesen, dass aus Art. 87 Abs. 1 EG folgt, dass der Beihilfebegriff ein objektiver Begriff ist, der sich
nur danach bestimmt, ob eine staatliche MaBnahme dem beglinstigten Unternehmen einen wirt-
schaftlichen Vorteil verschafft, den es unter normalen Marktbedingungen nicht erhalten hatte, und
hat anschlieBend entschieden, dass der Umstand, dass die MaBnahme fiir die Behdrden oder das
offentliche Unternehmen, die die Beihilfe gewahren, sinnvoll ist, nicht von der Verpflichtung be-
freit, das Kriterium des privaten Kapitalgebers anzuwenden.

e)  Verpflichtung zur Riickforderung der Beihilfe

Im vorgenannten Urteil Griechenland u. a./Kommission hat das Gericht die Frage der Riickforderung
der Beihilfe im Fall einer wirtschaftlichen Kontinuitat zwischen zwei Unternehmen gepriift. Besteht
eine solche Kontinuitat, kann das neue Unternehmen als der tatsachliche Begiinstigte der Beihilfen
angesehen werden, die der betreffenden Sparte zugutegekommen sind und die dem friiheren
Unternehmen gewdhrt worden waren, bevor diese Tatigkeiten durch das neue Unternehmen Uiber-
nommen wurden. Dagegen kénnten bei fehlender wirtschaftlicher Einheit zwischen den beiden
Unternehmen nach der Spaltung die Beihilfen, die dem friiheren Unternehmen nach der Spaltung
gewahrt worden sind, nicht allein aus dem Grund bei dem neuen Unternehmen beigetrieben
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werden, dass dieses daraus einen indirekten Vorteil ziehen wiirde. Dieser Umstand allein erlaubt
es namlich nicht, das neue Unternehmen als den tatsdachlichen Beglinstigten der dem friiheren
Unternehmen gewdhrten Beihilfen anzusehen.

Was die Aufteilung der Riickzahlungsverpflichtung zwischen den Empfangern einer Beihilfe be-
trifft, hat das Gericht festgestellt, dass die Kommission nicht verpflichtet ist, in einer Entscheidung,
mit der die Unvereinbarkeit einer Beihilfe festgestellt und ihre Riickforderung angeordnet wird,
naher auszufiihren, in welchem Mal3e jedem einzelnen Empfangerunternehmen der Betrag der
fraglichen Beihilfe zugutegekommen ist. Es ist Aufgabe des betreffenden Mitgliedstaats in Zusam-
menarbeit mit der Kommission gemaB Art. 10 EG, den Betrag zu ermitteln, der von jedem dieser
Unternehmen bei der Riickforderung der Beihilfe zuriickzuzahlen ist.

AuBerdem sind die Kriterien der Rechtsprechung fiir die Feststellung des durch eine Beihilfe tat-
sachlichen Beglinstigten objektiver Natur. Das Vorliegen einer wirtschaftlichen Kontinuitadt kann
auf der Grundlage verschiedener objektiver Merkmale ermittelt werden, wie der fehlenden Zah-
lung eines den Marktbedingungen entsprechenden Preises fiir die Gibertragenen Aktiva oder des
objektiven Umstands, dass mit der Ubertragung die Pflicht zur Riickerstattung der streitigen Bei-
hilfe umgangen wird.

Es ist nicht moglich, aufgrund der Feststellung einer wirtschaftlichen Kontinuitat zwischen zwei
Unternehmen anzunehmen, dass im Hinblick auf die nach der Spaltung anhaltenden wirtschaftli-
chen Probleme dieser beiden Gesellschaften die neuen, das neue Unternehmen beglinstigenden
MafBnahmen, die in der angefochtenen Entscheidung untersucht wurden, die logische Fortsetzung
der fritheren Beihilfen darstellen und folglich auch zur Kategorie der staatlichen Beihilfen gehoren.
Es ist auf alle Falle Sache des Unionsrichters, zu prifen, ob diese MaBnahmen unter Berlicksich-
tigung der relevanten Merkmale verniinftigerweise von den vorausgehenden Beihilfen getrennt
werden kénnen.

3. Verfahrensvorschriften
a) Formliches Prufverfahren

Im Urteil vom 3. Marz 2010, Bundesverband deutscher Banken/Kommission (T-36/06, noch nicht ver-
offentlicht), hat das Gericht ausgefiihrt, dass die Frage, ob die Kommission das Kriterium des priva-
ten Kapitalgebers fehlerhaft angewandst hat, sich nicht mit der Frage deckt, ob ernsthafte Schwie-
rigkeiten vorliegen, die die Er6ffnung des formlichen Prifverfahrens erforderlich machen. Dass die
Kommission auf einige vom Klager in einer parallelen Rechtssache erhobene Riigen nicht einge-
gangen ist, heit im Ubrigen nicht, dass sie sich nicht auf der Grundlage der ihr zur Verfiigung
stehenden Informationen zu der fraglichen MaBnahme duf3ern konnte und deshalb das férmliche
Priifverfahren er6ffnen musste, um ihre Untersuchung zu Ende zu flihren. Hat die Kommission das
formliche Priifverfahren in Bezug auf dhnliche Transaktionen eroffnet und wurde dabei die Be-
deutung bestimmter Merkmale erdrtert, die allen Transaktionen gemeinsam sind, ist davon aus-
zugehen, dass die Kommission {iber die Informationen verfiigt, die sie in die Lage versetzen, die
Erheblichkeit dieser Merkmale zu beurteilen.

b)  Begriindungspflicht
Im bereits erwahnten Urteil Freistaat Sachsen u. a./Kommission hat das Gericht eine Entscheidung
der Kommission, in der das Vorliegen einer mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbaren staatli-

chen Beihilfe festgestellt wurde, ohne dass in ihr bei der Berechnung der Hohe der Beihilfe fiir ein
Unternehmen in Schwierigkeiten irgendein Hinweis auf die Praxis der Finanzmarkte hinsichtlich
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der Kumulierung von Risiken (Unternehmen in Schwierigkeiten, Mangel an Sicherheiten usw.) ge-
geben wurde, wegen unzureichender Begriindung fir nichtig erklart, da nicht klar wurde, wie die
von der Kommission festgesetzten Aufschlage mit der jeweiligen Situation der betroffenen Unter-
nehmen zusammenhingen, und es zumindest den Anschein hatte, als waren die Aufschldage nach
dem Zufallsprinzip festgesetzt worden, wahrend die Mitteilung der Kommission ber die Methode
zur Festsetzung der Referenz- und Abzinsungssatze'® keine Aussage zu dieser Kumulierung von
Risiken enthalt. Die Kommission hatte die Anwendung der Risikopramien sowie deren Hohe an-
hand einer Analyse der Marktpraxis erldutern mussen, damit die betroffenen Unternehmen die
Angemessenheit der festgesetzten Aufschldage hatten in Frage stellen und das Gericht ihre Recht-
maBigkeit hatte kontrollieren kdnnen.

AuBerdem hat das Gericht im bereits erwdhnten Urteil Mediaset/Kommission ndher erlautert, dass
die Begriindungspflicht bei der Einstufung einer MalBnahme als Beihilfe die Angabe der Griinde
erfordert, aus denen die Kommission der Ansicht ist, dass die streitige Malinahme von Art. 87
Abs. 1 EG erfasst wird. Was das Vorliegen einer Wettbewerbsverzerrung auf dem Gemeinsamen
Markt betrifft, muss die Kommission zwar in der Begriindung ihrer Entscheidung zumindest die
Umstande auffiihren, unter denen eine Beihilfe gewdhrt worden ist, wenn sie den Nachweis er-
moglichen, dass die Beihilfe geeignet ist, den Handel zwischen Mitgliedstaaten zu beeintrachtigen
und den Wettbewerb aktuell oder potenziell zu verfdlschen, doch braucht sie nicht die tatsachli-
che Situation auf den betroffenen Markten, den Marktanteil der durch die Beihilfe begiinstigten
Unternehmen, die Stellung der konkurrierenden Unternehmen und die Handelsstrome zwischen
Mitgliedstaaten wirtschaftlich zu analysieren. Ferner ist sie bei rechtswidrig gewahrten Beihilfen
nicht verpflichtet, die tatsachlichen Auswirkungen darzutun, die diese Beihilfen auf den Wettbe-
werb und den Handel zwischen Mitgliedstaaten gehabt haben. Ware dies der Fall, wiirde ein sol-
ches Erfordernis darauf hinauslaufen, dass die Mitgliedstaaten, die rechtswidrige Beihilfen zahlen,
zulasten derjenigen Staaten begiinstigt wiirden, die die Beihilfen in der Planungsphase anmel-
den. Insbesondere genligt es, wenn die Kommission dartut, dass die streitige Beihilfe den Handel
zwischen den Mitgliedstaaten beeintrachtigt und den Wettbewerb verfélscht oder zu verfalschen
droht, ohne dass es erforderlich ware, den fraglichen Markt abzugrenzen.

Gemeinschaftsmarke

Die Entscheidungen betreffend die Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 40/94?° und der Ver-
ordnung (EG) Nr. 207/2009%" machten auch im Jahr 2010 einen bedeutenden Anteil der vom
Gericht erledigten Rechtssachen aus (180 Rechtssachen, d. h. 34 % aller im Jahr 2010 erledigten
Rechtssachen).

1. Absolute Eintragungshindernisse

Art. 7 Abs. 1 Buchst. b der Verordnungen Nrn. 40/94 und 207/2009 verbietet die Eintragung von
Zeichen, die keine Unterscheidungskraft haben, wobei diese Unterscheidungskraft im Hinblick auf
die Waren oder Dienstleistungen, fiir die sie angemeldet worden ist, und im Hinblick auf die An-
schauung der ma3geblichen Verkehrskreise zu beurteilen ist.

¥ Mitteilung 97/C 273/03 der Kommission lber die Methode der Festsetzung der Referenz- und Abzinsungssatze
(ABI. 1997, C 273, S. 3).

20 Verordnung (EG) Nr. 40/94 des Rates vom 20. Dezember 1993 Uiber die Gemeinschaftsmarke (ABI. 1994, L 11,
S.1).

2 Verordnung (EG) Nr. 207/2009 des Rates vom 26. Februar 2009 tiber die Gemeinschaftsmarke (ABI. L 78, S. 1),
durch die die Verordnung Nr. 40/94 ersetzt wurde.
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Im Urteil vom 15. Juni 2010, X Technology Swiss/HABM (Orange Einfdrbung des Zehenbereichs einer
Socke) (T-547/08, noch nicht veroffentlicht, mit Rechtsmittel angefochten), hat das Gericht die
Klage abgewiesen, die gegen eine Entscheidung des Harmonisierungsamts fiir den Binnenmarkt
(Marken, Muster und Modelle) (HABM) gerichtet war, wonach eine kappenartige Einfarbung in
Orange des Bereichs der Zehenspitzen von Strumpfwaren fiir den Durchschnittsverbraucher ein
Zeichen ohne Unterscheidungskraft sei. Das Gericht hat erstens entschieden, dass es keinen Fehler
der Beschwerdekammer darstellte, dass sie die Rechtsprechung zu dreidimensionalen Marken auf
die von der Klagerin als ,Positionsmarke” eingestufte Anmeldemarke anwandte. Das Gericht hat
namlich naher erlautert, dass die Einstufung einer ,Positionsmarke” als eine Bildmarke, eine drei-
dimensionale Marke oder eine eigene Kategorie von Marken fiir die Beurteilung ihrer Unterschei-
dungskraft ohne Bedeutung ist, da der entscheidende Gesichtspunkt fiir die Einschlagigkeit dieser
Rechtsprechung die Tatsache ist, dass ein Zeichen mit dem Erscheinungsbild der gekennzeichne-
ten Waren selbst verschmilzt. Zweitens kann nach Auffassung des Gerichts ein Zeichen, ist es nicht
geeignet, auf die betriebliche Herkunft der Waren hinzuweisen, nicht als Marke eingetragen wer-
den, selbst wenn es Waren betrifft, die den Entwicklungen der Mode unterliegen, und daher in der
fraglichen Branche zahlreiche dhnliche Zeichen existieren oder standig kreiert werden. SchlieBlich
hat das Gericht klargestellt, dass das Risiko der Nachahmung eines Gestaltungsmerkmals einer
Ware oder Dienstleistung durch einen Wettbewerber auf die Auslegung von Art. 7 Abs. 1 Buchst. b
der Verordnung Nr. 40/94 ohne Auswirkung ist, denn ein Wirtschaftsteilnehmer, der im geschaft-
lichen Verkehr ein Zeichen verwendet, das die in dieser Bestimmung aufgestellte Voraussetzung
nicht erfillt, kann gegebenenfalls nachweisen, dass das Zeichen im Sinne von Art. 7 Abs. 3 der
Verordnung Nr. 40/94 Unterscheidungskraft durch Benutzung erworben hat, oder sich anderer ihm
moglicherweise verfligbarer rechtlicher Mittel wie des Geschmacksmusterrechts oder einer Klage
wegen unlauteren Wettbewerbs bedienen.

Im Ubrigen ist das Gericht in den Urteilen vom 12. November 2010, Deutsche Bahn/HABM (Waa-
gerechte Kombination der Farben Grau und Rot) (T-404/09 nicht verdéffentlicht) und Deutsche Bahn/
HABM (Senkrechte Kombination der Farben Grau und Rot) (T-405/09, nicht veroffentlicht), erneut auf
die Frage nach der Unterscheidungskraft einer Farbkombination eingegangen. Es hat in diesen
beiden Urteilen den restriktiven Ansatz hinsichtlich der Anmeldung einer Farbkombination als Ge-
meinschaftsmarke bestétigt und festgestellt, dass die Farbzusammenstellung keine fiir die betrof-
fenen Verkehrskreise wahrnehmbare Abweichung von den Farben aufwies, die tiblicherweise fiir
die beanspruchten Dienstleistungen verwendet werden, und deshalb keine Unterscheidungskraft
hatte.

2. Relative Eintragungshindernisse

Im Urteil vom 22. Juni 2010, Montero Padilla/HABM - Padilla Requena (JOSE PADILLA) (T-255/08,
noch nicht veroffentlicht), hat das Gericht die Griinde naher erlautert, auf die ein Widerspruch
gestiitzt werden kann. Die Klagerin hatte im Wesentlichen eine Priifung der Rechtmafigkeit der
Entscheidung der Beschwerdekammer des HABM anhand von Art. 9 der Verordnung Nr. 40/94 in
Bezug auf das Recht aus der Gemeinschaftsmarke begehrt. Das Gericht hat ausgefiihrt, dass die
in Art. 42 Abs. 1 der Verordnung Nr. 40/94 aufgefiihrten Griinde, auf die ein Widerspruch gestitzt
werden kann, nur die relativen Eintragungshindernisse nach Art. 8 dieser Verordnung sind, da
Art. 9 dieser Verordnung den Umfang des Rechts aus der Gemeinschaftsmarke und damit die Fol-
gen ihrer Eintragung regelt, nicht aber die Voraussetzungen fiir die Eintragung. Daher ist Art. 9 der
Verordnung Nr. 40/94 nicht Teil des rechtlichen Rahmens, den das HABM heranzuziehen hat, wenn
es eine Markenanmeldung oder einen Widerspruch prift. AuBerdem ergibt sich aus dem Wortlaut
des Art. 8 Abs. 5 der Verordnung Nr. 40/94, in dem die Worte ,fir die die dltere Marke eingetragen
ist” verwendet werden, dass diese Bestimmung auf dltere Marken im Sinne von Art. 8 Abs. 2 dieser
Verordnung nur anwendbar ist, wenn diese eingetragen sind. Folglich gewahrt Art. 8 Abs. 5 der
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Verordnung Nr. 40/94 gegeniiber nicht dhnlichen Waren oder Dienstleistungen nur denjenigen
im Sinne von Art. 6bis der Pariser Ubereinkunft® notorisch bekannten Marken Schutz, fiir die ein
Eintragungsnachweis vorgelegt wurde. Schlie8lich kann das Urheberrecht kein,,im geschaftlichen
Verkehr benutztes Kennzeichenrecht” im Sinne des Art. 8 Abs. 4 der Verordnung Nr. 40/94 sein,
wie sich aus der Systematik des Art. 52 dieser Verordnung ergibt. Art. 52 Abs. 1 Buchst. c der Ver-
ordnung Nr. 40/94 sieht vor, dass eine Gemeinschaftsmarke fiir nichtig erklart wird, wenn ein in
Art. 8 Abs. 4 der Verordnung Nr. 40/94 genanntes alteres Kennzeichenrecht besteht und die Vo-
raussetzungen dieses Absatzes erfillt sind. Art. 52 Abs. 2 Buchst. ¢ dieser Verordnung bestimmt,
dass eine Gemeinschaftsmarke ebenfalls fiir nichtig erklart wird, wenn ihre Benutzung aufgrund
eines,sonstigen” dlteren Rechts, insbesondere eines Urheberrechts, untersagt werden kann. Damit
gehort das Urheberrecht nicht zu den dlteren Rechten nach Art. 8 Abs. 4 der Verordnung Nr. 40/94.

3. Verhaltnis zwischen absoluten und relativen Eintragungshindernissen

Im bereits erwahnten Urteil JOSE PADILLA hat das Gericht hervorgehoben, dass dem Wortlaut des
Art. 42 Abs. 1 der Verordnung Nr. 40/94 und der Systematik der Art. 42 und 43 dieser Verordnung
zu entnehmen ist, dass die absoluten Eintragungshindernisse des Art. 7 dieser Verordnung nicht
im Rahmen eines Widerspruchsverfahrens zu priifen sind. Die in Art. 42 Abs. 1 der Verordnung
Nr. 40/94 aufgefiihrten Griinde, auf die ein Widerspruch gestiitzt werden kann, sind namlich nur
die relativen Eintragungshindernisse des Art. 8 dieser Verordnung.

4.  Verfahrensfragen

Im Urteil vom 28. April 2010, Claro/HABM - Telefénica (Claro) (T-225/09, nicht veroffentlicht, mit
Rechtsmittel angefochten), hat das Gericht eine Klage abgewiesen, die gegen eine Entscheidung
der Beschwerdekammer des HABM gerichtet war, mit der diese eine Beschwerde flir unzulassig
gehalten hatte, da innerhalb der in Art. 59 der Verordnung Nr. 40/94 vorgesehenen Frist keine
schriftliche Beschwerdebegriindung eingereicht worden war. Die Klagerin hatte geltend gemacht,
dass die Einreichung einer Beschwerdebegriindung nicht zweckdienlich gewesen sei, weil sie zum
einen die Entscheidung der Widerspruchsabteilung, mit der dem Widerspruch aufgrund des rela-
tiven Eintragungshindernisses des Art. 8 Abs. 1 Buchst. b der Verordnung Nr. 40/94 stattgegeben
worden sei, insgesamt angefochten habe und zum anderen wegen der funktionalen Kontinuitat
zwischen den verschiedenen Stellen des HABM, die ihre Entscheidungen auf das Verfahren vor der
niedrigeren Instanz zu stiitzen hatten. Das Gericht hat darauf hingewiesen, dass die Einreichung
einer Beschwerdebegriindung keineswegs nicht zweckdienlich war, denn es obliegt dem Beteilig-
ten, der Beschwerde bei einer Beschwerdekammer eingelegt hat, die Griinde darzulegen, auf die
diese Beschwerde gestiitzt ist. Hingegen ist es nicht Sache der Beschwerdekammer, aus Schluss-
folgerungen herzuleiten, auf welche Griinde die Beschwerde, tiber die sie zu entscheiden hat, ge-
stltzt ist. In Bezug auf die funktionale Kontinuitat hat das Gericht erneut die vom Gerichtshof im
Urteil vom 13. Marz 2007, HABM/Kaul?, aufgestellten Grundsatze angewandt und erldutert, dass
aus Art. 62 Abs. 1 der Verordnung Nr. 40/94 folgt, dass die Beschwerdekammer durch die Wirkung
der bei ihr anhdngig gemachten Beschwerde damit betraut wird, eine vollstandige neue Priifung
der Begriindetheit des Widerspruchs sowohl in rechtlicher als auch in tatsachlicher Hinsicht vorzu-
nehmen. Eine solche Priifung setzt jedoch die Zulassigkeit der bei der Beschwerdekammer einge-
legten Beschwerde voraus, denn im Fall ihrer Unzuldssigkeit hat sie die Beschwerdekammer ohne
Prifung ihrer Begriindetheit zurlickzuweisen.

22 Pariser Verbandsiibereinkunft zum Schutz des gewerblichen Eigentums vom 20. Médrz 1883 in revidierter und
gednderter Fassung.

3 (C-29/05 P (Slg. 2007, 1-2213).
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Ferner hat das Gericht im Urteil vom 16. Juni 2010, Kureha/HABM - Sanofi-Aventis (KREMEZIN)
(T-487/08, nicht veroffentlicht), Gber den Beweiswert einer zum Nachweis fiir das Bestehen der
alteren Marke verspatet vorgelegten Veroffentlichung der Weltorganisation flr geistiges Eigentum
(WIPO) befunden. Es hat entschieden, dass keine Bestimmung der Verordnung Nr. 40/94 und der
Verordnung (EG) Nr. 2868/95% dem entgegensteht, dass die Stellen des HABM davon ausgehen,
dass die Veroffentlichung der WIPO fiir die internationale Registrierung den in Regel 19 Abs. 2 der
Verordnung Nr. 2868/95 aufgestellten Anforderungen gentige. Fiir die etwaige Beanstandung des
Beweiswerts einer Veroffentlichung der WIPO fiir die internationale Registrierung gilt demnach
Regel 20 Abs. 2 und 4 der Verordnung Nr. 2868/95, da diese beiden Bestimmungen den Austausch
der Bemerkungen und Beweismittel zwischen den Beteiligten tiber das HABM regeln, wahrend
Regel 19 dieser Verordnung nur die Kommunikation zwischen dem HABM und dem Widerspre-
chenden betrifft. AuBerdem ergibt sich nach Auffassung des Gerichts aus einer Zusammenschau
der anwendbaren Bestimmungen der Verordnungen Nrn. 40/94 und 2868/95, dass das HABM im
Rahmen der Anwendung von Regel 20 der Verordnung Nr. 2868/95 zum einen die Beteiligten so
oft zu Stellungnahmen auffordern kann, wie es das fiir erforderlich hélt, und zum anderen ihm von
den Beteiligten nicht fristgerecht Gibermittelte Umstande beriicksichtigen kann, wenn es das fiir
angezeigt halt.

Im Urteil vom 13. September 2010, Inditex’/HABM — Marin Diaz de Cerio (OFTEN) (T-292/08, noch
nicht veroffentlicht), konnte das Gericht naher erldutern, ob die Fragen des Nachweises der ernst-
haften Benutzung einer dlteren Marke und der Ahnlichkeit der Waren, die vor einer Beschwerde-
kammer des HABM nicht zur Sprache gebracht wurden, Teil der Streitigkeit vor dieser Dienststelle
waren, da sie vor der Widerspruchsabteilung zur Sprache gebracht worden waren. Zur Frage der
ernsthaften Benutzung hat das Gericht entschieden, dass sie eine spezifische Vorfrage ist, da zu
entscheiden ist, ob die dltere Marke fiir die Zwecke des Widerspruchs als fiir die fraglichen Waren
oder Dienstleistungen eingetragen gelten kann; diese Frage ist daher nicht Teil der Priifung des
eigentlichen Widerspruchs, so dass die Rlige des unzureichenden Nachweises der ernsthaften Be-
nutzung nicht zu dem vor der Beschwerdekammer verhandelten Streitgegenstand gehorte, der
auf die Priifung der Gefahr einer Verwechslung beschrankt war. Hingegen hat ein Widerspruch,
der auf die Gefahr einer Verwechslung gestiitzt ist, zur Folge, dass das HABM unter Berlicksichti-
gung der Wechselbeziehung zwischen den bei der umfassenden Beurteilung der Verwechslungs-
gefahr in Betracht kommenden Faktoren sowohl mit der Frage der Identitit oder Ahnlichkeit der
in Rede stehenden Marken als auch der Identitit oder Ahnlichkeit der von ihnen erfassten Waren
und Dienstleistungen befasst ist.

SchlieB8lich hat das Gericht im Urteil vom 9. Dezember 2010, Tresplain Investment/HABM - Hoo
Hing (Golden Elephant Brand) (T-303/08, noch nicht verdffentlicht), darauf hingewiesen, dass An-
griffs- oder Verteidigungsmittel, die die Kldgerin vor den Dienststellen des HABM nicht geltend
gemacht hat, vor dem Gericht unzuldssig sind. Nach stéandiger Rechtsprechung kann das HABM je-
doch veranlasst sein, das nationale Recht eines Mitgliedstaats zu berlcksichtigen, in dem die dltere
Marke geschiitzt ist, auf die der Antrag auf Nichtigerklarung gesttitzt wird, da die Beschrankung
der tatsachlichen Grundlage der Priifung durch das HABM nicht ausschlief3t, dass dieses neben
den von den Beteiligten ausdriicklich vorgetragenen Tatsachen offenkundige Tatsachen beriick-
sichtigt, wenn diese fiir die Beurteilung der Tatbestandsvoraussetzungen eines Nichtigkeitsgrun-
des und vor allem fiir die Beweiskraft der vorgelegten Unterlagen erforderlich sind. Die Kldagerin
hatte in diesem Fall geltend gemacht, die Beschwerdekammer des HABM hatte im Rahmen der
Prifung des Vorliegens einer irreflihrenden Prasentationsweise berilicksichtigen miissen, dass die

24 Verordnung (EG) Nr. 2868/95 der Kommission vom 13. Dezember 1995 zur Durchfiihrung der Verordnung
Nr.40/94 (ABI. L 303,S. 1).

Jahresbericht 2010 141



Gericht Tatigkeit

Streithelferin keinen Nachweis fiir irgendeinen Fall einer Verwechslung vorgelegt habe. Macht die
Klagerin geltend, das Recht eines Mitgliedstaats (hier des Vereinigten Konigreichs) verlange im Fall
der Koexistenz zweier Marken auf dem Markt, dass im Rahmen einer Klage wegen Kennzeichen-
verletzung auf nationaler Ebene der Nachweis fiir konkrete Verwechslungsfalle zu erbringen sei,
ist dieses Vorbringen - sofern die Koexistenz der Marken aus der Akte hervorgeht - selbst dann
zuldssig, wenn die Klagerin es nicht vor dem HABM geltend gemacht hat. Das Gericht hat ferner
entschieden, dass die Tatsache, dass die Streithelferin von der Rechtslage erst wahrend des Verfah-
rens erfahren hat, keinen neuen rechtlichen oder tatsachlichen Grund im Sinne des Art. 48 § 2 der
Verfahrensordnung des Gerichts darstellen kann, da zu dem Zeitpunkt, zu dem sie ihre Klagebe-
antwortung einreichte, das Gericht die von ihr erhobene gesonderte Klage noch nicht als unzulas-
sig abgewiesen hatte.

5. Gemeinschaftsgeschmacksmuster

Im Jahr 2010 sah sich das Gericht erstmals veranlasst, die Verordnung (EG) Nr. 6/2002%
anzuwenden.

Im Urteil vom 18. Mdrz 2010, Grupo Promer Mon Graphic/HABM — PepsiCo (Wiedergabe eines runden
Werbetrdgers) (T-9/07, noch nicht veroffentlicht, mit Rechtsmittel angefochten), hat das Gericht na-
her erlautert, dass die in Art. 25 Abs. 1 der Verordnung Nr. 6/2002 festgelegte Liste der Nichtigkeits-
griinde fiir Gemeinschaftsgeschmacksmuster als erschopfend anzusehen ist und die Bosglaubig-
keit des Inhabers des streitigen Gemeinschaftsgeschmacksmusters nicht umfasst. Zudem hat das
Gericht die Definition einiger grundlegender Begriffe der Verordnung Nr. 6/2002 vorgenommen.
Zum Begriff,Kollision” hat es ausgefiihrt, dass Art. 25 Abs. 1 Buchst. d der Verordnung Nr. 6/2002
dahin auszulegen ist, dass ein Gemeinschaftsgeschmacksmuster dann mit einem éalteren Ge-
schmacksmuster kollidiert, wenn es unter Beriicksichtigung der Gestaltungsfreiheit des Entwer-
fers bei seiner Entwicklung keinen anderen Gesamteindruck beim informierten Benutzer erweckt
als das in Anspruch genommene éltere Geschmacksmuster. Dartiber hinaus hat das Gericht die
Tragweite der Begriffe ,Gestaltungsfreiheit des Entwerfers bei der Entwicklung des Geschmacks-
musters”, ,informierter Benutzer” und ,Gesamteindruck” erldutert. In Bezug auf den Grad der Ge-
staltungsfreiheit des Entwerfers bei der Entwicklung des Geschmacksmusters hat das Gericht ent-
schieden, dass dieser insbesondere durch die Vorgaben bestimmt wird, die sich aus den durch die
technische Funktion des Erzeugnisses oder eines Bestandteils des Erzeugnisses bedingten Merk-
malen oder aus den auf das Erzeugnis anwendbaren gesetzlichen Vorschriften ergeben. Zum infor-
mierten Benutzer hat das Gericht ausgefiihrt, dass er weder Hersteller noch Verkaufer der Erzeug-
nisse ist, in die die fraglichen Geschmacksmuster aufgenommen oder bei denen diese verwendet
werden sollen, auch wenn ihm eine besondere Wachsamkeit eigen ist und er liber eine gewisse
Kenntnis vom vorherigen Stand der Technik, d. h. vom Formenschatz der sich auf das fragliche Er-
zeugnis beziehenden Geschmacksmuster, verfiigt, die am Anmeldetag des streitigen Geschmacks-
musters oder gegebenenfalls an dem in Anspruch genommenen Prioritdtstag zuganglich waren.
SchlieBllich hat das Gericht erldautert, dass im Rahmen der konkreten Beurteilung des durch die
fraglichen Geschmacksmuster erweckten Gesamteindrucks der Grad der Gestaltungsfreiheit des
Entwerfers bei der Entwicklung des streitigen Geschmacksmusters zu beriicksichtigen ist. Infolge-
dessen haben zwischen den fraglichen Geschmacksmustern bestehende Ahnlichkeiten, soweit sie
gemeinsame Merkmale betreffen, fiir den Gesamteindruck, der beim informierten Benutzer durch
diese Geschmacksmuster erweckt wird, nur geringe Bedeutung. Daher kdnnen, je beschrankter
die Gestaltungsfreiheit des Entwerfers bei der Entwicklung des streitigen Geschmacksmusters ist,

% Verordnung (EG) Nr. 6/2002 des Rates vom 12. Dezember 2001 Uber das Gemeinschaftsgeschmacksmuster
(ABI.2002,L 3,S.1).
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desto eher geringfligige Unterschiede zwischen den betreffenden Geschmacksmustern fiir die Er-
zeugung eines unterschiedlichen Gesamteindrucks beim informierten Benutzer ausreichen.

Ferner hat das Gericht im Urteil vom 12. Mai 2010, Beifa Group/HABM - Schwan-Stabilo Schwan-
hduBer (Schreibinstrument) (T-148/08, noch nicht veroffentlicht), Erlduterungen zur Auslegung
von Art. 25 Abs. 1 Buchst. e der Verordnung Nr. 6/2002 gegeben, der bestimmt, dass ein Gemein-
schaftsgeschmacksmuster nur dann fiir nichtig erklart werden kann, wenn in einem jiingeren Ge-
schmacksmuster ein Zeichen mit Unterscheidungskraft verwendet wird und das Gemeinschafts-
recht oder das nationale Recht des Mitgliedstaats, dem das Zeichen unterliegt, den Rechtsinhaber
dazu berechtigt, diese Verwendung zu untersagen. Nach Auffassung des Gerichts erfasst dieser
Artikel auch den Fall der Ahnlichkeit zwischen den Zeichen und nicht nur den der Ubereinstim-
mung, so dass die Beschwerdekammer die Bestimmung rechtsfehlerfrei dahin ausgelegt hat, dass
sich der Inhaber eines Zeichens mit Unterscheidungskraft dieser Vorschrift bedienen kann, um die
Nichtigerkldarung eines jliingeren Gemeinschaftsgeschmacksmusters zu beantragen, wenn in die-
sem Geschmacksmuster ein Zeichen verwendet wird, das eine Ahnlichkeit mit seinem Zeichen auf-
weist. Das Gericht hat dariiber hinaus die Frage der Modalitaten gepriift, nach denen der Inhaber
eines Gemeinschaftsgeschmacksmusters, das mit einem Antrag auf Nichtigerklarung angegriffen
wurde, den Nachweis der ernsthaften Benutzung verlangen muss, da die Verordnung Nr. 6/2002
insoweit keine besonderen Bestimmungen enthélt. Das Gericht hat ausgefiihrt, dass dieses Ver-
langen ausdrticklich und rechtzeitig beim HABM vorgebracht werden muss. Dagegen kann der
Nachweis der ernsthaften Benutzung des dlteren Zeichens, auf das der Antrag auf Nichtigerklarung
eines Gemeinschaftsgeschmacksmusters gestiitzt wird, nicht erstmals vor der Beschwerdekammer
verlangt werden.

SchlieBllich hat das Gericht im Urteil vom 22. Juni 2010, Shenzhen Taiden/HABM — Bosch Security
Systems (Fernmeldegerdite) (T-153/08, noch nicht verdffentlicht), erldutert, dass sich aus dem 14. Er-
wagungsgrund der Verordnung Nr. 6/2002 ergibt, dass im Hinblick auf die Beurteilung der Frage,
ob ein Geschmacksmuster Eigenart im Sinne des Art. 6 dieser Verordnung besitzt, die Art des Er-
zeugnisses, bei dem das Geschmacksmuster benutzt wird oder in das es aufgenommen wird, und
insbesondere der jeweilige Industriezweig zu beriicksichtigen sind. Es hat darliber hinaus den Be-
griff ,informierter Benutzer” erlautert und betont, dass die Benutzereigenschaft voraussetzt, dass
die betroffene Person das Produkt, das das Geschmacksmuster verkorpert, zu dem fiir dieses Pro-
dukt vorgesehenen Zweck benutzt, und dass die Bezeichnung ,informiert” voraussetzt, dass der
Benutzer, ohne ein Entwerfer oder technischer Sachverstandiger zu sein, die verschiedenen Ge-
schmacksmuster kennt, die es in dem betroffenen Wirtschaftsbereich gibt, dass er gewisse Kennt-
nisse in Bezug auf die Elemente besitzt, die diese Geschmacksmuster fiir gewohnlich aufweisen,
und dass er diese Produkte aufgrund seines Interesses an ihnen mit verhaltnismaBig grof3er Auf-
merksamkeit benutzt. Dieser Umstand bedeutet jedoch nicht, dass ein informierter Benutzer Giber
die durch die Benutzung des betreffenden Produkts erworbenen Erfahrungen hinaus in der Lage
ware, die durch die technische Funktion gebotenen duBeren Aspekte des Produkts von dessen
gewillkirten Aspekten zu unterscheiden.
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Umwelt
1. System fiir den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten

Das durch die Richtlinie 2003/87/EG? eingefiihrte System fiir den Handel mit Treibhausgasemissi-
onszertifikaten ist seit dem Jahr 2007 eine neue und stetige Quelle fiir die Rechtsstreitigkeiten vor
dem Gericht.

In diesem Jahr ist das Urteil vom 2. Mdrz 2010, Arcelor/Parlament und Rat (T-16/04, noch nicht
veroffentlicht), zu nennen. Im Rahmen einer Klage auf Ersatz des Schadens, den die Kldagerin auf-
grund des Erlasses dieser Richtlinie erlitten zu haben behauptete, hat das Gericht entschieden,
dass der Gemeinschaftsgesetzgeber bei der Ausiibung der Befugnisse im Umweltbereich gemaf
den Art. 174 EG und 175 EG (iber ein weites Ermessen verfligt. Bei der Ausiibung dieses Ermessens
geht es darum, dass dieser Gesetzgeber zum einen komplexe und ungewisse 6kologische, wissen-
schaftliche, technische und wirtschaftliche Entwicklungen vorhersehen und bewerten und zum
anderen die in Art. 174 EG genannten verschiedenen Ziele, Grundsdtze und Interessen gegenein-
ander abwagen und miteinander versdhnen muss. Dies schlagt sich in der Richtlinie 2003/87 in der
Festlegung einer Reihe von teilweise gegenlaufigen Haupt- und Nebenzielen nieder.

Das Gericht hat ferner darauf hingewiesen, dass die Organe wie auch die Mitgliedstaaten die
Grundfreiheiten, wie die Niederlassungsfreiheit, beachten missen, die dazu dienen, eines der we-
sentlichen Ziele der Union, insbesondere das der Verwirklichung des Binnenmarkts, zu erreichen.
Daraus ergibt sich jedoch nicht, dass der Gemeinschaftsgesetzgeber verpflichtet ware, das in Rede
stehende Sachgebiet so zu regeln, dass das Gemeinschaftsrecht, insbesondere wenn es die Gestalt
einer Richtlinie annimmt, eine erschépfende und abschlieBende Losung bestimmter, sich unter
dem Blickwinkel der Verwirklichung des Binnenmarkts stellender Probleme liefert oder dass es
eine vollstandige Harmonisierung der nationalen Rechtsvorschriften vornimmt, um jede nur denk-
bare Behinderung des Handels zu verhindern. Wenn dieser Gesetzgeber ein komplexes System wie
das Emissionshandelssystem umstrukturieren oder schaffen muss, steht es ihm frei, einen Losungs-
ansatz in Etappen zugrunde zu legen und nur eine schrittweise Harmonisierung der betreffenden
nationalen Rechtsvorschriften vorzunehmen.

Das Gericht hat hervorgehoben, dass nach dem Subsidiaritatsgrundsatz mit der Unionsregelung
im Bereich des Umweltschutzes keine vollstandige Harmonisierung angestrebt wird und es den
Mitgliedstaaten freisteht, verstarkte SchutzmalZnahmen zu ergreifen, die nur zur Voraussetzung ha-
ben, dass sie mit dem Vertrag vereinbar sein miissen und der Kommission notifiziert werden. Allein
der Umstand, dass der Gemeinschaftsgesetzgeber eine besondere, in den Anwendungsbereich
der Richtlinie 2003/87 sowie in den einer Grundfreiheit fallende Frage offengelassen hat, rechtfer-
tigt an sich nicht, dieses Unterlassen als VerstoB gegen die Vorschriften des Vertrags einzustufen.
Da im Ubrigen die Durchfiihrung der Richtlinie 2003/87 der Kontrolle durch die nationalen Gerich-
te unterliegt, haben diese dem Gerichtshof ein Vorabentscheidungsersuchen vorzulegen, wenn sie
auf Schwierigkeiten hinsichtlich der Auslegung oder der Glltigkeit dieser Richtlinie stoBBen.

SchlieB3lich machte die Kldgerin geltend, dass die Richtlinie 2003/87 gegen den Grundsatz der
Rechtssicherheit versto3e, da es an einer Bestimmung in Bezug auf das Ausmal der finanziel-
len Folgen fehle, die sich sowohl daraus ergeben kénnten, dass die an eine Anlage vergebenen

% Richtlinie 2003/87/EG des Europadischen Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 2003 Uber ein System fiir
den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft und zur Anderung der Richtlinie
96/61/EG des Rates (ABI. L 275, S. 32).
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Emissionszertifikate unzureichend sein kdnnten, als auch aus dem Preis dieser Zertifikate, der aus-
schlieBlich durch die Krafte des Marktes bestimmt werde, der im Anschluss an die Schaffung des
Emissionshandelssystems entstanden sei. Hierzu hat das Gericht festgestellt, dass eine Regelung
des Preises der Zertifikate geeignet ware, dem Hauptziel der Richtlinie 2003/87 zuwiderzulaufen,
namlich der Verringerung der Treibhausgasemissionen durch ein effizientes Emissionshandels-
system, in dessen Rahmen die Kosten der Emissionen und der zu ihrer Verringerung getatigten
Investitionen im Wesentlichen durch die Marktmechanismen bestimmt werden. Mangelt es an Zer-
tifikaten, setzt der Anreiz fiir die Betreiber, ihre Treibhausgasemissionen zu verringern oder nicht,
eine komplexe wirtschaftliche Entscheidung voraus, die in Anbetracht insbesondere der Preise fiir
die auf dem Handelsmarkt verfiigbaren Emissionszertifikate und der Kosten etwaiger Mal3nahmen
zur Emissionsverringerung getroffen werden, die entweder eine Drosselung der Produktion oder
die Investition in energieeffizientere Produktionsmittel zum Gegenstand haben kénnen. In einem
solchen System kann der Anstieg der Emissionskosten nicht vom Gesetzgeber im Voraus geregelt
werden, ohne dass die wirtschaftlichen Anreize, die die Grundlage fiir das Funktionieren des Sys-
tems bilden, gemindert oder sogar beseitigt werden und somit die Effizienz des Emissionshandels-
systems beeintrachtigt wird.

Die fehlende Vorhersehbarkeit der Entwicklung des Handelsmarkts ist ein Umstand, der dem wirt-
schaftlichen Mechanismus, der das Emissionshandelssystem charakterisiert, das den klassischen
Regeln von Angebot und Nachfrage unterliegt, untrennbar innewohnt und nicht dem Grundsatz
der Rechtssicherheit zuwiderlaufen kann.

2. Luftverkehr — AuBenbeziehungen

Im Urteil vom 9. September 2010, Schweiz/Kommission (T-319/05, noch nicht veroffentlicht, mit
Rechtsmittel angefochten), hat das Gericht einen bei ihm anhangig gemachten Rechtsstreit ent-
schieden, der das Abkommen zwischen der Europaischen Gemeinschaft und der Schweizerischen
Eidgenossenschaft liber den Luftverkehr?” sowie deutsche MaBnahmen beziiglich der An-/Abfliige
zum/vom Flughafen Zirich (Schweiz) betraf.

Aufgrund der Nahe zur deutschen Grenze muss bei den meisten in Zirich ankommenden Fliigen
sowie bei den meisten Starts am friihen Morgen und spaten Abend der deutsche Luftraum durch-
flogen werden. Die Nutzung dieses Luftraums war zwischen 1984 und 2001 Gegenstand eines
zweiseitigen Abkommens und danach von Verhandlungen zwischen der Schweizerischen Eidge-
nossenschaft und der Bundesrepublik Deutschland. Im Jahr 2003 erlieB das deutsche Luftfahrt-
bundesamt Rechtsvorschriften iber den Luftverkehr. Darin waren MaBnhahmen festgelegt, die bei
normalen Wetterbedingungen den Uberflug deutschen Hoheitsgebiets nahe der schweizerischen
Grenze in geringer Hohe zwischen 21 und 7 Uhr an Wochentagen und zwischen 20 und 9 Uhr an
Wochenenden und Feiertagen verhindern sollten, um die Larmbelastung der dortigen Bevolke-
rung zu verringern.

Gestuitzt auf das Abkommen zwischen der Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft Uber den Luftverkehr (mit dem die Verordnung [EWG] Nr. 2408/92% f{ir die Zwecke des Ab-
kommens durchgefiihrt wird), reichte die Schweizerische Eidgenossenschaft bei der Kommission
eine Beschwerde ein mit dem Antrag, sie mdge entscheiden, dass die Bundesrepublik Deutschland

2 Abkommen zwischen der Europdischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft tiber den
Luftverkehr, unterzeichnet am 21. Juni 1999 in Luxemburg (ABI. 2002, L 114, S. 73).

% Verordnung (EWG) Nr. 2408/92 des Rates vom 23. Juli 1992 liber den Zugang von Luftfahrtunternehmen der
Gemeinschaft zu Strecken des innergemeinschaftlichen Flugverkehrs (ABI. L 240, S. 8).
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die mit den nationalen Rechtsvorschriften eingefiihrten MaBnahmen nicht weiter anwenden diir-
fe. Nachdem diese Beschwerde zuriickgewiesen worden war, erhob die Schweizerische Eidgenos-
senschaft Klage gegen diese Entscheidung und machte u. a. einen Verstof3 gegen die Grundsatze
der Gleichbehandlung, der VerhaltnismaBigkeit und der Dienstleistungsfreiheit im Luftverkehr
geltend.

Das Gericht hat zunachst festgestellt, dass der Kommission kein Rechtsfehler unterlaufen ist, als sie
davon ausging, dass die deutschen MaBnahmen weder die Ausiibung von Verkehrsrechten von
bestimmten Bedingungen abhangig machen, noch diese einschranken oder verweigern. Die deut-
schen Malnahmen implizieren namlich keinerlei — bedingtes oder partielles — Verbot des Durch-
flugs des deutschen Luftraums fiir Fliige von und nach dem Flughafen Zirich, sondern beschran-
ken sich auf eine bloBe Anderung der betreffenden Flugwege nach dem Start von oder vor der
Landung auf dem Flughafen Zirich.

Was dariiber hinaus den Versto3 gegen den Grundsatz der Gleichbehandlung hinsichtlich der
schweizerischen Luftfahrtunternehmen angeht, die den Flughafen Zirich als Umsteigeflughafen
nutzen, hat das Gericht ausgefiihrt, dass die Feststellung, dass eine MaBnahme zu dem gleichen
Ergebnis flihrt wie eine Diskriminierung aus Griinden der Staatsangehorigkeit, nicht geniigt, um
auf ihre Unvereinbarkeit mit Art. 3 des fraglichen Abkommens zu schlieBen, und dass zu unter-
suchen bleibt, ob die MaBBnahme durch objektive Umstande gerechtfertigt wird und ob sie in ei-
nem angemessenen Verhaltnis zu dem mit ihr verfolgten Ziel steht. Die Ndhe zu einem Fremden-
verkehrsgebiet, das daher besonders larmempfindlich ist, stellt aber einen objektiven Umstand
dar, der den Erlass dieser MalBnahmen nur flir den Flughafen Ziirich rechtfertigt. Ferner stehen
die deutschen MalBnahmen in einem angemessenen Verhaltnis zu dem mit ihnen verfolgten Ziel,
namlich der Verringerung der Fluglarmbelastung in dem an die Schweiz angrenzenden Teil des
deutschen Hoheitsgebiets wahrend der Nachtstunden und an Wochenenden. Der Bundesrepublik
Deutschland standen keine anderen Mdéglichkeiten zur Verfiigung, die gewlinschte Larmverrin-
gerung zu erzielen. Insbesondere ware die Kontrolle der Einhaltung eines Larmkontingents sehr
schwierig und konnte — anders als bei den mit der Festlegung von Mindestflughdhen verbunde-
nen Verpflichtungen - nicht mit Sanktionen geahndet werden.

Schliellich hat das Gericht im Rahmen der Priifung eines etwaigen VerstoBes gegen die Dienst-
leistungsfreiheit im Bereich des Luftverkehrs betont, dass das Ziel der Verringerung der Larmbe-
lastung einen spezifischen Aspekt des Umweltschutzes darstellt, der zu den zwingenden Griin-
den des Allgemeininteresses gehort, die Beschrankungen der durch den EG-Vertrag verblirgten
Grundfreiheiten, insbesondere auch des freien Dienstleistungsverkehrs, rechtfertigen, und dass die
fraglichen MaBBnahmen in einem angemessenen Verhaltnis zu diesem Ziel stehen.

Gemeinsame AulSen- und Sicherheitspolitik

Das Gericht hat in diesem Jahr funf Urteile zu restriktiven MaBBnahmen erlassen, die im Rahmen
der Gemeinsamen Auflen- und Sicherheitspolitik gegen Personen getroffen worden waren. Ins-
besondere die beiden Urteile vom 9. und 30. September 2010 gaben ihm Anlass, seine bereits
umfangreiche Rechtsprechung auf dem Gebiet Bekampfung des Terrorismus weiterzuentwickeln.

Erstens hat das Gericht im Urteil vom 30. September 2010, Kadi/Kommission (T-85/09, noch
nicht veroffentlicht, mit Rechtsmittel angefochten), in Bezug auf den Umfang der gerichtli-
chen Kontrolle von MaBnahmen zum Einfrieren von Geldern in Durchfiihrung von Resolutionen
des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen die Konsequenzen aus dem Urteil des Gerichtshofs
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vom 3. September 2008, Kadi und Al Barakaat International Foundation/Rat und Kommission®, ge-
zogen, mit dem das Urteil des Gerichts vom 21. September 2005, Kadi/Rat und Kommission®, auf-
gehoben wurde. Der Gerichtshof hat in diesem Urteil den Standpunkt des Gerichts verworfen und
entschieden, dass der Unionsrichter umfassend dafiir zustandig ist, die Glltigkeit der Handlungen
der Gemeinschaft zur Umsetzung von Resolutionen des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen zu
Uberpriifen. Der Gerichtshof hat den Rechtsstreit selbst entschieden und die Verordnung liber das
Einfrieren der Gelder in der Erwdgung fiir nichtig erklart, dass sie unter Verletzung der Grundrechte
des Betroffenen erlassen worden war; er hat die Wirkungen der Verordnung jedoch fiir einen Zeit-
raum von hochstens drei Monaten aufrechterhalten, um eine Heilung der festgestellten VerstoRe
zu ermdglichen.

Nachdem das Urteil des Gerichtshofs ergangen war, teilte die Kommission dem Kldger ihre Absicht
mit, seine Aufnahme in die Verordnung (EG) Nr. 881/2002%' auf der Grundlage einer Zusammen-
fassung der vom Sanktionsausschuss des Sicherheitsrats festgelegten Griinde fir die Aufnahme
des Klagers in die Liste der Personen, auf die das Einfrieren von Geldern und wirtschaftlichen Res-
sourcen anzuwenden ist, aufrechtzuerhalten, und forderte ihn auf, hierzu Stellung zu nehmen. Am
28. November 2008 erlie die Kommission eine neue Verordnung?®,in der das Einfrieren der Gelder
des Klagers aufrechterhalten wurde.

Vom Klager mit einer Nichtigkeitsklage gegen die letztgenannte Verordnung befasst, hat das Ge-
richt die Auffassung vertreten, dass es im Licht des bereits erwdhnten Urteils des Gerichtshofs Kadi
und Al Barakaat International Foundation/Rat und Kommission in diesem Fall eine umfassende und
strenge Kontrolle der RechtmaRBigkeit der Verordnung zu gewahrleisten hat, ohne dieser Verord-
nung eine wie auch immer geartete Nichtjustiziabilitat zuzubilligen, weil sie der Umsetzung von
Resolutionen des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen dient. Dies muss zumindest gelten, so-
lange die vom Sanktionsausschuss geschaffenen Uberpriifungsverfahren offenkundig nicht die
Garantien eines wirksamen gerichtlichen Rechtsschutzes bieten. Diese Kontrolle muss sich indi-
rekt auf die materiellen Feststellungen des Sanktionsausschusses selbst und die ihnen zugrunde
liegenden Beweismittel erstrecken. Dies ist umso mehr gerechtfertigt, als durch die fraglichen
MaBnahmen die Grundrechte des Klagers erheblich und dauerhaft beeintrachtigt werden, der seit
nunmehr fast zehn Jahren einer Regelung unterliegt, durch die alle seine Gelder fiir unbestimmte
Zeit eingefroren sind. Zehn Jahre sind insoweit namlich, legt man den Mal3stab eines Menschenle-
bens an, eine betrachtliche Zeitspanne, und die Frage, ob die in Rede stehenden MaBnahmen pra-
ventiven oder repressiven, Sicherungs- oder Beschlagnahme-, zivil- oder strafrechtlichen Charakter
haben, erscheint nunmehr offen.

Im Rahmen dieser umfassenden Kontrolle und in Ubertragung der Kriterien, die der Europaische
Gerichtshof fiir Menschenrechte seinem Urteil A u. a./Vereinigtes Kbnigreich® zugrunde gelegt hat,
hat das Gericht festgestellt, dass die Verteidigungsrechte des Klagers nur rein formal und dem

2 C-402/05 P und C-415/05 P (Slg. 2008, I-6351).
3% T-315/01 (Slg. 2005, 11-3649).

31 Verordnung (EG) Nr. 881/2002 des Rates vom 27. Mai 2002 Uber die Anwendung bestimmter spezifischer rest-
riktiver MaBnahmen gegen bestimmte Personen und Organisationen, die mit Osama bin Laden, dem Al-Qaida-
Netzwerk und den Taliban in Verbindung stehen, und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 467/2001
(ABIL.L139,S.9).

32 Verordnung (EG) Nr. 1190/2008 der Kommission vom 28. November 2008 zur 101. Anderung der Verordnung
(EG) Nr. 881/2002 (ABI. L 322, S. 25).

3 Urteil vom 19. Februar 2009 (noch nicht im Recueil des arréts et décisions veroffentlicht).
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Anschein nach ,gewahrt” wurden. Die Kommission hat dessen Ausflihrungen nicht gebihrend
berlicksichtigt und ihm keinerlei Zugang zu den ihn belastenden Beweisen gewahrt, ohne seine
Interessen gegen das Erfordernis abzuwagen, die Vertraulichkeit der fraglichen Informationen zu
schiitzen. Unter diesen Umstanden sind die wenigen Informationen und die vagen Behauptungen
in der Zusammenfassung der Griinde als offenkundig nicht ausreichend anzusehen, um dem Kila-
ger die Moglichkeit zu geben, die gegen ihn erhobenen Beschuldigungen wirksam zu widerlegen.

Das Gericht hat somit entschieden, dass die Verordnung unter Verletzung der Verteidigungsrechte
des Klagers ergangen ist. Zudem konnte er, da er zu den ihm zur Last gelegten Informationen und
Beweisen nicht den geringsten sachdienlichen Zugang hatte, seine Rechte im Hinblick auf diese
Umstande auch vor dem Unionsrichter nicht unter zufriedenstellenden Bedingungen wahrneh-
men, so dass Uberdies ein Verstoll gegen den Anspruch auf effektiven gerichtlichen Rechtsschutz
festzustellen ist. Schlie3lich hat das Gericht befunden, dass die Verordnung im Hinblick auf die
umfassende Geltung und die Dauer der MalBnahmen zum Einfrieren von Geldern auch eine unge-
rechtfertigte Beschrankung des Eigentumsrechts darstellt.

Was zweitens auf nationaler Ebene gefasste Beschliisse betrifft, die Grundlage einer vom Rat
getroffenen MaBnahme zum Einfrieren von Geldern sein kdnnen, hat das Gericht im Urteil vom
9. September 2010, Al-Agsa/Rat (T-348/07, noch nicht verdffentlicht), die Bedingungen naher erldu-
tert, unter denen ein Urteil im Verfahren des vorlaufigen Rechtsschutzes, das in einem Verfahren
ergangen ist, in dem es darum ging, die vorlaufige Aussetzung der Vollziehung einer nationalen
MaBnahme des Einfrierens der Gelder (Sanctieregeling) zu erwirken, tatsachlich ein ,Beschluss”
ist, den eine zustandige Behorde im Sinne des Art. 1 Abs. 4 des Gemeinsamen Standpunkts
2001/931/GASP3** sowie des Art. 2 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 2580/2001% gefasst hat.

Das Gericht hat hierzu ausgefiihrt, dass das Urteil im Verfahren des vorlaufigen Rechtsschutzes
ebenso wenig wie die Sanctieregeling einen Beschluss tber,die Aufnahme von Ermittlungen oder
... Strafverfolgung wegen einer terroristischen Handlung” im eigentlichen Sinne darstellt und auch
nicht die ,Verurteilung” der Klagerin im streng strafrechtlichen Sinne des Begriffs betrifft. Gleich-
wohl ist das Urteil im Verfahren des vorlaufigen Rechtsschutzes, zusammen mit der Sanctierege-
ling betrachtet, in Anbetracht seines Inhalts, seiner Tragweite und seines Kontexts tatsachlich ein
.Beschluss’, den eine zustandige Behorde im Sinne der genannten Bestimmungen des Gemeinsa-
men Standpunkts 2001/931 sowie der Verordnung Nr. 2580/2001 gefasst hat. Nach diesen Bestim-
mungen ist es nicht erforderlich, dass der nationale ,Beschluss” im Rahmen eines Strafverfahrens
im engeren Sinne ergeht.

Im Ubrigen muss ein nationaler Beschluss tiber ,die Aufnahme von Ermittlungen oder ... Strafver-
folgung®, um vom Rat wirksam zugrunde gelegt werden zu kénnen, in einem nationalen Verfahren
ergangen sein, das unmittelbar und in der Hauptsache darauf gerichtet ist, gegen den Betroffenen
im Rahmen der Bekdmpfung des Terrorismus eine Praventiv- oder Repressivmalinahme zu ver-
hangen. Anders als bei der Entscheidung einer nationalen Justizbehorde, die nur nebenbei und
inzident auf die mdgliche Verwicklung des Betroffenen in eine solche Aktivitat eingeht, fligt sich
nach Auffassung des Gerichts das Urteil im Verfahren des vorldaufigen Rechtsschutzes, auf das der
Rat in diesem Fall Bezug genommen hat, hinreichend unmittelbar in ein nationales Verfahren ein,
das in der Hauptsache auf die Verhdangung einer wirtschaftlichen SanktionsmalSnahme gegen den

3 Gemeinsamer Standpunkt 2001/931/GASP des Rates vom 27. Dezember 2001 (ber die Anwendung besonde-
rer MaBnahmen zur Bekdmpfung des Terrorismus (ABI. L 344, S. 93).

3 Verordnung (EG) Nr. 2580/2001 des Rates vom 27. Dezember 2001 Uber spezifische, gegen bestimmte Personen
und Organisationen gerichtete restriktive MaBnahmen zur Bekampfung des Terrorismus (ABI. L 344, S. 70).
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Betroffenen gerichtet ist, namlich das Einfrieren seiner Gelder wegen seiner Verwicklung in eine
terroristische Aktivitat durch die Sanctieregeling selbst.

Es stellte sich jedoch auch die Frage, ob das fragliche Urteil im Verfahren des vorlaufigen Rechts-
schutzes den Beschluss des Rates noch stiitzen konnte, obwohl die Sanctieregeling nach der Zu-
rickweisung des Antrags auf vorldufigen Rechtsschutz von den nationalen Behorden aufgehoben
worden war. Nach Auffassung des Gerichts ist dies nicht der Fall. Mit diesem Urteil hatte der fir
die Gewahrung vorlaufigen Rechtsschutzes zustandige Richter namlich lediglich den Antrag abge-
lehnt, die Wirkungen der Sanctieregeling vorldufig auszusetzen. Diese hat jedoch aufgrund ihrer
Aufhebung endgliltig aufgehort, Rechtswirkungen zu entfalten. Dementsprechend muss Gleiches
fur die mit dem Urteil im Verfahren des vorlaufigen Rechtsschutzes verbundenen Rechtswirkungen
gelten, zumal dieses nur eine vorlaufige Wiirdigung umfasste, unbeschadet der abschlieBenden
Entscheidung in der Hauptsache. Es ware im Ubrigen mit der allgemeinen Systematik der Verord-
nung Nr. 2580/2001, die dadurch gekennzeichnet ist, dass bei der Beurteilung durch den Rat den
Umstanden des nationalen Verfahrens vorrangige Bedeutung zukommt, nicht zu vereinbaren,
wirde die Sanctieregeling, die in der niederldndischen Rechtsordnung keinerlei Wirkung mehr
entfaltet, Gber das Urteil im Verfahren des vorlaufigen Rechtsschutzes mittelbar und unbegrenzt
weiterhin Wirkungen in der Gemeinschaftsrechtsordnung entfalten. Der Rat hat somit die Grenzen
seines Ermessens Uberschritten, indem er die Klagerin bei der regelmiaBigen Uberpriifung ihrer
Situation allein deshalb fiir unbestimmte Zeit auf der streitigen Liste belief3, weil die Entscheidung
des fiir die Gewdhrung vorldufigen Rechtsschutzes zustandigen Richters in der niederldandischen
Rechtsordnung nicht durch die im Rechtsbehelfsverfahren des vorlaufigen Rechtsschutzes oder
die in der Hauptsache zustandige gerichtliche Instanz in Frage gestellt wurde, obwohl die Verwal-
tungsentscheidung, deren Wirkungen diese Gerichte auf Antrag aussetzen sollten, zwischenzeit-
lich von ihrem Urheber aufgehoben worden war.

Zugang zu Dokumenten der Organe

Das Verfahren fiir den Zugang zu Dokumenten der Kommission, das u. a. in den Art. 6 bis 8 der
Verordnung Nr. 1049/2001 geregelt ist, lauft in zwei Phasen ab. Zundchst stellt der Antragsteller bei
der Kommission einen Erstantrag auf Zugang zu Dokumenten. In der zweiten Phase, im Fall einer
vollstandigen oder teilweisen Ablehnung, kann der Antragsteller beim Generalsekretar der Kom-
mission einen Zweitantrag einreichen. Allein die MaBnahme des Generalsekretars kann Rechtswir-
kungen erzeugen, die die Interessen des Antragstellers beeintrachtigen kénnen, und somit Gegen-
stand einer Nichtigkeitsklage sein.

Im Urteil vom 19. Januar 2010, Co-Frutta/Kommission (T-355/04 und T-446/04, Slg. 2010, 11-1)*¢, sah
sich das Gericht zur Darstellung der Folgen veranlasst, die der Ablauf der verlangerbaren Frist von
15 Arbeitstagen hat, binnen deren das Organ den Zweitantrag beantworten muss. Es halt diese in
Art. 8 Abs. 1 und 2 der Verordnung Nr. 1049/2001 vorgesehene Frist fiir zwingend. lhr Ablauf hat
jedoch nicht zur Folge, dass die Befugnis des Organs zum Erlass einer Entscheidung wedgfillt. Es
gibt namlich keinen Rechtsgrundsatz, nach dem die Befugnis der Verwaltung zur Beantwortung
eines Antrags wedfiele, auch nicht auBerhalb der dafiir festgelegten Fristen. Der Mechanismus ei-
ner stillschweigenden abschldagigen Entscheidung wurde eingefiihrt, um zu verhindern, dass die
Verwaltung beschlief3t, einen Antrag auf Zugang zu Dokumenten nicht zu beantworten, und jegli-
cher gerichtlichen Kontrolle entgeht, und nicht, um jegliche verspatete Entscheidung rechtswidrig
zu machen. Im Gegenteil ist die Verwaltung grundsatzlich verpflichtet, auf jeden Antrag eines Bir-
gers, und sei es auch verspatet, eine mit Griinden versehene Antwort zu geben. Eine solche Losung

% Vgl. auch Urteil vom 10. Dezember 2010, Ryanair/Kommission (oben in Fn. 10 angefiihrt).
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steht mit der Funktion des Mechanismus der stillschweigenden abschlagigen Entscheidung im Ein-
klang, die darin besteht, es den Bilrgern zu ermdglichen, gegen die Untatigkeit der Verwaltung
vorzugehen mit dem Ziel, von ihr einen begriindeten Bescheid zu erlangen.

Auch muss das Organ, bei dem ein Antrag auf Zugang zu einem Dokument eingeht, das von einem
Mitgliedstaat stammt, mit diesem, wenn es ihm den Antrag zugestellt hat, unverziglich in einen
loyalen Dialog Uber die etwaige Anwendung der Ausnahmeregelungen des Art. 4 Abs. 1 bis 3 der
Verordnung Nr. 1049/2001 eintreten. Dabei haben sie zu beachten, dass dem Organ ermdglicht
werden muss, binnen der in den Art. 7 und 8 dieser Verordnung, nach denen es tiber diesen Antrag
entscheiden muss, vorgesehenen Fristen Stellung zu nehmen. Die Uberschreitung der in Art. 8 der
Verordnung Nr. 1049/2001 vorgesehenen Fristen fihrt jedoch nicht automatisch zur Nichtigerkla-
rung einer auf3erhalb der Frist erlassenen Entscheidung. Die Nichtigerklarung einer Entscheidung
allein wegen Uberschreitung der in der Verordnung Nr. 1049/2001 vorgesehenen Fristen wiirde
namlich nur zur Wiederer6ffnung des Verwaltungsverfahrens tGber den Zugang zu Dokumenten
fUhren. Jedenfalls kann ein durch die verspatete Antwort der Kommission etwa verursachter Scha-
den mit einer Schadensersatzklage geltend gemacht werden.

Darlber hinaus hat das Gericht im bereits erwahnten Urteil vom 10. Dezember 2010, Ryanair/Kom-
mission, die Konsequenzen aus dem Urteil des Gerichtshofs vom 29. Juni 2010, Kommission/Techni-
sche Glaswerke llmenau®, gezogen.

So hat das Gericht darauf hingewiesen, dass nach dem Wortlaut dieses Urteils bei der Auslegung
der Ausnahmeregelung des Art. 4 Abs. 2 dritter Gedankenstrich der Verordnung Nr. 1049/2001 be-
treffend den Schutz des Zwecks von Untersuchungstatigkeiten der Umstand zu berlicksichtigen
ist, dass andere Beteiligte als der betroffene Mitgliedstaat in Verfahren zur Kontrolle staatlicher
Beihilfen nicht Giber das Recht verfiigen, die Dokumente der Verwaltungsakte der Kommission ein-
zusehen, und daher anzuerkennen ist, dass eine allgemeine Vermutung dafir besteht, dass durch
die Verbreitung der Dokumente der Verwaltungsakte grundsatzlich der Schutz des Zwecks von
Untersuchungstatigkeiten beeintrachtigt wirde.

Somit darf die Kommission nach Art. 4 Abs. 2 dritter Gedankenstrich der Verordnung Nr. 1049/2001
den Zugang zu allen Dokumenten verweigern, die das Verfahren zur Kontrolle staatlicher Beihilfen
betreffen, und zwar ohne diese Dokumente vorher konkret und individuell zu priifen. Diese allge-
meine Vermutung schlie8t nicht das Recht fiir die erwdhnten Beteiligten aus, darzulegen, dass die-
se Vermutung fiir ein bestimmtes Dokument, um dessen Verbreitung ersucht wird, nicht gilt oder
dass gemal3 Art. 4 Abs. 2 der Verordnung Nr. 1049/2001 ein tGberwiegendes offentliches Interesse
an der Verbreitung des betreffenden Dokuments besteht.

Da die Klagerin in diesem Fall nichts vorgetragen hatte, was in Bezug auf die fraglichen Dokumen-
te die allgemeine Vermutung hatte widerlegen kénnen, hat das Gericht die Klage abgewiesen.

Ein dhnliches Problem hat das Gericht im Urteil vom 9. Juni 2010, Editions Jacob/Kommission
(T-237/05, noch nicht verdffentlicht), behandelt. In diesem Fall betrafen die Dokumente, zu de-
nen der Zugang beantragt worden war, jedoch ein Verfahren betreffend einen Unternehmenszu-
sammenschluss, das am Tag des Eingangs des Antrags auf Zugang bereits abgeschlossen war. Das
Gericht hat in diesem Zusammenhang entschieden, dass die Ausnahme zum Schutz des Zwecks
von Inspektions-, Untersuchungs- und Audittdtigkeiten nur dann anwendbar ist, wenn die Zu-
ganglichmachung der betreffenden Dokumente dazu flihren kénnte, dass diese Tatigkeiten nicht

37 C-139/07 P (noch nicht veroffentlicht).
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abgeschlossen werden kdnnen. Zwar kdnnen die anldsslich einer Untersuchung vorgenomme-
nen Handlungen noch unter diese Ausnahme fallen, solange die Untersuchungs- oder Inspekti-
onstatigkeiten noch im Gange sind, selbst wenn die konkrete Untersuchung oder Inspektion, die
Grundlage des Berichts ist, zu dem Zugang begehrt wird, beendet ist. Nahme man jedoch - wie
die Kommission geltend gemacht hatte - an, dass die in diesem Fall beantragten Dokumente so
lange unter diese Ausnahme fallen, wie die das Verfahren beendenden Entscheidungen keine
Rechtskraft erlangt haben, d. h., solange das Gericht und gegebenenfalls der Gerichtshof die ge-
gen die Entscheidungen erhobenen Klagen nicht abgewiesen haben bzw. — im Fall einer Nichtig-
erklarung — solange die Kommission nicht eine oder mehrere neue Entscheidungen erlassen hat,
wiirde der Zugang zu diesen Dokumenten von einem zufélligen, kiinftigen und vielleicht fern-
liegenden Ereignis abhdngig gemacht. Daher waren die Dokumente bei Erlass der Entscheidung
Uber die Verweigerung des Zugangs nicht mehr vom Anwendungsbereich der Ausnahmeregelung
in Bezug auf den Schutz des Zwecks von Untersuchungstatigkeiten erfasst. Obwohl sie von dieser
Ausnahme hatten erfasst sein kdnnen, ging jedenfalls aus der Begriindung der angefochtenen
Entscheidung in keiner Weise hervor, dass die Kommission die beantragten Dokumente konkret
und individuell geprift hatte.

Das Gericht hat ferner erldautert, dass die sich aus Art. 17 der Verordnung Nr. 139/2004 und aus
Art. 287 EG ergebende Pflicht zur Wahrung des Berufsgeheimnisses nicht so weit reicht, dass sie
eine allgemeine und abstrakte Verweigerung des Zugangs zu Dokumenten, die im Rahmen der
Anmeldung eines Zusammenschlusses Gibermittelt werden, rechtfertigen kdnnte. Bei der Beurtei-
lung der Vertraulichkeit einer Information sind somit einerseits die berechtigten Interessen, die
ihrer Offenlegung entgegenstehen, und andererseits das Allgemeininteresse daran, dass sich das
Handeln der Organe mdoglichst offen vollzieht, miteinander zum Ausgleich zu bringen. Indem sie
eine konkrete und individuelle Priifung der beantragten Dokumente vornimmt, sorgt die Kom-
mission dafiir, dass die praktische Wirksamkeit der geltenden Bestimmungen im Bereich der Zu-
sammenschlisse im Einklang mit der Verordnung Nr. 1049/2001 gewabhrleistet ist. Insbesondere
im Bereich der Zusammenschlisse kann der Schriftverkehr zwischen der Kommission und den
Beteiligten nicht als offensichtlich der Ausnahmeregelung in Bezug auf den Schutz geschaftlicher
Interessen unterliegend betrachtet werden. Der Kommission obliegt es, sich mit einer konkreten
und tatsachlichen Prifung jedes Dokuments davon zu iberzeugen.

Stellung von Mitgliedern des Europdischen Parlaments
1. Vorrechte und Befreiungen

Die Rechtssache Gollnisch/Parlament (Urteil vom 19. Madrz 2010, T-42/06, noch nicht veroffentlicht)
geht zuriick auf AuBerungen von Herrn Gollnisch, damals Mitglied des Européischen Parlaments,
wahrend einer Pressekonferenz, die eine Straftat darstellen kdnnen. Nach Einleitung von Ermittlun-
gen in Frankreich wegen Leugnung von Verbrechen gegen die Menschlichkeit und auf Antrag von
Herrn Romagnoli, der ebenfalls Mitglied des Europdischen Parlaments ist, befasste der Parlaments-
prasident den Rechtsausschuss mit einem Antrag auf Schutz der Immunitat des Klagers nach dem
in Art. 6 Abs. 3 der Geschaftsordnung des Parlaments®® vorgesehenen Verfahren. Nach Abschluss
der Priifung dieses Antrags und auf entsprechenden Vorschlag dieses Ausschusses wies das Parla-
ment den Antrag auf Schutz der Immunitat mit Beschluss vom 13. Dezember 2005 auf der Grund-
lage der Erwdagung zurlick, dass nach Art. 9 des Protokolls iber die Vorrechte und Befreiungen der

3% ABI. 2005, L 44,S. 1.
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Européischen Gemeinschaften®® die Immunitét fiir in Ausiibung ihres Amtes erfolgte AuBerungen
oder Abstimmungen der Mitglieder des Europdischen Parlaments gelte; um solche sei es in diesem
Fall nicht gegangen.

Das mit einer Klage auf Ersatz des Herrn Gollnisch durch diesen Beschluss entstandenen Scha-
dens befasste Gericht hat entschieden, dass, auch wenn die durch dieses Protokoll eingerdumten
Vorrechte und Befreiungen insofern funktionalen Charakter haben, als durch sie eine Beeintrach-
tigung der Funktionsfahigkeit und der Unabhangigkeit der Gemeinschaften verhindert werden
soll, dieses Protokoll den darin bezeichneten Personen doch ein subjektives Recht verleiht, dessen
Schutz durch das vom Vertrag geschaffene Rechtsschutzsystem gewdhrleistet wird.

Daruber hinaus hatte Herr Romagnoli unter Bezugnahme auf Art. 10 Abs. 1 Buchst. a des Protokolls
Uber die Vorrechte und Befreiungen angegeben, dass Herr Gollnisch die parlamentarische Immuni-
tat genieBBe, die ihm durch das franzosische Verfassungsrecht gewahrt werde, wonach die Kammer,
der der Parlamentarier angehore, die Aussetzung der Strafverfolgung verlangen kénne. Nach dem
Wortlaut dieses Artikels des Protokolls tiber die Vorrechte und Befreiungen stehe namlich wahrend
der Dauer der Sitzungsperiode des Parlaments seinen Mitgliedern im Hoheitsgebiet ihres eigenen
Staates die den Parlamentsmitgliedern zuerkannte Unverletzlichkeit zu. Folglich war das Parlament
mit einem Antrag auf Aussetzung der gegen Herrn Gollnisch in Frankreich laufenden Strafverfol-
gung, nicht aber mit einem auf Art. 9 des Protokolls tiber die Vorrechte und Befreiungen gestiitz-
ten Antrag auf Schutz der Immunitat befasst. Zwar verfiigt das Parlament bei der Frage, woran es
seine Entscheidung liber einen Antrag wie den in diesem Fall gestellten orientieren mochte, iber
ein weites Ermessen, doch lag die Entscheidung dariiber, ob auf der Grundlage von Art. 9 oder
Art. 10 Abs. 1 Buchst. a des Protokolls Gber die Vorrechte und Befreiungen zu entscheiden war,
nichtin seinem Ermessen. Das Parlament hat keine Entscheidung Uber eine eventuelle Aussetzung
der Strafverfolgung getroffen, obwohl Art. 10 des Protokolls tiber die Vorrechte und Befreiungen
fir die Ermittlung von Umfang und Bedeutung der Immunitat, die die Abgeordneten im Hoheits-
gebiet ihres eigenen Staates geniefRen, auf die Bestimmungen des nationalen Rechts verweist und
Art. 26 Abs. 3 der franzosischen Verfassung eine Aussetzung der Strafverfolgung wahrend der Lauf-
zeit des parlamentarischen Mandats vorsieht. In diesem Fall konnte sich der Klager daher im Rah-
men seiner Schadensersatzklage auf die Rechtswidrigkeit der Weigerung des Parlaments berufen,
auf der Grundlage von Art. 10 Abs. 1 Buchst. a des Protokolls {iber die Vorrechte und Befreiungen
zu befinden.

Der Antrag auf Ersatz des durch die Rufschadigung entstandenen Schadens wurde gleichwohl ab-
gewiesen, da es an einem unmittelbaren ursachlichen Zusammenhang zwischen diesem Schaden
und der festgestellten Rechtsverletzung fehlte. Unter Berlicksichtigung seines weiten Ermessens
hatte das Parlament namlich, wenn es sich auf Art. 10 Abs. 1 Buchst. a des Protokolls tber die Vor-
rechte und Befreiungen gestiitzt hatte, in zuldssiger Weise sowohl entscheiden kénnen, die Ausset-
zung der Strafverfolgung zu verlangen, als auch, sie nicht zu verlangen. Die Rechtswidrigkeit des
angefochtenen Beschlusses konnte daher nicht die unmittelbare und ausschlaggebende Ursache
fiir die vom Klager geltend gemachte Rufschadigung sein.

2. Kosten und Vergltungen

In der Rechtssache Martin/Parlament (Urteil vom 16. Dezember 2010, T-276/07, noch nicht verof-
fentlicht) war das Gericht mit einer Klage auf Aufhebung einer Entscheidung des Generalsekretars

3 Protokoll Giber die Vorrechte und Befreiungen der Europdischen Gemeinschaften vom 8. April 1965 (ABI. 1967,
Nr.152,S.13).
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des Europaischen Parlaments befasst, mit der dieser die Zahlung eines Betrags von 163 381,54 Euro
an Sekretariatszulagen an Herrn Martin, Mitglied des Parlaments, flr nicht gerechtfertigt erklart
und ihn davon in Kenntnis gesetzt hatte, dass der Betrag zuriickgefordert werde.

Im Interesse der Transparenz hat das Parlament die Kostenerstattungs- und Vergtitungsregelung
fur die Mitglieder des Europaischen Parlaments (KVR) erlassen, nach deren Art. 14 die Mitglieder
des Parlaments einen Antrag auf Gewahrung der Sekretariatszulage stellen, der u. a. den Namen
und die Anschrift, die Staatsangehorigkeit, das Geburtsland, den Geburtsort und das Geburtsda-
tum des Assistenten sowie dessen Unterschrift enthalt, mit der dieser die Richtigkeit dieser In-
formationen bestatigt. Das Gericht hat festgestellt, dass diese Anforderungen im Lauf der Zeit
insbesondere durch die Verpflichtung erhéht wurden, dem Antrag eine Kopie des zwischen dem
Mitglied des Parlaments und seinem Assistenten geschlossenen Vertrags beizufiigen sowie alle
den Antrag auf Gewahrung der Sekretariatszulage betreffenden Anderungen zu tibermitteln. Das
Gericht hat ferner darauf hingewiesen, dass jedes Mitglied des Parlaments bei Amtsantritt eine
Kopie der KVR erhalt und schriftlich deren Empfang bestatigt. Schlie3lich Gbernimmt das Mitglied
des Parlaments die formliche Verpflichtung, dem namentlich benannten Assistenten die Sekretari-
atszulage von Beginn seiner Tatigkeit an zu zahlen; auBerdem wird der Offentlichkeit eine Namens-
liste aller parlamentarischen Assistenten zuganglich gemacht.

Aus alledem hat das Gericht abgeleitet, dass die in Art. 14 KVR genannten Bedingungen, insbe-
sondere hinsichtlich der Angaben, die der von dem Mitglied des Parlaments gestellte Antrag auf
Gewadhrung in Bezug auf den oder die von ihm beschéftigten Assistenten enthalten muss, von
wesentlicher Bedeutung sind. In diesem Fall hatte der Kldger nach den Feststellungen des Gerichts
dem Parlament bestimmte Endempfanger von Zahlungen nicht genannt, und das Parlament hatte
keine Mitteilung Uber die Kiindigung bestimmter Vertrage erhalten. Darliber hinaus hatte der KIa-
ger zum einen die am Jahresende nicht verwendeten Mittel nicht zurlickgezahlt und zum anderen
die flr bestimmte Assistenten ausgezahlten Mittel zur Entlohnung anderer Personen eingesetzt.
Der Klager hat in diesem Fall gegen die KVR versto3en und konnte sich daher im Rahmen seiner
Nichtigkeitsklage nicht auf ein nicht an Bedingungen gekniipftes Recht auf Verwendung der erhal-
tenen Mittel berufen.

Das Gericht hat darliber hinaus ausgefiihrt, dass Art. 71 Abs. 3 der Haushaltsordnung (EG, Euratom)
Nr. 1605/2002%° dem Parlament die unbedingte Verpflichtung auferlegt, rechtsgrundlos gezahlte
Betrage einzuziehen. Diese Verpflichtung gilt nach Art. 27 Abs. 3 KVR auch fiir den Generalsekretar.

Il. Schadensersatzklagen
1. Einstufung eines Rechtsstreits als vertraglicher oder au3ervertraglicher Natur

Im Urteil vom 16. Dezember 2010, Systran und Systran Luxemburg/Kommission (T-19/07, noch nicht
veroffentlicht), hat das Gericht darauf hingewiesen, dass seine Zustandigkeit flr die Entscheidung
Uber eine Schadensersatzklage sich danach unterscheidet, ob die geltend gemachte Haftung ver-
traglicher oder auBervertraglicher Natur ist. So ist das Gericht auf dem Gebiet der vertraglichen
Haftung nur aufgrund einer Schiedsklausel im Sinne von Art. 238 EG zustdndig. Gibt es eine solche
Klausel nicht, kann das Gericht auf der Grundlage von Art. 235 EG nicht Uiber eine Klage auf Ersatz
eines Schadens vertraglichen Ursprungs entscheiden. Andernfalls wiirde es seine Zustandigkeit

40 Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002 lber die Haushaltsordnung fiir den Ge-
samthaushaltsplan der Europdischen Gemeinschaften (ABI. L 248, S. 1).
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Uber die Rechtsstreitigkeiten hinaus ausdehnen, deren Entscheidung ihm durch Art. 240 EG ab-
schlieBend vorbehalten ist, da diese Bestimmung gerade den einzelstaatlichen Gerichten die allge-
meine Zustandigkeit fir die Entscheidung von Streitsachen tbertragt, bei denen die Gemeinschaft
Partei ist. Hingegen ist im Bereich der auf3ervertraglichen Haftung der Gerichtshof zustandig,
ohne dass erforderlich ware, dass die Parteien des Rechtsstreits zuvor ihr Einverstandnis bekun-
den. Die Zustandigkeit des Gerichtshofs ergibt sich namlich unmittelbar aus den Art. 235 EG und
288 Abs. 2 EG.

Fir die Feststellung seiner Zustandigkeit nach Art. 235 EG hat das Gericht zu priifen, ob der von
den Klagerinnen gestellte Schadensersatzantrag in Anbetracht der relevanten Anhaltspunkte in
den Akten objektiv und umfassend auf Verpflichtungen vertraglichen oder auBBervertraglichen
Ursprungs beruht. Diese Anhaltspunkte lassen sich u. a. aus der Priifung des Parteivorbringens,
der Ursache des Schadens, dessen Wiedergutmachung beantragt wird, sowie dem Inhalt der ver-
traglichen oder auf3ervertraglichen Bestimmungen ableiten, die zur Regelung der streitigen Frage
herangezogen werden. In diesem Rahmen stellt die Zustandigkeit des Gerichts fiir Vertragsangele-
genheiten eine Ausnahme vom allgemeinen Recht dar und ist daher eng auszulegen, so dass das
Gericht nur Gber Antrdge entscheiden kann, die auf den Vertrag gestiitzt sind oder die in unmittel-
barem Zusammenhang mit den Verpflichtungen aus dem Vertrag stehen.

So hat das Gericht in diesem Fall den Inhalt der einzelnen zwischen der Systran-Gruppe und der
Kommission geschlossenen Vertrage zu priifen. Dieses Vorgehen gehért zur Zustandigkeitspri-
fung, einer unverzichtbaren Prozessvoraussetzung, und kann nicht im Ergebnis dadurch zu einer
Anderung der Natur des Rechtsstreits fiihren, dass sie ihn auf eine vertragliche Grundlage stellte.

Anhand einer eingehenden Priifung des Parteivorbringens ist das Gericht zu dem Ergebnis ge-
langt, dass der in Rede stehende Rechtsstreit auBervertraglicher Natur ist. Es geht namlich um die
Beurteilung, ob die Weitergabe durch ein Eigentumsrecht oder das Know-how geschiitzter Infor-
mationen ohne ausdriickliche Zustimmung des Berechtigten durch die Kommission an einen Drit-
ten nach den allgemeinen, dem einschldagigen Recht der Mitgliedstaaten gemeinsamen Rechts-
grundsatzen — wie behauptet - pflichtwidrig und schadlich war, nicht aber um die Beurteilung
vertraglicher Bestimmungen.

2. Kausalzusammenhang

Im Urteil vom 20. Januar 2010, Sungro u. a./Rat und Kommission (T-252/07,T-271/07 und T-272/07,
Slg. 2010, 1I-55), hat das Gericht Schadensersatzklagen abgewiesen, die auf Ersatz des Schadens
gerichtet waren, der den Klagerinnen durch eine mit Urteil des Gerichtshofs vom 7. September
2006, Spanien/Rat (C-310/04, Slg. 2006, I-7285), flr nichtig erklarte Regelung staatlicher Beihilfen
im Baumwollsektor entstanden sein sollte. Es hat sich insoweit auf die Erwagung gestiitzt, dass,
um den auf ein rechtswidriges Verhalten eines Gemeinschaftsorgans zurtickzufiihrenden Schaden
zu bestimmen, die Wirkungen der die Haftung auslosenden Pflichtverletzung zu bericksichtigen
sind, nicht aber die Wirkungen der MalBnahme, in deren Zusammenhang die Pflichtverletzung er-
folgte, sofern das Organ eine MalBnahme mit gleicher Wirkung hatte treffen kdnnen oder missen,
ohne gegen die Rechtsnorm zu verstof3en. Anders gesagt, die Untersuchung des Kausalzusam-
menhangs darf nicht von der unzutreffenden Pramisse ausgehen, dass das Organ ohne das rechts-
widrige Verhalten von einer Malinahme abgesehen oder eine gegenteilige Mallnahme getroffen
hatte — was wiederum ein rechtswidriges Verhalten darstellen kdnnte —, sondern sie muss anhand
eines Vergleichs zwischen der Lage, wie sie sich fiir den betroffenen Dritten aufgrund des pflicht-
widrigen Verhaltens darstellt, und der Lage erfolgen, die sich fiir ihn aus einem die Rechtsnorm
wahrenden Verhalten des Organs ergeben hatte.
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3. Hinreichend qualifizierter Verstol3 gegen eine Rechtsnorm, die dem Einzelnen
Rechte verleihen soll

Die Feststellung der auf3ervertraglichen Haftung der Union setzt voraus, dass der Klager einen
hinreichend qualifizierten Versto3 gegen eine Rechtsnorm nachweist, die dem Einzelnen Rechte
verleihen soll*'.

Im Rahmen eines Antrags auf Ersatz des Schadens, der der Kldagerin durch die Entscheidung der
Kommission entstanden sein soll, mit der sie auf der Grundlage von Art. 15a der Zweiten Richtlinie
75/319/EWG* die Riicknahme der Zulassungen von Humanarzneimitteln, die den Stoff Amfepra-
mon enthalten, angeordnet hatte, hat das Gericht im Urteil vom 3. Marz 2010, Artegodan/Kommis-
sion (T-429/05, noch nicht verdffentlicht, mit Rechtsmittel angefochten), darauf hingewiesen, dass
mit dem Erfordernis eines hinreichend qualifizierten Versto3es verhindert werden soll, dass durch
das Risiko, die von den betroffenen Unternehmen behaupteten Schaden tragen zu missen, das
fragliche Organ in der Ausiibung seiner Befugnisse im Allgemeininteresse eingeschrankt wird.

Es hat weiter ausgefiihrt, dass in dem Fall, in dem das betreffende Organ nur {iber einen erheblich
verringerten oder gar auf null reduzierten Wertungsspielraum verfiligt, kein automatischer Zusam-
menhang zwischen dem mangelnden Ermessen des betreffenden Organs und der Qualifikation
der Zuwiderhandlung als hinreichend qualifizierten Verstol3 gegen das Gemeinschaftsrecht be-
steht. Zwar hat der Umfang des Ermessens der betreffenden Verwaltung bestimmenden Charakter,
doch stellt er kein ausschlie3liches Kriterium dar. Es ist ndmlich Sache des Gemeinschaftsrichters,
die Komplexitat der zu regelnden Sachverhalte, die Schwierigkeiten bei der Anwendung oder Aus-
legung der Vorschriften, das MaB3 an Klarheit und Genauigkeit der verletzten Vorschrift und die
Frage zu beriicksichtigen, ob der Rechtsfehler unentschuldbar ist. Daraus folgt, dass nur die Fest-
stellung einer UnregelmaBigkeit, die eine durchschnittlich umsichtige und sorgféltige Verwaltung
unter dhnlichen Umstanden nicht begangen hatte, die Haftung der Union auslésen kann.

In diesem Fall hat das Gericht festgestellt, dass die zustandige Behorde im Rahmen der Anwen-
dung der Richtlinie 65/65/EWG* beim Erlass einer Entscheidung tiber die Rlicknahme oder Aus-
setzung einer Zulassung verpflichtend den allgemeinen Grundsatz des Vorrangs des Schutzes der
offentlichen Gesundheit, der in den materiell-rechtlichen Bestimmungen dieser Richtlinie seinen
konkreten Ausdruck gefunden hat, zu beachten hat. Dieser Grundsatz verpflichtet sie erstens zur
ausschlieBllichen Berlicksichtigung von Erwdgungen zum Gesundheitsschutz, zweitens zur Neu-
bewertung des Nutzen-Risiko-Verhiltnisses eines Arzneimittels, wenn neue Daten Zweifel an des-
sen Wirksamkeit oder Sicherheit wecken, und drittens zur Anwendung der Beweislastregelung
gemal dem Grundsatz der Vorsorge. In diesem Fall konnte sich die Klagerin daher im Rahmen
ihrer Schadensersatzklage nicht auf einen Versto3 gegen Art. 11 der Richtlinie 65/65 berufen. Die
Schwierigkeiten, die mit der systematischen Auslegung der in dieser Bestimmung genannten
Voraussetzungen fiir eine Riicknahme oder Aussetzung einer Zulassung im Licht des gesamten
Gemeinschaftssystems der vorherigen Genehmigung von Arzneimitteln zusammenhingen, konn-
ten ndmlich mangels eines Prazedenzfalls verniinftigerweise den Rechtsfehler erkldren, den die
Kommission begangen hatte. Zudem musste die Kommission bei fehlender Erkennbarkeit der

4 Urteil des Gerichtshofs vom 4. Juli 2000, Bergaderm und Goupil/Kommission (C-352/98 P, Slg. 2000, I-5291, Rand-
nrn. 42 und 43).

42 Zweite Richtlinie 75/319/EWG des Rates vom 20. Mai 1975 zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften Uber Arzneispezialitaten (ABI. L 147, S. 13).

4 Richtlinie 65/65/EWG des Rates vom 26. Januar 1965 zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften
Uber Arzneispezialitaten (ABI. 1965, Nr. 22, S. 369).
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behaupteten Entwicklung des wissenschaftlichen Kriteriums in den geltenden Leitlinien, das bei
der Zulassung von Humanarzneimitteln, die den Stoff Amfepramon enthalten, ausschlaggebend
ist, ihre Entscheidung auf der Grundlage einer komplexen Priifung der aufeinanderfolgenden vor-
bereitenden wissenschaftlichen Berichte, die im Rahmen des zum endgliltigen Gutachten flihren-
den Priifungsverfahrens in Bezug auf Amfepramon erstellt worden waren, sowie der in diesem
endglltigen Gutachten genannten Leitlinien treffen. Unter diesen Bedingungen hat das Gericht
den VerstoB gegen das Gemeinschaftsrecht als nicht hinreichend qualifiziert angesehen.

Ferner hat das Gericht in Bezug auf die Voraussetzung, dass die behauptete Verletzung eine Rechts-
norm betreffen muss, die bezweckt, dem Einzelnen Rechte zu verleihen, entschieden, dass die ein-
schldgigen Bestimmungen der Richtlinie 75/319, die die jeweiligen Zustandigkeitsbereiche der
Kommission und der Mitgliedstaaten voneinander abgrenzen, nicht bezwecken, dem Einzelnen
Rechte zu verleihen. Diese Bestimmungen zielen namlich speziell darauf ab, im Bereich des Verfah-
rens der gegenseitigen Anerkennung nationaler Zulassungen die Verteilung der Zustandigkeiten
zwischen den nationalen Behdrden und der Kommission zu regeln. In diesem Fall konnte sich die
Klagerin daher im Rahmen ihrer Schadensersatzklage nicht darauf berufen, dass der Kommissions-
entscheidung wegen der Unzustandigkeit der Gemeinschaft die Rechtsgrundlage fehle und dass
die Klagerin namentlich aus diesem Grund die Nichtigerklarung dieser Entscheidung erwirkt habe.

4.  Verletzung von Urheberrechten und Know-how

Im bereits erwdhnten Urteil Systran und Systran Luxemburg/Kommission wird die Rechtsprechung
auf dem Gebiet des Schadensersatzes und des Schutzes von Urheberrechten und Know-how wei-
terentwickelt; mit diesem Urteil wurde ein komplexer Rechtsstreit zwischen der Gesellschaft Sys-
tran und der Kommission entschieden, der auf eine Ausschreibung fiir die Wartung/Pflege und
linguistische Verbesserung des maschinellen Ubersetzungssystems der Kommission zuriickging.

Zwischen dem 22. Dezember 1997 und dem 15. Marz 2002 passte die Gesellschaft Systran Lu-
xemburg unter der Bezeichnung EC-Systran Unix ihre Software fiir maschinelle Ubersetzungen
Systran-Unix an den spezifischen Bedarf der Kommission auf diesem Gebiet an. Am 4. Oktober
2003 brachte die Kommission eine Ausschreibung fiir die Wartung/Pflege und linguistische Ver-
besserung ihres maschinellen Ubersetzungssystems auf den Weg. Die Dienstleistungen, mit denen
der Zuschlagsempfanger fir diesen Auftrag von der Kommission betraut wurde, betrafen u. a. die
mit der Ausschreibung ins Auge gefassten ,Verbesserungen, Anpassungen und Erganzungen der
linguistischen Routinen”, ,spezifischen Verbesserungen der Analyse-, Ubertragungs- und Synthe-
seprogramme” sowie ,Aktualisierungen des Systems”.

Auf diese Ausschreibung hin nahm Systran — die Muttergesellschaft der Systran Luxemburg — Kon-
takt mit der Kommission auf und teilte ihr mit, dass die geplanten Arbeiten ihrem Eindruck nach
geeignet seien, ihre Rechte des geistigen Eigentums zu verletzen. Nach wiederholtem Austausch
mit Systran vertrat die Kommission die Ansicht, Systran habe keine ,beweiskraftigen Dokumente”
zum Nachweis der Rechte vorgelegt, die diese Gesellschaft an ihrem maschinellen Ubersetzungs-
system EC-Systran Unix geltend machen kdnnte. Die Kommission hielt die Systran-Gruppe daher
nicht fir berechtigt, sich den Arbeiten zu widersetzen, die von der Gesellschaft auszufihren waren,
die im Rahmen der Ausschreibung den Zuschlag erhalten hatte, und erteilte daher den Auftrag,
der Gegenstand der Ausschreibung war.

Da Systran und Systran Luxemburg der Ansicht waren, dass die Kommission ihr Know-how unbe-
rechtigterweise an einen Dritten weitergegeben und dadurch eine Zuwiderhandlung begangen
habe, dass der Zuschlagsempfanger des Auftrags eine nicht genehmigte Weiterentwicklung der
Version EC-Systran Unix vorgenommen habe, erhoben sie eine Schadensersatzklage gegen die
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Kommission. Das Gericht hat dazu ausgefiihrt, dass die Kommission, indem sie, ohne zuvor die Zu-
stimmung der Systran-Gruppe eingeholt zu haben, das Recht eingerdumt hat, Arbeiten vorzuneh-
men, die zu einer Anderung von Elementen der Version EC-Systran Unix fiihren mussten, rechts-
widrig gehandelt und gegen die allgemeinen Rechtsgrundsatze, die dem einschldagigen Recht
der Mitgliedstaaten gemeinsam sind, verstof3en sowie Urheberrechte und Know-how verletzt hat.
Diese Pflichtverletzung, die einen hinreichend qualifizierten Verstof3 gegen die Urheberrechte und
das Know-how der Systran-Gruppe an der Version Systran-Unix der Systran-Software darstellt, ist
geeignet, die auBervertragliche Haftung der Union auszul&sen.

Nach der Feststellung der Pflichtverletzung der Kommission hat das Gericht ausgefiihrt, dass der
geltend gemachte Schaden, namlich im Wesentlichen eine sich aus dem Verlust potenzieller Kun-
den und der Erschwerung der Verhandlungen mit den gegenwartigen Kunden von Systran erge-
bende Geschaftsschadigung sowie ein sich aus dem Verlust ihrer wirtschaftlichen Anziehungskraft
fur Investoren und einer Wertminderung ihrer immateriellen Aktiva ergebender finanzieller Scha-
den, eine unmittelbare Folge der Verletzung der Urheberrechte und des Know-how der Systran
durch die Kommission ist.

Das Gericht hat die Entschadigung fuir den der Gesellschaft Systran entstandenen Schaden auf
12 001 000 Euro festgesetzt; dieser Schadensersatz umfasst die Abgaben, die fallig geworden wa-
ren, hatte die Kommission die Zustimmung zur Nutzung der Rechte des geistigen Eigentums von
Systran fiir die Vornahme der in der Ausschreibung aufgefiihrten Arbeiten eingeholt, die Auswir-
kungen, die das Verhalten der Kommission auf den von Systran erzielten Umsatz haben konnte,
sowie die Wiedergutmachung des immateriellen Schadens. Dariliber hinaus hat das Gericht aus-
nahmsweise erlautert, dass auch die Verbreitung einer Pressemitteilung einen natirlichen Aus-
gleich des immateriellen Schadens ermdglicht, der in der durch das rechtswidrige Verhalten der
Kommission ausgeldsten Rufschadigung von Systran bestanden hat.

1. Rechtsmittel

Im Lauf des Jahres 2010 wurden 24 Rechtsmittel gegen Entscheidungen des Gerichts fiir den 6f-
fentlichen Dienst eingelegt, und das Gericht (Rechtsmittelkammer) hat 37 Rechtssachen erledigt.
Zwei dieser Sachen verdienen besondere Aufmerksamkeit.

Erstens hat das Gericht im Urteil vom 8. Juli 2010, Kommission/Putterie-De-Beukelaer (T-160/08 P,
noch nicht veroffentlicht), zum einen darauf hingewiesen, dass die Unzustandigkeit des Urhebers
einer beschwerenden MalBnahme ein das zwingende Recht betreffender Gesichtspunkt ist, den
das Unionsgericht erforderlichenfalls von Amts wegen zu priifen hat, und zum anderen, dass die
Nichtbeachtung der Verfahrensvorschriften iber den Erlass einer beschwerenden MaBnahme eine
Verletzung wesentlicher Formvorschriften darstellt, die vom Unionsgericht auch von Amts wegen
gepriift werden kann. Somit stellt die Ablehnung der Priifung eines Einspruchs, der in den Verfah-
rensvorschriften fir den Erlass einer beschwerenden MaBnahme vorgesehen ist, eine Verletzung
wesentlicher Formvorschriften dar und kann daher vom Gericht fiir den 6ffentlichen Dienst von
Amts wegen gepriift werden.

Zweitens ist hervorzuheben, dass das Gericht erstmals mit einer Sache befasst wurde, die der Ge-
richtshof nach Uberpriifung eines im Rechtsmittelverfahren ergangenen Urteils zuriickverwiesen
hatte. Im Urteil vom 8. Juli 2010, M/EMA (T-12/08 P-RENV-RX, noch nicht verdffentlicht), hat das Ge-
richt die Auffassung vertreten, dass das Rechtsmittelgericht unter bestimmten Voraussetzungen in
der Sache Uber eine Klage entscheiden kann, obwohl das Verfahren im ersten Rechtszug auf eine
Einrede der Unzuldssigkeit beschrankt war, der das Gericht dieses Rechtszugs stattgegeben hat.
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Dies kann zum einen der Fall sein, wenn die Aufhebung des angefochtenen Urteils oder Beschlus-
ses zwangslaufig mit einer bestimmten Sachentscheidung Uber die fragliche Klage verbunden ist,
oder zum anderen, wenn die inhaltliche Priifung der Aufhebungsklage auf Argumenten beruht,
die von den Parteien im Rahmen des Rechtsmittelverfahrens im Anschluss an Ausfiihrungen des
Gerichts des ersten Rechtszugs ausgetauscht wurden. Sind solche besonderen Umstande nicht
gegeben, ist der Rechtsstreit nicht im Sinne von Art. 61 der Satzung des Gerichtshofs der Europai-
schen Union und Art. 13 Abs. 1 des Anhangs dieser Satzung zur Entscheidung reif. Das Rechtsmit-
telgericht kann daher die Rechtssache nur an das erstinstanzliche Gericht zurilickverweisen, damit
dieses Uber die Sachantrdage entscheidet. Somit hat das Gericht seinerseits die Rechtssache an das
Gericht fiir den o6ffentlichen Dienst zurlickverwiesen.

IV. Antrage auf vorlaufigen Rechtsschutz

Beim Prasidenten des Gerichts gingen in diesem Jahr 41 Antrage auf vorlaufigen Rechtsschutz ein,
was einen deutlichen Anstieg gegentiber der Zahl der im Jahr 2009 gestellten Antrdage (24) bedeu-
tet. 2010 wurde (iber 38 Antrage entschieden, gegentiber 20 im Jahr 2009.

In den Beschllissen vom 15. Januar und vom 25. November 2010, United Phosphorus/Kommission
(T-95/09 R Il und T-95/09 R IlI, nicht verdffentlicht), gab der Prasident des Gerichts zwei Antrdgen
auf Verlangerung der Aussetzung des Vollzugs einer Entscheidung statt, mit der die Vermarktung
eines Pflanzenschutzmittelwirkstoffs untersagt worden war. Mit Beschluss vom 28. April 2009, Uni-
ted Phosphorus/Kommission (T-95/09 R, nicht veroffentlicht), hatte der Prasident des Gerichts die
Dringlichkeit bereits anerkannt und flr ausschlaggebend erachtet, dass die Klagerin nach dem
Erlass dieser Entscheidung ein neu geschaffenes beschleunigtes Verwaltungsverfahren fiir die Be-
wertung eingeleitet hatte, in dem ihre Erfolgsaussichten dem Anschein nach gréBer waren als in
dem Verfahren, das zu der Verbotsentscheidung gefiihrt hatte, und dass die Moglichkeit bestand,
dass dieses beschleunigte Verfahren nur wenige Monate nach dem Zeitpunkt abgeschlossen wer-
de, bis zu dem der in Rede stehende Wirkstoff vom Markt genommen werden musste. Er hatte
daraus geschlossen, dass es unverniinftig ware, die Vermarktung eines Wirkstoffs untersagen zu
lassen, dessen Zulassung nur wenige Monate spater nicht unwahrscheinlich war. Nachdem er das
Vorliegen eines fumus boni iuris anerkannt und ausgefiihrt hatte, dass die Interessenabwagung fir
die Klagerin sprach, hatte der Prasident des Gerichts den Vollzug der Verbotsentscheidung zum
7. Mai 2010 ausgesetzt.

Spater erwirkte die Klagerin die Verlangerung der bewilligten Aussetzung mit Beschluss vom
15. Januar 2010 bis 30. November 2010 mit der Begriindung, dass sich gezeigt habe, dass das
beschleunigte Verfahren nicht vor dem 7. Mai 2010 abgeschlossen sein werde und sich an den
Gesichtspunkten, die die urspriingliche Aussetzung des Vollzugs gerechtfertigt hatten, nichts ge-
andert hatte. Anfang November 2010 reichte die Kldgerin einen neuen Verlangerungsantrag ein,
den sie darauf stiitzte, dass das beschleunigte Bewertungsverfahren einen fiir sie positiven Aus-
gang nehmen werde. Die Kommission hatte namlich das Zulassungsverfahren fiir den in Rede ste-
henden Wirkstoff eingeleitet, und eine diese Zulassung enthaltende Richtlinie sollte am 1. Januar
2011 in Kraft treten. Unter diesen Umstanden hat der Prasident des Gerichts mit Beschluss vom
25. November 2010 die Aussetzung der Verbotsentscheidung, soweit mit ihr dem in Rede stehen-
den Wirkstoff die Zulassung verweigert wurde, bis zum 31. Dezember 2011 verlangert. Hinsichtlich
der Pflanzenschutzmittel, die diesen Wirkstoff enthalten, hat er darauf hingewiesen, dass den Mit-
gliedstaaten mit der Verbotsentscheidung aufgegeben wurde, die Zulassungen solcher Erzeugnis-
se zurlickzunehmen, und dass die mit den friiheren Beschliissen bewilligte Aussetzung auch die
Rucknahme der Zulassungen dieser Erzeugnisse betraf. Aber selbst nach dem Inkrafttreten der Zu-
lassung des in Rede stehenden Wirkstoffs misste die Klagerin bei den nationalen Behérden fiir ihre
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Pflanzenschutzmittel, die diesen Wirkstoff enthalten, neue Zulassungsantrage stellen, da diese Er-
zeugnisse vor der Erteilung der nationalen Zulassungen vom Markt genommen werden mussten.
Hierzu hat der Prasident des Gerichts festgestellt, dass die neue Zulassungsrichtlinie keine Bestim-
mung zur Aufhebung der Verbotsentscheidung enthalt, so dass mit dieser in Ermangelung einer
Verlangerung der bereits bewilligten Aussetzung die Riicknahme der Zulassungen fiir Erzeugnisse
angeordnet wird, die der Klagerin gegenwartig zugutekommen. Aulerdem enthalt die neue Richt-
linie keine Bestimmung, die der mit den Beschlissen vom 28. April 2009 und vom 15. Januar 2010
bewilligten Aussetzung im Hinblick darauf Rechnung tragt, eine Unterbrechung der Vermarktung
der erfassten Pflanzenschutzmittel zu vermeiden und eine verniinftige Phase des Ubergangs von
der Verbotsentscheidung zur Umsetzung der neuen Richtlinie zu gewahrleisten. Der Prasident des
Gerichts hat daher die zuvor bewilligte Aussetzung hinsichtlich der Riicknahme der Zulassungen
von Pflanzenschutzmitteln, die den in Rede stehenden Wirkstoff enthalten, bis zum 31. Dezember
2011 verlangert und hervorgehoben, dass diese MaBnahme der Tatsache Rechnung tragt, dass
dieser Wirkstoff, wie sich letztlich nach Abschluss des beschleunigten Bewertungsverfahrens ge-
zeigt habe, unschadlich ist.

Was Antrdge auf vorlaufigen Rechtsschutz betrifft, die auf das angebliche Unvermdgen der An-
tragstellerinnen gestiitzt waren, von der Kommission wegen VerstoBBes gegen die Wettbewerbs-
regeln festgesetzte Geldbuf3en zu zahlen, hat der Prasident des Gerichts im Beschluss vom 7. Mai
2010, Aimamet/Kommission (T-410/09 R, nicht veroffentlicht), erneut die Rechtsprechung bestatigt,
wonach der Antragsteller konkrete, durch detaillierte Unterlagen belegte Angaben machen muss,
die seine finanzielle Lage wirklichkeitsgetreu und umfassend veranschaulichen und dem fiir die
Gewahrung vorlaufigen Rechtsschutzes zustandigen Richter die Beurteilung ermoglichen, welche
konkreten Folgen es aller Wahrscheinlichkeit nach fiir diese Partei hatte, wenn die beantragten
einstweiligen MalBnahmen nicht erlassen wiirden. In Anwendung dieser Rechtsprechung hat es
der Prasident fur unzureichend gehalten, dass sich der Antragsteller auf eine nur miindlich ausge-
sprochene Weigerung berufen hat, die ihm von einer Bank entgegengehalten wurde, mit der er
Kontakt aufgenommen hatte, um eine Bankbiirgschaft zu erhalten. Er hat weiter ausgefiihrt, dass
die Rechtsprechung zur Berlicksichtigung der Unternehmensgruppe zwar haufig im Hinblick auf
den Mehrheitsaktionar Anwendung gefunden hat, dass aber die ihr zugrunde liegenden Erwagun-
gen nicht ausschlieBen, dass sie gegebenenfalls in vollem Umfang auch fiir die Minderheitsbetei-
ligung von Bedeutung ist, da die Interessen bestimmter Minderheitsaktiondre eine Berilicksichti-
gung ihrer finanziellen Ressourcen in Anbetracht der Beteiligungsstruktur ebenso rechtfertigen
konnen. Da sich in diesem Fall die Beteiligung an der antragstellenden Gesellschaft aus zwei gro-
Ben Anteilseignern zusammensetzte, die 50 % bzw. 30 % des Kapitals hielten, hatte diese Gesell-
schaft dem fiir die Gewdhrung vorldaufigen Rechtsschutzes zustandigen Richter genaue Angaben
zu dem Minderheitsaktionar Gbermitteln missen, der den Anteil von 30 % hielt*.

4 In diesem Zusammenhang ist eine weitere — in Anbetracht der Gefahr, den Konkurs der Antragstellerin im Fall
der Offenlegung ihrer prekaren finanziellen Lage zu beschleunigen, der Vertraulichkeit unterliegende — Rechts-
sache zu erwdhnen, in der es um einen Antrag auf Befreiung von der durch die Kommission auferlegten Ver-
pflichtung ging, als Bedingung dafiir, dass die gegen sie verhdangte Geldbufe nicht sofort beigetrieben werde,
eine Bankbirgschaft zu stellen. Da die Antragstellerin bereits damit begonnen hatte, einen Zahlungsplan mit
gestaffelten Zahlungen zugunsten der Kommission durchzufiihren, hat der Prasident des Gerichts einen Aus-
setzungsbeschluss gemaR Art. 105 § 2 der Verfahrensordnung erlassen, gefolgt von einer Anhérung mit dem
Ziel, die Beteiligten zu ermutigen, einen gerichtlichen Vergleich auszuhandeln. Da die Bemiihungen der Betei-
ligten tatsachlich von Erfolg gekront waren, ist das Verfahren des vorldufigen Rechtsschutzes in dieser Rechts-
sache im Register gestrichen worden.
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Ferner wurde mit dem ersten im Zusammenhang mit der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006% ge-
stellten Antrag auf vorlaufigen Rechtsschutz die Frage nach dem Kausalzusammenhang zwischen
dem behaupteten Schaden und der MaBnahme aufgeworfen, deren Aussetzung beantragt wurde.
Im Beschluss vom 26. Mdrz 2010, SNF/ECHA (T-1/10 R, nicht verdffentlicht), hat der Prasident des
Gerichts den Antrag auf Aussetzung des Vollzugs der Aufnahme eines chemischen Stoffes in das
Verzeichnis der duBerst besorgniserregenden Stoffe” mit der Begriindung zuriickgewiesen, dass
keine Bestimmung der Verordnung Nr. 1907/2006 die Wirkung hat, dass die Herstellung, Vermark-
tung oder Verwendung dieses Stoffes allein deshalb verboten oder beschrankt ist, weil er in dieses
Verzeichnis aufgenommen ist. Hinsichtlich der Besorgnis, das fragliche Verzeichnis werde von der
Industrie und den Verbrauchern als ,schwarze Liste” von zu meidenden Stoffen wahrgenommen,
wurde ausgefiihrt, dass mangels jeglichen Automatismus zwischen der Aufnahme des Stoffes in
das streitige Verzeichnis und seiner schrittweisen Ersetzung durch andere Stoffe etwaige negative
Reaktionen der Kunden der Antragstellerin nicht als Konsequenzen angesehen werden kdnnen,
die ein Wirtschaftsteilnehmer allein aus der Kennzeichnung des Stoffes als duBerst besorgniser-
regend verniinftigerweise hatte ziehen kdnnen. Der Prasident des Gerichts hat entschieden, dass,
unterstellt, diese negativen Reaktionen fanden ihre Erklarung in einer veranderten Politik der frag-
lichen Wirtschaftsteilnehmer, die auf eine erhéhte Sensibilitdat gegeniiber gefahrlichen Substanzen
gestlitzt ware, es sich um eine eigenstandige Entscheidung dieser Wirtschaftsteilnehmer handelte,
die die ausschlaggebende Ursache fiir den behaupteten Schaden bildete.

Aus dem Bereich der Ausschreibungsverfahren ist der Beschluss vom 31. August 2010, Babcock
Noell/Gemeinsames Unternehmen Fusionsenergie (T-299/10 R, nicht veréffentlicht), zu erwahnen,
der in einer Rechtssache erging, die das internationale Vorhaben des Baus eines internationalen
thermonuklearen Experimentalreaktors (ITER) betraf, mit dem die wissenschaftliche und techni-
sche Gangbarkeit der Fusionsenergie belegt werden soll. Im Rahmen dieses Vorhabens wurde ein
europaisches gemeinsames Unternehmen fiir den ITER geschaffen, dessen Aufgabe darin besteht,
einen Beitrag zur raschen Verwirklichung der Fusionsenergie zu leisten. Zu diesem Zweck vergibt
das gemeinsame Unternehmen Auftrdage liber die Lieferung von Waren, die Durchfiihrung von
Arbeiten oder die Erbringung von Dienstleistungen. Im Rahmen einer Ausschreibung zur Verga-
be eines Lieferauftrags fiir ITER Wicklungspakete toroidaler Feldspulen hatte die Antragstellerin,
ein auf dem Gebiet der Nukleartechnologie tatiges Unternehmen, fiir den fraglichen Auftrag ein
Angebot abgegeben, das aufgrund Nichteinhaltung des Lastenhefts abgelehnt wurde. Die Antrag-
stellerin erhob Klage auf Nichtigerkldarung der Ablehnungsentscheidung und der Entscheidung
Uber die Vergabe des Auftrags an ein anderes Unternehmen, die sie mit einem Antrag auf vorlaufi-
gen Rechtsschutz verband, der zurlickgewiesen wurde, weil in diesem Fall keine der flir den Erlass
der beantragten einstweiligen Mal3nahmen erforderlichen Voraussetzungen vorlag.

In Bezug auf die Voraussetzung der Dringlichkeit hat der fiir die Gewahrung vorldaufigen Rechts-
schutzes zustandige Richter nicht anerkannt, dass der Ruf der Antragstellerin durch ihren Aus-
schluss vom Ausschreibungsverfahren beeintrachtigt wiirde, da die Teilnahme an einer &ffentli-
chen Ausschreibung Risiken fiir alle Teilnehmer mit sich bringt und der Ausschluss des Angebots
eines Bieters aufgrund der Vergaberegeln fiir 6ffentliche Auftrage als solcher nichts Schadigen-
des hat. Im Fall des rechtswidrigen Ausschlusses des Angebots eines Unternehmens von einem
Ausschreibungsverfahren gibt es umso weniger Anlass, von der Gefahr einer schweren und nicht
wiedergutzumachenden Beeintrachtigung seines Rufes auszugehen, als dieser rechtswidrige

4 Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2006 zur Regis-
trierung, Bewertung, Zulassung und Beschrankung chemischer Stoffe (REACH), zur Schaffung einer Europai-
schen Chemikalienagentur, zur Anderung der Richtlinie 1999/45/EG und zur Aufhebung der Verordnung (EWG)
Nr. 793/93 des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1488/94 der Kommission, der Richtlinie 76/769/EWG des Rates
sowie der Richtlinien 91/155/EWG, 93/67/EWG, 93/105/EG und 2000/21/EG der Kommission (ABI. L 396, S. 1).
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Ausschluss in keinem Zusammenhang mit den Kompetenzen des Unternehmens steht und ein an-
schlieBendes Nichtigkeitsurteil grundsatzlich die Wiederherstellung eines eventuell geschadigten
Rufes ermdglicht. Ferner hat der fir die Gewahrung vorlaufigen Rechtsschutzes zustandige Richter
zur Interessenabwdgung ausgefiihrt, dass das Interesse der Antragstellerin, den fraglichen Auftrag
zu Werbezwecken anfiihren zu kdnnen, hinter dem allgemeinen Interesse der Union und das ihrer
Burger an einer raschen Verwirklichung des ITER-Vorhabens zuriicktreten muss, dessen vorrangi-
ge wirtschaftspolitische Bedeutung daran erkennbar ist, dass dieses Vorhaben auf die Nutzung
der Fusion als potenziell unbegrenzter, sicherer, nachhaltiger, umweltschonender und wirtschaft-
lich wettbewerbsfahiger Energiequelle gerichtet ist, aus der die Union erhebliche Vorteile ziehen
konnte®.

Schlie3lich sind die rechtlichen, wirtschaftlichen und soziokulturellen Auswirkungen der Beschliis-
se vom 30. April, 19. August, 19. Oktober und 25. Oktober 2010 hervorzuheben, die der Prasident
des Gerichts in der Rechtssache Inuit Tapiriit Kanatami u. a./Parlament und Rat (Rechtssachen
T-18/10R, T-18/10 R II, T-18/10 R I INTP und T-18/10 R I, nicht ver&ffentlicht, mit Rechtsmittel ange-
fochten) erlassen hat. Diese Beschliisse gehen zurtick auf die Verordnung (EG) Nr. 1007/2009%, mit
der im Interesse des Tierschutzes und zur Festlegung harmonisierter Vorschriften fir die Vermark-
tung von Robbenerzeugnissen das Inverkehrbringen solcher Erzeugnisse, mit Ausnahme derjeni-
gen, die aus einer Jagd stammen, die von Inuit-Gemeinschaften traditionsgemaf fiir ihren Lebens-
unterhalt betrieben wird, ab dem 20. August 2010 verboten wird. Diese Ausnahme war mit den
grundlegenden wirtschaftlichen und sozialen Interessen von Inuit-Gemeinschaften gerechtfertigt
worden, die Robben jagen, da diese Jagd fester Bestandteil der Kultur und der Identitat dieser Ge-
meinschaften sei. Die Genehmigung zugunsten der Inuit-Gemeinschaften sollte Giber eine von der
Kommission zu erlassende Durchflihrungsverordnung ermdoglicht werden.

Im Januar 2010 haben mehrere Robbenjdger und -fallensteller, Verarbeiter von Robbenerzeugnis-
sen und Handelsgesellschaften, die solche Erzeugnisse vermarkten oder fiir medizinische Zwecke
nutzen, eine Klage auf Nichtigerklarung der Verordnung Nr. 1007/2009 erhoben und im Febru-
ar 2010 einen Antrag auf Aussetzung des Vollzugs dieser Verordnung gestellt. Mit Beschluss vom
30. April 2010 hat der Prasident des Gerichts diesen Antrag zurlickgewiesen. Er hat zunachst aus-
gefiihrt, dass die Zulassigkeit der Klage in der Hauptsache nicht ausgeschlossen werden kann und
die von den Klagern geltend gemachten Nichtigkeitsgriinde hinreichend stichhaltig und schwer-
wiegend erscheinen, um einen fumus boni iuris zu begriinden, hat aber die Dringlichkeit verneint
und insbesondere darauf hingewiesen, dass die Kommission die Durchfiihrungsverordnung zur
Ermdglichung der Genehmigung zugunsten der Inuit-Gemeinschaften noch nicht erlassen hatte.

Im Juli 2010 stellten die Antragsteller einen neuen Antrag auf vorlaufigen Rechtsschutz, der auf
eine neue Tatsache gestiitzt war, namlich die Veroffentlichung des Vorschlags fiir eine Durchfiih-
rungsverordnung der Kommission. Sie machten geltend, die klinftige Durchfiihrungsverordnung,
die am 20. August 2010 in Kraft treten werde, sei vollig ungeeignet und entziehe der Genehmi-
gung zugunsten der Inuit-Gemeinschaften jede praktische Bedeutung. Mit Beschluss vom 19. Au-
gust 2010 hat der Prasident des Gerichts diesem neuen Antrag nach Art. 105 & 2 der Verfahrensord-
nung stattgegeben und die Durchfiihrung der Verordnung Nr. 1007/2009 ausgesetzt, soweit sie in

4 |m Bereich der &ffentlichen Auftrdage sind dartiber hinaus die nicht veroffentlichten Zurlickweisungsbeschlisse
vom 15. Oktober 2010, Nexans France/Gemeinsames Unternehmen Fusionsenergie (T-415/10 R), vom 26. Mdrz
2010, Sviluppo Globale/Kommission (T-6/10 R), vom 5. Februar 2010, De Post/Kommission (T-514/09 R), und vom
20. Januar 2010, Agriconsulting Europe/Kommission (T-443/09 R), zu erwahnen.

4 Verordnung (EG) Nr. 1007/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 tiber den
Handel mit Robbenerzeugnissen (ABI. L 286, S. 36).
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Bezug auf die Antragsteller das Inverkehrbringen von Robbenerzeugnissen beschrankt, und zwar
bis zum Erlass des Beschlusses, der das Verfahren des vorlaufigen Rechtsschutzes beendet.

Mit Beschluss vom 25. Oktober 2010 hat der Prasident des Gerichts das Verfahren des vorlaufigen
Rechtsschutzes beendet und den neuen, im Juli 2010 gestellten Antrag auf vorldaufigen Rechts-
schutz mangels Dringlichkeit zurlickgewiesen. Da sich unter den Antragstellern keine 6ffentlich-
rechtliche Einrichtung befand, konnten diese sich nicht auf die allgemeinen wirtschaftlichen, sozia-
len und kulturellen Interessen der Inuit berufen, sondern jeder von ihnen musste nachweisen, dass
die Verordnung Nr. 1007/2009 geeignet war, ihm individuell einen schweren und nicht wiedergut-
zumachenden Schaden zuzufiigen, wenn der Antrag auf vorldufigen Rechtsschutz zurlickgewiesen
wiirde. Diesen Nachweis haben die Antragsteller nicht erbracht. Was die Robbenjager und -fallen-
steller bzw. die Verarbeiter von Robbenerzeugnissen angeht, so haben sie nicht genau angegeben,
welche Einkiinfte sie aus der Jagd oder anderen Tatigkeiten erzielen oder iber welches personliche
Vermogen sie verfliigen und haben keine von einer zustandigen Behorde ausgestellte Bescheini-
gung vorgelegt, aus der sich ihr Anspruch auf eine soziale Unterstlitzung auf eine Arbeitslosenhilfe
oder eine andere Form der Zuwendung ergibt, wahrend ein von ihnen selbst vorgelegter Bericht
erkennen ldsst, dass es in Gronland und Kanada, ihren Herkunftslandern, Beihilfen zur Unterstt-
zung der Robbenjagd gibt. Was die in diesem Zweig tatigen Handelsgesellschaften betrifft, haben
sie keine bezifferten Angaben gemacht, die die Beurteilung der Schwere des behaupteten Scha-
dens in Anbetracht der Gro3e und des Umsatzes jeder einzelnen Gesellschaft erlauben.

SchlieB3lich haben die Antragsteller in Bezug auf die Durchfiihrungsverordnung der Kommission
nicht nachgewiesen, dass es unmoglich ist, das mit dieser Verordnung vorgeschriebene System der
Riickverfolgbarkeit zu schaffen, das ermdglichen soll, die aus der Jagd durch die Inuit stammenden
Robbenerzeugnisse zu ermitteln. Vielmehr ist in dem von ihnen selbst vorgelegten Bericht von
Systemen der Rickverfolgbarkeit die Rede, die bereits tatsachliche Anwendung in Grénland finden
(Verwendung eines mit einem Strichcode versehenen Etiketts und der Aufschrift ,Aus von Inuit-
Gemeinschaften traditionsgemaf fiir ihren Lebensunterhalt betriebener Jagd”). Die Antragsteller
haben versaumt, darzulegen, aus welchen Griinden es unmaoglich sein soll, diese grénlandischen
Systeme der Riickverfolgbarkeit den Anforderungen der Durchfiihrungsverordnung anzupassen.
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B - Zusammensetzung des Gerichts

(Protokollarische Rangfolge am 18. November 2010)

Erste Reihe, von links nach rechts:

Kammerprasidenten A. Dittrich, S. Papasavvas, O. CzUcz und J. Azizi; Prasident des Gerichts
M. Jaeger; Kammerprasident N. J. Forwood; Kammerprasidentin I. Pelikdnova; Kammerprasidenten
E. Moavero Milanesi und L. Truchot.

Zweite Reihe, von links nach rechts:

Richter N. Wahl; Richterinnen K. Jirimae und I. Wiszniewska-Biatecka; Richter F. Dehousse; Rich-
terinnen M. E. Martins Ribeiro und E. Cremona; Richter V. Vadapalas; Richterin I. Labucka; Richter
M. Prek.

Dritte Reihe, von links nach rechts:

Richter D. Gratsias, J. Schwarcz, K. O’'Higgins, S. Soldevila Fragoso, V. M. Ciuca, S. Frimodt Nielsen,
H. Kanninen und M. Van der Woude; Kanzler E. Coulon.
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Marc Jaeger

Geboren 1954; Absolvent der rechtswissenschaftlichen Fakultat der
Robert-Schuman-Universitat StraBburg; Studium am Europakolleg; Zu-
lassung zur luxemburgischen Anwaltschaft (1981); Attaché de justice,
abgeordnet zum Procureur général de Luxembourg (1983); Richter am
Tribunal d'arrondissement de Luxembourg (1984); Rechtsreferent am
Gerichtshof der Europdischen Gemeinschaften (1986-1996); Prasident
des Institut Universitaire International de Luxembourg (IUIL); Richter
am Gericht seit dem 11. Juli 1996; Prasident des Gerichts seit 17. Sep-
tember 2007.

Josef Azizi

Geboren 1948; Doktor der Rechte und Magister der Sozial- und Wirt-
schaftswissenschaften, Universitat Wien; Lehrbeauftragter an der Wirt-
schaftsuniversitat Wien, an der Rechtswissenschaftlichen Fakultdt der
Universitat Wien und an mehreren anderen Universitaten; Honorar-
professor der Rechtswissenschaftlichen Fakultat der Universitat Wien;
Ministerialrat und Abteilungsleiter im Bundeskanzleramt; Mitglied des
Lenkungsausschusses fiir die rechtliche Zusammenarbeit im Europarat
(CDCQ)); Prozessvertreter vor dem Verfassungsgerichtshof in Gesetzes-
prifungsverfahren; Koordinator fiir die Anpassung des Bundesrechts
an das EU-Recht; Richter am Gericht seit 18. Januar 1995.

Arjen W. H. Meij

Geboren 1944; Mitglied des Obersten Gerichtshofs der Niederlande
(1996); Mitglied und Vizeprasident des College van Beroep voor het
bedrijfsleven (Verwaltungsgericht fir Handel und Industrie) (1986);
stellvertretendes Mitglied des Centrale Raad van Beroep und der Ta-
riefcommissie; Rechtsreferent am Gerichtshof der Europdischen Ge-
meinschaften (1980); Wissenschaftlicher Mitarbeiter flr Europarecht an
der Rechtswissenschaftlichen Fakultdt der Universitat Groningen und
Research-assistant an der University of Michigan Law School; Mitarbei-
ter im Internationalen Sekretariat der Industrie- und Handelskammer
Amsterdam (1970); Richter am Gericht vom 17. September 1998 bis
13. September 2010.
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B B Mihalis Vilaras

. Geboren 1950; Rechtsanwalt (1974-1980); nationaler Sachverstandiger
im Juristischen Dienst der Kommission der Europaischen Gemeinschaf-
ten, sodann Hauptverwaltungsrat in der Generaldirektion V (Beschaf-
tigung, Arbeitsbeziehungen und soziale Angelegenheiten); Rechtsbe-
rater der Eingangsstufe, beigeordneter Rechtsberater sowie seit 1999
Rechtsberater im griechischen Staatsrat; Mitglied des griechischen Be-
sonderen Obergerichtshofs; Mitglied des griechischen Zentralen Aus-
schusses fiur die Ausarbeitung von Gesetzesentwiirfen (1996-1998);
Leiter des Juristischen Dienstes beim Generalsekretariat der griechi-
schen Regierung; Richter am Gericht vom 17. September 1998 bis
25. Oktober 2010.

Nicholas James Forwood

Geboren 1948; Absolvent der Cambridge University (BA 1969, MA
1973) (Maschinenbau und Rechtswissenschaften); 1970 Zulassung zur
Bar of England and Wales, dann Ausiibung des Anwaltsberufs in Lon-
don (1971-1999) und Brissel (1979-1999); 1981 Zulassung als Barris-
ter in Irland; 1987 Ernennung zum Queen’s Counsel; 1998 Bencher of
the Middle Temple; Vertreter der Bar of England and Wales im Rat der
Anwaltschaften der Europdischen Gemeinschaft (CCBE) und Vorsitzen-
der der Stéandigen Vertretung des CCBE beim Gerichtshof (1995-1999);
Mitglied des Leitungsgremiums der Welt-Handelsrechts-Vereinigung
und der Europaischen Seerechtsorganisation (1993-2002); Richter am
Gericht seit 15. Dezember 1999.

Maria Eugénia Martins de Nazaré Ribeiro

Geboren 1956; Studium in Lissabon, Briissel und StraBburg; Rechtsan-
waltin in Portugal und in Brissel; Forschungsaufenthalt am Institut fur
europaische Studien der Freien Universitat Brissel; Rechtsreferentin
beim portugiesischen Richter am Gerichtshof Moitinho de Almeida
(1986 bis 2000), sodann beim Prasidenten des Gerichts erster Instanz
Vesterdorf (2000 bis 2003); Richterin am Gericht seit 31. Mdrz 2003.
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Franklin Dehousse

Geboren 1959; Lizenziat der Rechte (Universitat Littich, 1981); Anwar-
ter (Fonds national de la recherche scientifique, 1985-1989); Rechts-
berater der Chambre des représentants (1981-1990); Doktor der
Rechte (Universitat StraBburg, 1990); Professor (Universitaten Llttich
und StraBburg, Europa-Kolleg, Institut royal supérieur de Défense,
Montesquieu-Universitat, Bordeaux, College Michel Servet der Pariser
Universitaten, Facultés Notre-Dame de la Paix, Namur); Besonderer
Vertreter des Ministers fiir Auswartige Angelegenheiten (1995-1999);
Direktor der Europastudien des Institut royal des relations internatio-
nales (1998-2003); Beisitzer beim Conseil d’Etat; Berater der Européi-
ischen Kommission (1990-2003); Mitglied des Observatoire Internet
(2001-2003); Richter am Gericht seit 7. Oktober 2003.

Ena Cremona

Geboren 1936; Absolventin der sprachwissenschaftlichen Fakultat der
Royal University of Malta (1955); Doktor der Rechte an der Royal Uni-
versity of Malta (1958); Anwaltin in Malta seit 1959; Rechtsberaterin
beim National Council of Women (1964-1979); Mitglied der Kommissi-
on fir den 6ffentlichen Dienst (1987-1989); Mitglied des Verwaltungs-
rats der Lombard Bank (Malta) Ltd als Vertreterin der vom Staat ge-
haltenen Beteiligung (1987-1993); Mitglied der Wahlkommission seit
1993; Mitglied von Priifungsausschiissen fiir Doktorarbeiten an der Fa-
kultat fir Rechtswissenschaften der Royal University of Malta; Mitglied
der Europadischen Kommission gegen Rassismus und Intoleranz (ECRI)
(2003-2004); Richterin am Gericht seit 12. Mai 2004.

Otto Czucz

Geboren 1946; Doktor der Rechte an der Universitat Szeged (1971);
Leitender Beamter im Arbeitsministerium (1971-1974); Lehrbeauftrag-
ter und Professor (1974-1989), Dekan der Fakultat fur Rechtswissen-
schaften (1989-1990), Vizerektor (1992-1997) der Universitat Szeged;
Anwalt; Mitglied des Prasidiums der nationalen Rentenversicherung;
Vizeprasident des European Institute of Social Security (1998-2002);
Mitglied des Wissenschaftlichen Rates der Internationalen Vereinigung
fur Soziale Sicherheit; Richter am Verfassungsgericht (1998-2004);
Richter am Gericht seit 12. Mai 2004.
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Irena Wiszniewska-Bialecka

Geboren 1947; Absolventin der Fakultat fiir Rechtswissenschaften der
Universitat Warschau (1965-1969); Forschungstatigkeit (Assistentin, Do-
zentin, Professorin) am Institut fiir Rechtswissenschaften der polnischen
Akademie der Wissenschaften (1969-2004); Forschungstatigkeit am
Max-Planck-Institut flir auslandisches und internationales Patent-, Urhe-
ber- und Wettbewerbsrecht in Miinchen (Stipendium der AvH-Stiftung,
1985-1986); Anwaltin (1992-2000); Richterin am Obersten Verwaltungs-
gerichtshof (2001-2004); Richterin am Gericht seit 12. Mai 2004.

Irena Pelikanova

Geboren 1949; Doktor der Rechte, Assistentin fur Wirtschaftsrecht (bis
1989), dann Doktor der Naturwissenschaften, Professorin fir Handels-
recht (seit 1993) an der Fakultat fiir Rechtswissenschaften der Karls-
Universitat Prag; Mitglied des Prasidiums der Wertpapierkommission
(1999-2002); Anwaltin; Mitglied des Legislativrats der tschechischen
Regierung (1998-2004); Richterin am Gericht seit 12. Mai 2004.

Vilenas Vadapalas

Geboren 1954; Doktor der Rechte (Universitat Moskau); Doktor habil.
der Rechte (Universitat Warschau); Professor an der Universitat Vilni-
us: Internationales Recht (seit 1981), Menschenrechte (seit 1991) und
Gemeinschaftsrecht (seit 2000); Regierungsberater flir auswartige
Angelegenheiten (1991-1993); Mitglied der Koordinierungsgruppe
der Verhandlungsdelegation fiir den Beitritt zur Europaischen Uni-
on; Generaldirektor der Abteilung fiir Europarecht der Regierung
(1997-2004); Professor fiir Europarecht an der Universitat Vilnius, Inha-
ber des Jean-Monnet-Lehrstuhls; Prasident der litauischen Vereinigung
flr Studien zur Europaischen Union; Berichterstatter der parlamenta-
rischen Arbeitsgruppe fiir die Verfassungsreform im Zusammenhang
mit dem Beitritt Litauens; Mitglied der Internationalen Juristen-Kom-
mission (April 2003); Richter am Gericht seit 12. Mai 2004.
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Kiillike Jiirimae

Geboren 1962; Absolventin der Fakultat flr Rechtswissenschaften
der Universitat Tartu (1981-1986); Assistentin des Staatsanwalts in
Tallinn (1986-1991); Absolventin der estnischen Diplomatenschu-
le (1991-1992); Rechtsberaterin (1991-1993) und Generalberaterin
der Industrie- und Handelskammer (1992-1993); Richterin am Beru-
fungsgericht Tallinn (1993-2004); European Master’s Degree in Human
Rights and Democratisation, Universitaiten Padua und Nottingham
(2002-2003); Richterin am Gericht seit 12. Mai 2004.

Ingrida Labucka

Geboren 1963; Absolventin der Fakultat fiir Rechtswissenschaften der
Universitat von Lettland (1986); Untersuchungsbeamtin des Innenmi-
nisteriums fiir die Region Kirov und die Stadt Riga (1986-1989); Richte-
rin am Bezirksgericht Riga (1990-1994); Anwaltin (1994-1998 und Juli
1999 bis Mai 2000); Justizministerium (November 1998 bis Juli 1999
und Mai 2000 bis Oktober 2002); Mitglied des Standigen Schiedshofs in
Den Haag (2001-2004); Mitglied des Parlaments (2002-2004); Richterin
am Gericht seit 12. Mai 2004.

Savvas S. Papasavvas

Geboren 1969; Studium an der Universitat Athen (Ptychion 1991); Post-
graduiertenstudium an der Universitdt Paris Il (DEA im oOffentlichen
Recht 1992) und der Universitat Aix-Marseille Il (Doktor der Rechte
1995); Aufnahme in die zyprische Anwaltschaft, Mitglied der Anwalt-
schaft von Nikosia seit 1993; Lehrbeauftragter an der Universitat von
Zypern (1997-2002), Dozent flr Verfassungsrecht seit September 2002;
Forschungstatigkeit am European Public Law Center (2001-2002);
Richter am Gericht seit 12. Mai 2004.
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Enzo Moavero Milanesi

Geboren 1954; Doktor der Rechte (Universitat La Sapienza, Rom);
Spezialisierung im Gemeinschaftsrecht (Europakolleg, Briigge); Zu-
lassung und Tatigkeit als Rechtsanwalt (1978-1983); Lehrbeauftrag-
ter flir Gemeinschaftsrecht an den Universitdten La Sapienza, Rom
(1993-1996), Luiss, Rom (1993-1996 und 2002-2006), und Bocconi,
Mailand (1996-2000); Berater fiir Gemeinschaftsfragen beim italieni-
schen Premierminister (1993-1995); Beamter der Europaischen Kom-
mission: Rechtsberater, dann Leiter des Kabinetts des Vizeprasidenten
(1989-1992), Leiter des Kabinetts des fiir den Binnenmarkt (1995-1999)
und den Wettbewerb (1999) zustandigen Kommissionsmitglieds, Direk-
tor in der Generaldirektion Wettbewerb (2000-2002), stellvertretender
Generalsekretar der Europdischen Kommission (2002-2005); Generaldi-
rektor des Beratergremiums flir europaische Politik (BEPA) bei der Euro-
paischen Kommission (2006); Richter am Gericht seit 3. Mai 2006.

Nils Wahl

Geboren 1961; Lizenziat der Rechte (1987), Doktor der Rechte (Uni-
versitat Stockholm, 1995); beigeordneter Professor, Inhaber des Jean-
Monnet-Lehrstuhls flir Europarecht (1995), Professor fir Europarecht
(Universitat Stockholm, 2001); Rechtsanwalt (1987-1989); Verwaltungs-
direktor einer Bildungsstiftung (1993-2004); Prasident der schwe-
dischen Vereinigung fiir Gemeinschaftsrechtsstudien (2001-2006);
Mitglied des Rad for konkurrensfragor (Rat flir Wettbewerbsfragen,
2001-2006); Handelsrichter am Hovratt over Skane och Blekinge
(Rechtsmittelgericht, 2005); Richter am Gericht seit 7. Oktober 2006.

Miro Prek

Geboren 1965; Juristisches Diplom (1989); Zulassung als Rechtsan-
walt (1994); verschiedene Aufgaben und Amter in der &ffentlichen
Verwaltung, hauptsachlich im Gesetzgebungsdienst der Regierung
(stellvertretender Staatssekretdr und stellvertretender Direktor, Leiter
der Abteilung Europarecht und Rechtsvergleichung) und im Dienst fiir
europaische Angelegenheiten (Unterstaatssekretar); Mitglied der Ver-
handlungsdelegation fiir das Assoziierungsabkommen (1994-1996)
und fiir den Beitritt zur Europdischen Union (1998-2003), zustdndig
fir Rechtsangelegenheiten; Rechtsanwalt; Leiter von Vorhaben zur An-
passung an das europdische Recht und zur europdischen Integration,
hauptsachlich im westlichen Balkan; Abteilungsleiter am Gerichtshof
der Europdischen Gemeinschaften (2004-2006); Richter am Gericht seit
7. Oktober 2006.
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Teodor Tchipev

Geboren 1940; Studium der Rechtswissenschaften an der St.-Kliment-
Ohridski-Universitat Sofia (1961); Doktor der Rechte (1977); Rechts-
anwalt (1963-1964); Rechtsberater im Staatsunternehmen fiir in-
ternationale Strallentransporte (1964-1973); Research fellow am
rechtswissenschaftlichen Institut der bulgarischen Akademie der Wis-
senschaften (1973-1988); Lehrbeauftragter flir Zivilprozessrecht an der
rechtswissenschaftlichen Fakultdt der St.-Kliment-Ohridski-Universitat
Sofia (1988-1991); Richter am Schiedsgericht der Industrie- und Handels-
kammer (1988-2006); Richter am Verfassungsgerichtshof (1991-1994);
beigeordneter Professor an der Paissij-Hilendarski-Universitat Plovdiv
(Februar 2001 bis 2006); Justizminister (1994-1995); Lehrbeauftragter
fur Zivilprozessrecht an der Nov Bulgarski Universitet Sofia (1995-2006);
Richter am Gericht vom 12. Januar 2007 bis zum 29. Juni 2010.

Valeriu M. Ciuca

Geboren 1960; Lizenziat der Rechte (1984), Doktor der Rechte (1997)
(Alexandru-loan-Cuza-Universitat lasi); Richter am Amtsgericht, Sucea-
va (1984-1989); Richter am Militargericht lasi (1989-1990); Professor an
der Alexandru-loan-Cuza-Universitat lasi (1990-2006); Stipendium zur
Spezialisierung im Zivilrecht an der Universitat Rennes (1991-1992);
Dozent an der Petre-Andrei-Universitat lasi (1999-2002); beigeordne-
ter Professor an der Université du Littoral Céte d’Opale (LAB. RIl) (2006);
Richter am Gericht vom 12. Januar 2007 bis zum 26. November 2010.

Alfred Dittrich

Geboren 1950; Studium der Rechtswissenschaften an der Universitat
Erlangen-Nirnberg (1970-1975); Rechtsreferendar im Bezirk des Ober-
landesgerichts Niirnberg (1975-1978); Referent im Bundesministerium
fur Wirtschaft (1978-1982); Referent in der Standigen Vertretung der
Bundesrepublik Deutschland bei den Europaischen Gemeinschaften
(1982); Referent im Bundesministerium fuir Wirtschaft fiir das Recht der
Europdischen Union und fiir Wettbewerbsrecht (1983-1992); Referats-
leiter im Bundesministerium der Justiz fiir das Recht der Europaischen
Union (1992-2007); Leiter der deutschen Delegation in der Arbeits-
gruppe ,Gerichtshof” des Rates; Bevollmachtigter der Bundesregierung
in einer groBen Zahl von Rechtssachen vor dem Gerichtshof der Euro-
paischen Gemeinschaften; Richter am Gericht seit 17. September 2007.
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Santiago Soldevila Fragoso

Geboren 1960; Diplom der Rechtswissenschaften der Universidad
Auténoma de Barcelona (1983); Richter (1985); seit 1992 Richter fiir
verwaltungsrechtliche Streitigkeiten am Tribunal Superior de Justicia
(Oberstes Gericht) der Kanarischen Inseln in Santa Cruz de Tenerife
(1992 und 1993) und an der Audiencia nacional (Madrid, Mai 1998 bis
August 2007), wo er fiir Klagen auf dem Gebiet des Steuerrechts (Mehr-
wertsteuer), Klagen gegen allgemeine Verordnungen des Wirtschafts-
ministers und dessen Entscheidungen in Bezug auf staatliche Beihilfen
oder die Haftung der Verwaltung sowie Klagen gegen Vereinbarungen
der zentralen Regulierungsbehdrden fir die Sektoren Banken, Borse,
Energie, Versicherungen und Wettbewerb zustandig war; Referent am
Verfassungsgerichtshof (1993-1998); Richter am Gericht seit 17. Sep-
tember 2007.

Laurent Truchot

Geboren 1962; Diplom des Institut d'études politiques Paris (1984);
Absolvent der Ecole nationale de la magistrature (1986-1988); Richter
am Tribunal de grande instance de Marseille (Januar 1988 bis Januar
1990), Magistrat bei der Direktion Zivilsachen und des Justizministeri-
ums (Januar 1990 bis Juni 1992); Stellvertreter des Biroleiters, sodann
Buroleiter der Generaldirektion Wettbewerb, Verbrauch und Betrugs-
bekdampfung des Ministeriums fiir Wirtschaft, Finanzen und Industrie
(Juni 1992 bis September 1994); technischer Berater beim Justizminis-
ter (September 1994 bis Mai 1995); Richter am Tribunal de grande in-
stance de Nimes (Mai 1995 bis Mai 1996); Rechtsreferent am Gerichts-
hof bei Generalanwalt Léger (Mai 1996 bis Dezember 2001); Conseiller
référendaire bei der Cour de Cassation (Dezember 2001 bis August
2007); Richter am Gericht seit 17. September 2007.

Sten Frimodt Nielsen

Geboren 1963; Lizenziat der Rechtswissenschaften, Universitat Kopen-
hagen (1988); Beamter im Ministerium flir Auswartige Angelegenheiten
(1988-1991); Lehrbeauftragter fiir internationales Recht und europai-
sches Recht an der Universitat Kopenhagen (1988-1991); Botschafts-
sekretdr der Standigen Vertretung Danemarks bei den Vereinten Nati-
onen in New York (1991-1994), Beamter des Juristischen Dienstes des
Ministeriums fiir Auswartige Angelegenheiten (1994-1995); beigeord-
neter Professor an der Universitdt Kopenhagen (1995); Berater, sodann
Hauptberater im Biiro des Premierministers (1995-1998), ministerrad
(beratender Minister) der Standigen Vertretung Danemarks bei der Eu-
ropdischen Union (1998-2001); Sonderberater im Biiro fiir Rechtsfragen
des Premierministers (2001-2002); Referatsleiter und Rechtsberater im
Biiro des Premierministers (Marz 2002 bis Juli 2004); Unterstaatssekretar
und Rechtsberater im Biiro des Premierministers (August 2004 bis Au-
gust 2007); Richter am Gericht seit 17. September 2007.
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Kevin O'Higgins

Geboren 1946; Ausbildung am Crescent College, Limerick, Clongowes
Wood College, University College Dublin (B.A. und Diploma in Euro-
pean Law) und Kings Inns; Zulassung als Barrister, Bar of Ireland 1968;
Barrister (1968-1982); Senior Counsel (Inner Bar of Ireland, 1982-1986);
Richter am Circuit Court (1986-1997); Richter am High Court of Ireland
(1997-2008); Bencher of Kings Inns; Vertreter Irlands im Consulta-
tive Council of European Judges (2000-2008); Richter am Gericht seit
15. September 2008.

Heikki Kanninen

Geboren 1952; Absolvent der Wirtschaftshochschule Helsinki und der
rechtswissenschaftlichen Fakultat der Universitdt Helsinki; Referent am
Obersten Verwaltungsgericht Finnlands; Generalsekretdr der Kommis-
sion fiir die Reform des Rechtsschutzes in der &ffentlichen Verwaltung;
Hauptverwaltungsrat am Obersten Verwaltungsgericht; Generalsekretar
der Kommission fiir die Reform der Verwaltungsgerichtsbarkeit, Berater
bei der Gesetzgebungsabteilung des Justizministeriums; Hilfskanzler
am EFTA-Gerichtshof; Rechtsreferent am Gerichtshof der Europaischen
Gemeinschaften; Richter am Obersten Verwaltungsgericht (1998-2005);
Mitglied der Beschwerdekommission fiir Fllichtlinge; Vizeprasident
des Komitees fir die Entwicklung der finnischen Rechtspflegeorgane;
Richter am Gericht fiir den 6ffentlichen Dienst vom 6. Oktober 2005 bis
6. Oktober 2009; Richter am Gericht seit 7. Oktober 2009.

Juraj Schwarcz

Geboren 1952; Doktor der Rechte (Comenius-Universitat in Bratislava,
1979); Unternehmensrechtsberater (1975-1990); Leiter des Handels-
registers beim Bezirksgericht KoSice (1991); Richter am Bezirksgericht
Kosice (Januar bis Oktober 1992); Richter und Kammerprasident beim
Regionalgericht KoSice (November 1992-2009); abgeordneter Richter
beim Obersten Gerichtshof der Slowakischen Republik, Kammer fiir
Handelsrecht (Oktober 2004 bis September 2005); Prasident des Kol-
legiums fiir Handelsrecht beim Regionalgericht Kosice (Oktober 2005
bis September 2009); externes Mitglied der Abteilung fiir Handels- und
Wirtschaftsrecht der P.J. Safarik-Universitét in KoSice (1997-2009); ex-
ternes Mitglied des Lehrkorpers der Justicnd akadémia (2005-2009);
Richter am Gericht seit 7. Oktober 2009.
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Marc van der Woude

Geboren 1960; Lizenziat der Rechte (Universitdt Groningen, 1983);
Studium am Europakolleg (1983-1984); Assistent am Europakolleg
(1984-1986); Lehrbeauftragter an der Universitat Leiden (1986-1987);
Referent bei der Generaldirektion Wettbewerb der Kommission der
Europdischen Gemeinschaften (1987-1989); Rechtsreferent beim Ge-
richtshof der Europdischen Gemeinschaften (1989-1992); Politischer
Koordinator bei der Generaldirektion Wettbewerb der Kommission
der Europdischen Gemeinschaften (1992-1993); Mitglied des Juristi-
schen Dienstes der Kommission der Europdischen Gemeinschaften
(1993-1995); Rechtsanwalt in Briissel seit 1995; Professor an der Eras-
mus-Universitat Rotterdam seit 2000; Verfasser zahlreicher Veroffentli-
chungen; Richter am Gericht seit 13. September 2010.

Dimitrios Gratsias

Geboren 1957; Absolvent der Rechtswissenschaftlichen Fakultdt der
Universitat Athen (1980); Dipléome d'études approfondies (DEA) im
offentlichen Recht der Universitdt Paris |, Panthéon-Sorbonne (1981);
Diplom des Centre universitaire d’études communautaires et euro-
péennes (Universitat Paris 1) (1982); Rechtsberater der Eingangsstufe
beim Staatsrat (1985-1992); beigeordneter Rechtsberater beim Staats-
rat (1992-2005); Rechtsreferent beim Gerichtshof der Europaischen
Gemeinschaften (1994-1996); stellvertretendes Mitglied des griechi-
schen Obersten Sondergerichts (1998 und 1999); Rechtsberater beim
Staatsrat (2005); Mitglied des Sondergerichts fiir Klagen wegen Fehlur-
teilen (2006); Mitglied des Obersten Rates fiir Verwaltungsstreitigkei-
ten (2008); Inspektor der Verwaltungsgerichte (2009-2010); Richter am
Gericht seit 25. Oktober 2010.

Andrei Popescu

Geboren 1948; Absolvent der Rechtswissenschaftlichen Fakultdt der
Universitat Bukarest (1971); Postgraduiertenstudium im internatio-
nalen Arbeitsrecht und europdischen Sozialrecht, Universitat Genf
(1973-1974); Doktor der Rechte, Universitdt Bukarest (1980); wissen-
schaftlicher Mitarbeiter zur Probe (1971-1973), wissenschaftlicher
Mitarbeiter (1974-1985), dann Lehrbeauftragter fiir Arbeitsrecht, Uni-
versitat Bukarest (1985-1990); Forschungstatigkeit am Institut flr wis-
senschaftliche Forschung im Bereich Arbeit und sozialer Schutz (1990-
1991); stellvertretender Generaldirektor (1991-1992), dann Direktor
(1992-1996) im Ministerium fiir Arbeit und sozialen Schutz; Dozent
(1997), dann Professor an der Nationalen Hochschule fiir Politik und
Verwaltung, Bukarest (2000); Staatssekretar im Ministerium fiir Europa-
ische Integration (2001-2005); Abteilungsleiter beim Gesetzgebungs-
rat von Rumanien (1996-2001 und 2005-2009); Bevollmachtigter der
rumanischen Regierung vor den Gerichten der Europaischen Union
(2009-2010); Richter am Gericht seit 26. November 2010.
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Emmanuel Coulon

Geboren 1968; Studium der Rechtswissenschaften (Universitat Panthé-
on-Assas, Paris); Studium der Betriebswirtschaft (Universitat Paris-Dau-
phine); Europa-Kolleg (1992); Aufnahmepriifung beim Centre régional
de formation a la profession d’avocat Paris; Zulassung zur Anwaltschaft
Brissel; Anwaltstatigkeit in Briissel; erfolgreiche Teilnahme an einem
allgemeinen Auswahlverfahren der Kommission der Europaischen Ge-
meinschaften; Rechtsreferent beim Gericht erster Instanz der Europai-
schen Gemeinschaften (Kabinett des Prasidenten Saggio, 1996-1998,
Kabinett des Prasidenten Vesterdorf, 1998-2002); Leiter des Kabinetts
des Prasidenten des Gerichts erster Instanz (2003-2005), Kanzler des
Gerichts seit 6. Oktober 2005.
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2. Anderungen der Zusammensetzung des Gerichts im Jahr 2010
Feierliche Sitzung vom 13. September 2010

Mit Beschlissen vom 23. Juni 2010 und vom 8. Juli 2010 haben die Vertreter der Regierungen der
Mitgliedstaaten Herrn Marc Jaeger, Herrn Josef Azizi, Frau Eugénia Martins de Nazaré Ribeiro, Herrn
Ott6 Czucz, Frau Irena Wiszniewska-Biatecka, Herrn Franklin Dehousse, Frau Kullike Jirimde, Herrn
Savvas S. Papasavvas, Herrn Sten Frimodt Nielsen, Herrn Heikki Kanninen und Herrn Juraj
Schwarcz fiir die Zeit vom 1. September 2010 bis zum 31. August 2016 als Richter und Richterinnen
am Gericht wiederernannt.

Flr Herrn Arjen W. H. Meij haben die Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten mit Beschluss
vom 8. Juli 2010 Herrn Marc van der Woude fiir die Zeit vom 1. September 2010 bis zum 31. August
2016 zum Richter am Gericht ernannt.

Feierliche Sitzung vom 25. Oktober 2010

Mit Beschluss vom 21. Oktober 2010 haben die Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten
Herrn Dimitrios Gratsias fiir die Zeit vom 25. Oktober 2010 bis zum 31. August 2016 zum Richter
am Gericht der Europdischen Union ernannt. Er ersetzt Herrn Mihalis Vilaras.

Feierliche Sitzung vom 26. November 2010

Mit Beschluss vom 18. November 2010 haben die Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten

Herrn Andrei Popescu fiir die Zeit vom 26. November 2010 bis zum 31. August 2016 zum Richter
am Gericht der Europadischen Union ernannt. Er ersetzt Herrn Valeriu M. Ciuca.
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3.  Protokollarische Rangfolge

vom 1. Januar 2010
bis 14. September 2010

M. JAEGER, Prasident des Gerichts

J. AZIZ], Kammerprasident

A.W. H. MElJ, Kammerprasident

M. VILARAS, Kammerprasident

N. J. FORWOOD, Kammerprasident

M. E. MARTINS RIBEIRO, Kammerprasidentin
0.CzUCZ, Kammerprasident

I. WISZNIEWSKA-BIALECKA,
Kammerprasidentin

. PELIKANOVA, Kammerprésidentin
F. DEHOUSSE, Richter

E. CREMONA, Richterin
V.VADAPALAS, Richter

K. JURIMAE, Richterin

I. LABUCKA, Richterin

S. PAPASAVVAS, Richter

E. MOAVERO MILANESI, Richter
N. WAHL, Richter

M. PREK, Richter

T.TCHIPEV, Richter

V. M. CIUCA, Richter

A. DITTRICH, Richter

S. SOLDEVILA FRAGOSO, Richter
L. TRUCHOT, Richter

S. FRIMODT NIELSEN, Richter

K. O'HIGGINS, Richter

H. KANNINEN, Richter

J. SCHWARCZ, Richter

E. COULON, Kanzler
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vom 15. September 2010
bis 24. Oktober 2010

M. JAEGER, Prasident des Gerichts
J. AZIZI, Kammerprasident

N. J. FORWOOD, Kammerprasident
0. CZUCZ, Kammerprasident

. PELIKANOVA, Kammerprasidentin
S. PAPASAVVAS, Kammerprasident
E. MOAVERO MILANESI, Kammerprasident
A. DITTRICH, Kammerprasident

L. TRUCHOT, Kammerprasident

M. VILARAS, Richter

M. E. MARTINS RIBEIRO, Richterin

F. DEHOUSSE, Richter

E. CREMONA, Richterin

|. WISZNIEWSKA-BIALECKA, Richterin
V.VADAPALAS, Richter

K. JURIMAE, Richterin

I. LABUCKA, Richterin

N. WAHL, Richter

M. PREK, Richter

V. M. CIUCA, Richter

S. SOLDEVILA FRAGOSO, Richter

S. FRIMODT NIELSEN, Richter

K. O'HIGGINS, Richter

H. KANNINEN, Richter

J. SCHWARCZ, Richter

M. VAN DER WOUDE, Richter

E. COULON, Kanzler
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vom 25. Oktober 2010
bis 25. November 2010

M. JAEGER, Président des Gerichts
J. AZIZI, Kammerprasident

N. J. FORWOOD, Kammerprasident
0.CZUCZ, Kammerprasident

. PELIKANOVA, Kammerprésidentin
S. PAPASAVVAS, Kammerprasident
E. MOAVERO MILANESI, Kammerprasident
A. DITTRICH, Kammerprasident

L. TRUCHOT, Kammerprasident

M. E. MARTINS RIBEIRO, Richterin

F. DEHOUSSE, Richter

E. CREMONA, Richterin

I. WISZNIEWSKA-BIALECKA, Richterin
V.VADAPALAS, Richter

K. JURIMAE, Richterin

I. LABUCKA, Richterin

N. WAHL, Richter

M. PREK, Richter

V. M. CIUCA, Richter

S. SOLDEVILA FRAGOSO, Richter

S. FRIMODT NIELSEN, Richter

K. O’'HIGGINS, Richter

H. KANNINEN, Richter

J. SCHWARCZ, Richter

M. VAN DER WOUDE, Richter

D. GRATSIAS, Richter

E. COULON, Kanzler
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vom 26. November 2010
bis 31. Dezember 2010

M. JAEGER, Prasident des Gerichts
J. AZIZI, Kammerprasident

N. J. FORWOOD, Kammerprdsident
0. CzZUCZ, Kammerprisident

. PELIKANOVA, Kammerprasidentin
S. PAPASAVVAS, Kammerprasident
E. MOAVERO MILANESI, Kammerprasident
A. DITTRICH, Kammerprasident

L. TRUCHOT, Kammerprasident

M. E. MARTINS RIBEIRO, Richterin

F. DEHOUSSE, Richter

E. CREMONA, Richterin

I. WISZNIEWSKA-BIALECKA, Richterin
V.VADAPALAS, Richter

K. JURIMAE, Richterin

I. LABUCKA, Richterin

N. WAHL, Richter

M. PREK, Richter

S. SOLDEVILA FRAGOSO, Richter

S. FRIMODT NIELSEN, Richter

K. O’'HIGGINS, Richter

H. KANNINEN, Richter

J. SCHWARCZ, Richter

M. VAN DER WOUDE, Richter

D. GRATSIAS, Richter

A. POPESCU, Richter

E. COULON, Kanzler
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4, Ehemalige Mitglieder des Gerichts

Edward David Alexander Ogilvy (1989-1992)

Yeraris Christos (1989-1992)

Da Cruz Vilaca José Luis (1989-1995), Prasident von 1989 bis 1995
Biancarelli Jacques (1989-1995)

Barrington Donal Patrick Michael (1989-1996)
Schintgen Romain Alphonse (1989-1996)

Kirschner Heinrich (1989-1997)

Saggio Antonio (1989-1998), Prasident von 1995 bis 1998
Briét Cornelis Paulus (1989-1998)

Lenaerts Koen (1989-2003)

Vesterdorf Bo (1989-2007), Prasident von 1998 bis 2007
Garcia-Valdecasas y Fernandez Rafael (1989-2007)
Kalogeropoulos Andreas (1992-1998)

Bellamy Christopher William (1992-1999)

Potocki André (1995-2001)

Gens de Moura Ramos Rui Manuel (1995-2003)

Lindh Pernilla (1995-2006)

Tiili Virpi (1995-2009)

Cooke John D. (1996-2008)

Pirrung Jorg (1997-2007)

Mengozzi Paolo (1998-2006)

Meij Arjen W. H. (1998-2010)

Vilaras Mihalis (1998-2010)

Legal Hubert (2001-2007)

Trstenjak Verica (2004-2006)

Svéby Daniel (2004-2009)

Tchipev Teodor (2007-2010)

Ciuca Valeriu M. (2007-2010)

Prasidenten

Da Cruz Vilaca José Luis (1989-1995)
Saggio Antonio (1995-1998)
Vesterdorf Bo (1998-2007)

Kanzler

Jung Hans (1989-2005)
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C - Rechtsprechungsstatistiken des Gerichts
Gesamtiibersicht iiber die Tdtigkeit des Gerichts
1. Neu eingegangene, erledigte, anhdngige Rechtssachen (2006-2010)
Neu eingegangene Rechtssachen
2. Verfahrensart (2006-2010)
3. Klageart (2006-2010)
4.  Verfahrensgegenstand (2006-2010)
Erledigte Rechtssachen
Verfahrensart (2006-2010)
Verfahrensgegenstand (2010)
Verfahrensgegenstand (2006-2010) (Urteile und Beschliisse)

Spruchkoérper (2006-2010)
Verfahrensdauer in Monaten (2006-2010) (Urteile und BeschlUisse)

© 0N W

Am 31. Dezember anhdingige Rechtssachen
10. Verfahrensart (2006-2010)
11. Verfahrensgegenstand (2006-2010)
12. Spruchkoérper (2006-2010)

Verschiedenes

13. Verfahren des vorlaufigen Rechtsschutzes (2006-2010)
14. Beschleunigte Verfahren (2006-2010)

15. Mit Rechtsmitteln beim Gerichtshof angefochtene Entscheidungen des Gerichts

(1989-2010)

16. Aufgliederung der Rechtsmittel beim Gerichtshof nach Verfahrensart (2006-2010)
17. Ausgang der Rechtsmittelverfahren beim Gerichtshof (2010) (Urteile und Beschliisse)
18. Ausgang der Rechtsmittelverfahren beim Gerichtshof (2006-2010) (Urteile und

Beschliisse)

19. Allgemeine Entwicklung (1989-2010) (neu eingegangene, erledigte, anhdngige

Rechtssachen)
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1. Gesamtiibersicht iiber die Tcitigkeit des Gerichts -
Neu eingegangene, erledigte, anhdangige Rechtssachen
(2006-2010)"

1400 +
1200 -
1000
800 -
600 -
400 -
200 -
0
2006 2007 2008 2009 2010
B Neu eingegangene Erledigte Rechtssachen B Anhangige Rechtssachen
Rechtssachen
2006 2007 2008 2009 2010

Neu eingegangene Rechtssachen 432 522 629 568 636

Erledigte Rechtssachen 436 397 605 555 527

Anhéangige Rechtssachen 1029 1154 1178 1191 1300

' Soweit nicht anders angegeben, sind in dieser Ubersicht und in den nachfolgenden Ubersichten die besonde-
ren Verfahrensarten bericksichtigt.

Als ,besondere Verfahrensarten” gelten: Einspruch gegen ein Urteil (Art. 41 der Satzung des Gerichtshofs;
Art. 122 der Verfahrensordnung des Gerichts); Drittwiderspruch (Art. 42 der Satzung des Gerichtshofs; Art. 123
der Verfahrensordnung des Gerichts); Wiederaufnahme des Verfahrens (Art. 44 der Satzung des Gerichtshofs;
Art. 125 der Verfahrensordnung des Gerichts); Auslegung eines Urteils (Art. 43 der Satzung des Gerichtshofs;
Art. 129 der Verfahrensordnung des Gerichts); Kostenfestsetzung (Art. 92 der Verfahrensordnung des Gerichts);
Prozesskostenhilfe (Art. 96 der Verfahrensordnung des Gerichts); Urteilsberichtigung (Art. 84 der Verfahrens-
ordnung des Gerichts).

Jahresbericht 2010 185



Gericht Rechtsprechungsstatistiken

2.  Neueingegangene Rechtssachen - Verfahrensart (2006-2010)

250 +
200 -
150 1
100 -
N ]i L
0
2006 2007 2008 2009 2010
B Staatliche Beihilfen B Wettbewerb m Offentlicher Dienst Geistiges Eigentum
m Sonstige Klagen B Rechtsmittel M Rechtsmittel im Verfahren Besondere
des vorlaufigen Rechtsschutzes Verfahrensarten
2006 2007 2008 2009 2010
Staatliche Beihilfen 28 37 56 46 42
Wettbewerb 81 62 71 42 79
Offentlicher Dienst 1 2 2
Geistiges Eigentum 143 168 198 207 207
Sonstige Klagen 135 197 178 158 207
Rechtsmittel 10 27 37 31 23
Rechtsmittel im Verfahren des
vorlaufigen Rechtsschutzes 1
Besondere Verfahrensarten 34 29 87 84 77
Gesamt 432 522 629 568 636
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3. Neueingegangene Rechtssachen - Klageart (2006-2010)

Aufgliederung fiir 2010

Nichtigkeitsklage

Besondere 47,80 %

Verfahrensarten
12,11 % \
Rechtsmittel
im Verfahren

des vorlaufigen ‘
Rechtsschutzes \
0,16 %

Untatigkeitsklage
1,10 %

Rechtsmittel Schadensersatzklage

3,62% 1,26 %
Geistiges Eigentum
32,55 % Klage aufgrund einer
Schiedsklausel
1,42 %
2006 2007 2008 2009 2010
Nichtigkeitsklage 223 251 269 214 304
Untatigkeitsklage 4 12 9 7 7
Schadensersatzklage 9 27 15 13 8
Klage aufgrund einer
Schiedsklausel 8 6 12 12 9
Geistiges Eigentum 143 168 198 207 207
Offentlicher Dienst 1 2 2
Rechtsmittel 10 27 37 31 23
Rechtsmittel im Verfahren
des vorlaufigen Rechtsschutzes 1
Besondere Verfahrensarten 34 29 87 84 77
Gesamt 432 522 629 568 636
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4., Neueingegangene Rechtssachen - Verfahrensgegenstand
(2006-2010)"

2006 @ 2007 2008 2009 2010

Allgemeine und berufliche Bildung, Jugend und Sport 1
Auswadrtiges Handeln der Europdischen Union 2 1 2 5 1
Beitritt neuer Mitgliedstaaten 1
Energie 2
Finanzvorschriften (Haushalt, Finanzrahmen, Eigenmittel,
Betrugsbekampfung) 1 1 1
Fischereipolitik 5 23 1 19
Forschung, technologische Entwicklung und Raumfahrt 4 6 3
Freier Dienstleistungsverkehr 1 3 4 1
Freier Warenverkehr 1 1 1 1
Freizligigkeit 4 4 1 1 1
Geistiges und gewerbliches Eigentum 145 168 198 207 207
Gemeinsame AuBen- und Sicherheitspolitik 1
Gesundheit der Bevolkerung 1 1 2 2 4
Handelspolitik 18 9 10 8 9
Institutionelles Recht 12 19 23 32 17
Kultur 1 1 1
Landwirtschaft 26 46 14 19 24
Niederlassungsfreiheit 1
Offentliche Auftriage 14 11 31 19 15
Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts 3 3 2
Rechtsangleichung 1
Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschrankung
chemischer Stoffe (REACH-Verordnung) 8
Restriktive MaBnahmen (Auswartiges Handeln) 5 12 7 7 21
Schiedsklausel 8 6 12 12 9
Sozialpolitik 2 5 6 2 4
Staatliche Beihilfen 28 37 55 46 42
Steuerrecht 1 2 1
Umwelt 9 27 7 4 15
Unternehmensrecht 1 1
Verbraucherschutz 2
Verkehr 1 4 1 1
Wettbewerb 81 62 71 42 79
Wirtschaftlicher, sozialer und territorialer Zusammenhalt 16 17 6 6 24
Wirtschafts- und Wahrungspolitik 2 4
Zollunion und gemeinsamer Zolltarif 2 5 1 5 4
Zugang zu Dokumenten 4 11 22 15 19
Summe EG-Vertrag/AEUV 386 464 502 452 533
Summe EGKS-Vertrag 1
Summe EAG-Vertrag 1 1
Beamtenstatut 11 29 39 32 25
Besondere Verfahrensarten 34 29 87 84 77

GESAMTSUMME 432 522 629 568 636

' Das Inkrafttreten des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV) am 1. Dezember 2009 mach-
te eine gednderte Darstellung der Verfahrensgegenstdande erforderlich. Die Angaben fiir den Zeitraum 2006-
2009 wurden daher lberarbeitet.
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5.  Erledigte Rechtssachen - Verfahrensart (2006-2010)

250 -

200 -

150

100

5° Lllwl]lhil];

2006

B Staatliche Beihilfen B Wettbewerb

1 Sonstige Klagen B Rechtsmittel

2007

u Offentlicher Dienst

2008

2009

W Rechtsmittel im Verfahren
des vorlaufigen

2010

Geistiges Eigentum

Besondere Verfahrensarten

Rechtsschutzes
2006 2007 2008 2009 2010

Staatliche Beihilfen 55 36 37 70 50
Wettbewerb 42 48 31 31 38
Offentlicher Dienst 71 51 33 1

Geistiges Eigentum 920 128 171 168 180
Sonstige Klagen 144 101 229 171 149
Rechtsmittel 7 21 31 37
Rechtsmittel im Verfahren

des vorlaufigen Rechtsschutzes 1
Besondere Verfahrensarten 34 26 83 83 72

Gesamt 436 397 605 555 527
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6. Erledigte Rechtssachen - Verfahrensgegenstand (2010)’

Urteile Beschliisse Gesamt

Allgemeine und berufliche Bildung, Jugend und Sport 1 1
Auswadrtiges Handeln der Europdischen Union 1 3 4
Energie 2 2
Forschung, technologische Entwicklung und Raumfahrt 2 1 3
Freier Dienstleistungsverkehr 2 2
Geistiges und gewerbliches Eigentum 132 48 180
Gesundheit der Bevolkerung 2 2
Handelspolitik 8 8
Institutionelles Recht 9 17 26
Landwirtschaft 9 7 16
Offentliche Auftrage 10 6 16
Restriktive MalBnahmen (Auswartiges Handeln) 8 2 10
Schiedsklausel 10 2 12
Sozialpolitik 1 5 6
Staatliche Beihilfen 28 22 50
Steuerrecht 1 1
Umwelt 2 4 6
Unternehmensrecht 1 1
Verbraucherschutz 2 2
Verkehr 1 1 2
Wettbewerb 26 12 38
Wirtschaftlicher, sozialer und territorialer Zusammenhalt 1 1 2
Wirtschafts- und Wahrungspolitik 2 2
Zollunion und gemeinsamer Zolltarif 1 3 4
Zugang zu Dokumenten 14 7 21
Summe EG/AEUV 266 151 417

Beamtenstatut 22 16 38
Besondere Verfahrensarten 72 72
GESAMTSUMME 288 239 527

' Das Inkrafttreten des Vertrags tber die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV) am 1. Dezember 2009
machte eine gednderte Darstellung der Verfahrensgegenstdande erforderlich. Die Angaben fiir den Zeitraum
2006-2009 wurden daher lberarbeitet.
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Gericht

7.  Erledigte Rechtssachen - Verfahrensgegenstand (2006-2010)’

(Urteile und BeschlUisse)

Allgemeine und berufliche Bildung, Jugend und Sport
Assoziation der Uiberseeischen Lander und Gebiete
Auswadrtiges Handeln der Europdischen Union
Beitritt neuer Mitgliedstaaten
Energie
Finanzvorschriften (Haushalt, Finanzrahmen, Eigenmittel,
Betrugsbekampfung)
Fischereipolitik
Forschung, technologische Entwicklung und Raumfahrt
Freier Dienstleistungsverkehr
Freier Warenverkehr
Freizligigkeit
Geistiges und gewerbliches Eigentum
Gesundheit der Bevolkerung
Handelspolitik
Industriepolitik
Institutionelles Recht
Kultur
Landwirtschaft
Niederlassungsfreiheit
Offentliche Auftrige
Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts
Rechtsangleichung
Restriktive MaBnahmen (Auswartiges Handeln)
Schiedsklausel
Sozialpolitik
Staatliche Beihilfen
Steuerrecht
Umwelt
Unternehmensrecht
Verbraucherschutz
Verkehr
Wettbewerb
Wirtschaftlicher, sozialer und territorialer Zusammenhalt
Wirtschafts- und Wahrungspolitik
Summe EG-Vertrag/AEUV
Summe EGKS-Vertrag
Summe EAG-Vertrag
Beamtenstatut
Besondere Verfahrensarten
GESAMTSUMME

2006

91

13

27

(G, R L0, | H-S

330

71
34
436

2007

13

A O W= N

36

302
10

58
26
397

2008

NIO O\ |=|—=

37

17

31
42

468

54

83
605

2009

555

2010
1

26

16

16

10

12

50

NN —= O =

527

' Das Inkrafttreten des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV) am 1. Dezember 2009
machte eine gednderte Darstellung der Verfahrensgegenstande erforderlich. Die Angaben fiir den Zeitraum

2006-2009 wurden daher Gberarbeitet.
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8.  Erledigte Rechtssachen - Spruchkorper (2006-2010)

Aufgliederung fiir 2010

. . Einzelrichter
Kammern mit 3 Richtern 0,57 %

80,27 %

Gro3e Kammer
0,38 %

Rechtsmittelkammer
7,02 %

Prasident des Gerichts

10,25 %
Kammern mit 5 Richtern
1,52 %

2006 2007 2008 2009 2010

o o v o v
PR IENFIE IR IR SR IPRE AR IPAN IR
AR AR AN AR ARAE- N AR AR AN
] 3 v ] 3 v o ] a (U} = g (U} s ] 3 (U]

) [ [ () [~
Grof3e Kammer 2 2 2 2
Rechtsmittelkammer 3 4 7 16, 10| 26/ 20, 11| 31, 22, 15, 37
Prasident des Gerichts 19/ 19 16| 16 52| 52 50| 50 54| 54
Kammern mit 5 Richtern 22| 33| 55| 44 8 52 15 20 17 27 21 29 8 8
Kammern mit 3 Richtern | 198 157 | 355 196| 122 318 228|282 510| 245 | 200 | 445 | 255 | 168 | 423
Einzelrichter 7 7 2 2 3 3

Gesamt | 227 209 436 | 247 | 150|397 259 346 605 292|263 | 555|288 239 527
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9.  Erledigte Rechtssachen - Verfahrensdauer in Monaten

(2006-2010) (Urteile und Beschliisse)

60 -

50

40 -

30

20

10 -

0
2006 2007 2008 2009 2010
B Staatliche Beihilfen B Wettbewerb u Offentlicher Dienst
Geistiges Eigentum 1 Sonstige Klagen B Rechtsmittel
2006 2007 2008 2009 2010

Staatliche Beihilfen 29,0 32,4 48,1 50,3 324
Wettbewerb 411 42,6 40,2 46,2 45,7
Offentlicher Dienst 24,8 32,7 38,6 52,8
Geistiges Eigentum 21,8 24,5 20,4 20,1 20,6
Sonstige Klagen 24,2 21,5 20,6 23,9 23,7
Rechtsmittel 7,1 16,1 16,1 16,6

' Fir die Berechnung der durchschnittlichen Verfahrensdauer nicht beriicksichtigt: Rechtssachen, in denen ein
Zwischenurteil ergangen ist; besondere Verfahrensarten; Rechtsmittel im Verfahren des vorldufigen Rechts-
schutzes; vom Gerichtshof nach Anderung der Verteilung der Zustandigkeiten zwischen dem Gerichtshof und
dem Gericht an dieses verwiesene Rechtssachen; vom Gericht nach Aufnahme der Tatigkeit des Gerichts fir
den o6ffentlichen Dienst an dieses verwiesene Rechtssachen.

Die Dauer ist in Monaten und Zehnteln von Monaten angegeben.
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10. Am 31. Dezember anhdiingige Rechtssachen - Verfahrensart
(2006-2010)

450 -
400
350 -
300 -
250 -
200 -
150 -
100 -
50 |
0
2006 2007 2008 2009 2010
B Staatliche Beihilfen B Wettbewerb m Offentlicher Dienst Geistiges Eigentum
1 Sonstige Klagen B Rechtsmittel Besondere Verfahrensarten
2006 2007 2008 2009 2010
Staatliche Beihilfen 165 166 185 161 153
Wettbewerb 182 196 236 247 288
Offentlicher Dienst 82 33 2 1 1
Geistiges Eigentum 249 289 316 355 382
Sonstige Klagen 326 422 371 358 416
Rechtsmittel 10 30 46 46 32
Besondere Verfahrensarten 15 18 22 23 28
Gesamt 1029 1154 1178 1191 1300
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11. Am 31. Dezember anhdngige Rechtssachen -
Verfahrensgegenstand (2006-2010)’
2006 2007 2008 2009 2010
Allgemeine und berufliche Bildung, Jugend und Sport 1 1 1
Auswartiges Handeln der Europdischen Union 6 3 3 8 5
Energie 2
Finanzvorschriften (Haushalt, Finanzrahmen, Eigenmittel,
Betrugsbekdampfung) 4 5 3 2 2
Fischereipolitik 4 5 24 8 27
Forschung, technologische Entwicklung und Raumfahrt 1 4 3 8 8
Freier Dienstleistungsverkehr 1 3 5 4
Freier Warenverkehr 2 3 2
Freizligigkeit 3 3 2 2 3
Geistiges und gewerbliches Eigentum 251 290 317 355 382
Gemeinsame AuBen- und Sicherheitspolitik 1
Gesundheit der Bevolkerung 3 2 3 4 6
Handelspolitik 28 33 31 33 34
Industriepolitik 1
Institutionelles Recht 19 28 29 41 32
Kultur 1 2 1
Landwirtschaft 85 118 84 57 65
Offentliche Auftrage 25 29 34 41 40
Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts 1 3 2 2
Rechtsangleichung 1 1
Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschrdankung
chemischer Stoffe (REACH-Verordnung) 8
Restriktive MaBnahmen (Auswartiges Handeln) 9 18 19 18 29
Schiedsklausel 21 17 20 22 19
Sozialpolitik 5 6 10 6 4
Staatliche Beihilfen 165 166 184 160 152
Steuerrecht 2
Umwelt 23 40 30 25 34
Unternehmensrecht 1 1
Verbraucherschutz 1 1 3 3 1
Verkehr 1 4 2 2 1
Wettbewerb 172 196 236 247 288
Wirtschaftlicher, sozialer und territorialer Zusammenhalt 37 49 13 16 38
Wirtschafts- und Wahrungspolitik 2 1 2
Zollunion und gemeinsamer Zolltarif 14 16 11 6 6
Zugang zu Dokumenten 24 28 35 44 42
Summe EG-Vertrag/AEUV 910/ 1072 1106, 1119 1235
Summe EGKS-Vertrag 10 1 1 1
Summe EAG-Vertrag 2 1 1 1
Beamtenstatut 92 63 48 48 35
Besondere Verfahrensarten 15 18 22 23 28
GESAMTSUMME, 1029, 1154 1178 1191 1300

' Das Inkrafttreten des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV) am 1. Dezember 2009
machte eine gednderte Darstellung der Verfahrensgegenstande erforderlich. Die Angaben fiir den Zeitraum

2006-2009 wurden daher Gberarbeitet.
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12. Am 31. Dezember anhdngige Rechtssachen - Spruchkorper
(2006-2010)

Aufgliederung fiir 2010
Kammern
mit 3 Richtern
87,08 %
Nicht
zugewiesen
5,77 %
Rechtsmittelkammer
2,46 %
Prasident des Gerichts
0,23 %
Kammern
mit 5 Richtern
4,46 %
2006 2007 2008 2009 2010
Gro3e Kammer 2
Rechtsmittelkammer 10 30 46 46 32
Prasident des Gerichts 1 3
Kammern mit 5 Richtern 117 75 67 49 58
Kammern mit 3 Richtern 825 971 975 1019 1132
Einzelrichter 2 2
Nicht zugewiesen 72 78 90 75 75
Gesamt 1029 1154 1178 1191 1300
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13. Verschiedenes - Verfahren des vorlaufigen Rechtsschutzes

(2006-2010)

60 -

50 -

40 -

30

20 |

2006 2007

2008

B Neu anhdngig geworden

Auswartiges Handeln

der Europdischen Union
Beamtenstatut

Forschung, technologische
Entwicklung und Raumfahrt
Gemeinsame Aufen- und
Sicherheitspolitik

Institutionelles Recht
Landwirtschaft

Offentliche Auftrige

Registrierung, Bewertung, Zulassung
und Beschrankung chemischer Stoffe
(REACH-Verordnung)

Schiedsklausel

Staatliche Beihilfen

Umwelt

Wettbewerb

Wirtschaftlicher, sozialer und
territorialer Zusammenhalt

Zollunion und gemeinsamer Zolltarif
Gesamt
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Rechtsprechungsstatistiken

14.

Verschiedenes - Beschleunigte Verfahren (2006-2010)’2

25 +

20 A

15 1

10 1

2006 2007

M Eingereicht

Auswartiges Handeln der Europdischen Union
Beamtenstatut

Finanzvorschriften (Haushalt, Finanzrahmen, Eigenmittel,
Betrugsbekampfung)

Freier Dienstleistungsverkehr

Gesundheit der Bevolkerung

Handelspolitik

Institutionelles Recht

Landwirtschaft

Offentliche Auftrage

Restriktive MaBnahmen (Auswartiges Handeln)
Schiedsklausel

Staatliche Beihilfen

Umwelt

Verfahren

Wettbewerb

Wirtschaftlicher, sozialer und territorialer Zusammenhalt
Zugang zu Dokumenten

Eingereicht

Gesamt| 10

B Stattgegeben

2008 2009 2010
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Auf der Grundlage von Art. 76a der Verfahrensordnung kann die beschleunigte Behandlung einer Rechtssache

vor dem Gericht beschlossen werden. Diese Vorschrift gilt seit dem 1. Februar 2001.

Das Inkrafttreten des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV) am 1. Dezember 2009

machte eine gednderte Darstellung der Verfahrensgegenstande erforderlich. Die Angaben fiir den Zeitraum

2006-2009 wurden daher (iberarbeitet.

Unter der Kategorie ,erledigt” erfasste Falle: Ricknahme des Antrags, Erledigung des Rechtsstreits und Klage-

ricknahme, Félle, in denen das Verfahren vor einer Entscheidung tber den Antrag auf beschleunigtes Verfah-

ren durch Beschluss beendet wird.
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Gericht

15.

1989
1990
1991
1992
1993
1994
1995
1996
1997
1998
1999
2000
2001
2002
2003
2004
2005
2006
2007
2008
2009
2010

Verschiedenes - Mit Rechtsmitteln beim Gerichtshof
angefochtene Entscheidungen des Gerichts (1989-2010)

400 -

350

300

250 1

200 -

150 A

100
50

1989
1990
1991
1992
1993
1994
1995

B Anzahl der Entscheidungen, die mit

1996
1997
1998
1999
2000

Rechtsmitteln angefochten wurden

Anzahl der Entscheidungen, die mit
Rechtsmitteln angefochten wurden

16
13
25
17
12
47
27
35
67
60
67
69
47
66
53
64
77
77
84
92
98

Gesamtzahl der anfechtbaren
Entscheidungen’

46

62

86

73
105
143
133
139
224
180
225
230
224
260
261
297
281
290
339
371
340

B Gesamtzahl der anfechtbaren
Entscheidungen’

Prozentualer Anteil der Entscheidungen, die
mit Rechtsmitteln angefochten wurden

35%
21 %
29 %
23 %
1%
33%
20 %
25 %
30 %
33%
30 %
30 %
21 %
25 %
20 %
22 %
27 %
27 %
25 %
25 %
29 %

' Anzahl der anfechtbaren Entscheidungen - Urteile, Beschlisse im Verfahren des vorlaufigen Rechtsschutzes
und Beschlisse tber die Ablehnung von Antrdgen auf Zulassung als Streithelfer sowie andere verfahrensbeen-
dende Beschliisse als solche, mit denen die Streichung angeordnet, die Erledigung der Hauptsache festgestellt
oder die Verweisung an das Gericht angeordnet wird - fiir die die Rechtsmittelfrist abgelaufen ist oder gegen
die ein Rechtsmittel eingelegt wurde.
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16. Verschiedenes - Aufgliederung der Rechtsmittel beim
Gerichtshof nach Verfahrensart (2006-2010)

2006 2007 2008 2009 2010
|5 |5 g |5 g |5 o3
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%E 5 21 (24% 11 30 137% 4 19 121% | 23 51 |45% | 17 35 149%
28
2
E
2 14 41 |34% | 13 33 |39% 7 26 (27% 11 45 124% | 15 33 |45%
ko]
=
13 62 [21%| 10 53 |19% 9 31 |129% 1 3 133%

Offentlicher
Dienst

18 62 (29% | 14 64 |22%| 24 | 105 |[23%| 25 | 153 [16%| 32 | 140 23%

Geistiges
Eigentum

27 95 |28% 29 | 110 |26% 40 | 158 |25% | 32 | 119 |27% 34 | 132 |26%

Sonstige
Klagen

77 | 281 27% 77 | 290 27% 84 | 339 25% 92 | 371 25% 98 | 340 29%

Gesamt
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17. Verschiedenes - Ausgang der Rechtsmittelverfahren beim
Gerichtshof (2010) (Urteile und Beschlisse)

o o o v
] = C D = c (=] oL <
S. ¥3 5383 5 33
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£ 82 582 5 P2
N >% N >% N @05
- = (o))
Allgemeine und berufliche Bildung, Jugend
und Sport 1 1
Beamtenstatut 3 3
Fischereipolitik 1 1
Freier Warenverkehr 1 1
Freiztigigkeit 1 1
Geistiges und gewerbliches Eigentum 23 1 1 3 28
Handelspolitik 1 1
Institutionelles Recht 20 2 1 23
Landwirtschaft 2 2
Regionalpolitik 2 2
Sozialpolitik 1 1
Staatliche Beihilfen 7 2 9
Umwelt und Verbraucher 1 1
Wettbewerb 8 3 11
Wirtschafts- und Wahrungspolitik 1 1
Zollunion und gemeinsamer Zolltarif 2 2
Gesamt 74 6 4 4 88
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18. Verschiedenes - Ausgang der Rechtsmittelverfahren beim
Gerichtshof (2006-2010) (Urteile und Beschlisse)

90 +
80 -
70 |
60 -
50
40 -
30
20 1
10 -
0
2006 2007 2008 2009 2010
B Zurlckweisung des Vollstandige oder
Rechtsmittels teilweise Aufhebung
ohne Zuriickverweisung
B Vollstandige oder B Streichung/
teilweise Aufhebung Erledigung der
mit Zurlckverweisung Hauptsache
2006 2007 2008 2009 2010
Zurickweisung des Rechtsmittels 51 72 51 84 74
Vollstandige oder teilweise Aufhebung ohne
Zurlckverweisung 8 8 16 12 6
Vollstandige oder teilweise Aufhebung mit
Zurlickverweisung 1 6 7 3 4
Streichung/Erledigung der Hauptsache 5 4 3 5 4
Gesamt 65 20 77 104 88
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19. Verschiedenes - Allgemeine Entwicklung (1989-2010)
Neu eingegangene, erledigte, anhangige Rechtssachen

Neu eingegangene | Erledigte Rechtssachen?, Am 31. Dezember an-

Rechtssachen’ hangige Rechtssachen
1989 169 1 168
1990 59 82 145
1991 95 67 173
1992 123 125 171
1993 596 106 661
1994 409 442 628
1995 253 265 616
1996 229 186 659
1997 644 186 1117
1998 238 348 1007
1999 384 659 732
2000 398 343 787
2001 345 340 792
2002 411 331 872
2003 466 339 999
2004 536 361 1174
2005 469 610 1033
2006 432 436 1029
2007 522 397 1154
2008 629 605 1178
2009 568 555 1191
2010 636 527 1300
Gesamt 8611 7311

' 1989:Verweisung von 153 Rechtssachen vom Gerichtshof an das neu errichtete Gericht.
1993: Verweisung von 451 Rechtssachen vom Gerichtshof an das Gericht aufgrund der ersten Erweiterung sei-
ner Zustandigkeiten.
1994: Verweisung von 14 Rechtssachen vom Gerichtshof an das Gericht aufgrund der zweiten Erweiterung
seiner Zustandigkeiten.
2004-2005: Verweisung von 25 Rechtssachen vom Gerichtshof an das Gericht aufgrund der dritten Erweiterung
seiner Zustandigkeiten.

2 2005-2006: Verweisung von 118 Rechtssachen vom Gericht an das neu errichtete Gericht fiir den 6ffentlichen
Dienst.
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Kapitel 1ll

Das Gericht fur den offentlichen Dienst






Tatigkeit Gericht fur den 6ffentlichen Dienst

A - Tatigkeit des Gerichts fiir den 6ffentlichen Dienst im Jahr 2010
Von Président Paul Mahoney

1. Die Rechtsprechungsstatistiken des Gerichts fiir den offentlichen Dienst zeigen einen erhebli-
chen Anstieg der Zahl der 2010 neu anhangig gemachten Rechtssachen (139) gegeniiber der Zahl
der Klagen, die in den Jahren 2009 (113) und 2008 (111) eingereicht wurden.

Die Zahl der erledigten Rechtssachen (129) ist dagegen niedriger’ als im Vorjahr (155).

Daher ist die Zahl der anhdangigen Rechtssachen? im Vergleich zum Vorjahr leicht gestiegen (185
am 31. Dezember 2010 gegeniiber 175 am 31. Dezember 2009). Die durchschnittliche Verfahrens-
dauer ist ebenfalls gestiegen (18,1 Monate im Jahr 2010 gegeniiber 15,1 Monaten im Jahr 2009%)%,

24 Entscheidungen des Gerichts fiir den 6ffentlichen Dienst wurden mit Rechtsmitteln beim Ge-
richt der Europdischen Union angefochten. Zehn Entscheidungen des Gerichts fir den offentli-
chen Dienst hat das Gericht der Europaischen Union ganz oder teilweise aufgehoben, wobei sechs
Rechtssachen an das Gericht fiir den 6ffentlichen Dienst zuriickverwiesen wurden.

Zwolf Rechtssachen wurden durch giitliche Beilegung erledigt, was die héchste Zahl seit der Er-
richtung des Gerichts fiir den 6ffentlichen Dienst darstellt®. Die Statistiken dieses Jahres scheinen
also fiir eine grofBere Aufgeschlossenheit gegeniiber dieser Art der Streitbeilegung zu sprechen.

2. Hinsichtlich der verfahrensrechtlichen Instrumente ist zu verzeichnen, dass das Gericht fiir den
offentlichen Dienst in diesem Jahr erstmals von der ihm durch seine Verfahrensordnung einge-
rdumten Mdoglichkeit, als Einzelrichter zu entscheiden®, Gebrauch gemacht hat’.

' Der Anstieg des prozentualen Anteils der Erledigungen durch Urteil gegeniiber demjenigen der Erledigungen
durch das einfachere Beschlussverfahren hat zweifellos zur Verringerung der Zahl der erledigten Rechtssachen
beigetragen. Zudem ist zu berlicksichtigen, dass das Gericht fiir den &ffentlichen Dienst wegen der anhalten-
den Nichtverfligbarkeit eines der sieben Richter faktisch nicht vollstandig war.

2 Insbesondere sind noch 15 Rechtssachen anhédngig, in denen 327 Beamte und sonstige Bedienstete gegen die
Organe, bei denen sie beschiftigt sind, auf Aufhebung ihrer berichtigten Gehaltsabrechnungen fir den Zeit-
raum 1. Juli bis 31. Dezember 2009 und ihrer Gehaltsabrechnungen seit dem 1. Januar 2010 klagen, soweit in
diesen Abrechnungen eine Erhéhung der Bezlige auf der Grundlage eines Satzes von 1,85 % anstelle des Satzes
von 3,7 %, der sich aus Art. 65 des Statuts der Beamten der Europdischen Union (im Folgenden: Statut) und
seinem Anhang Xl ergebe, vorgenommen wird. Diese Rechtssachen stehen in engem Zusammenhang mit der
Rechtssache Kommission/Rat (Urteil vom 24. November 2010, C-40/10), in der der Gerichtshof die Verordnung
(EU, Euratom) Nr. 1296/2009 des Rates vom 23. Dezember 2009 zur Angleichung der Dienst- und Versorgungs-
beziige der Beamten und sonstigen Bediensteten der Europaischen Union sowie der Berichtigungskoeffizien-
ten, die auf diese Dienst- und Versorgungsbeziige anwendbar sind, mit Wirkung vom 1. Juli 2009 fir nichtig
erklart hat.

3 Die Dauer einer etwaigen Aussetzung nicht mitgerechnet.

4 Dieser Anstieg der Verfahrensdauer lasst sich zweifellos ebenfalls mit dem gestiegenen prozentualen Anteil der
Erledigung durch Urteil gegenliber demjenigen der Erledigung durch Beschluss in Zusammenhang bringen.

> Erstmals wurde im Rahmen eines Verfahrens des vorlaufigen Rechtsschutzes eine giitliche Beilegung zwischen
den Parteien im Zusammenhang mit der beantragten einstweiligen Anordnung erreicht (Rechtssache De Roos-
Le Large/Kommission, F-50/10 R).

¢ Art. 14 der Verfahrensordnung.

7 Diese Moglichkeit wurde in der Rechtssache genutzt, in der das Urteil vom 14. Dezember 2010, Marcuccio/
Kommission, F-1/10, ergangen ist.
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3. Da 2010 schliel3lich das Jahr des flinfjahrigen Bestehens des Gerichts flir den 6ffentlichen Dienst
war, wurde aus diesem Anlass ein Kolloquium® veranstaltet, an dem auf dem Gebiet des europai-
schen und internationalen &ffentlichen Dienstes spezialisierte Richter, Professoren und Rechtsan-
walte, Beamte der europdischen Organe und Vertreter von Berufsverbanden und Gewerkschaften
teilgenommen haben. Der Austausch im Rahmen dieses Kolloquiums wird sicherlich in die Uber-
legungen des Gerichts fiir den 6ffentlichen Dienst einflieen, insbesondere wenn es sich mit der
Uberarbeitung seiner Verfahrensordnung im Licht der seit seiner Errichtung gewonnenen Erfah-
rung befassen wird. Zu den Veranstaltungen anlasslich des flinfijahrigen Bestehens des Gerichts fiir
den offentlichen Dienst zahlte auch ein Tag der offenen Tir fiir die Mitarbeiter des Organs.

4. Nachfolgend werden die wichtigsten Entscheidungen des Gerichts fiir den 6ffentlichen Dienst
zu Verfahrensfragen und materiell-rechtlichen Fragen dargestellt. Da keine wichtigen Entwicklun-
gen bei den Verfahren des vorldufigen Rechtsschutzes®, der Frage der Prozess- und Gerichtskosten
sowie der Prozesskostenhilfe mitzuteilen sind, fehlen die liblicherweise diesen Bereichen gewid-
meten Rubriken im diesjahrigen Bericht.

. Verfahrensfragen
Zuldssigkeitsvoraussetzungen
1. Vorverfahren: Grundsatz der Ubereinstimmung zwischen Beschwerde und Klage

Im Urteil vom 1. Juli 2010, Mandt/Parlament (F-45/07%)'°, hat das Gericht flir den 6ffentlichen Dienst
den Grundsatz der Ubereinstimmung zwischen der Beschwerde im Vorverfahren und der Klage ge-
lockert, indem es entschieden hat, dass dieser Grundsatz nur dann verletzt ist, wenn die Klage den
Gegenstand der Beschwerde oder ihren Grund andert, wobei der letztere Begriff weit auszulegen
ist. Bei einem Aufhebungsantrag ist unter,,Grund des Rechtsstreits” grundsatzlich entweder das
Bestreiten der materiellen oder aber das Bestreiten der formellen Rechtmafigkeit der angefochte-
nen Handlung zu verstehen. Vorbehaltlich von Einreden der Rechtswidrigkeit (die wesensgemaf
rechtlicher Natur und fiir Nicht-Juristen nicht leicht verstandlich sind) und von Amts wegen zu
priifender Gesichtspunkte, liegt daher nur dann eine Anderung des Grundes des Rechtsstreits und
damit Unzul3ssigkeit wegen fehlender Wahrung des Grundsatzes der Ubereinstimmung vor, wenn
der Klager, der in seiner Beschwerde nur die formelle Glltigkeit der beschwerenden MaBnahme
bestritten hat, in der Klageschrift materiell-rechtliche Klagegriinde geltend macht oder, umge-
kehrt, wenn der Klager, nachdem er in seiner Beschwerde nur die materielle Rechtmafigkeit der
beschwerenden MalBnahme bestritten hat, eine Klageschrift einreicht, die Klagegriinde hinsicht-
lich ihrer formellen Gultigkeit enthalt.

8  Die Beitrage des Kolloquiums werden im Lauf des Jahres 2011 in der Revue universelle des Droits de 'Homme
(RUDH), Editions N. P. Engel, veréffentlicht. Die Redebeitrage des Tages sind bereits jetzt auf der Curia-Website
verfligbar.

° In diesem Jahr hat der Président des Gerichts fiir den 6ffentlichen Dienst vier Beschliisse im Verfahren des vor-
ldaufigen Rechtsschutzes erlassen (Beschluss vom 23. Februar 2010, Papathanasiou/HABM, F-99/09 R, Beschluss
vom 14. Juli 2010, Bermejo Garde/EWSA, F-41/10 R, Beschluss vom 10. September 2010, Esders/Kommission,
F-62/10 R, und Beschluss vom 15. Dezember 2010, B6mcke/EIB, F-95/10 R und F-105/10 R). In diesen vier Rechts-
sachen wurden die Antrége auf einstweilige Anordnung zurtickgewiesen.

% Die mit einem Stern gekennzeichneten Urteile werden in samtliche Amtssprachen der Europdischen Union mit
Ausnahme des Irischen Ubersetzt.
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Im Urteil vom 23. November 2010, Bartha/Kommission (F-50/08%), hat das Gericht fiir den &ffentli-
chen Dienst erstmals die Begriindetheit eines Klagegrundes bejaht, der in Umsetzung des Urteils
Mandt/Parlament fiir zul3ssig erklart worden war.

2.  Begriff ,beschwerende Mallnahme”

Im Urteil vom 13. Januar 2010, A und G/Kommission (verbundene Rechtssachen F-124/05 und
F-96/06%), hat das Gericht fiir den 6ffentlichen Dienst im Anschluss an das Urteil des Gerichts erster
Instanz vom 15. Oktober 2008, Mote/Parlament, T-345/05, das die Aufhebung der Immunitat eines
Mitglieds des Europdischen Parlaments betraf, entschieden, dass die Entscheidung, mit der die
Befreiung eines Beamten von der Gerichtsbarkeit aufgehoben wird, fiir diesen eine beschwerende
MafBnahme darstellt. In diesem Fall konnte sich der Klager im Rahmen einer von ihm erhobenen
Schadensersatzklage jedoch nicht mehr auf die Rechtswidrigkeit der Entscheidung berufen, mit
der seine Immunitat aufgehoben worden war, da er diese Entscheidung nicht innerhalb der in den
Art. 90 und 91 des Statuts vorgesehenen Fristen angefochten hatte.

Mit Urteil vom 23. November 2010, Gheysens/Rat (F-8/10%), hat das Gericht fuir den 6ffentlichen
Dienst entschieden, dass die Entscheidung, einen befristeten Vertrag nicht zu verlangern, eine
beschwerende MalBnahme ist, die gemal3 Art. 25 des Statuts begriindet werden muss, wenn sie
sich von dem betreffenden Vertrag unterscheidet, was insbesondere der Fall ist, wenn sie auf neue
Gesichtspunkte gestiitzt ist oder eine Stellungnahme der Verwaltung darstellt, die auf Antrag des
betroffenen Bediensteten ergeht und die in dem Vertrag enthaltene Mdglichkeit der Vertragsver-
langerung betrifft.

3. Rechtsschutzinteresse

Im Urteil vom 5. Mai 2010, Bouillez u. a./Rat (F-53/08%), hat das Gericht flir den 6ffentlichen Dienst
bestatigt, dass Beamte, die nach einer bestimmten Besoldungsgruppe beférdert werden kdnnen,
grundsatzlich nicht nur ein personliches Interesse daran haben, die Entscheidungen anzufechten,
sie nicht zu beférdern, sondern auch daran, die Entscheidungen anzufechten, mit denen andere
Beamte nach dieser Besoldungsgruppe beférdert werden.

4, Fristen

Im Urteil vom 30. September 2010, Lebedef und Jones/Kommission (F-29/09*), betreffend einen
Rechtsstreit, in dem es um die RechtmaBigkeit der Bestimmung des Art. 3 Abs. 5 Unterabs. 1 des
Anhangs XI des Statuts ging, wonach der Berichtigungskoeffizient nicht nur fiir Belgien (Referenz-
land fiir die Bestimmung der Lebenshaltungskosten), sondern auch fiir Luxemburg auf 100 fest-
gesetzt wird, hat das Gericht fiir den 6ffentlichen Dienst zundchst auf die Rechtsprechung hin-
gewiesen, nach der ein Beamter, der es unterlassen hat, die Gehaltsabrechnung, in der erstmals
die Umsetzung einer MaBnahme von allgemeiner Tragweite zum Ausdruck kommt, mit der finan-
zielle Anspriiche festgesetzt werden, innerhalb der Beschwerde- und der Klagefrist anzufechten,
nach Ablauf dieser Fristen spatere Gehaltsabrechnungen nicht mehr unter Berufung auf densel-
ben Rechtsversto3 anfechten kann, mit dem die erste Abrechnung behaftet gewesen sein soll.
In diesem Fall hat das Gericht fiir den offentlichen Dienst jedoch festgestellt, dass die Klager im
Wesentlichen gerligt haben, dass die Kommission an der Anwendung des Art. 3 Abs. 5 Unterabs. 1
des Anhangs XI des Statuts festhalte, ohne eine Untersuchung tber eine etwaige Kluft zwischen
der Kaufkraft in Briissel und in Luxemburg vorgenommen zu haben, und das Eintreten neuer wirt-
schaftlicher Umstande geltend gemacht haben, die die Anwendung dieser Bestimmung insbeson-
dere im Hinblick auf den Grundsatz der Gleichbehandlung nicht mehr rechtfertigten. Aulerdem
hat das Gericht flr den &ffentlichen Dienst auf die prozessualen Schwierigkeiten hingewiesen, auf
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die ein Einzelner stoBen wiirde, der im Wege einer Untatigkeitsklage nach Art. 265 AEUV gegen
ein Organ vorgehen will, um die Abdanderung einer Bestimmung einer vom Unionsgesetzgeber
erlassenen Verordnung zu erreichen. Einem Beamten gemaR der oben genannten Rechtsprechung
die Méglichkeit zu verwehren, seine Gehaltsabrechnung wegen einer Anderung der tatséchlichen
Umsténde - etwa einer Anderung der wirtschaftlichen Bedingungen - anzufechten und in diesem
Zusammenhang eine Einrede der Rechtswidrigkeit gegen eine Statutsbestimmung zu erheben,
die sich zwar zum Zeitpunkt ihres Erlasses als rechtmafig darstellte, nach Ansicht des betroffenen
Beamten aber wegen dieser gednderten Umstande rechtswidrig geworden ist, wiirde daher nach
Ansicht des Gerichts fur den offentlichen Dienst die Erhebung einer Klage, die auf die Einhaltung
des durch das Unionsrecht anerkannten allgemeinen Grundsatzes der Gleichbehandlung gerichtet
ist, praktisch unmdglich machen und den Anspruch auf effektiven Rechtsschutz daher unange-
messen beeintrachtigen.

Im Beschluss vom 16. Dezember 2010, AG/Parlament (F-25/10), hat das Gericht fir den offentli-
chen Dienst hinsichtlich der Zustellung einer Entscheidung per Einschreiben entschieden, dass
in Fallen, in denen der Adressat eines Einschreibens, der zum Zeitpunkt des Eintreffens des Brief-
zustellers nicht zu Hause war, keinerlei Schritte unternimmt oder das Schreiben nicht innerhalb
des Zeitraums abholt, in dem es von den Postdiensten tblicherweise aufbewahrt wird, die betref-
fende Entscheidung nach Ablauf dieses Zeitraums als ihrem Adressaten ordnungsgemafR zuge-
stellt anzusehen ist. Wirde ndamlich zugelassen, dass ein derartiges Verhalten des Adressaten die
ordnungsgemale Zustellung per Einschreiben hinderte, wiirden zum einen die durch diese Art
der Zustellung gewahrten Garantien erheblich abgeschwacht, obwohl sie eine besonders sichere
und objektive Art der Zustellung von Verwaltungsakten darstellt. Zum anderen hatte der Adressat
einen gewissen Spielraum bei der Festlegung des Beginns der Klagefrist; eine solche Frist kann je-
doch nicht zur Disposition der Parteien stehen und muss den Erfordernissen der Rechtssicherheit
und der ordnungsgemafen Rechtspflege gerecht werden. Die Vermutung, dass die Entscheidung
dem Adressaten nach Ablauf der blichen Frist fiir die Aufbewahrung von Einschreiben durch die
Postdienste zugegangen ist, gilt jedoch nicht absolut. Ihre Anwendung setzt ndamlich voraus, dass
die Verwaltung die Ordnungsgemafheit der Zustellung per Einschreiben nachweist, insbesondere
durch die Vorlage einer Mitteilung Gber die Zustellung an die letzte vom Adressaten angegebene
Anschrift. AuBerdem ist diese Vermutung nicht unwiderlegbar. Der Adressat kann insbesondere
versuchen, den Nachweis zu erbringen, dass er, etwa krankheitsbedingt oder infolge hoherer Ge-
walt, unabhdngig von seinem Willen daran gehindert war, rechtzeitig von der Zustellungsmittei-
lung Kenntnis zu nehmen.

Vertrauliche Dokumente

In der Rechtssache, in der das Urteil vom 15. April 2010, Matos Martins/Kommission (F-2/07), er-
gangen ist, hat das Gericht fiir den 6ffentlichen Dienst festgestellt, dass bestimmte Dokumente,
deren Vorlage es im Wege einer prozessleitenden MaBnahme angeordnet hatte, gegeniiber dem
Klager vertraulich waren, und die Einsichtnahme in diese Dokumente auf den Anwalt des Betroffe-
nen, unter Ausschluss des Klagers in Person, beschrankt; diese Einsichtnahme musste in den Rau-
men der Kanzlei erfolgen, wobei es nicht gestattet war, Kopien von den genannten Dokumenten
anzufertigen.

Mit zwei Beschliissen vom 17. Marz 2010 und vom 20. Mai 2010 in der Rechtssache Missir Ma-
machi di Lusignano/Kommission (F-50/09)"" hat das Gericht fir den 6ffentlichen Dienst der Be-
klagten aufgegeben, bestimmte als ,restreint UE” eingestufte Dokumente vorzulegen, und die

" Die verfahrensbeendende Entscheidung in dieser Rechtssache ist noch nicht ergangen.
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Sicherheitsmal3nahmen prazisiert, an die der Zugang zu diesen Dokumenten geknipft wird. Ins-
besondere hat es hervorgehoben, dass weder dem Kldager noch seinem Anwalt die Einsichtnahme
in diese Dokumente gestattet wird. Sollte das Gericht fiir den offentlichen Dienst die Entschei-
dung des Rechtsstreits auf die fraglichen Dokumente stiitzen wollen, stellt sich die Frage, wie der
Grundsatz des kontradiktorischen Verfahrens und die Bestimmungen des Art. 44 Abs. 1 der Ver-
fahrensordnung in diesem Fall anzuwenden sind, da dieser Grundsatz und diese Bestimmungen
maoglicherweise voraussetzen, dass der Klager zumindest teilweise Zugang zu den genannten Do-
kumenten erhalt'.

Berticksichtigung eines Klagegrundes von Amts wegen

Mit elf Urteilen vom 29. Juni 2010 hat das Gericht fiir den 6ffentlichen Dienst darauf hingewiesen,
dass die Wahrung der Verteidigungsrechte ein wesentliches Formerfordernis ist, dessen Verletzung
von Amts wegen beriicksichtigt werden kann, und in diesen Fallen Entscheidungen des Europai-
schen Polizeiamts (Europol), mit denen den Kldgern ein unbefristeter Vertrag verweigert worden
war, wegen Verstol3es gegen diesen Grundsatz aufgehoben.

Il. Materiell-rechtliche Fragen
Allgemeine Grundsdtze
1. AuBervertragliche Haftung der Organe

Im Urteil Nanopoulos/Kommission (Urteil vom 11. Mai 2010, F-30/08*, mit einem Rechtsmittel beim
Gericht der Europaischen Union angefochten) hat das Gericht fiir den 6ffentlichen Dienst darauf
hingewiesen, dass die auBervertragliche Haftung der Organe, wenn sie auf der Grundlage der
Bestimmungen des Art. 236 EG (nach Anderung jetzt Art. 270 AEUV) geltend gemacht wird, nur
voraussetzt, dass eine beschwerende MaBnahme (oder ein Verhalten, das keine Entscheidung dar-
stellt) rechtswidrig ist, ohne dass gepriift werden miisste, ob es sich um einen hinreichend qualifi-
zierten Verstol3 gegen eine Rechtsnorm handelt, die bezweckt, dem Einzelnen Rechte zu verleihen.
Durch diese Rechtsprechung ist der Richter nicht daran gehindert, den Umfang des Ermessens zu
prifen, Gber das die Verwaltung in dem betreffenden Bereich verfligt; vielmehr handelt es sich bei
diesem Gesichtspunkt um eine bestimmende GréRe bei der Priifung der Rechtmafigkeit der in
Rede stehenden Entscheidung oder Handlung, da sich die gerichtliche Kontrolle der Rechtmafig-
keit und deren Intensitat nach dem mehr oder weniger weiten Ermessen richten, das der Verwal-
tung nach den anwendbaren Rechtsvorschriften und den Erfordernissen des ordnungsgemafen
Funktionierens zusteht.

Im Urteil vom 9. Marz 2010, N/Parlament (F-26/09), hat das Gericht fiir den &ffentlichen Dienst nach
dem Hinweis darauf, dass die Aufhebung einer von einem Beamten angefochtenen MalBnahme als
solche eine angemessene und grundsatzlich hinreichende Wiedergutmachung des immateriellen
Schadens darstellt, den dieser erlitten haben kann, klargestellt, in welchen Fallen die Unionsge-
richte bestimmte Ausnahmen von dieser Regel zugelassen haben. So kann die Aufhebung einer
rechtswidrigen MalBnahme den erlittenen immateriellen Schaden erstens nicht in vollem Umfang
wiedergutmachen, wenn diese MaBnahme eine ausdriicklich negative Beurteilung der Fahigkeiten

12 Beschluss vom 17. Marz 2010.

13 Urteile in den Rechtssachen F-27/09, F-28/09, F-34/09, F-35/09, F-36/09, F-37/09, F-38/09, F-39/09, F-41/09,
F-42/09, F-44/09.
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des Klagers enthalt, die diesen verletzen kdnnte, zweitens, wenn die begangene Rechtsverletzung
besonders schwerwiegend ist, und drittens, wenn der Aufhebung der MaBnahme keinerlei prakti-
sche Wirksamkeit zukommt.

2. Grundrechte und allgemeine Grundsatze des 6ffentlichen Dienstrechts
a)  Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Privatwohnung

Im Urteil vom 9. Juni 2010, Marcuccio/Kommission (F-56/09), hat das Gericht fir den 6ffentlichen
Dienst darauf hingewiesen, dass das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Privatwohnung natdr-
licher Personen in der Rechtsordnung der Union als den Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten
gemeinsamer allgemeiner Grundsatz gilt und dass dartiber hinaus die Konvention zum Schutz der
Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK), auf die Art. 6 Abs. 2 EUV Bezug nimmt, in ihrem
Art. 8 Abs. 1 bestimmt, dass ,[jlede Person ... das Recht auf Achtung ihres Privat- und Familien-
lebens, ihrer Wohnung und ihrer Korrespondenz [hat]”. In diesem Fall wurde festgestellt, dass die
Verwaltung dadurch, dass sie die Dienstwohnung des Kldgers ohne Einhaltung jeglicher Formvor-
schriften betreten hat, das Recht des Betroffenen auf Achtung seines Eigentums, seiner Wohnung
und seines Privatlebens verletzt hat und dass ein solcher Amtsfehler geeignet ist, die Haftung der
Beklagten auszuldsen.

b)  Unschuldsvermutung

In der Rechtssache, in der das Urteil vom 23. November 2010, Wenig/Kommission (F-75/09), ergan-
gen ist, war das Gericht fir den 6ffentlichen Dienst mit einem Klagegrund befasst, mit dem der
Klager geltend machte, die Kommission habe dadurch gegen den Grundsatz der Unschuldsver-
mutung verstol3en, dass sie seine Antrdage auf Beistand abgelehnt habe, da diese Ablehnung im-
plizit bedeutet habe, dass die Kommission der Ansicht gewesen sei, er habe tatsachlich bestimmte
Handlungen begangen, lber die in einem Zeitungsartikel berichtet worden sei. Das Gericht fiir
den oOffentlichen Dienst hat zunachst darauf hingewiesen, dass sich der in Art. 6 Abs. 2 EMRK ver-
ankerte Grundsatz der Unschuldsvermutung nicht auf eine Verfahrensgarantie in Strafsachen be-
schrankt, sondern in seiner Bedeutung weitergeht und verlangt, dass kein Vertreter des Staates
jemanden als einer Straftat schuldig bezeichnet, bevor nicht seine Schuld von einem Gericht fest-
gestellt wurde. Dann hat es in diesem Fall entschieden, dass der Betroffene, da es keine AuBBerun-
gen der Kommission gegeben hat, die nahelegen, dass er ihrer Ansicht nach eine strafbare Hand-
lung begangen hat oder begangen haben konnte, nicht mit Erfolg geltend machen konnte, dass
die Kommission allein dadurch gegen den Grundsatz der Unschuldsvermutung versto3en habe,
dass sie es abgelehnt hat, ihm Beistand zu leisten.

Q) Flrsorgepflicht

Im Urteil vom 28. Oktober 2010, U/Parlament (F-92/09%), hat das Gericht fiir den 6ffentlichen
Dienst darauf hingewiesen, dass die Flrsorgepflicht der Verwaltung gebietet, im Fall von Zweifeln
hinsichtlich der medizinischen Ursachen fiir die Schwierigkeiten eines Beamten bei der Erledigung
der ihm obliegenden Aufgaben alle Anstrengungen zu unternehmen, um diese Zweifel zu beseiti-
gen, bevor eine Entscheidung ergeht, diesen Beamten zu entlassen. Zudem sind die Verpflichtun-
gen, die sich aus der Flrsorgepflicht ergeben, erheblich verscharft, wenn es um die Situation eines
Beamten geht, an dessen psychischer Gesundheit und folglich an dessen Fahigkeit, seine eigenen
Interessen angemessen wahrzunehmen, Zweifel bestehen.
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3. Anwendung des internationalen Privatrechts durch ein Unionsorgan

Im bereits angefiihrten Urteil Mandt/Parlament hat das Gericht fiir den &ffentlichen Dienst hin-
sichtlich der Anwendung einer auf den Personenstand verweisenden Bestimmung durch ein
Organ ausgefiihrt, dass die Verwaltung das anzuwendende Recht und/oder die anwendbare
Rechtsordnung nicht nach der reinen Lehre des internationalen Privatrechts zu ermitteln brauch-
te, sondern sich darauf beschranken durfte, als Ankniipfungspunkt auf das Bestehen ,sehr enger
Verbindungen” zum Rechtsstreit abzustellen.

In dieser Rechtssache beanspruchten zwei Personen in ihrer Eigenschaft als tiberlebende Ehe-
gatten derselben verstorbenen Beamtin die Gewdhrung einer Hinterbliebenenversorgung nach
Art. 79 des Statuts. Das Parlament hatte in dieser Situation entschieden, diese Versorgung zwi-
schen den beiden Antragstellern zu teilen. Nachdem das Gericht fiir den 6ffentlichen Dienst die
Klage eines der beiden Antragsteller als unzuldssig abgewiesen hatte (Beschluss vom 23. Mai 2008,
Braun-Neumann/Parlament, F-79/07), hat es die Klage des anderen als unbegriindet abgewiesen.
Insoweit hat es sowohl den Klagegrund zurlickgewiesen, der darauf gerichtet war, dem ersten An-
tragsteller die Eigenschaft als liberlebender Ehegatte abzusprechen (das Gericht fiir den 6ffent-
lichen Dienst hat hierzu ausgefiihrt, dass diese Person von der Rechtsordnung eines Staates, der
eine sehr enge Verbindung sowohl mit dieser Person als auch mit dem Rechtsstreit insgesamt auf-
weist, als Uberlebender Ehegatte angesehen wird), als auch den Klagegrund, wonach im Fall zweier
Uberlebender Ehegatten jeder einen Anspruch auf eine vollstandige Hinterbliebenenversorgung
habe. Das Gericht fiir den offentlichen Dienst hat somit festgestellt, dass das Parlament, das sich
einer Gesetzesliicke gegeniibersah, dadurch, dass es die oben genannte Losung gewahlt hat, kei-
nen Rechtsfehler begangen hat.

Rechte und Pflichten des Beamten
1. Beistandspflicht

Im bereits angefihrten Urteil Wenig/Kommission wurde entschieden, dass die Verwaltung nicht
verpflichtet ist, einem Beamten, der aufgrund genauer und stichhaltiger Angaben verdachtigt
wird, in schwerwiegender Weise gegen seine beruflichen Verpflichtungen verstoBen zu haben,
und deshalb disziplinarrechtlich verfolgt wird, im Rahmen eines Strafverfahrens Beistand zu leis-
ten, auch wenn dieser Verstof3 durch ein rechtswidriges Verhalten Dritter beglinstigt wurde.

2. Zugang eines Beamten zu ihn betreffenden Unterlagen

Im bereits angefiihrten Urteil A und G/Kommission hat das Gericht fiir den 6ffentlichen Dienst den
Zusammenhang zwischen den Bestimmungen des Art. 26 des Statuts (iber den Zugang des Beam-
ten zu seiner Personalakte, den Bestimmungen liber den Zugang des Beamten zu ihn betreffenden
medizinischen Unterlagen, wie sie in der Gemeinsamen Regelung zur Sicherung der Beamten bei
Unfallen und Berufskrankheiten vorgesehen sind, und den Bestimmungen der Verordnung (EG)
Nr. 1049/2001 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 Gber den Zugang
der Offentlichkeit zu Dokumenten des Europaischen Parlaments, des Rates und der Kommission
(ABI. L 145, S. 43) prazisiert.
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Laufbahn des Beamten
1. Auswahlverfahren

Im Urteil vom 15. Juni 2010, Pachtitis/Kommission (F-35/08%, mit einem Rechtsmittel beim Gericht
der Europaischen Union angefochten), hat das Gericht fiir den 6ffentlichen Dienst die Entschei-
dung des Europdischen Amts flir Personalauswahl (EPSO), mit der der Kldger von dem Verzeichnis
der Bewerber ausgeschlossen wurde, die bei den Zulassungstests eines allgemeinen Auswahlver-
fahrens die besten Noten erzielt hatten, wegen der fehlenden Befugnis des EPSO zum Erlass einer
solchen Entscheidung aufgehoben. In Ermangelung einer Anderung des Statuts, mit der ihm aus-
driicklich Aufgaben Gibertragen werden, die bisher dem Priifungsausschuss fiir ein Auswahlverfah-
ren obliegen, verfiigt das EPSO nicht lber die Befugnis fiir die Wahrnehmung solcher Aufgaben,
insbesondere derjenigen, die bei der Einstellung von Beamten die Festlegung des Inhalts der Pri-
fungen und deren Korrektur berlihren, einschliellich der Priifungen in Form von Multiple-Choice-
Fragen, auch wenn diese Tests als Tests fir die ,Zulassung” der Bewerber zu den schriftlichen Pri-
fungen und der miindlichen Priifung des Auswahlverfahrens bezeichnet werden.

Im bereits angefihrten Urteil Bartha/Kommission hat das Gericht fiir den 6ffentlichen Dienst ei-
nige Erlduterungen zu der in Art. 3 Abs. 5 des Anhangs lll des Statuts vorgesehenen Bestimmung
gegeben, wonach einem Priifungsausschuss, der mehr als vier Mitglieder zahlt, mindestens zwei
Mitglieder jedes Geschlechts angehdren mussen. Es hat u. a. ausgefiihrt, dass diese Regel bei der
Bildung des Ausschusses, wie er sich aus der von dem Organ oder den Organen, die das Auswahl-
verfahren organisieren, veroffentlichten Liste ergibt, Gberpriift werden muss und dass nur die stan-
digen Mitglieder des Ausschusses zu beriicksichtigen sind.

2. Beférderungsverfahren

Im bereits angefiihrten Urteil Bouillez u. a./Rat hat das Gericht fiir den 6ffentlichen Dienst ausge-
fuhrt, dass das Maf3 der von den beférderungsfahigen Beamten getragenen Verantwortung nach
Art. 45 Abs. 1 des Statuts einen der drei entscheidenden Gesichtspunkte darstellt, die die Verwal-
tung bei der Abwagung der Verdienste dieser Beamten zu beriicksichtigen hat. Der in Art. 45 Abs. 1
Satz 4 des Statuts verwendete Ausdruck,,gegebenenfalls” bedeutet lediglich, dass bei Bedienste-
ten derselben Besoldungsgruppe zwar grundsatzlich davon auszugehen ist, dass sie Aufgaben mit
gleichwertiger Verantwortung wahrnehmen, dass aber, wenn dies im Einzelfall nicht so ist, dieser
Umstand im Beférderungsverfahren zu berticksichtigen ist.

Das Gericht fiir den 6ffentlichen Dienst hat hier den Klagegrund des Verstol3es gegen Art. 45 Abs. 1
des Statuts als begriindet angesehen und zunéachst darauf hingewiesen, dass das Gericht nach
der Rechtsprechung der Unionsgerichte, wenn die aufzuhebende MalRhahme einen Dritten be-
glinstigt — was bei der Aufnahme in eine Reserveliste oder einer Beférderungs- oder Ernennungs-
entscheidung der Fall ist —, vorab zu priifen hat, ob die Aufhebung nicht eine im Hinblick auf die
geschehene Rechtsverletzung Gibermaflige MaBnahme ware. Ferner nimmt der Unionsrichter bei
Beforderungen eine Einzelfallpriifung vor. Als Erstes berlicksichtigt er die Art des begangenen
Rechtsverstol3es. Als Zweites nimmt er eine Interessenabwagung vor. Bei der Interessenabwagung
beriicksichtigt er zundchst das Interesse, das die betreffenden Beamten daran haben, wieder recht-
maBig und vollstandig in ihre Rechte eingesetzt zu werden, sodann die Interessen der rechtswidrig
beférderten Beamten und schlie8lich das dienstliche Interesse.

Im Urteil vom 15. Dezember 2010, AImeida Campos u. a./Rat (F-14/09), hat das Gericht flr den 6f-

fentlichen Dienst entschieden, dass die Anstellungsbehorde die Verdienste von Beamten dersel-
ben Besoldungsgruppe nicht danach getrennt priifen durfte, ob diese nach dem alten Statut der
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Laufbahngruppe A oder der Sonderlaufbahn Sprachendienst angehdrten, da der Gesetzgeber ent-
schieden hat, dass nach dem neuen Statut sowohl die einen als auch die anderen zur einheitlichen
Funktionsgruppe Administration gehdren sollen.

Arbeitsbedingungen des Beamten

Nach dem Urteil vom 30. November 2010, Taillard/Parlament (F-97/09), kann wegen des evolutiven
Charakters von Krankheiten nicht geltend gemacht werden, dass die Ergebnisse der Stellungnah-
me eines unabhangigen Arztes, in der die Arbeitsfahigkeit eines Beamten festgestellt wurde, wei-
ter Bestand hatten, wenn der Beamte nachtrdglich ein neues arztliches Attest vorlegt. Zur Gefahr
der Umgehung des Verfahrens der arztlichen Kontrollen durch die Vorlage von aufeinanderfol-
genden drztlichen Attesten, die dieselbe Krankheit betreffen, hat das Gericht fiir den 6ffentlichen
Dienst entschieden, dass sich das betroffene Organ, wenn es sich als notwendig erweist — insbe-
sondere wenn Anzeichen fiir einen Missbrauch durch den Kldger vorliegen —, der angemessenen
Disziplinarverfahren bedienen kann.

Besoldung und soziale Rechte des Beamten
1. Bezilge

In der Rechtssache, in der das Urteil vom 14. Oktober 2010, W/Kommission (F-86/09%), ergangen ist,
war das Gericht fiir den 6ffentlichen Dienst mit einem Antrag auf Aufhebung einer Entscheidung
der Kommission befasst, mit der einem Bediensteten die Zahlung der Haushaltszulage mit der
Begriindung verweigert wurde, dass dieser Bedienstete und sein nichtehelicher Partner gleichen
Geschlechts die Voraussetzung des Art. 1 Abs. 2 Buchst. c Ziff. iv des Anhangs VIl des Statuts nicht
erfiillten, da sie in Belgien eine gesetzliche Ehe schlieBen konnten. Der Klager, der die belgische
und die marokkanische Staatsangehdrigkeit besitzt, hielt der Verwaltung jedoch entgegen, dass
diese EheschlieBung aufgrund seiner marokkanischen Staatsangehorigkeit unmdoglich sei, da er
sich durch die SchlieBung der Ehe mit einer Person gleichen Geschlechts in Marokko strafrechtli-
cher Verfolgung nach Art. 489 des marokkanischen Strafgesetzbuchs aussetze, der Homosexualitat
unter Strafe stelle. Gestiitzt auf die Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofs fiir Menschen-
rechte hat das Gericht flir den 6ffentlichen Dienst entschieden, dass die Regelungen des Statuts,
die den Anspruch auf die Haushaltszulage auf Beamte erstrecken, die als feste Partner in einer
nichtehelichen Lebensgemeinschaft eingetragen sind, so auszulegen sind, dass gewahrleistet ist,
dass dieser Anspruch nicht theoretisch bleibt, sondern sich als konkret und wirksam erweist. In die-
sem Fall hat das Gericht fiir den &ffentlichen Dienst festgestellt, dass eine nationale Vorschrift wie
Art. 489 des marokkanischen Strafgesetzbuchs, die homosexuelle Handlungen unter Strafe stellt,
ohne Uiberhaupt nach dem Ort zu unterscheiden, an dem diese Handlungen begangen werden,
eine EheschlieBung und damit den Anspruch auf eine Haushaltszulage zu einer bloB theoretischen
Méoglichkeit zu machen droht. Es hat daher die Entscheidung der Beklagten aufgehoben, mit der
dem Kldger die Zahlung dieser Zulage verweigert wurde.

2. Soziale Sicherheit

Im Urteil vom 1. Juli 2010, Fiiller-Tomlinson/Parlament (F-97/08, mit einem Rechtsmittel beim Ge-
richt der Europaischen Union angefochten), hat das Gericht fiir den 6ffentlichen Dienst eine Ein-
rede zurlickgewiesen, mit der die Klagerin die Rechtswidrigkeit der europdischen Tabelle zur Be-
wertung der Beeintrachtigung der physischen und psychischen Integritdt geltend gemacht hat,
die integraler Bestandteil der am 1. Januar 2006 in Kraft getretenen Gemeinsamen Regelung zur
Sicherung bei Unféllen und Berufskrankheiten ist.
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Im Urteil vom 14. September 2010, AE/Kommission (F-79/09), hat das Gericht fiir den 6ffentlichen
Dienst, das mit einer Haftungsklage befasst war, mit der die unangemessen lange Dauer des Ver-
fahrens zur Anerkennung einer Berufskrankheit geltend gemacht wurde, darauf hingewiesen, dass
es in der Verantwortung der Kommission als Organ liegt, die Mitglieder der Arzteausschiisse auf
ihre Sorgfaltspflicht hinzuweisen.

Im Urteil vom 23. November 2010, Marcuccio/Kommission (F-65/09), hat das Gericht fiir den 6ffent-
lichen Dienst eine Einrede der Rechtswidrigkeit zurlickgewiesen, die sich gegen die Kriterien zur
Definition einer schweren Krankheit im Sinne des Art. 72 des Statuts richtete, namlich unglinstige
Lebenserwartung, chronischer Verlauf, Notwendigkeit aufwandiger Diagnose- und/oder Thera-
piemalBnahmen und Vorhandensein oder Risiko einer schweren Behinderung. Mit diesem Urteil
wurde auch prazisiert, dass der Begriff ,Geisteskrankheiten” im Sinne des Art. 72 des Statuts nur
Krankheiten erfassen kann, die objektiv von gewisser Schwere sind, nicht aber jedes psychologi-
sche oder psychiatrische Problem, unabhdngig von seiner Schwere.

Nach dem Urteil vom 1. Dezember 2010, Gagalis/Rat (F-89/09), sind sowohl Art. 73 Abs. 3 des Sta-
tuts als auch Art. 9 Abs. 1 Unterabs. 3 der Regelung zur Sicherung bei Unfallen dahin auszulegen,
dass sie, nach Erstattung des unter die Regelung der Krankheitsfiirsorge fallenden Teils der Kosten,
lediglich eine Erganzung der Kostenerstattung fiir Leistungen vorsehen, die durch Art. 72 des Sta-
tuts gedeckt sind. Die Regelung zur Sicherung bei Unfallen tritt ergdanzend hinzu und sieht keine
Erstattung von Kosten fiir Leistungen vor, die nicht durch die Regelung der Krankheitsflirsorge
gedeckt sind, mit Ausnahme der Leistungen, die nach Art. 9 Abs. 2 der Regelung zur Sicherung bei
Unfallen vorgesehen sind und aus diesem Grund im Rahmen der Regelung der Krankheitsfiirsorge
nicht Gbernommen wurden.

Disziplinarordnung

Im bereits angefiihrten Urteil A und G/Kommission wurde entschieden, dass der europdische
Richter dadurch, dass das Disziplinarverfahren ohne die Verhdangung einer Disziplinarstrafe ge-
gen den betreffenden Beamten eingestellt worden ist, nicht daran gehindert ist, die Rechtma-
Bigkeit der Entscheidung Uber die Einleitung eines Disziplinarverfahrens gegen diesen Beamten
zu Uberprifen. Zum Schutz der Rechte des betroffenen Beamten ist davon auszugehen, dass die
Anstellungsbehorde ihre Befugnisse nicht nur dann rechtswidrig ausgelibt hat, wenn nachweis-
lich ein Fall von Ermessensmissbrauch vorliegt, sondern auch, wenn es an hinreichend genauen
relevanten Anhaltspunkten dafir fehlt, dass der Betroffene eine disziplinarrechtlich zu ahnden-
de Pflichtverletzung begangen hat. AuBBerdem wurde in diesem Urteil der Grundsatz bestatigt,
dass ein Disziplinarverfahren innerhalb angemessener Zeit durchgefiihrt werden muss. Die Sorg-
faltspflicht der Disziplinarbehorde betrifft sowohl die Eréffnung als auch die Durchfiihrung des
Disziplinarverfahrens.

Beschdiftigungsbedingungen fiir die sonstigen Bediensteten der Europdischen Union
1. Entlassung eines Bediensteten mit unbefristetem Vertrag

In den Urteilen vom 9. Dezember 2010, Schuerings/ETF (F-87/08) und Vandeuren/ETF (F-88/08), hat
das Gericht fur den 6ffentlichen Dienst zunédchst ausgefiihrt, dass es der Bestandigkeit, die un-
befristete Vertrage kennzeichnet, und dem Wesen dieser Art von Vertrdgen zuwiderlaufen wir-
de, dem Arbeitgeber zu erlauben, ein unbefristetes Arbeitsverhaltnis ohne berechtigten Grund
zu beenden, und sodann entschieden, dass die Einschrankung des Tatigkeitsfelds einer Agentur
als zu einer Kiindigung berechtigender Grund angesehen werden kann, allerdings unter der Vor-
aussetzung, dass diese Agentur nicht tber eine Stelle verfiigt, auf die der betroffene Bedienstete
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versetzt werden kdnnte. Bei der Priifung, ob ein Bediensteter auf eine andere — bestehende oder
zu schaffende - Stelle versetzt werden kann, muss die Verwaltung das dienstliche Interesse, das
die Einstellung der Person gebietet, die fiir die Besetzung der Stelle am besten geeignet ist, gegen
das Interesse des Bediensteten abwagen, dessen Entlassung beabsichtigt ist. Hierbei muss sie im
Rahmen ihres Ermessens verschiedene Kriterien beriicksichtigen wie etwa, welche Anforderungen
die Stelle im Hinblick auf die Fahigkeiten und das Potenzial des Bediensteten beinhaltet, ob der
Arbeitsvertrag des betroffenen Bediensteten vorsieht, dass dieser zur Besetzung einer bestimmten
Stelle eingestellt wurde, seine Beurteilungen sowie sein Alter, sein Dienstalter und die Zahl der Jah-
re, fir die er noch Beitrage leisten muss, bis er seine Ruhegehaltsanspriiche geltend machen kann.

2. Entlassung eines Bediensteten nach der Probezeit

Im Urteil vom 24. Februar 2010, Menghi/ENISA (F-2/09), hat das Gericht fiir den &ffentlichen Dienst
im Zusammenhang mit der Entlassung eines Bediensteten auf Zeit nach seiner Probezeit einige
Prazisierungen zu Entlassungsentscheidungen vorgenommen. Der Nachweis, dass ein Bedienste-
ter gemobbt wurde, flihrt erstens nicht dazu, dass jede Entscheidung, die den betreffenden Be-
diensteten beschwert und vor dem Hintergrund dieses Mobbings ergeht, von vornherein rechts-
widrig ist. Darliber hinaus muss auch ein Zusammenhang zwischen dem fraglichen Mobbing und
der Begriindung der angefochtenen Entscheidung ersichtlich sein. Zweitens kann der VerstoB ge-
gen die Bestimmungen des Art. 24 des Statuts, der die Beistandspflicht betrifft, nicht mit Erfolg ge-
geniber einer Entlassungsentscheidung geltend gemacht werden. Nur Verwaltungsentscheidun-
gen, die inhaltlich mit der Beistandspflicht in Zusammenhang stehen, d. h. Entscheidungen, mit
denen ein Antrag auf Beistand abgelehnt wird, oder unter bestimmten au3ergewdhnlichen Um-
standen das Unterlassen, einem Bediensteten unaufgefordert Beistand zu leisten, kdnnen gegen
diese Pflicht versto3en. Der Gegenstand einer Entlassungsentscheidung fallt jedoch nicht in den
Anwendungsbereich von Art. 24 des Statuts und steht daher nicht mit der in dieser Vorschrift vor-
gesehenen Beistandspflicht in Zusammenhang. Schlief3lich bieten die Bestimmungen des Art. 22a
Abs. 3 des Statuts, wonach dem Beamten, der Informationen weitergegeben hat, die die Moglich-
keit rechtswidriger Handlungen oder Verhaltensweisen vermuten lassen, die moglicherweise eine
schwerwiegende Verletzung der Dienstpflichten der Beamten der Union erkennen lassen, ,seitens
des Organs keine nachteiligen Auswirkungen ... erwachsen [dirfen] ..., sofern er dabei in Treu und
Glauben gehandelt hat’, dem Beamten, der nach Art. 22a Abs. 1 des Statuts Informationen weiter-
gegeben hat, die rechtswidrige Handlungen vermuten lassen, keinen Schutz gegen jede Entschei-
dung, die ihn beschweren kdnnte, sondern nur gegen Entscheidungen, die wegen einer solchen
Weitergabe erlassen wurden.
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B - Zusammensetzung des Gerichts fiir den offentlichen Dienst

(Protokollarische Rangfolge am 31. Dezember 2010)

Von links nach rechts:
Richter S. Van Raepenbusch und H. Kreppel; Kammerprasident H. Tagaras; Prasident P. Mahoney;

Kammerprasident S. Gervasoni; Richterinnen |. Boruta und M. I. Rofes i Pujol; Kanzlerin
W. Hakenberg.
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1.  Mitglieder des Gerichts fiir den 6ffentlichen Dienst

(in der Reihenfolge nach Amtsantritt)
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Paul J. Mahoney

Geboren 1946; Studium der Rechtswissenschaften (Master of Arts, Uni-
versitat Oxford, 1967; Master of Laws, University College London, 1969);
Lehrbeauftragter am University College London (1967-1973); Barrister
(London, 1972-1974); Verwaltungsrat, Hauptverwaltungsrat am Euro-
paischen Gerichtshof fiir Menschenrechte (1974-1990); Gastprofessor
fur Rechtswissenschaften an der Universitat von Saskatchewan, Saska-
toon, Kanada (1988); Personalleiter beim Europarat (1990-1993); Ab-
teilungsleiter (1993-1995), Hilfskanzler, (1995-2001), Kanzler am Eu-
ropdischen Gerichtshof fiir Menschenrechte (2001-September 2005);
Prasident des Gerichts fiir den 6ffentlichen Dienst seit 6. Oktober 2005.

Horstpeter Kreppel

Geboren 1945; Universitatsstudium in Berlin, Miinchen, Frankfurt am
Main (1966-1972); erstes juristisches Staatsexamen (1972); Rechts-
referendar in Frankfurt am Main (1972-1973 und 1974-1975); Euro-
pa-Kolleg in Briigge (1973-1974); zweites juristisches Staatsexamen
(Frankfurt am Main, 1976); Referent in der Bundesanstalt fiir Arbeit
und Rechtsanwalt (1976); Richter am Arbeitsgericht (Land Hessen,
1977-1993); Lehrbeauftragter an der Fachhochschule fiir Sozialarbeit,
Frankfurt am Main, und an der Verwaltungsfachhochschule Wiesba-
den (1979-1990); nationaler Sachverstandiger im Juristischen Dienst
der Kommission der Europdischen Gemeinschaften (1993-1996
und 2001-2005); Sozialreferent an der Botschaft der Bundesrepublik
Deutschland in Madrid (1996-2001); Richter am Arbeitsgericht Frank-
furt am Main (Februar-September 2005); Richter am Gericht fur den
offentlichen Dienst seit 6. Oktober 2005.

Irena Boruta

Geboren 1950; Absolventin der rechtswissenschaftlichen Fakultat der
Universitat Wroctaw (1972), Doktor der Rechte (Lodz, 1982); Mitglied
der Anwaltschaft der Republik Polen (seit 1977); Forschungsaufent-
halte (Universitat Paris X, 1987-1988; Universitat Nantes, 1993-1994);
LSolidarnosc”-Sachverstandige (1995-2000); Professorin fiir Europai-
sches Arbeits- und Sozialrecht an der Universitat todz (1997-1998 und
2001-2005), beigeordnete Professorin an der Wirtschaftshochschule
Warschau (2002), Professorin flir Arbeits- und Sozialrecht an der Kar-
dinal-Stefan-Wyszynski-Universitat in Warschau (2002-2005); stellver-
tretende Ministerin fiir Arbeit und Soziales (1998-2001); Mitglied der
Verhandlungsdelegation fiir den Beitritt der Republik Polen zur Euro-
paischen Union (1998-2001); Vertreterin der polnischen Regierung bei
der Internationalen Arbeitsorganisation (1998-2001); Verfasserin meh-
rerer Werke Uber das europdische Arbeits- und Sozialrecht; Richterin
am Gericht fiir den 6ffentlichen Dienst seit 6. Oktober 2005.
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Haris Tagaras

Geboren 1955; Lizenziat der Rechte (Universitat Thessaloniki, 1977);
Fachlizenziat im Europarecht (Institut fiir europdische Studien der
Freien Universitat Briissel, 1980); Doktor der Rechte (Universitat Thes-
saloniki, 1984); Sprachjurist beim Rat der Europaischen Gemeinschaf-
ten (1980-1982); Forschungstatigkeit am Zentrum fiir internationales
und europaisches Wirtschaftsrecht Thessaloniki (1982-1984); Verwal-
tungsrat beim Gerichtshof der Europdischen Gemeinschaften und bei
der Kommission der Europaischen Gemeinschaften (1986-1990); Pro-
fessor flir Gemeinschaftsrecht, internationales Privatrecht und Men-
schenrechte an der Universitdt Panteion Athen (seit 1990); externer
Mitarbeiter fiir europdische Angelegenheiten beim Justizministerium
und Mitglied des Standigen Ausschusses des Lugano-Ubereinkom-
mens (1991-2004); Mitglied der nationalen Wettbewerbskommission
(1999-2005); Mitglied der nationalen Kommission fiir Telekommu-
nikation und das Postwesen (2000-2002); Mitglied der Anwaltschaft
von Thessaloniki, Anwalt mit Zulassung beim Kassationsgericht; Griin-
dungsmitglied des Europdischen Anwaltsvereins; assoziiertes Mitglied
der Académie internationale de droit comparé; Richter am Gericht fir
den offentlichen Dienst seit 6. Oktober 2005.

Sean Van Raepenbusch

Geboren 1956; Lizenziat der Rechte (Freie Universitat Briissel, 1979);
Fachlizenziat im Volkerrecht (Briissel, 1980); Doktor der Rechte (1989);
Leiter der Rechtsabteilung der Société anonyme du canal et des ins-
tallations maritimes Brissel (1979-1984); Beamter der Kommission der
Europdischen Gemeinschaften (Generaldirektion fir soziale Angele-
genheiten, 1984-1988); Mitglied des Juristischen Dienstes der Kom-
mission der Europdischen Gemeinschaften (1988-1994); Rechtsrefe-
rent am Gerichtshof der Europdischen Gemeinschaften (1994-2005);
Lehrbeauftragter am Centre universitaire Charleroi (internationales
und europdisches Sozialrecht, 1989-1991), an der Universitdt Mons-
Hainaut (Europarecht, 1991-1997), an der Universitat Littich (Recht
des europdischen o6ffentlichen Dienstes, 1989-1991; institutionelles
Recht der Europaischen Union, 1995-2005; europaisches Sozialrecht,
2004-2005); zahlreiche Veroffentlichungen im europaischen Sozial-
recht und im Verfassungsrecht der Europaischen Union; Richter am Ge-
richt fir den &ffentlichen Dienst seit 6. Oktober 2005.
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Stéphane Gervasoni

Geboren 1967; Absolvent des Institut d'études politiques Grenoble
(1988) und der Ecole nationale d’administration (1993); Mitglied
des Conseil d’Etat (Berichterstatter in der Streitsachenabteilung,
1993-1997, und in der Abteilung fiir Soziales, 1996-1997); Maitre des
requétes (1996-2008); Conseiller d’Etat (seit 2008); Dozent am Institut
d'études politiques Paris (1993-1995); Vertreter der Regierung in der
Commission spéciale de cassation des pensions (1994-1996); Rechts-
berater beim Ministerium fiir den 6ffentlichen Dienst und bei der Stadt
Paris (1995-1997); Generalsekretar der Prafektur des Departements
Yonne, Unterpréfekt des Arrondissements Auxerre (1997-1999); Gene-
ralsekretar der Prafektur des Departements Savoie, Unterprafekt des
Arrondissements Chambéry (1999-2001); Rechtsreferent am Gerichts-
hof der Europdischen Gemeinschaften (September 2001-September
2005); ordentliches Mitglied der Beschwerdekommission der NATO
(2001-2005); Richter am Gericht fiir den 6ffentlichen Dienst seit 6. Ok-
tober 2005.

Maria Isabel Rofes i Pujol

Geboren 1956; Studium der Rechtswissenschaften (licenciatura en
derecho, Universidad de Barcelona, 1981); Spezialisierung im Bereich
Internationaler Handel (Mexiko, 1983); Studien zur europaischen Inte-
gration (Handelskammer Barcelona, 1985) und zum Gemeinschafts-
recht (Escola d’Administacié Publica de Catalunya, 1986); Beamtin der
Generalitat de Catalunya (Mitglied des Juristischen Dienstes des Minis-
teriums fiir Industrie und Energie, April 1984-August 1986); Anwaltin
in Barcelona (1985-1987); Verwaltungsratin und anschlieBend Haupt-
verwaltungsratin in der Abteilung Recherche und Dokumentation des
Gerichtshofs der Europaischen Gemeinschaften (1986-1994); Rechts-
referentin beim Gerichtshof (Kabinett des Generalanwalts Ruiz-Jarabo
Colomer, Januar 1995-April 2004; Kabinett des Richters Lohmus, Mai
2004-August 2009); Lehrbeauftragte flr Gemeinschaftsrechtsstrei-
tigkeiten, juristische Fakultat der Universitat Autdnoma de Barcelona
(1993-2000); zahlreiche Veroffentlichungen und Kurse auf dem Ge-
biet des europdischen Sozialrechts; Mitglied der Beschwerdekammer
des Gemeinschaftlichen Sortenamts (2006-2009); seit dem 7. Oktober
2009 Richterin am Gericht fiir den 6ffentlichen Dienst.
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Waltraud Hakenberg

Geboren 1955; Studium der Rechtswissenschaften in Regensburg und
Genf (1974-1979); erstes Staatsexamen (1979); Postgraduiertenstudi-
um des Gemeinschaftsrechts am Europa-Kolleg in Briigge (1979-1980);
Rechtsreferendariat in Regensburg (1980-1983); Doktor der Rechte
(1982); zweites Staatsexamen (1983); Rechtsanwaltin in Miinchen und
Paris (1983-1989); Beamtin am Gerichtshof der Europdischen Gemein-
schaften (1990-2005); Rechtsreferentin am Gerichtshof der Europa-
ischen Gemeinschaften (Kabinett des Richters Dr. Jann, 1995-2005);
Lehrtétigkeit an mehreren Universititen in Deutschland, Osterreich,
der Schweiz und Russland; Honorarprofessorin der Universitat des
Saarlandes (seit 1999); Mitglied verschiedener juristischer Kommissio-
nen, Vereinigungen und Ausschisse; zahlreiche Veroffentlichungen im
Gemeinschaftsrecht und Gemeinschaftsverfahrensrecht; Kanzlerin des
Gerichts fur den 6ffentlichen Dienst seit 30. November 2005.
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2.  Anderungen der Zusammensetzung des Gerichts fiir den
offentlichen Dienst im Jahr 2010

Im Jahr 2010 hat es in der Zusammensetzung des Gerichts fiir den &ffentlichen Dienst keine Ande-
rungen gegeben.
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3.  Protokollarische Rangfolge
vom 1. Januar 2010 bis 31. Dezember 2010

P. MAHONEY, Prasident des Gerichts
H. TAGARAS, Kammerprasident

S. GERVASONI, Kammerprasident

H. KREPPEL, Richter

I. BORUTA, Richterin

S.VAN RAEPENBUSCH, Richter

M. 1. ROFES i PUJOL, Richterin

W. HAKENBERG, Kanzlerin
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Ehemaliges Mitglied Gericht fur den 6ffentlichen Dienst

4, Ehemaliges Mitglied des Gerichts fiir den 6ffentlichen Dienst

Kanninen Heikki (2005-2009)
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C - Rechtsprechungsstatistiken des Gerichts fiir den o6ffentlichen
Dienst

Gesamtiibersicht iiber die Tdtigkeit des Gerichts fiir den 6ffentlichen Dienst
1. Neu eingegangene, erledigte, anhdngige Rechtssachen (2006-2010)
Neu eingegangene Rechtssachen

2. Prozentuale Aufgliederung nach den beklagten Organen (2006-2010)
3. Verfahrenssprache (2006-2010)

Erledigte Rechtssachen

Urteile und Beschlisse — Spruchkorper (2010)
Ergebnis der Entscheidungen (2010)

Verfahren des vorldaufigen Rechtsschutzes (2006-2010)
Verfahrensdauer in Monaten (2010)

No vk

Am 31. Dezember anhdingige Rechtssachen

8.  Spruchkorper (2006-2010)
9. Zahl derKlager (2010)

Verschiedenes
10. Mit Rechtsmitteln beim Gericht angefochtene Entscheidungen des Gerichts fiir den

offentlichen Dienst (2006-2010)
11. Ausgang der Rechtsmittelverfahren vor dem Gericht (2006-2010)
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Rechtsprechungsstatistiken Gericht fur den 6ffentlichen Dienst

1. Gesamtiibersicht iiber die Tditigkeit des Gerichts fiir den
offentlichen Dienst
Neu eingegangene, erledigte, anhdangige Rechtssachen
(2006-2010)

250 -

200

150 A

100

50

2006 2007 2008 2009 2010

B Neu eingegangene
Rechtssachen

M Erledigte Rechtssachen B Anhéngige Rechtssachen

2006 2007 2008 2009 2010
Neu eingegangene Rechtssachen 148 157 111 113 139
Erledigte Rechtssachen 50 150 129 155 129
Anhangige Rechtssachen 228 235 217 175 185’

Die angegebenen Zahlen (Bruttozahlen) stehen fiir die Gesamtzahl von Rechtssachen unabhangig
von Verbindungen wegen Sachzusammenhangs (jede Rechtssache mit einer eigenen Nummer =

eine Rechtssache).

' Darunter 14 ausgesetzte Rechtssachen.

Jahresbericht 2010

233



Gericht fur den 6ffentlichen Dienst Rechtsprechungsstatistiken

2.  Neueingegangene Rechtssachen - Prozentuale Aufgliederung
nach den beklagten Organen (2006-2010)

Prozentuale Anteile an der Zahl der neu eingegangenen Rechtssachen (2010)

Rat
6,47 %

Europaisches Parlament
9,35%

Organe und Einrichtungen
der Europdischen Union
17,27 %

Europadische Europdische Kommission

Zentralbank 58,99 %
2,88 %
Gerichtshof der
Europaischen Union
5,04 %
2006 2007 2008 2009 2010

Europaisches Parlament 7,48 % 15,29 % 14,41 % 8,85 % 9,35 %
Rat 5,44 % 4,46 % 4,50 % 11,50 % 6,47 %
Europaische Kommission 72,79% | 63,69 % 54,95% | 47,79% 58,99 %
Gerichtshof der Europaischen Union 4,08 % 3,82 % 2,65 % 5,04 %
Europdische Zentralbank 1,27 % 2,70 % 4,42 % 2,88 %
Rechnungshof 2,72 % 2,55 % 541 % 0,88 %
Organe und Einrichtungen der
Europdischen Union 7,48 % 8,92 % 18,02 % 23,89 % 17,27 %

Summe 100 % 100 % 100 % 100 % 100 %
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Rechtsprechungsstatistiken

Gericht fur den o6ffentlichen Dienst

3.  Neueingegangene Rechtssachen - Verfahrenssprache

(2006-2010)

Franzosisch

Aufgliederung fiir 2010

Italienisch

9,35%

Niederlandisch

75,54 % 1,44 %
Spanisch
1,44 %
Deutsch
4,32 %
Griechisch
1,44 %
Englisch
6,47 %
Verfahrenssprache 2006 2007 2008 2009 2010
Bulgarisch 2
Spanisch 1 2 1 1 2
Tschechisch 1
Deutsch 2 17 10 9 6
Griechisch 3 2 3 3 2
Englisch 8 8 5 8 9
Franzosisch 113 101 73 63 105
Italienisch 10 17 6 13 13
Litauisch 2 2
Ungarisch 2 1 1
Niederlandisch 7 4 8 15 2
Polnisch 1
Portugiesisch 1
Rumanisch 1
Slowenisch 1
Finnisch 1
Summe 148 157 111 113 139

Die Verfahrenssprache ist die Sprache, in der die Rechtssache anhdngig gemacht wurde; sie ist
unabhangig von der Muttersprache oder der Staatsangehdrigkeit des Klagers.
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Gericht fur den 6ffentlichen Dienst

Rechtsprechungsstatistiken

4, Erledigte Rechtssachen - Urteile und Beschliisse -
Spruchkorper (2010)

Kammern mit 3 Richtern

93,02 %
Einzelrichter
0,78 %
Plenum
3,88 %
Prasident
2,33 %
Streichungsbeschliisse Sonstige
Urteile nach giitlicher verfahrensbeendende Summe
Beilegung’ Beschliisse
Plenum 4 1 5
Prasident 3 3
Kammern
mit 3 Richtern 84 11 25 120
Einzelrichter 1 1
Summe 89 12 28 129

' Im Jahr 2010 gab es 12 weitere Versuche der giitlichen Beilegung auf Anregung des Gerichts fiir den 6ffentli-
chen Dienst, die erfolglos blieben.
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Rechtsprechungsstatistiken Gericht fur den 6ffentlichen Dienst

5. Erledigte Rechtssachen - Ergebnis der Entscheidungen (2010)

Urteile Beschliisse
[=)] [/ ]
] o c - ' »n e
o ] °
E2| s | 53|28 |Er 53 |£%
9 29 ET 22 <2 38 |Ta~=
=3 97T 9| g8 - 2| 5 oc
9 25 2Pz |3SK S5 2 Tog
29 =3 | gu |3 S S SEa 5%
ES 22 |8c|58y|25/325 388
c® £¢ 38 2855 852 B 5| Summe
9 g, g 2 >SS | £ o a cQ9Q9 c¥ =
S| 8% c2 E2E|2HR o535
(7=} o =3 |55 = oW | <.
oS8 Tao|y 29| vow & G| EoE
-0 co| =53 n9 5cs S < o
c £  To Y o ]
oo U= - | ‘a & 2 >S5 o>
oc| 98| 9 35 |52 ETw
S&E 2| &5 g5 £3/88 257
xE 82 58 |59 85 |¢2
=D =0 > U=
Dienstliche Verwendung/Umsetzung 1 1 1 3
Auswahlverfahren 3 2 6 11
Arbeitsbedingungen/Urlaub 1 1 1 1 4
Beurteilung/Beférderung 1 3 5 3 8 20
Ruhegehalt und Invalidengeld 3 4
Disziplinarverfahren 2 2
Einstellung/Ernennung/Einstufung
in die Besoldungsgruppe 2 1 16 1 2 5 27
Dienstbezlige und Zulagen 2 3 2 7
Kindigung des Vertrags eines
Bediensteten 11 4 7 2 1 25
Soziale Sicherheit/
Berufskrankheiten/Unfélle 2 4 1 1 1 9
Andere 5 2 5 1 2 2 17
Summe 20 21 48 10, 12 16 2 129
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6. Verfahren des vorldufigen Rechtsschutzes (2006-2010)

e el ——— Ergebnis der Entscheidung
vorlaufigen Rechtsschutzes teilweise Stgattgabe Zuriickweisung Streichung
2006 2 2
2007 4 4
2008 4 4
2009 1 1
2010 6 4 2
Summe 17 1 14 2
7.  Erledigte Rechtssachen - Verfahrensdauer in Monaten (2010)

Verfahrensdauer unter
Gesamtverfah- .
Ausschluss der Dauer ei-
rensdauer .
ner etwaigen Aussetzung
. Durchschnittliche Durchschnittliche
Urteile
Dauer Dauer
Beim Gericht flir den 6ffentlichen Dienst neu
eingegangene Rechtssachen 81 21,4 19,7
Zundchst beim Gericht neu eingegangene
Rechtssachen’ 8 62,4 34,9
Summe 89 25,1 21
Verfahrensdauer unter
Gesamtverfah- .
Ausschluss der Dauer ei-
rensdauer .,
ner etwaigen Aussetzung
. Durchschnittliche Durchschnittliche
Beschliisse
Dauer Dauer
Beim Gericht flir den 6ffentlichen Dienst neu
eingegangene Rechtssachen 37 17,1 10,1
Zunachst beim Gericht neu eingegangene
Rechtssachen’ 3 66,5 28,9
Summe 40 20,8 11,5
GESAMTSUMME | 129 | 23,8 18,1

Die Dauer ist in Monaten und Zehnteln von Monaten angegeben.

' Zu Beginn der Tatigkeit des Gerichts fiir den 6ffentlichen Dienst hat das Gericht 118 Rechtssachen an dieses
verwiesen.
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Rechtsprechungsstatistiken Gericht fur den 6ffentlichen Dienst

8. Am 31.Dezember anhdngige Rechtssachen - Spruchkorper
(2006-2010)

Aufgliederung fiir 2010

Kammern mit 3 Richtern Noch nicht zugewiesene

96,76 % Rechtssachen
2,16%
Plenum
0,54 %
Président
0,54 %
2006 2007 2008 2009 2010
Plenum 2 3 5 6 1
Prasident 4 3 2 1 1
Kammern mit 3 Richtern 212 206 199 160 179
Einzelrichter
Noch nicht zugewiesene Rechtssachen 10 23 11 8 4
Summe 228 235 217 175 185
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9. Am 31.Dezember anhdingige Rechtssachen - Zahl der Klager

(2010)

Die anhdngigen Rechtssachen mit den meisten Kldagern

Zahl der Klager

Sachgebiete

327 (15 Rechtssachen)

Statut - Dienstbeziige - Jdhrliche Angleichung der Dienst- und
Versorgungsbeziige der Beamten und sonstigen Bediensteten — Art. 65 des
Anhangs Xl des Statuts — Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1296/2009 des Rates
vom 23. Dezember 2009

169

Statut — Bedienstete der EZB — Reform des Versorgungssystems

35

Statut — EIB — Ruhegehalter - Reform von 2008

26 (3 Rechtssachen)

Statut — Neueinstufung — Bewerber, die vor Inkrafttreten des neuen Statuts in
die Reserveliste eines internen Auswahlverfahrens aufgenommen wurden -
Einstufung in die Besoldungsgruppe nach weniger glinstigen Bestimmungen
- Ubergangsvorschriften des Anhangs XIll des Statuts - Verlust von
Beférderungspunkten

18

Statut — Dienstbezlige - Vertragsbediensteter, der bei einem Sicherheitsdienst
oder bei der Koordinierung in Krisen und Notféllen dienstlich verwendet wird
- Vergitung von Arbeitnehmern, die regelmdBig im Bereitschaftsdienst
eingesetzt sind - Art. 56b des Statuts

16 (2 Rechtssachen)

Statut - Vertragsbediensteter — Klausel Gber die Beendigung des Vertrags fir
den Fall, dass der Bedienstete nicht in die Reserveliste eines Auswahlverfahrens
aufgenommen wurde - Kiindigung des Vertrags eines Bediensteten

14

Statut — Ernennung - Angestellte eines Bewachungsunternehmens - Antrag
auf Zuerkennung der Bediensteteneigenschaft

13

Der Begriff ,Statut” bezeichnet das Statut der Beamten der Europdischen Union und die Beschafti

Statut - Hilfskraft — Bediensteter auf Zeit - Einstellungsbedingungen - Dauer
des Vertrags

gungsbedingungen fiir die sonstigen Bediensteten der Union.

Gesamtzahl der Kldger in allen anhdngigen Rechtssachen

Gesamtzahl der Klager Gesamtzahl der anhangigen Rechtssachen

2006 1652 228

2007 1267 235

2008 1161 217

2009 461 175

2010 812 185
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10. Verschiedenes - Mit Rechtsmitteln beim Gericht angefochtene
Entscheidungen des Gerichts fiir den 6ffentlichen Dienst
(2006-2010)

120 -
100 -
80 -
60 -
40
20 1
0
2006 2007 2008 2009 2010
B Entscheidungen, die mit Rechtsmitteln B Anfechtbare Entscheidungen?
angefochten wurden'
Entscheidungen, die mit Anfechtbare Prozentualer Anteil der Ent- | Prozentualer Anteil der Rechtsmit-
Rechtsmitteln angefochten | Entscheidungen? | scheidungen, die mit Rechts- telverfahren einschlieBlich der
wurden’ mitteln angefochten wurden? | Verfahren der giitlichen Beilegung*
2006 10 39 25,64 % 22,22 %
2007 25 107 23,36 % 21,93 %
2008 37 29 37,37 % 34,91 %
2009 30 95 31,58 % 30,93 %
2010 24 29 24,24 % 21,62 %

Entscheidungen, die von mehreren Parteien mit Rechtsmitteln angefochten wurden, sind nur einmal berick-
sichtigt. Im Jahr 2007 wurden zwei Entscheidungen mit jeweils zwei Rechtsmitteln angefochten.

Urteile und Beschlisse — mit denen die Klage fir unzuldssig, offensichtlich unzulassig oder offensichtlich unbe-
grindet erklart wird, Beschlisse im Verfahren des vorlaufigen Rechtsschutzes, Beschliisse, mit denen die
Hauptsache fir erledigt erklart wird oder mit denen Antrdge auf Zulassung als Streithelfer zurlickgewiesen
werden -, die im Referenzjahr verkiindet oder erlassen wurden.

Esist moglich, dass dieser Prozentsatz fiir ein bestimmtes Jahr nicht der Anzahl der im Referenzjahr ergangenen
mit Rechtsmitteln anfechtbaren Entscheidungen entspricht, da sich die Rechtsmittelfrist tiber ein Kalenderjahr
hinaus bis in das ndchste hinein erstrecken kann.

Das Gericht fiir den 6ffentlichen Dienst bemiiht sich, der Aufforderung durch den Gesetzgeber entsprechend die
glitliche Beilegung der Streitsachen zu erleichtern. Jedes Jahr wird eine ganze Reihe von Rechtssachen auf die-
sem Wege erledigt. Diese Rechtssachen flihren nicht zu,mit Rechtsmitteln anfechtbaren Entscheidungen’, die im
Jahresbericht tblicherweise die Grundlage fiir die Berechnung des ,Prozentsatzes der Entscheidungen, die mit
Rechtsmitteln angefochten wurden” namentlich fiir den Gerichtshof und das Gericht bilden. Da aber der,Prozent-
satz der Entscheidungen, die mit Rechtsmitteln angefochten wurden’, als Wiedergabe des,Anteils beanstandeter
Entscheidungen” eines Gerichts angesehen werden kann, wiirde dieser Prozentsatz die Lage getreuer wiederge-
ben, wenn er nicht nur unter Berlicksichtigung der mit Rechtsmitteln anfechtbaren Entscheidungen errechnet
wirde, sondern auch derjenigen, bei denen dies gerade deshalb nicht der Fall ist, weil durch sie die Streitsache
gltlich beigelegt worden ist. In dieser Spalte wird das Ergebnis dieser Berechnung wiedergegeben.
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Rechtsprechungsstatistiken

11. Verschiedenes - Ausgang der Rechtsmittelverfahren vor dem
Gericht (2006-2010)

30

25

20

15

10

2006 2007

B Zurickweisung des
Rechtsmittels

B Vollstandige oder

2008

teilweise Aufhebung
ohne Zurtckverweisung

2010

[ Vollstandige oder
teilweise Aufhebung
mit Zurlickverweisung

2006 2007 2008 2009 2010

Zurtckweisung des Rechtsmittels 14 21 27
Vollstandige oder teilweise Aufhebung
ohne Zuriickverweisung 4 9 4
Vollstandige oder teilweise Aufhebung mit
Zurlckverweisung 3 1 6

Summe 21 31 37
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Offizielle Besuche

Begegnungen und Besuche

A - Offizielle Besuche und Veranstaltungen beim Gerichtshof,
beim Gericht und beim Gericht fiir den 6ffentlichen Dienst

Gerichtshof

25.und 26. Januar

29. Januar
7. bis 9. Februar

23. Februar

2. Marz

9. Marz

22.und 23. Marz

19. April
19. bis 21. April
26. April

26. bis 28. April

4. Mai

17.und 18. Mai
31. Mai

3. Juni
7.und 8. Juni

9. Juni

14. Juni
20. bis 22. Juni
28.und 29. Juni

1.und 2. Juli

6.und 7. September

20. bis 22. September

7. Oktober

Jahresbericht 2010

Delegation der Judiciary of England and Wales, Scotland and Northern
Ireland

Delegation der spanischen Prasidentschaft der Ratsgruppe ,Gerichtshof”

Delegation des Obersten Gerichtshofs der Vereinigten Staaten von Ame-
rika und von Professoren der SMU Dedman School of Law

Delegation des Rechtsausschusses des Europaischen Parlaments
M. Sef¢ovi¢, Vizeprasident der Europaischen Kommission
A. Merkel, Kanzlerin der Bundesrepublik Deutschland

Seminar fiir Richter und Staatsanwalte der Mitgliedstaaten (Belgien, Bul-
garien, Danemark, Deutschland, Estland, Griechenland, Zypern, Irland,
Lettland, Litauen, Luxemburg, Niederlande, Polen, Portugal und Verei-
nigtes Konigreich)

C. Kart, Botschafter der Republik Tiirkei im GroBherzogtum Luxemburg
Delegation des Verfassungsgerichtshofs der Republik Slowenien

Sitzung der Bevollmachtigten der Mitgliedstaaten und der Organe der
Europdischen Union

Delegationen des Gerichtshofs der Westafrikanischen Wirtschafts- und
Wahrungsunion (UEMOA), des Gerichtshofs der Zentralafrikanischen
Wirtschafts- und Wahrungsgemeinschaft (CEMAC) und des Gerichtshofs
der Westafrikanischen Wirtschaftsgemeinschaft (CEDEAO)

Delegation des Ausschusses Blrgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres
des Europdischen Parlaments

Delegation des Verfassungsgerichtshofs der Republik Tiirkei

P. Etienne, Stiandiger Vertreter der Franzdsischen Republik bei der Euro-
pdischen Union

J.-M. Bockel, Justizstaatssekretar der Franzosischen Republik

Kolloquium und Generalversammlung der Vereinigung der Staatsrate
und der obersten Verwaltungsgerichte der Europdischen Union

H. Trlpel, Berichterstatterin des Haushaltsausschusses des Europdischen
Parlaments

A. Ronchi, Europaminister der Italienischen Republik
Delegation des Hoge Raad des Konigreichs der Niederlande

Delegation des obersten Gerichtshofs der Ehemaligen Jugoslawischen
Republik Mazedonien (FYROM)

Delegation des obersten Gerichtshofs der Republik Kroatien

4. Luxemburger Expertenforum zur Entwicklung des Unionsrechts”
unter Teilnahme der Justizministerin der Bundesrepublik Deutschland
Sabine Leutheusser-Schnarrenberger

Delegation des Obersten Rates der Magistratur und des nationalen Ins-
tituts der Magistratur von Rumanien

T. de Maiziére, Innenminister der Bundesrepublik Deutschland
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Offizielle Besuche

7. Oktober
7. Oktober

12. Oktober
25. Oktober

8. November
8.und 9. November
10. November

15. November

18. November

23. November

24. und 25. November

2. Dezember

Gericht

29. Januar

7. bis 9. Februar
23. Februar

16. Marz

26. April

12. Oktober

27. Oktober
28. Oktober
8. November

8. bis 9. November
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L. Barfoed, Justizminister des Konigreichs Danemark

K. Jager, Botschafter des Fiirstentums Liechtenstein im Konigreich Belgi-
en und bei der Europaischen Union

Standige Delegation des Rates der Europaischen Anwaltschaften (CCBE)
M. Radovi¢, Justizminister von Montenegro, und A. A. Pejovi¢, Botschaf-
ter von Montenegro bei der Europdischen Union

L. Mosar, Prasident der Abgeordnetenkammer des GroBherzogtums
Luxemburg, und Mitglieder des Rechtsausschusses der Abgeordneten-
kammer des Grol3herzogtums Luxemburg

Delegation des EU Select Committee of the House of Lords

A. Pipan, Botschafterin der Republik Slowenien im Konigreich Belgien
und im GroBherzogtum Luxemburg

Seminar flr Richter und Staatsanwalte der Mitgliedstaaten (Tschechi-
sche Republik, Spanien, Frankreich, Italien, Ungarn, Malta, Osterreich,
Rumanien, Slowenien, Slowakei, Finnland und Schweden)

Delegation von Richtern und Staatsanwalten des Konigreichs Saudi-Ara-
bien unter Leitung von Prinz Dr. Bandar bin Salman bin Mohammed Al
Saud, Berater des Konigs, Prasident des Saudi Arbitration Team

M. Manevski, Justizminister der Ehemaligen Jugoslawischen Republik
Mazedonien (FYROM), und Botschafter Nikola Poposki, Leiter der Missi-
on der FYROM bei der Europaischen Union

K. Prost, Ombudsfrau des Ausschusses 1267 des Sicherheitsrats der Ver-
einten Nationen

J.-U. Hahn, stellv. Ministerprasident und Minister fiir Justiz, Integration
und Europa des Landes Hessen (Deutschland)

Besuch einer Delegation der spanischen Prasidentschaft der Ratsgruppe
.Gerichtshof”

Besuch einer Delegation des Obersten Gerichtshofs der Vereinigten
Staaten von Amerika und von Hochschulprofessoren

Besuch einer Delegation des Rechtsausschusses des Europaischen
Parlaments

Besuch einer Delegation der spanischen Comisién nacional de la Com-
petencia (Spanien)

Sitzung der Bevollméachtigten der Mitgliedstaaten und der Organe der
Europadischen Union

Besuch einer Delegation des Rates der Europaischen Anwaltschaften
(CCBE)

Besuch von N. Diamandouros, Europaischer Biirgerbeauftragter
Besuch der Villa Vauban durch Mitglieder der drei Gerichte

Besuch des Prasidenten der Abgeordnetenkammer des GroBherzog-
tums Luxemburg und von Mitgliedern des Rechtsausschusses der Abge-
ordnetenkammer des Grof3herzogtums Luxemburg

Besuch einer Delegation des EU Select Committee of the House of Lords
(Vereinigtes Konigreich)
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24.und 25. November Besuch von K. Prost, Ombudsfrau des Ausschusses 1267 des Sicherheits-
rats der Vereinten Nationen

2. Dezember Besuch von J.-U. Hahn, stellv. Ministerprasident und Minister flr Justiz,
Integration und Europa des Landes Hessen (Deutschland)

Gericht fiir den offentlichen Dienst

25. Marz Besuch von M. de Sola Domingo, Leiterin der Schlichtungsstelle der Eu-
ropdischen Kommission

20. April Besuch von A. Schneebalg, Rechtsanwalt und Mediator

30. September Besuch von A. Zack, Prasident des Dienstgerichts der Asiatischen
Entwicklungsbank

1. Oktober Kolloquium zum flinfjdhrigen Jubildaum des Gerichts flr den 6ffentlichen
Dienst

26. Oktober Besuch von N. Diamandouros, Europdischer Biirgerbeauftragter
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Studienbesuche Begegnungen und Besuche

B - Studienbesuche (2010)

1.  Aufgegliedert nach Art der Gruppen

Zahl der Gruppen

Andere
10,76 % Nationale Richter und
Staatsanwalte
Nationale Beamte 20,86 %
8,44 %
Rechtsanwilte/
Rechtsberater
12,75%
Studf:nten/ Hochschullehrer der
Praktikanten Rechtswissenschaft
Diplomaten/
Parlamentarier
232%
[ ~ L = [}
2 23 $ie 2@ 5 E
£ 3 T © = '5 = 9 8 O ‘E =9 [] €
o= R 397y st € cE @ 2
348 £8& £z £§ § 2 S & T 2
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S [~ 0 ="'S — -
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Zahl der
Gruppen 126 77 25 14 246 51 65 604
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Studienbesuche
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Begegnungen und Besuche Studienbesuche

3. Studienbesuche — Nationale Richter und Staatsanwalte (2010)

Kolloquium
BE 8 DK 4 IE 4 FR 16 Lv 2 HU 8 AT 6 RO 8 Fl 4
BG 3 DE 17 EL 7 IT 19 LT 4 MT 1 PL 16 Sl 2 SE 5

CzZ 8 EE 2 ES 12 CYy 2 LU 2 NL 7 PT 8 SK 4 UK 11

Gesamtsumme 190

4, Entwicklung der Zahl und der Art der Besucher (2007-2010)

8000 -
7 000
6 000 -
5000 A
4000 -
3000
2000 A
1000 -
0
2007 2008 2009 2010
Nationale Richter und B Rechtsanwilte/Rechtsberater Hochschullehrer der
Staatsanwalte Rechtswissenschaft
Diplomaten/Parlamentarier B Studenten/Praktikanten M Nationale Beamte
B Andere
Zahl der Besucher
) T x g, -3 @
25 §% 53¢ §% T8 @ £
© 33 23 =4 = g c - o
S c c? S &< S c c s S g 7] 7
cCuUwm g2 90 Y =T o =< I -] =
BEL £EX ¥&s 2E TE 53 g £
Z23 Se s 3 23 é © z® < o
5 2= 23 & & S
2007 1719 2025 157 213 7178 1111 1206 13 609
2008 2463 1219 156 262 7 053 1016 1854 14023
2009 2037 1586 84 193 6 867 870 2078 13715
2010 2087 1288 47 146 6 607 830 1507 12512
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Feierliche Sitzungen

Begegnungen und Besuche

C - Feierliche Sitzungen

1. Februar

8. Marz

15. Marz

3. Mai

10. Juni

28. Juni

13. September

6. Oktober

25. Oktober

26. November

Jahresbericht 2010

Feierliche Sitzung zum Gedenken an Generalanwalt Damaso Ruiz-Jarabo
Colomer

Feierliche Sitzung zum Gedenken an die ehemaligen Mitglieder des Ge-
richtshofs Lord Slynn of Hadley, K. Bahlmann und M. Diez de Velasco

Feierliche Sitzung zum Gedenken an den ehemaligen Kanzler des Ge-
richts erster Instanz Hans Jung

Feierliche Verpflichtung des Prasidenten und der Mitglieder der Euro-
paischen Kommission in Anwesenheit SS.KK.HH. des Gro3herzogs und
der GroBherzogin sowie des Prasidenten des Europdischen Parlaments
J. Buzek

Feierliche Sitzung anldsslich des Ausscheidens von Richter C. W. A. Tim-
mermans aus dem Amt und seiner Verabschiedung und des Amtsan-
tritts von S. Prechal als Richterin beim Gerichtshof

Feierliche Sitzung anldsslich der feierlichen Verpflichtung neuer Mitglie-
der des Europaischen Rechnungshofs

Feierliche Sitzung anldsslich des Ausscheidens von Richter A. W. H. Meij
aus dem Amt und seiner Verabschiedung sowie des Amtsantritts von
M. van der Woude als Richter am Gericht

Feierliche Sitzung anldsslich des Ausscheidens von Richter P. Kiris
aus dem Amt und seiner Verabschiedung sowie des Amtsantritts von
E. Jarasitnas als Richter am Gerichtshof sowie des Ausscheidens des
Kanzlers des Gerichtshofs R. Grass aus dem Amt und seiner Verab-
schiedung sowie des Amtsantritts von A. Calot Escobar als Kanzler des
Gerichtshofs

Feierliche Sitzung anlasslich der feierlichen Verpflichtung von C. Ash-
ton, Vizeprasidentin der Europdischen Kommission, Hohe Vertreterin
der Union fiir AuBBen- und Sicherheitspolitik, und von N. Diamandouros,
Europaischer Birgerbeauftragter, sowie des Ausscheidens von Richter
M. Vilaras aus dem Amt und seiner Verabschiedung sowie des Amtsan-
tritts von D. Gratsias als Richter am Gericht

Feierliche Sitzung anlasslich des Ausscheidens von Richter V. M. Ciuca
aus dem Amt und seiner Verabschiedung sowie des Amtsantritts von
A. Popescu als Richter am Gericht
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Teilnahme an offiziellen Veranstaltungen

Begegnungen und Besuche

D - Besuche oder Teilnahme an offiziellen Veranstaltungen

Gerichtshof

4. Januar

11. Januar
14. Januar
18. Januar

29. Januar

29. Januar
4. bis 6. Februar

8. Februar

9. Februar

12. Februar
7. bis 11. Marz

15. Marz

18. Marz

19. Marz

14. April

17.und 18. April

Jahresbericht 2010

Vertretung des Gerichtshofs beim Neujahrsempfang der Cour de cassa-
tion in Brussel

Vertretung des Gerichtshofs beim Neujahrsempfang des Conseil d'Etat
in Brissel

Vertretung des Gerichtshofs bei den Feierlichkeiten zum 90-jahrigen Ju-
bildum des obersten Gerichtshofs der Republik Estland in Tartu

Vertretung des Gerichtshofs bei der feierlichen Er6ffnung des Gerichts-
jahrs der Cour d'appel in Paris

Teilnahme einer Delegation des Gerichtshofs am Seminar,The Conven-
tion is yours” und an der feierlichen Sitzung des Europaischen Gerichts-
hofs flir Menschenrechte in Stra3burg

Vertretung des Gerichtshofs bei der Veranstaltung zur Eréffnung des Ge-
richtsjahrs der Corte Suprema di Cassazione in Rom

Besuch einer Delegation des Gerichtshofs beim Schweizerischen Bun-
desgericht in Lausanne

Vertretung des Gerichtshofs an der offiziellen Feier zum 15. Jahrestag
des Beitritts der Republik Finnland zur Europdischen Union auf Einla-
dung des Leiters der Vertretung der Europaischen Kommission in Finn-
land Eikka Kosonen, Helsinki

Vertretung des Gerichtshofs am Rechtspolitischen Neujahrsempfang
2010 auf Einladung der Justizministerin der Bundesrepublik Deutsch-
land Sabine Leutheusser-Schnarrenberger in Berlin

Delegation des Gerichtshofs beim Neujahrsempfang am gro3herzogli-
chen Hof

Vertretung des Gerichtshofs beim 10. Kongress der Internationalen Ver-
einigung der obersten Verwaltungsgerichte, Sydney

Teilnahme des Prasidenten des Gerichtshofs an der vom Europaischen
Ausschuss fiir soziale Rechte veranstalteten Anhérung des Prasidenten
des Europaischen Gerichtshofs flir Menschenrechte Jean-Paul Costa in
StraBburg

Vertretung des Gerichtshofs bei einer vom Ausschuss flir Konstitutio-
nelle Fragen des Europaischen Parlaments veranstalteten Anhérung zu
den,Institutionellen Aspekten des Beitritts der Europaischen Union zur
Europdischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grund-
freiheiten” in Brissel

Teilnahme des Prasidenten des Gerichtshofs am Kolloquium des Netz-
werks der Prasidenten der obersten Gerichte der Europdischen Union
zu dem Thema ,Praktische Aspekte der Unabhdngigkeit der Justiz” in
Dublin

Vertretung des Gerichtshofs bei der Generalversammlung des Verfas-
sungsgerichtshofs in Warschau

Vertretung des Gerichtshofs bei den Feierlichkeiten zur Beisetzung des
Prasidenten der Republik Polen Lech Kaczyniski in Warschau
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Begegnungen und Besuche

Teilnahme an offiziellen Veranstaltungen

23. April

8. bis 10. Mai

9. Mai

19. bis 22. Mai

3.und 4. Juni

6. bis 8. Juni

10. Juni
23. Juni

1. Juli

24. Juli

16. August

17. September

26.und 27. September
1. Oktober
1. Oktober
3. Oktober

21. bis 23. Oktober

22.und 23. Oktober
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Vertretung des Gerichtshofs bei der Jahresversammlung der EELA (Euro-
pean Employment Lawyers Association) in Luxemburg

Teilnahme des Prasidenten des Gerichtshofs an einem Besuch in
Prag und Brno auf Einladung der Prasidentin des Obersten Gerichts-
hofs der Tschechischen Republik lva Brozova mit einer Vertretung des
Gerichtshofs

Vertretung des Gerichtshofs bei der Feier zum 60. Jahrestag der Er-
klarung von Robert Schuman am Sitz des Europaischen Parlaments in
StraBBburg

Vertretung des Gerichtshofs bei der internationalen Konferenz des ICEF
(International Court of the Environmental Foundation) zum Thema,Glo-
bal Environmental Governance” in Rom

Vertretung des Gerichtshofs bei der Sitzung der Generalversammlung
des European Network of Councils for the Judiciary zum Thema ,Hin zu
einer europaischen Rechtspflegekultur” in London

Vertretung des Gerichtshofs beim Kolloquium ,Preventing backlog in
administrative justice” und bei der Sitzung des Verwaltungsrats und der
Generalversammlung der Vereinigung der Staatsrate und obersten Ver-
waltungsgerichte in Luxemburg

Vertretung des Gerichtshofs bei den Feierlichkeiten zum 25-jahrigen Be-
stehen des Verfassungsgerichtshofs der Republik Polen in Warschau

Luxemburgischer Nationalfeiertag, Feierliches Te Deum und anschlie-
Bender Empfang am groBBherzoglichen Hof

Vertretung des Gerichtshofs bei der Beisetzung des ehemaligen Prasi-
denten der Republik Litauen A. Brazauskas in Vilnius

Empfang des Prasidenten der Hellenischen Republik anlasslich des
36. Jahrestags der Restitution der Republik in Athen

Vertretung des Gerichtshofs bei der Beisetzung des ehemaligen Prasi-
denten der Republik Malta G. de Marco in Valletta

Vertretung des Gerichtshofs bei der Konferenz REGLEG (,Access of re-
gions with legislative powers to the European Court of Justice”) in
Saragossa

Offizieller Besuch einer Delegation des Gerichtshofs beim Bundesverfas-
sungsgericht in Karlsruhe

Vertretung des Gerichtshofs beim Opening of the Legal Year auf Einla-
dung des Lord Chancellor in London

Vertretung des Gerichtshofs beim ,Jubildum — 90-jahriges Bestehen der
Bundesverfassung Osterreichs” in Wien

Vertretung des Gerichtshofs bei den Feierlichkeiten zum ,Tag der Deut-
schen Einheit” in Bremen

Offizieller Besuch bei den obersten Gerichten der Slowakischen Repub-
lik auf Einladung des Prasidenten des obersten Gerichtshofs der Slowa-
kischen Republik Stefan Harabin und Treffen mit Vertretern des Parla-
ments und der Regierung in Bratislava

Vertretung des Gerichtshofs bei der vom Institut universitaire internati-
onal Luxembourg veranstalteten Konferenz,Criminal Justice in Europe:
Challenges, Principles and Perspectives” in Luxemburg
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Teilnahme an offiziellen Veranstaltungen

Begegnungen und Besuche

3. bis 6. November

18. November

18. November

18. November

22. November

25. November

Gericht

1. Januar
14. Januar
9. Februar
12. Februar

9. April

16. bis 18. April
12. Mai
1. Juni

23. Juni

24. Juli

16. bis 19. September

Jahresbericht 2010

Teilnahme am 24. FIDE-Kongress in Madrid

Vertretung des Gerichtshofs bei der feierlichen Sitzung anlasslich des
130-jahrigen Bestehens des Obersten Kassationsgerichtshofs der Repu-
blik Bulgarien in Sofia

Vertretung des Gerichtshofs bei der von der Europdischen Kommission
(Generaldirektion Umwelt) veranstalteten ,Conference for the 25" anni-
versary of the EIA Directive” in Léwen

Vertretung des Gerichtshofs bei der feierlichen Einflihrung von Robert
Biever in sein Amt als Procureur général d’Etat de la Cour supérieure de
justice de Luxembourg

Vertretung des Gerichtshofs bei der Sitzung des Verwaltungsrats der Ver-
einigung der Staatsrate und obersten Verwaltungsgerichte der Europai-
schen Union in Brissel

Vertretung des Gerichtshofs bei der auf3erordentlichen akademischen
Sitzung anlasslich des 40-jahrigen Bestehens der Fondation du Mérite
Européen in Luxemburg

Vertretung des Gerichts beim traditionellen Neujahrsempfang des Prési-
denten der Republik Malta in Valletta

Vertretung des Gerichts bei den Feierlichkeiten zum 90-jahrigen Beste-
hen des Obersten Gerichtshofs der Republik Estland in Tartu

Vertretung des Gerichts beim Rechtspolitischen Neujahrsempfang 2010
der Justizministerin der Bundesrepublik Deutschland in Berlin

Vertretung des Gerichts im Rahmen einer Delegation des Gerichtshofs
beim Neujahrsempfang am gro3herzoglichen Hof

Vertretung des Gerichts bei dem von der Prasidentin des Richterrats
der Republik Litauen zum 20. Jahrestag der Restitution des litauischen
Staates und 15. Jahrestag der Wiedereinsetzung des Berufungsgerichts
der Republik Litauen und der Bezirksgerichte veranstalteten feierlichen
Richterkongress in Vilnius

Vertretung des Gerichts bei der nationalen Trauerfeier flir den Prasiden-
ten der Republik Polen Lech Kaczynski und seine Gattin

Teilnahme an dem von der Comision Nacional de la Competencia veran-
stalteten ,Dia Europeo de la Competencia” in Madrid

Vertretung des Gerichts beim Empfang des Prasidenten der Italienischen
Republik zum Nationalfeiertag in Rom

Vertretung des Gerichts beim feierlichen Te Deum und anschlie-
Benden Empfang am groBherzoglichen Hof zum luxemburgischen
Nationalfeiertag

Vertretung des Gerichts beim Empfang des Prasidenten der Helleni-
schen Republik anldsslich des 36. Jahrestags der Restitution der Repub-
lik in Athen

Teilnahme an dem vom Forschungsinstitut,Mentor group’, Boston, veran-
stalteten,,Seminar for the EU and US judiciary” unter der Schirmherrschaft
des Richters am Obersten Gerichtshof der Vereinigten Staaten von Ameri-
ka Justice Antonin Scalia und des Richters A. Borg Barthet in Berlin
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Begegnungen und Besuche

Teilnahme an offiziellen Veranstaltungen

1. Oktober

1. Oktober

3. Oktober

22.und 23. Oktober

28. bis 29. Oktober

3. bis 6. November
25. November

6. Dezember

Vertretung des Gerichts bei der Festveranstaltung zum 90-jahrigen Be-
stehen der Verfassung der Republik Osterreich

Vertretung des Gerichts bei der Festveranstaltung zur Er6ffnung des Ge-
richtsjahrs in der Westminster Abbey, London

Vertretung des Gerichts beim Empfang des Prasidenten der Bundesre-
publik Deutschland zum Nationalfeiertag

Vertretung des Gerichts bei der vom Institut universitaire international
Luxembourg veranstalteten Konferenz,Criminal Justice in Europe: Chal-
lenges, Principles and Perspectives” in Luxemburg

Vertretung des Gerichts bei der feierlichen Sitzung zur Amtseinfiihrung
von R. Grass als Conseiller bei der Cour de cassation in Anwesenheit des
Prasidenten der Cour de cassation in Paris

Vertretung des Gerichts beim 24. FIDE-Kongress in Madrid

Vertretung des Gerichts bei der au3erordentlichen akademischen Sit-
zung anldsslich des 40-jahrigen Bestehens der Fondation du Mérite Eu-
ropéen in Luxemburg

Vertretung des Gerichts beim offiziellen Empfang der Prasidentin der

Republik Finnland und ihres Gatten zur Feier der Unabhdngigkeit der
Republik Finnland

Gericht fiir den offentlichen Dienst

23. Marz

15. Dezember

16. Dezember
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Teilnahme von Kanzlerin W. Hakenberg am Symposium zum 30-jahrigen
Bestehen des Dienstgerichts der Weltbank in Washington

Treffen der Richter Tagaras und Kreppel mit den Richtern des Dienstge-
richts der Vereinten Nationen in Genf

Besuch von Richter Kreppel beim Dienstgericht der Weltarbeitsorganisa-
tion in Genf
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Organigramm (Kurzfassung)
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+  beiden Vertretungen und Delegationen der Europdischen Kommission.
Die entsprechenden Kontaktdaten finden sich unter http://ec.europa.eu
oder kdnnen per Fax unter der Nummer +352 2929-42758 angefragt werden.

Kostenpflichtige Veroéffentlichungen:

«  Uberden EU Bookshop (http://bookshop.europa.eu).

Kostenpflichtige Abonnements (wie z. B. das Amtsblatt der Europdiischen Union oder
die Sammlungen der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europdischen Union):

«  Uber eine Vertriebsstelle des Amts fiir Verdffentlichungen der Europdischen Union
(http://publications.europa.eu/eu_bookshop/index_de.htm).




QD-AG-11-001-DE-C




	Inhaltsverzeichnis
	Vorwort des Präsidenten des Gerichtshofs Vassilios Skouris   
	Kapitel I — Der Gerichtshof
	A	–	Entwicklung und Tätigkeit des Gerichtshofs im Jahr 2010 	 
	B	–	Rechtsprechung des Gerichtshofs im Jahr 2010 	 
	C – Zusammensetzung des Gerichtshofs   
	1.	Mitglieder des Gerichtshofs 	 
	2.	�Änderungen der Zusammensetzung des Gerichtshofs im Jahr 2010 	 
	3.	Protokollarische Rangfolge 	 
	4.	Ehemalige Mitglieder des Gerichtshofs 	 

	D	–	Rechtsprechungsstatistiken des Gerichtshofs 	 

	Kapitel II — Das Gericht
	A	–	Tätigkeit des Gerichts im Jahr 2010 	 
	B	–	Zusammensetzung des Gerichts 	 
	1.	Mitglieder des Gerichts 	 
	2.	Änderungen der Zusammensetzung des Gerichts im Jahr 2010 	 
	3.	Protokollarische Rangfolge 	 
	4.	Ehemalige Mitglieder des Gerichts 	 

	C	–	Rechtsprechungsstatistiken des Gerichts 	 

	Kapitel III — Das Gericht für den öffentlichen Dienst
	A	–	Tätigkeit des Gerichts für den öffentlichen Dienst im Jahr 2010 	 
	B	–	Zusammensetzung des Gerichts für den öffentlichen Dienst 	 
	1.	Mitglieder des Gerichts für den öffentlichen Dienst 	 
	2.	�Änderungen der Zusammensetzung des Gerichts für den öffentlichen Dienst im Jahr 2010 	 
	3.	Protokollarische Rangfolge 	 
	4.	Ehemaliges Mitglied des Gerichts für den öffentlichen Dienst 	 

	C	–	�Rechtsprechungsstatistiken des Gerichts für den öffentlichen Dienst 	 

	Kapitel IV — Begegnungen und Besuche
	A	–	�Offizielle Besuche und Veranstaltungen beim Gerichtshof, beim Gericht und beim Gericht für den öffentlichen Dienst 	 
	B – Studienbesuche (2010)   
	1.	Aufgegliedert nach Art der Gruppen 	 
	2.	Studienbesuche – Aufgegliedert nach Mitgliedstaaten (2010) 	 
	3.	Studienbesuche – Nationale Richter und Staatsanwälte (2010) 	 
	4.	Entwicklung der Zahl und der Art der Besucher (2007–2010) 	 

	C	–	Feierliche Sitzungen 	 
	D	–	Besuche oder Teilnahme an offiziellen Veranstaltungen 	 

	Organigramm (Kurzfassung) 	



